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D. J.-Ztg. = Deutsche Juristenzeitung. 
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StGB. = Strafgesetzbuch. 
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Einleitung. 

Die menschliche Gesellschaft hat das Recht auf Schutz vor 
den Angriffen gefährlicher Individuen. Der Staat muß daher mit 
der gleichen Bestimmtheit und Energie gegen alle von Menschen 
herrührenden Angriffe auf die Sicherheit der Rechtsordnung und 
des gesellschaftlichen Friedens reagieren, sei nun der Täter geistig 
normal oder nicht. Die geistige Abnormität wird natürlich den 
größten Einfluß auf die Art der Reaktion ausüben, nicht aber auf 
ihre Energie. 

Ist der Täter infolge seines psychischen Zustandes davor 
bewahrt, für sein Delikt bestraft zu werden, so erlischt dadurch 
der Schutzanspruch der Gesellschaft noch keineswegs. Die Mittel, 
diesem Anspruch Geltung zu verschaffen, bestehen in Maßnahmen, 
die aufs tiefste in das Leben des Störenfrieds eingreifen, die ihn 
für so lange unschädlich machen, als sein gefährlicher Zustand 
dauert. Es sind dies die sichernden Maßnahmen der neuen 
Strafgesetz-Vorentwürfe. 

Abgrenzung des Arbeitsgebietes. 

Eine Forderung der modernen Kriminalpolitik geht dahin, 
allen Gemeingefährlichen gegenüber die Gesellschaft zu sichern 
ohne Rücksicht darauf, ob der betreffende Mensch seine Gefähr¬ 
lichkeit bereits durch eine strafbare Tat manifestiert hat oder 
nicht. Die sM sollen demnach verhängt werden, sobald der ge¬ 
fährliche Zustand einer Person in irgend welcher Weise bestätigt 
wird, obwohl diese Person kein damit zusammenhängendes Ver¬ 
brechen begangen hat. Sie sollen reine Präventivmaß¬ 
regeln sein. 
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Es ist klar, daß diese Forderung über das Gebiet der Straf¬ 
rechtspflege hinausgeht, wenn sie auch dort die größte Wichtigkeit 
besitzt. Eine künftige Spezialgesetzgebung wird es sich zu ihrer 
Aufgabe machen müssen, diese Fragen in ihrem ganzen Umfange 
zu regeln. Entwürfe zu einer derartigen Gesetzgebung finden 
sich bereits in Deutschland 1 ). In der Schweiz wird man aber 
wohl erst auf Grund einer einheitlichen Irrengesetzgebung an eine 
befriedigende Lösung des Gesamtproblems herantreten können. 

Die vorliegende Arbeit befaßt sich nur mit den ver¬ 
brecherischen Geisteskranken, d. h. mit jenen Menschen, 
die im Zustande der Geisteskrankheit eine verbrecherische Hand¬ 
lung begangen haben und deshalb außer Verfolgung gesetzt, 
freigesprochen oder milder bestraft worden sind. Unbeachtet 
bleibt demnach die Frage nach der Behandlung der geistes¬ 
kranken Verbrecher, d. h. jener Menschen, die im Verlaufe 
des Strafverfahrens oder des Strafvollzuges von einer Geistes¬ 
krankheit befallen werden. 

Weiterhin scheiden aus der Arbeit aus die Maßnahmen gegen¬ 
über gefährlichen geisteskranken Jugendlichen und gegenüber 
gefährlichen kriminellen Trinkern, sofern die letzteren nicht da¬ 
neben wegen einer geistigen Störung für ihre Tat nicht verant¬ 
wortlich gemacht werden können. Ebenso werden von vornherein 
aus der Gruppe der vermindert Zurechnungsfähigen die Gewohn¬ 
heitsverbrecher eliminiert. 

Um den Hauptpunkt der Arbeit, die Behandlung gemein¬ 
gefährlicher anomaler Rechtsbrecher, recht herausarbeiten zu 
können, werden die theoretischen Erörterungen über die Natur 
der sM und über die Begriffe der Unzurechnungsfähigkeit, ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit und Gemeingefährlichkeit nur 
insoweit ausgeführt, als sie für die Arbeit von grundlegender 
Bedeutung sind. 

Es ist wohl begreiflich, daß in einem Gebiet, in welchem 
Juristen und Mediziner in gleichem Maße interessiert sind, viele 
Meinungsverschiedenheiten, sowohl theoretischer als auch prak¬ 
tischer Natur bestehen. Die vorliegende Arbeit erhebt nun keines¬ 
wegs den Anspruch, diesen Widerstreit der /Meinungen zu be¬ 
seitigen; sie stellt vielmehr nur einen. Versuch dar, das Gemisch 
der vielen erhobenen Fragen und Meinungen etwas zu konzen¬ 
trieren, um auf diese Weise eine Grundlage für die Weitere Ent¬ 
wicklung zu schaffen. 

~Liszt, Mschr. 1. S. 242 ff.; Oetker, MIKV 12, S. 58 ff. 


Digitized by Google 


Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



6 


Adolf Asper 


Digitized by 


I. Teil. 

Die Mängel des heutigen Gesellschaftsschutzes gegenüber gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Geisteskranken in kasuistischer Dar¬ 
stellung. 

An Hand von 19 aktenmäßig dargestellten Fällen soll ge¬ 
zeigt werden, in welch mangelhafter Weise die menschliche 
Gesellschaft in der Gegenwart vor Personen geschützt wird, die 
in einem geistig abnormen Zustande ein Verbrechen verübt haben 
und dann vom Strafrichter entweder wegen Unzurechnungsfähig¬ 
keit freigesprochen oder wegen verminderter Zurechnungsfähig¬ 
keit milder bestraft worden sind. 

Die Fehlerquellen bei der praktischen Durchführung der 
Gesellschaftssicherung lassen sich in folgende Gruppen einteilen: 

1. Fehler in mangelndem Zusammenarbeiten vonJurist 

und Irrenarzt. 

Dem Psychiater wird z. B. vom Untersuchungsbeamten eine 
Fragestellung vorgelegt, mit der er nichts anzufangen weiß. Es 
soll sogar Vorkommen, daß der Untersuchungsbeamte oder Richter 
sich überhaupt nicht die Mühe nimmt, eine genaue Fragestellung 
auszuarbeiten, sondern einfach die „Begutachtung des Delin¬ 
quenten“ verlangt. In einem solchen Fall ist es nicht verwunder¬ 
lich, wenn der Irrenarzt manchmal gerade die wichtigsten Fragen 
nicht beantwortet, weil ihm eben eine Richtlinie für sein Gut¬ 
achten fehlt. 

2. Fehler im Mangel einer richtigen Anstalt. 

Die heutigen Irrenanstalten mit ihren krankenhausähnlichen 
Einrichtungen sind zur Verwahrung der gefährlichen Geistes¬ 
kranken oft ganz ungeeignet. Immer wieder gelingt es diesen, 
aus der Anstalt auszubrechen und die Gesellschaft von neuem 
zu gefährden. 

3. Fehler in der Durchführung der Maßnahme durch 
die Verwaltungsbehörden, insbesondere bei der Ent¬ 
lassung. 

Die Gemeindebehörden, die die Kosten für die Verwahrung 
eines gefährlichen geisteskranken Gemeindebürgers zu tragen 
haben, lassen sich zu oft von rein fiskalischen Gesichtspunkten 
leiten. Sie wählen eine ganz unrichtige Anstalt (z. B. Armen- 
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haus), um einen geringem Pensionspreis bezahlen zu müssen. 
Oder dann verweigern sie einfach die Zahlung der Verpflegungs¬ 
kosten in einer Irrenanstalt. Da die betreffenden Gemeindebehörden 
nach manchen kantonalen Gesetzgebungen nicht zur Zahlung 
gezwungen werden können, so wird der gefährliche Geisteskranke 
wieder auf die Gesellschaft losgelassen und erhält von neuem 
Gelegenheit, seine Gefährlichkeit zu manifestieren. 

1 . 

A. D. von M. 

D. wurde im Dezember 1908 in Zürich verhaftet auf Grund einer 
Strafklage wegen Betruges und Unterschlagung. Da der Untersuchungs¬ 
beamte über die Zurechnungsfähigkeit des Angeschuldigten Zweifel 
hegte, veranlaßte er dessen Überführung in die Irrenanstalt Burghölzli 
zwecks Begutachtung seines Geisteszustandes. Es ergab sich nun 
folgendes: 

D. zeigte schon in früher Jugend gewisse Charakterzüge, die ihn 
in den Augen seiner Angehörigen als nicht normal erscheinen ließen. 
Schon als Knabe stand er unter dem Einflüsse phantastischer Grübeleien, 
mied jede jugendliche Geselligkeit und zeigte eine für Kinder unnatür¬ 
liche Religiosität. 

Als er später ein Seminar in Zürich besuchte, entfaltete sich seine 
degenerative Anlage immer stärker und äußerte sich in krankhaften 
Prahlereien und Lügen, daneben auch in religiöser Exzentrizität. Von 
diesem Zeitpunkt an machten sich bei D. auch schon direkt antisoziale 
Neigungen bemerkbar, indem er die Wohltätigkeit eines Wohltäters auf 
unverschämte Weise auszubeuten suchte und das erschlichene Geld in 
unvernünftiger Weise verschwendete. 

Vom Seminar ausgeschlossen und ins Elternhaus zurückgekehrt, 
war D. zu keiner richtigen Arbeit zu bewegen. Plötzlich erklärte er 
seinen Eltern, er gehe nach Barmen ins Missionshaus. Trotz ihres 
Abratens reiste er ab, kehrte aber schon nach acht Tagen wieder zu¬ 
rück, wurde in Zürich Heilsarmeeagitator und fuhr schließlich nach M. 
in eine Gebetsheilanstalt. 

Kurz darauf tauchte in D. der Wunsch auf, Pfarrer zu werden. 
Sofort reiste er nach Sch. und trat in das dortige Gymnasium ein. 

Hier fand nun die pathologische Prahlsucht des D. ihre weitere 
Ehtwicklung. Man sah ihn in den verschiedensten Rollen auftreten: 
als Millionärssohn, Bräutigam eines hochstehenden Fräuleins, Missionar, 
Wohltäter, Theologieprofessor usw. Daneben ließ er sich aber nicht 
abhalten, einen Wohltäter, der ihn längere Zeit reichlich mit Geld unter¬ 
stützt hatte, zu beschwindeln und zu betrügen. ♦ 

Zuletzt, im Jahre 1902, ließ er sich zu Handlungen hinreißen, 
durch welche er in eine Strafuntersuchung verwickelt wurde. Da dem 
Untersuchungsbeamten die Zurechnungsfähigkeit des D. zweifelhaft 
schien, wurde er zwecks Beobachtung in der Anstalt W. untergebracht. 
Der Psychiater kam zum Schlüsse, daß der D. an konstitutioneller 
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Geistesstörung mit Pseudologia phantastica und zeitweiligen Wahn¬ 
vorstellungen leide, die sein Handeln teils beeinflußten, teils beherrschten. 
Die Strafuntersuchung wurde sistiert, der D. aber wegen Gemeingefähr¬ 
lichkeit den Behörden des Heimatkantons zur Versorgung in einer Irren¬ 
anstalt empfohlen. D. kam nun in eine Privatanstalt, wurde aber nach 
kurzer Zeit auf Veranlassung der Heimatgemeinde entlassen. 

Seit dem Frühjahr 1907 hielt sich D. in Z. auf und setzte hier 
sein Schwindler- und Hochstaplerleben fort. Er nannte sich Dr. med. 
et phil. et jur. und ließ ein gedrucktes Vorwort verbreiten zu 
einem „Handbuch der Physiologie des Menschen für Fachgelehrte in 
11 Bänden“. Diese Druckschrift ist geradezu sprechend für den ano¬ 
malen Geisteszustand des D., denn das Handbuch existierte nur in 
seiner Phantasie. Daneben scheute er sich nicht, unter falschen An¬ 
gaben Darlehen zu erschwindeln und anvertraute Gelder zu unterschlagen, 
bis er wieder in Strafuntersuchung geriet. 

Das von der Leitung des Burghölzli erstattete psychiatrische Gut¬ 
achten kam gleichfalls zum Schlüsse, daß D. an einer angebornen 
unheilbaren Geisteskrankheit (pseudologia phantastica) und moralischem 
Defekt leide. Im Gutachten wurde ferner ausdrücklich bemerkt, daß D. be¬ 
vormundet und dauernd in eine Irrenanstalt eingewiesen werden sollte. 

Während seiner Internierung im Burghölzli gelang es dem D. im 
Juli 1909, mit Hilfe und in Begleitung eines Wärters aus der Anstalt 
zu entweichen. Schon wenige Tage darauf konnte er wieder aus B. ein ¬ 
gebracht werden. Vom Bezirksrat Z. wurde über D. ordentliche Vormund¬ 
schaft eingeleitet. Er selbst wurde wegen seiner Gemeingefährlichkeit 
iin Burghölzli belassen. Es' stellte sich nun aber heraus, daß D. kein 
Vermögen besaß, um die Verpflegungskosten weiter bezahlen zu können. 
Seine Angehörigen weigerten sich, etwas für ihn zu tun. Deshalb be¬ 
schloß der zürch. Regierungsrat, den D. zwecks dauernder Versorgung 
den Behörden des Heimatkantons zuzuführen und ihm wegen seiner 
Gemeingefährlichkeit die Niederlassung im Kanton Zürich zu entziehen. 

Auf Anordnung der Heimatgemeinde wurde D. in die offene An¬ 
stalt N. verbracht. Sobald die Regierung des Kantons Zürich von 
dieser Transferierung Kenntnis erhielt, erhob sie sofort Einsprache bei 
der Regierung des Kantons G., daß D. aus sicherheitspolizeilichen 
Gründen unbedingt in einer geschlossenen Anstalt unterzubringen sei. 
Die Regierung des Kantons G. leitete ihrerseits unverzüglich die nötigen 
Schritte ein, aber bis die Armenpflege von M. einen definitiven Be¬ 
schluß gefaßt hatte, war D. längst aus der Anstalt N. entwichen. Er 
trieb sich eine Zeit lang in der Schweiz herum und suchte neue 
Schwindeleien zu begehen, bis man ihn wieder erwischte und in der 
Anstalt W. internierte. 

Nach kaum zwei Monaten wurde D. aber schon wieder aus der 
Anstalt entlassen, da ein Buchhändler M. aus B. die Haftung für all¬ 
fällig erwachsenden Schaden aus der Freilassung des D. übernommen 
hatte. In ganz unerklärlicher Weise hatte die • Heimatgemeinde, der 
doch die Gemeingefährlichkeit des D. genau bekannt war, zu diesem 
Vorgehen ihre Einwilligung gegeben. In B., wo sich D. nun in 
der nächsten Zeit aufhielt, wußte er nichts Besseres zu tun, als im 
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Verein mit seinem Befreier M. Darlehnschwindeleien in großem Maß¬ 
stabe auszuführen. Während der gegen ihn und seinen Gehilfen an¬ 
gehobenen Strafuntersuchung wurde D. der Anstalt F. zur Begutachtung 
überwiesen. Auch dieses Gutachten kam zum Schlüsse, daß D. ge¬ 
meingefährlich und unbedingt dauernd in einer geschlossenen Anstalt 
zu verwahren sei. 

Das Polizeidepartement des Kantons B. sah sich veranlaßt, die 
Übernahme und dauernde Versorgung des D. durch die heimatlichen 
Behörden zu verlangen. Gleichzeitig wurde- nochmals ganz energisch 
auf die Gemeingefährlichkeit des D. hingewiesen und dabei betont, 
daß die Folgen einer verfehlten Versorgung unberechenbar und nicht 
mehr zu entschuldigen sein würden. 

Auf Anordnung der heimatlichen Armenpflege wurde D. in der 
Anstalt in H. untergebracht. 

Im Juli 1911 mußte aber D. wieder aus der Anstalt entlassen 
werden, und zwar wiederum auf Veranlassung der Armenpflege M. 
Die Anstaltdirektion warnte nochmals ausdrücklich vor einer Entlassung. 
Auch die heimatliche Regierungsbehörde erhob Einsprache gegen das 
Vorgehen der Armenpflege M., erklärte sich dann aber für inkompetent, 
den D. gegen den Willen der zahlenden Gemeindebehörde in der An¬ 
stalt zurückzubehalten. 

D. trieb sich nun wieder frei in der Schweiz herum und hielt sich 
auch wieder in B. auf, so daß kantonale Fahndung gegen ihn einge¬ 
leitet wurde. Gleichzeitig wurden die Behörden des Kantons G. noch¬ 
mals zur Übernahme und dauernden Versorgung des D. aufgefordert. 

Nachdem D. die Niederlassung im Kanton B. entzogen war, siedelte 
er sich in der benachbarten Gemeinde S. an, wo er jetzt noch wohnt 
und eine große Tätigkeit in Liegenschaftenvermittelung und Geld¬ 
geschäften ausübt. In seiner Umgebung spielt er sich wieder als 
Rechtsanwalt auf. Im Kanton B. hat er sich im Frühjahr 1916 homo¬ 
sexuelle Handlungen zuschulden kommen lassen und wird deshalb 
von der Polizei gesucht. Trotzdem er täglich nach B. kommt, um 
dort Geschäfte zu machen, ist er bis jetzt noch nicht abgefaßt worden. 
Die Polizei seines Wohnortes lächelt, wenn jnan sich nach ihm er¬ 
kundigt und drückt beide Augen zu. 

D. hat sich daneben noch mit der Tochter eines ehrbaren Bürgers 
verlobt und das Mädchen dermaßen für sich eingenommen, daß sie 
trotz der Proteste der ganzen Familie zu ihm hält. 

Der Bruder des Kranken ist sein Vormund und kümmert sich 
ebensowenig um ihn wie seine Heimatgemeinde, deren einzige Sorge 
nach wie vor ist, daß sie nichts für ihn zu bezahlen hat. 

Die Gesellschaft ist durchaus ungeschützt gegen den gemein¬ 
gefährlichen Kranken, der es trefflich versteht, der Polizei und 
der Justizbehörde sich zu entziehen, sowohl durch die Täuschung 
seiner Umgebung und durch Wechsel seines Wohnortes als auch 
durch die Energielosigkeit des behördlichen Eingreifens. Die 
pflichtvergessene Heimatbehörde lehnt ebenso wie die Vormund- 
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Schaftsbehörde und der Vormund ein fürsorgliches Eingreifen ab 
und kann nach den betreffenden kantonalen Verwaltungsgesetzen 
nicht hierzu gezwungen werden. Den Schaden davon haben die 
Leute, die nach wie vor durch D. um ihr Hab und Gut betrogen 
werden. 


2 . 

F. A. von D. 

A. stammt von geistig gesunden Eltern. Er selbst hatte als Knabe 
eine Reihe von Infektionskrankheiten durchgemacht und war schon 
in früher Jugend nervös. Damals soll er auch einmal eine Gehirn¬ 
erschütterung erlitten haben. 

In der Schule war A. sehr intelligent, und schon früh zeigte er 
eine starke Begabung für die Form des sprachlichen Ausdruckes. Im 
Winter 1906 fing er an, als Schüler der obersten Klasse des Gym¬ 
nasiums sich für die Heilsarmee zu interessieren, besonders für deren 
weibliche Soldaten. Zuerst hatte er Beziehungen zu einer Maria C. (1) 
und, als dieses Verhältnis von den Eltern gelöst wurde, zu der Kriegs- 
rufverkäuferin Martha H. (2). Mit dieser verbarg sich der 20jährige 
Primaner in einem Hause der Heilsarmee, um mit ihr nach Frankreich 
durchzubrennen. Das junge Pärchen wurde aber von den Eltern auf¬ 
gefunden. 

Im Herbst 1907 bestand A. das Maturitätsexamen, erkrankte aber 
in dieser Zeit an einer fieberhaften Lungenentzündung. An diese 
schloß sich eine eigentümliche nervöse Erkrankung, so daß A. in einem 
Sanatorium in B. behandelt wurde. Dort fing er mit einem Mädchen 
Paula R. (3) ein Verhältnis an. Die Polizei mußte eingreifen, und die 
Eltern holten ihn wieder heim. 

In D. verlobte sich A. dann mit einer Therese W. (4), mit der er 
auch die Ringe wechselte. Während dieser Zeit zeigten sich bei ihm 
wieder Zeichen geistiger Störung. Er entwickelte eine fieberhafte Pläne¬ 
macherei und Renommiersucht; dabei zeigte er sich in seinem Be¬ 
nehmen den Angehörigen gegenüber schroff und rücksichtslos. Gegen 
seine Mutter wurde er wiederholt tätlich. 

Infolge dieses Zustandes mußte A. in eine geschlossene Anstalt 
gebracht werden. Nach einigen Tagen machte er einen Ausbruchs¬ 
versuch, der mißlang, und den er nachher mit seinem Ehrenwort be¬ 
stritt, trotzdem er sicher bewiesen war. 

Seine Eltern ließen sich von ihm überreden und nahmen ihn nach 
2 Monaten — entgegen den Warnungen der Ärzte — aus der Anstalt 
heraus. A. bezog dann die Universität B., wo er zuerst Medizin 
studieren wollte, dann aber zur Theologie überging. Das Winter¬ 
semester 1907/08 benützte er dazu, um sich gleichzeit mit drei Mädchen, 
Ella Sch. (5), Kläre R. (6) und Else St. (7j zu verloben und die Ringe 
zu wechseln. 

Eine körperliche Erkrankung unterbrach die Reihe der Entgleisungen. 
Kaum genesen, verlobte er sich von neuem mit einer Helene F. (8), 
mit der er wieder die Heilsarmee in verschiedenen Städten der Rhein- 
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lande besuchte. Es gelang ihm sich Geld zu verschaffen, um mit der 
F. nach England zu reisen und diese dort zu heiraten. 

Nach Deutschland zurückgekehrt, wurde A. auf Betreiben seiner 
Eltern in einer Privatanstalt interniert. Die Eltern hatten in dieser 
Zeit die Entmündigung des Sohnes beantragt; außerdem wurde das 
Annullierungsverfahren wegen der Ehe mit der F. eingeleitet. Auf 
Grund eines psychiatrischen Gutachtens, das erklärte, daß A. zurzeit 
an einem manischen Schub des manisch-depressiven Irreseins leide, 
daß er deshalb nicht handlungsfähig sei und dies auch zur Zeit der 
Eheschließung nicht gewesen, wurde durch Urteil des Landesgerichtes B. 
die in England geschlossene Ehe für ungültig erklärt. 

Kaum von der Aufsicht des Arztes befreit, begann A. wieder sein 
zügelloses Leben. Er fing ein Verhältnis mit einem Mädchen aus 
besserer Familie, Anna B. (9), an. Nach kurzer Bekanntschaft verführte 
er sie und floh mit ihr nach Südamerika. Das Mädchen wurde dann 
seiner Familie zurückgebracht, und kurze Zeit darauf kehrte auch A. 
wieder heim. 

Unterdessen haften die Eltern- den Entmündigungsantrag beim 
Gericht in B. zurückgezogen; der Staatsanwalt hielt aber das Verfahren 
aufrecht. Die Mutter des A. wurde zum vorläufigen Vormund bestimmt, 
erwies sich aber in der Folge als durchaus unfähig, irgend einen guten 
Einfluß auf ihren Sohn auszuüben. 

Im November 1908 tauchte A. in Z. auf und fing hier an, Theo¬ 
logie zu studieren. Schon in der ersten Zeit machte er die Bekannt¬ 
schaft einer Berta W. (10). An Weihnachten 1908 hielt er bei der 
Mutter derselben offiziell um die Hand des Mädchen an, trotzdem in 
dieser Zeit seine Ehe mit der F. (8) noch nicht für ungültig erklärt 
war! Die Mutter W. war vorsichtig genug, sich dieser Verbindung 
ihrer Tochter zu widersetzen; sie bekam deshalb Streit mit dem 
Mädchen, das Ende Dezember 1908 nach Z. zog und mit A. zu¬ 
sammen bei der gleichen Logisgeberin lebte. Die W. nahm dann 
eine Stelle als Kellnerin an und gab A. täglich Geld zum Leben, da 
er von zu Hause nur sehr wenig erhielt. 

Während dieser Zeit ging A. mehrmals in der Woche zu einem 
Pfarrer, der sich Mühe gab, sein psychisches Leben zu durchforschen 
und ihn seelisch auf einen andern Weg zu bringen. (Nach den Akten 
erhält man den Eindruck, daß A. seinen Seelsorger ebenso wie die 
meisten andern Leute bewußt und so raffiniert anlog, daß ihm selbst 
weltkundige Leute erst nach langer Zeit auf seine Schliche kamen.) 

Im Februar 1909 kam die W. in die Hoffnung. Das Zusammensein 
in der gleichen Wohnung hörte dann auf, die W. nahm eine Stelle als 
Schneiderin an. 

Im März 1909 schrieb A. in der Zeitung Literaturkurse aus, die 
er gratis abzuhalten versprach. Sie fanden in einem alkoholfreien 
Restaurant statt und waren zum größten Teil von Mädchen besucht. 
Bei dieser Gelegenheit wurde A. mit einer Emma M. (11) bekannt. 
Er war ziemlich aufdringlich, stellte sich den Eltern vor und hielt um 
die Hand des Mädchens an. Da er gewöhnlich kein Geld hatte, aß 
er lange Zeit bei der Familie M. zu Nacht. Außerdem bezog er 
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von dieser Braut monatliche Unterstützungen im Gesamtbeträge von 
etwa 500 Fr. 

In dem Literaturkurs, den A. leitete, war auch ein dichtender 
Schuhmacher, der durch seine Tochter Maria St. (12) seine Schriften 
in A.s Wohnung schicken ließ. A. wurde mit diesem Mädchen bald 
sehr intim und fragte dann auch ihren Vater um ihre Hand. Durch 
sein salbungsvolles, religiöses Gebaren wurde das Mädchen dermaßen 
für ihn eingenommen, daß sie sich ihm in der sichern Annahme der 
baldigen Hochzeit hingab. Auch von diesem Mädchen ließ sich A. 
allerlei Geschenke machen, ohne sich je dafür zu revanchieren. 

Ende 1909 lernte A. in seinem Literaturkurs die Krankenpflegerin 
Marie C. 1 13) kennen. Er hielt dann auch um die Hand dieses 
Mädchens an und versprach ihr, wie aus einer Menge bei den Akten 
liegender Briefe erhellt, die Ehe. Fast jeder Brief enthält Geldforde¬ 
rungen und Eheversprechen. Das Mädchen wollte dem Manne, den 
sie liebte, helfen und gab ihm im ganzen etwa 3600 Fr. 

Der Literaturkurs wurde dann in einen Verein umgewandelt und 
A. auf Betreiben einiger für ihn schwärmender Damen zum Vizepräsi¬ 
denten und Ehrenmitglied desselben ernannt. Im übrigen entfaltete A. 
eine rege publizistische Tätigkeit, um für sich Propaganda zu machen. 
Von seiner Braut M. (11) ließ er von sich selbstverfaßte Lobhymnen 
den Lokalblättern zustellen, wo sie auch erschienen. 

Ende November 1909 hatte A. nachts ein Rencontre mit Stadt¬ 
polizisten, wobei er sich so frech benahm, daß er von einem Polizisten 
zu Boden geworfen werden mußte. A. benützte dann eine kleine 
Armverletzung, um möglichst viel Geld zu erpressen. 

Unterdessen schwebte in Deutschland das Entmündigungsverfahren 
gegen A. weiter. Der Pfarrer, bei dem sich A. in seelsorgerische Be¬ 
handlung gegeben hatte, stellte diesem ein sehr günstiges Zeugnis aus. 
Er wies ihn außerdem an zwei Ärzte, dvp im August zuhanden der 
Staatsanwaltschaft in B. ein von A. selbst eingefordertes Gutachten über 
seine Handlungsfähigkeit abgaben. Auf Grund des durchaus zweifel¬ 
haften und einseitigen Materials kamen sie zum Schlüsse, daß A. nicht 
geisteskrank, und eine Bevormundung wegen Geisteskrankheit damit 
gegenstandslos geworden sei. 

Das Amtsgericht bezeichnete daraufhin einen neuen, offiziellen 
Experten in der Entmündigungssache. Obschon sich dieser wegen Abreise 
von A. kein abschließendes Urteil bilden konnte, erkannte er doch die 
Gemeingefährlichkeit desselben und warnte davor, ihn als einfachen 
Hysteriker aufzufassen. 

Im November kam die Berta W. (10) mit einem Knaben nieder. 
A. hatte nun anscheinend Angst, daß sein Vater von dem Kinde er¬ 
fahre. Er ließ sich ein Dokument anfertigen, worin er sich als Vater 
des Knaben bekennt und seine Eltern um Alimentation bittet. In 
dieser Zeit hatte er mit fünf weitern weiblichen Personen sexuelle Be¬ 
ziehungen angeknüpft: Marie J. (14), M. (15), Schm. (16), Frau Dr. 
K. (17) und Mi. (18). 

Als im Dezember 1909 das Treiben des A. ruchbar wurde, riet 
der psychiatrische Experte aus Gründen der öffentlichen Sicherheit zur 
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Internierung des Kranken. A. hatte aber davon Wind erhalten und 
bereitete seine Flucht sorgfältig vor. Er wußte seiner Braut C. (13) 
in diesen Tagen über 1000 Fr. abzunehmen, konnte vom Vater der 
M. (11) 200 Fr. bekommen und eignete sich auch die Ersparnisse 
seiner Braut W. (10) an. 

Eines Morgens fand die Logisgeberin sein Zimmer total ausgeräumt. 
Er selbst war mit der W. zusammen nach Frankreich gereist. Er lebte 
dort sehr unsolid und größtenteils aus dem Gelde der von ihm be¬ 
schwindelten Mädchen. Dabei bestürmte er die C. (13) und die M. (15), 
sie sollten auch nach Frankreich kommen, um glücklich mit ihm zu 
werden. Beide Mädchen suchten ihn dort auf, so daß er seine damaligen 
drei Bräute bei sich hatte, ohne daß die eine etwas von der' andern 
wußte! 

Im April 1910 reiste A. mit der W. zusammen nach B. in die 
Schweiz, wo sie'im Konkubinat lebten und das Mädchen als Schneiderin 
ihren Unterhalt suchte. Wegen des Konkubinats wurde eine polizei¬ 
liche Nachforschung eingeleitet, so daß die W. Ende Mai B. verlassen 
mußte. 

In diese Zeit fällt auch ein Vorfall, der die Gemeingefährlichkeit 
des A. beleuchtet. Am Pfingstmontag 1910 stellte er sich bei der 
Polizei vor und gab an, er sei in der vorhergehenden Nacht von einem 
Postbeamten unter Drohungen um Geld angegangen worden; schließ¬ 
lich habe er ihm 50 Fr. gegeben. Dann sei dieser Postbeamte mit 
ihm in ein Bordell gegangen und habe ihm dort noch weitere 10 Fr. 
abgenommen. 

Bei der Verhandlung vor dem korrektionellen Gericht von B. kam 
A. selbst in ein recht merkwürdiges Licht. Er zog den Strafantrag 
zurück und schwächte seine Aussagen immer mehr ab. Da auch die 
weitern Zeugenaussagen der Anschuldigung widersprachen, wurde der 
Postbeamte freigesprochen, die Kosten aber dem Staate auferlegt. (!) 

Trotzdem A. mit der W. im gleichen Zimmer wohnte, verlobte er 
sich mit einem Fräulein B. (19). Nach kurzer Zeit ließ er aber diese 
unter der Bemerkung, er habe eine mit mehr Geld gefunden, sitzen, 
hielt um die Hand eines Frl. V. (20) an und verlobte sich mit ihr 
unter Zustimmung der beiderseitigen Eltern im Juni 1910. 

Während dieser Zeit unterhielt er immer noch eine lebhafte Korre¬ 
spondenz mit seinen Bräuten W. (10) und C. (13) und suchte ihnen • 
dabei unter Heiratsversprechen Geld zu entlocken. 

Im Mai 1910 hatte sich A. ein neues Gutachten für das deutsche 
Vormundschaftsgericht erstellen lassen, das zum Schlüsse kam, daß bei 
A. keine Geisteskrankheit vorhanden sei und eine Veranlassung zur 
Entmündigung somit nicht vorliege. 

Anfangs August 1910 ließ A. seine Braut W. (10) nach O. kommen, 
um einen Vertrag mit ihr abzuschließen. Die W. erhielt 600 Fr. als 
einmalige Abfindungssumme aus der angeblichen Vaterschaft des A. 
unter endgültigem Verzicht auf andere Forderungen. Nach Abschluß 
des Vertrages gelang es dem A., seiner Braute auf raffinierte Weise 
wieder 300 Fr. abzunehmen. 
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lin September 1910 fand die Hochzeit des A. mit der Frl. V. (20) 
statt. Nach der Hochzeitsreise belegte er in B. verschiedene Kollegien 
und leitete daneben die Redaktion eines kleinen Quartierblättchens. 
Im Winter 1910 leiteten seine Bräute W. (10) und C. (13) gegen ihn 
Strafklage ein wegen Betruges im Betrage von etwa 4265 Fr. 

Im Verlaufe der Strafuntersuchung wurde A. zur Beobachtung 
seines Geisteszustandes in die Irrenanstalt Burghölzli verbracht. 

Das sehr gründliche psychiatrische Gutachten kam zum Schlüsse, 
daß A. an leichter chronischer Verstimmung im Sinne eines sub¬ 
manischen Temperaments und schwerem moralischen Defekt leide und 
erklärte ferner: 

„A. ist ein voraussichtlich bleibend, in hohem Maße gefährliches 
Individuum, und die Einsichtslosigkeit seiner Familie und seine Eigen¬ 
schaft als Ausländer läßt mit Sicherheit voraussehen, er werde sofort 
nach Erledigung der Strafe wieder ungehemmt auf die Menschheit 
losgelassen. Die Frage der Zurechnungsfähigkeit geht bei solchen 
Psychopathen durchaus nicht parallel mit derjenigen der Handlungs¬ 
fähigkeit und der Anstaltsbedürftigkeit. Wir wären ohne weiteres der 
Ansicht, daß er trotz der fehlenden Unzurechnungsfähigkeit entmündigt 
und zeitweise oder dauernd — je nach seinem Verhalten — interniert 
werden sollte; auch hielten wir dafür, daß die Frage wohl prüfenswert 
wäre, ob die im letzten Jahre geschlossene Ehe nicht aus den gleichen 
Gründen annulliert werden könnte wie die aus dem Jahre 1908; aber 
bei der ganzen Stellung seiner Familie wird nichts von alledem ge¬ 
schehen, der A. wird sich dem Einfluß seiner Heimatbehörden durch 
Aufenthalt im Ausland wohl zu entziehen wissen. 

Unter Berücksichtigung aller dieser Konsequenzen sind wir der 
Ansicht, daß hier der Arzt nicht das Recht hat, verminderte Zurechnungs¬ 
fähigkeit im Sinne unserer jetzigen Praxis (d. h. mildernde Umstände) 
anzunehmen. Es ist ein sozialer Vorteil, wenn gefährliche Menschen 
wie A., für die ihre Familie in keiner Weise richtig sorgt, verurteilt 
und als das gebrandmarkt werden, was sie sind, als Verbrecher. 

Wenn eine Verurteilung zustande kommt, ist dabei auch auf die 
schlechte Voraussage in moralischer Beziehung, die wir stellen müssen, 
Rücksicht zu nehmen. So gefährliche Ausländer wie A. sollten des¬ 
halb dauernd aus unserm Lande verwiesen werden.“ 

Die besondere Gefährlichkeit des A. besteht darin, daß trotz 
des weitgehenden moralischen Defektes seine intellektuellen Fähig¬ 
keiten intakt geblieben sind. Aus diesem Grunde, und auch in¬ 
folge seines gewandten gesellschaftlichen Auftretens und seines 
eleganten Äußern gelingt es ihm nicht nur, seine 20 Bräute und 
Frauen in der raffiniertesten Weise zu betrügen und zu hintergehen, 
sondern auch menschenkundige Leute, wie den Pfarrer in Z., 
über seinen Charakter und über sein kriminelles Treiben zu täuschen 
und für seine Zwecke nutzbar zu machen. 

Die psychiatrischen Gutachten, die sich A. zweimal hat an- 
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fertigen lassen, sind ganz wertlos, da sie sich eigentlich im Grunde 
nur auf die Aussagen des Kranken selbst stützen. 

Seine Familie ist einsichtslos genug, um noch mitzuhelfen, 
sich den Gerichten und Behörden zu entziehen, statt ihn richtig 
zu versorgen und zu überwachen. 

Die deutschen Vormundschaftsbehörden haben nichts Besseres 
gewußt, als die Mutter des A. zu seinem Vormund zu ernennen, 
obwohl sie absolut unfähig ist, in besserndem Sinne auf ihn 
einzuwirken. 

Nach Verbüßung der Strafe wird A. seinen Heiratsschwindel 
und seine Betrügereien in gleichem Maße fortsetzen, ohne daß 
es bei den heute geltenden Gesetzen möglich sein wird, ihn 
dauernd unschädlich zu machen. 

3. 

Frau M. G. von B. 

Frau G. stammt aus einer sehr angesehenen Familie. Sie ist von 
mütterlicher Seite her hereditär belastet, denn ihre Mutter befand sich 
wegen Geisteskrankheit unter Vormundschaft, und ihr Bruder starb in 
Geistesumnachtung. 

Aus der frühen Kindheit der Frau G. ist nichts Besonderes bekannt. 
Sie besuchte zuerst eine Privatschule in Z. und kam dann in ein Institut 
nach D. Die Zeugnisse lauteten immer sehr günstig. 

Im Jahre 1883 lernte sie in Z. einen Italiener P. kennen. Ihre 
Mutter widersetzte sich aber der Heirat, weil dieser pekuniär keine ge¬ 
nügende Sicherheit biete. Im folgenden Jahre lebte sie mit ihrer Mutter 
in B., wo auch ihr Bruder studierte. Dort lernte sie einen Offizier ken¬ 
nen, mit dem sie sich im Oktober 1885 verheiratete. 

Anfangs soll die Ehe sehr glücklich gewesen sein. Im Jahre 1890 
hatte ein Töchterlein Diphtheritis, und die Frau G. selbst bekam nach 
der anstrengenden Pflege Diphtheritis und Scharlach. Nachher ging sie 
mit ihrer Mutter zur Erholung nach Italien, wo sie den Verkehr mit dem 
Italiener P. wieder aufnahm. Zunächst noch freundschaftlich: in den 
nächsten Sommern aber war P. „als Ehemann“ mit ihr in der Schweiz. 

Als sich P. 1893 aus finanziellen Gründen erschoß, erging sich 
Frau G. in übertriebenen Schmerzensäußerungen und legte Trauerkleider 
an. Sie reiste mit ihren Kindern nach Italien und lebte bei den Eltern 
des P. Dort lernte sie einen Verwandten ihres früheren Liebhabers kennen 
und begann auch mit diesem ein intimes Verhältnis. 

Während dieser Zeit wurde ihr Gatte von seinem Vorgesetzten ver¬ 
anlaßt, die Scheidung gegen sie einzuleiten. 

Im März 1894 war Frau G. wieder in B., um ihre Scheidung zu 
betreiben, kehrte aber plötzlich nach Z. zurück, ohne ihre Angelegen¬ 
heiten geordnet zu haben. Ihrem Manne hatte sie den Eindruck einer 
schwer Gemütskranken gemacht. In Z. von ihren Verwandten bewacht, 
suchte Frau G. mit allen Mitteln die Rückkehr zu ihrem Liebhaber zu 
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erzwingen. Es gelang ihr, in einem unbewachten Augenblick mit dem 
Nachtzug abzureisen. Im Tessin wurde sie aber plötzlich angehalten 
und im Einverständnis mit ihren Angehörigen in die Irrenanstalt Burg- 
hölzli verbracht. 

Das erstattete psychiatrische Gutachten erklärte, daß Frau G. an 
konstitutioneller Hysterie mit tiefem moralischen Schwachsinn und Pseudo¬ 
logia phantastica leide, daß sie nicht als zurechnungsfähig betrachtet 
werden könne, und daß eine Vormundschaft und ständige Beaufsichtigung 
absolut. notwendig Sei, wenn man die Kranke nicht ganz verkommen 
lassen wolle. 

Frau G. wurde dann in eine Privatanstalt gebracht, von wo sie bald 
darauf entwich. Sie ging nach J., wo sie sich begutachten ließ. Das 
Gutachten fiel zu ihren Gunsten aus. 

Sie lebte nun wieder mit ihrem Manne zusammen. Sie führte ein 
großes Haus und unterhielt ein intimes Verhältnis mit dem Vorgesetzten 
ihres Mannes. Daneben fing sie an, Schulden zu machen, und zwar 
in einer solchen Weise, daß sich diese zuletzt auf 39 500 Mk. beliefen. 

In L., wohin ihr Mann 1901 versetzt worden war, setzte Frau G. 
das Verhältnis mit dem früheren Vorgesetzten fort, indem sie sich je¬ 
weilen an einem dritten Orte trafen. Um die heimliche Korrespondenz 
abzuholen, benutzte Frau G. ihre minderjährigen Kinder, die so in das 
Verhältnis eingeweiht wurden. 

Obschon sie von ihrem Geliebten Geld erhielt, im ganzen etwa 
42 000 Mk., war sie beständig in Geldverlegenheit, borgte überall auf 
den Namen ihres Mannes, benutzte Wechsel mit seiner gefälschten Unter¬ 
schrift und verkehrte mit Wucherern und dubiosen Elementen. Sogar 
den Bereiter ihres Mannes benutzte sie zu Geldbeschaffungen. Sie 
wurde deshalb 1906 auf Antrag des Gatten wegen Vermögensgefährdung 
unter vorläufige Vormundschaft gestellt. 

Im März 1907 verließ sie ohne Wissen ihres Vormundes L. und 
lebte die folgende Zeit in Süddeutschland bei Verwandten. Von dort 
wurde sie zur Untersuchung in die Heilanstalt J. beordert und blieb dann 
längere Zeit in der Anstalt. Während dieser Zeit war vom königl. Amts¬ 
gericht L. ihre definitive Entmündigung ausgesprochen worden. 

Nach Beendigung ihres Aufenthaltes in J. sollte sie in B. unter der 
Obhut ihres Vormundes leben. Sie entwich aber im April 1909 mit ihren 
Kindern nach W., wo sie wieder Schulden machte und im Juli vom Vormund 
zurückgeholt wurde. Dort hatte sie ein Verhältnis mit einem Russen 
Sp. Nachdem dieser verschwunden war, reiste sie ihm über Wien — 
Konstantinopel unter Mitnahme zweier Kinder nach Batum nach, von 
wo sie sich durch lügenhafte Telegramme 4000 Mk. erschwindeln wollte. 

Um Ostern 1910 kehrte Frau G. nach Deutschland zurück. Durch 
Beschluß des Amtsgerichtes B. wurden ihr die Kinder weggenommen. 
In der Folge mußte die Heilsarmee für diese sorgen. 

Während dieser Zeit betrieb die Frau G. die Aufhebung ihrer Ent¬ 
mündigung und zu gleicher Zeit versuchte sie auch mit Hilfe ihres 
Advokaten von ihrem Liebhaber Geld zu erpressen, indem sie sich nicht 
scheute, ihren Kindern den Makel von Ehebruchskindern anzuhängen. 
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Im Januar 1912 gelangte das königl. Amtsgericht B. dazu, die Ent¬ 
mündigung über Frau G. aufzuheben, da „nach polizeilich eingeholten 
Auskünften gegenwärtig nichts vorgefallen sei, was auf Geisteskrankheit 
oder Geistesschwäche deute.“ 

Nachdem ihr Mann 1910 wieder die Scheidungsklage eingereicht 
hatte, wurde die Ehe vom Landgericht M. geschieden und die Frau G. 
als der allein schulige Teil erklärt. 

Nach der Scheidung lebte sie in Z.; zuerst bei ihrer Mutter, danq 
an verschiedenen Orten. Sie führte ein sehr abenteuerliches Leben, hatte 
ein sexuelles Verhältnis mit einem Musiker in einem Kaffeehaus und ver¬ 
kehrte mit allerlei dubiosen Elementen. Daneben machte sie wieder viele 
Schulden und suchte durch lügenhafte Angaben Geld zu erschwindeln. 

Im März 1914 kam Frau G. in Strafuntersuchung. Sie hatte in 
ganz raffinierter Weise ein Darlehen von 3000 Fr. erschwindelt. Nach¬ 
dem die Pfändung ihrer Sachen ergebnislos gewesen war, wurde auch 
noch Strafklage wegen Pfändungsbetruges gestellt. 

Am 11. März 1914 wurde Frau G. verhaftet und zur Beobachtung 
ins Burghölzli überführt. Der psychiatrische Experte erklärte, daß Frau 
G. infolge ihres moralischen Defekts unzurechnungsfähig sei. Sie sei 
aber gemeingefährlich und deshalb in einer geschlossenen Anstalt zu 
internieren. 

Daraufhin wurde die Strafuntersuchung sistiert und Frau G. weiterhin 
im Burghölzli interniert. Gleichzeitig wurde auch wieder die Vormund¬ 
schaft über sie ausgesprochen. 

Im Juli 1915 versuchte Frau G. mit Hilfe Dritter aus der Anstalt 
zu entweichen. Der Plan wurde aber entdeckt, bevor er zur Ausführung 
gelangte, und Frau G. einem peinlichen Verhör unterzogen. Nach an¬ 
fänglichem Leugnen gab sie den Fluchtplan zu und gab auch die Nach-, 
Schlüssel heraus, die sie von ihren Helfershelfern erhalten hatte. Diese 
selbst, ein deutsches Ehepaar, hatten offenbar Lunte gerochen und waren 
rechtzeitig nach Deutschland entflohen. 

In der nun angehobenen Strafuntersuchung mußte das Verfahren 
einstweilen sistiert werden, weil das in Frage kommende Delikt, Ge- 1 
fangenenbefreiung (§ 82 Ztirch. StGB.) weder nach dem deutsch - schweize¬ 
rischen Auslieferungsvertrag, noch nach dem schweizerischen Auslieferungs¬ 
gesetz ein Auslieferungsdelikt ist. 

Es ist unbegreiflich, wie das königl. Amtsgericht B. dazu ge¬ 
langen konnte, auf Grund von polizeilichen Auskünften die 
Entmündigung der Frau G. wieder aufzuheben, trotzdem ein auch 
nur einigermaßen sorgfältiges Studium ihres bisherigen Lebens' 
und der psychiatrischen Gutachten zur Schlußfolgerung hätte führen 
-müssen, daß nur die dauernde Versorgung oder Beaufsichtigung 
sowohl im Interesse der Gesellschaft als auch in demjenigen der 
Kranken angebracht sei. 

Der Fall beweist auch, wie schwierig es oft ist, diese Gemein¬ 
gefährlichen in einer Irrenanstalt interniert zu halten. 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. , 2 
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4. 

E. O. von W. 

O. ist der außereheliche Sohn einer Witwe. Zwei Schwestern der¬ 
selben waren infolge Geisteskrankheit anstaltsbedürftig. Von den 
Stiefgeschwistern des O. ist ein Bruder ein schwerer Trinker, ein anderer 
schwachsinnig und eine Schwester geisteskrank. 

Während seiner Jugendzeit wurde O. auf Kosten der Heimatgemeinde 
von einer Familie zur andern geschoben und da gehalten, wo er für die 
Gemeinde am billigsten untergebracht war. 

Nach Absolvierung der Rekrutenschule trieb sich O. in Frankreich 
und Italien herum, ohne je richtig zu arbeiten. Als er sich dann wieder 
eine Zeitlang in der Schweiz aufhielt, heiratete er eine Kellnerin, die 
von ihm ein uneheliches Kind hatte. Im Tessin kam er mit Schmugglern 
in Berührung und trieb dieses Gewerbe, bis er aus dem Kanton aus¬ 
gewiesen wurde. 

In der folgenden Zeit hielt er sich dann an verschiedenen Orten 
Oberitaliens und der Schweiz auf und mußte wegen zahllos verübter 
Schwindeleien eine ganze Reihe von Strafen absitzen. Im Jahre 1911 
tauchte O. in der Westschweiz in Hauptmannsuniform auf, um in dieser 
Verkleidung aufs neue verschiedene Betrügereien zu begehen. 

Im März 1912 kam es zu einer psychiatrischen Untersuchung, in 
der O. als hereditär belastet, moralisch degeneriert erklärt, aber als zu¬ 
rechnungsfähig taxiert wurde. Nach Verbüßung einer Strafe von 18 
Monaten Arbeitshaus mußte er nach B. transferiert werden, da ihm dort 
verschiedene betrügerische Handlungen zur Last gelegt wurden. Infolge 
seines eigenartigen Benehmens wurde er auch dort vom Stadtphysikus 
untersucht, der ihn als vermindert zurechnungsfähig erklärte. O. wurde 
daraufhin zu vier Monaten Gefängnis verurteilt. Nachdem er diese Strafe 
abgesessen hatte, wurde er in den Kanton Z. überführt, um auch dort 
wegen verschiedener Betrugsdelikte abgeurteilt zu werden. Sein auf¬ 
fallendes Benehmen und seine an Wahnideen grenzenden Aussagen 
veranlaßten die Strafuntersuchungsbehörde, ein neues psychiatrisches 
Gutachten über O. einzuholen und ihn zu diesem Zwecke ins Burghölzli 
verbringen zu lassen. Der Psychiater stellte fest, daß man es bei O. 
mit einem pathologischen Schwindler und Lügner zu tun habe. Obschon 
er im Sinne des § 44 des zürcherischen StGB, nicht geisteskrank sei, 
so müsse man ihn doch infolge seiner psychopathischen Anlage als 
vermindert zurechnungsfähig betrachten. Im übrigen habe man es hier 
mit einem gemeingefährlichen Menschen zu tun, der aber nicht in einer 
Irrenanstalt versorgt werden könne, da er im Sinne des derzeit geltenden 
Gesetzes nicht geisteskrank sei. 

Auf Grund dieses Gutachtens wurde O. von der Appellationskammer 
des Obergerichtes zu sechs Monaten Arbeitshaus verurteilt. Erst nach 
der Verurteilung stellte es sich heraus, daß er noch weitere Betrügereien 
auf dem Gewissen habe. Nach hartnäckigem Leugnen gab er auch diese 
Delikte zu und erhielt dafür eine Zusatzstrafe von 14 Tagen Gefängnis. 

Im Sommer 1915 trieb sich O. in Hauptmannsuniform als „Haupt¬ 
mann von Mutach“ in B. und Umgebung herum. Er führte Schwindeleien 
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in der Höhe von mehreren tausend Franken aus, indem er angab, 
Lebensmittel für die schweizerische Armee anzukaufen. 

Das Amtsgericht von B. verurteilte ihn im August 1915 zu 2'jt 
Jahren Korrektionshaus. 

Der vorliegende Fall zeigt deutlich die Unzulänglichkeit der 
heuligen Strafgesetzgebung gegenüber den gemeingefährlichen 
vermindert Zurechnungsfähigen.. Der Richter muß den O. milder 
bestrafen, weil seine Zurechnungsfähigkeit vermindert ist. Er be¬ 
sitzt aber kein Mittel, um den Gemeingefährlichen nach der Straf¬ 
verbüßung noch weiterhin unschädlich zu machen und die Gesellschaft 
vor ihm zu schützen, da er im Sinne des Gesetzes nicht geistes¬ 
krank ist. 

5. 

M. Z. von Sch. 

Z. ist der Sohn eines Mechanikers, der während vieler Jahre in 
einer Maschinenfabrik in M. tätig war. 

Nach Absolvierung der Volksschule bekam Z. Privatunterricht, um 
sich auf die Maturität vorzubereiten. Zu einem Examen kam es aber 
nie. Z. trat dann bei einem Zahnarzt in die Lehre und wurde Zahn¬ 
techniker. Er hatte im Sinne, die Examina als Zahnarzt in Frankreich 
zu bestehen und dann nach erlangtem Diplom noch Medizin zu studieren. 
Im Winter 1912/13 zog er nach A., um dort seine Studien als Zahnarzt 
fortzusetzen. Was er alles in A. getrieben hat, ist nicht zu eruieren; 
sicher ist nur, daß er weit über seine Verhältnisse lebte. Nach den 
Postquittungen bezog er in diesem Semester 12000 Mk., unsicher aus 
welcher Geldquelle. Er lebte in einem Hotel 1. Ranges, spielte sich als 
Dr. Z. und Sohn eines reichen Gutsbesitzers auf, hielt große Gelage ab 
und machte eine Reise nach Wien und Kons'a rtinopel. 

Nach M. zurückgekehrt lebte Z. im gleichen Stile weiter. Er arbeitete 
wenig, reiste auf Kosten seiner Schwester herum, trieb Hypnotismus und 
beschäftigte sich hauptsächlich mit Spiritismus. 

Im Oktober 1912 war Z. wieder vorübergehend in A. und kam mit 
einer Dissertation und einem Doktordiplom zurück. Das Diplom war 
gefälscht, und die bei den Akten liegende Dissertation ist ein inhaltloser 
Schund. 

Z. war eben im Begriffe, ins Semester nach P. zu fahren, als er 
Besuch von einem Freunde erhielt, der sich unter dem Titel eines Barons 
von L.-W. hauptsächlich geliehene Gelder wieder holen wollte. Der 
Effekt dieses Besuches war der, daß beide wegen Führung unrechtmäßiger 
Titel etwa 7 Tage absitzen mußten. 

Ende Oktober 1912 reiste Z. nach P. und ließ sich dort als regulärer 
Student inskribieren. Daneben amüsierte er sich nach Kräften. Im Januar 
1913 machte er einen Kuraufenthalt in der Schweiz i.i Begleitung einer 
Dame, die er als seine künftige Schwiegermutter ausgab. Er trieb viel 
Sport und lebte auf großem Fuße. Bei seiner Abreise blieben beim 
Concierge des Hotels etwa 260 Fr. Schulden übrig, die nicht mehr be¬ 
glichen wurden. 

2 * 
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Nach dem Schweizer Aufenthalt blieb Z. noch bis Ostern 1913 in 
Frankreich. Neben seinem Studium betrieb er auch die Gründung eines 
literarischen Blattes und befaßte sich viel mit Spiritismus, weswegen er 
nach London und Brüssel reiste. 

Das Resultat seines Semestejs war, daß ihm die zahnärztliche Schule 
kein Zeugnis ausstellen konnte, weil er die Kurse gar nicht besucht 
hatte. Daneben mußte sein Vater wieder eine Menge von Schulden be¬ 
gleichen, die zum Teil unter falschen Vorspiegelungen und Angaben 
gemacht worden waren. Sein Pensionsherr allein hatte ein Guthaben 
von 2100 Fr. 

Im Sommer 1913 hielt sich dann Z. bei einem Zahnarzt in Z. auf. 
Zuerst ging es ordentlich; später aber fing er wieder an, unregelmäßig 
zur Arbeit zu gehen. Er knüpfte verschiedene Bekanntschaften an, 
z. B. mit einem Pastor G., mit dem er sich viel über Okkultismus' und 
Spiritismus unterhielt; dann auch mit einer Familie, die er durch die 
Praxis kennen gelernt hatte. 

Durch verschiedene Vorgaben und speziell durch sein sicheres Auf¬ 
treten gelang es ihm, diesen Leuten, seinem Prinzipal, seinen 
Logisgebern und verschiedenen Wirten Summen im Gesamtbeträge von 
4500 Fr. abzuschwindeln. Da er immer viel Geld hatte und ausgab, 
und da er immer gewohnt war, die ersten Anleihen, die er gemacht 
hatte, prompt zurükzubezahlen, so glaubten ihm die Leute, und so 
konnte es ihm gelingen, diese großen Summen zu erhalten. 

Anfangs Dezember 1913 ereilte ihn sein Geschick. Da sein neuer 
Pensionsgeber, von anderer Seite gewarnt, die Bezahlung der Rechnung 
verlangte, und da zugleich von dem betrogenen Pastor G. Betreibung 
gegen den säumigen Schuldner angestrengt worden war, so gab eines 
das andere. Z. wurde in Untersuchungshaft gesetzt und gegen ihn die 
Anklage wegen wiederholten einfachen Betruges im Betrage von 3808 Fr., 
wiederholter Unterschlagung im Betrage von 1014 Fr. und einfachen 
Diebstahls im Betrage von 50 Fr. erhoben. Im Laufe der Vorunter¬ 
suchung hatten sich aber Zweifel über den Geisteszustand des Z. erhoben, 
und er wurde deshalb am 7. März 1914 zur Begutachtung ins Burghölzli 
überführt. 

Das psychiatrische Gutachten erklärte, daß Z. an Debilität (angeborner 
geistiger Schwäche) mit krankhafter Unklarheit des Denkens und krank¬ 
hafter Phantasietätigkeit (Pseudologia phanlastica) leide. Er sei geistes¬ 
krank und habe zur Zeit der strafbaren Handlungen die Fähigkeit der 
Selbstbestimmung nicht besessen. Die Gesellschaft sollte vor solchen 
Leuten geschützt werden, und Z. sei daher wegen Gemeingefährlichkeit 
dauernd in einer Irrenanstalt zu internieren. 

Am 14. Mai 1914 wurde das Strafverfahren gegen Z. sistiert und 
seine Heimschaffung bei der Armendirektion des Kantons Z. anhängig 
gemacht. Auf Antrag der Armendirektion beschloß der Regierungsrat, 
mit Hilfe der kantonalen Regierung die Heimatgemeinde des Z. zur 
Garantieleistung für die weiterhin entstehenden Kosten der Internierung 
zu veranlassen und im Weigerungsfälle den Z. in den Heimatkanton 
heimzuschaffen. Der Regierungsrat des Heimatkantons erklärte, daß die 
Heimatbehörde die beantragte Internierung des Z. in einer Irrenanstalt 
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ablehne. „Nach ihrem Dafürhalten ist der Genannte zur Rechenschaft 
zu ziehen und nach beendigter Strafzeit eventuell in die Heimatgemeindc 
abzuschieben. In Rücksicht darauf, daß Z. erst 22 Jahre alt ist, und 
demselben keine gemeingefährlichen Handlungen zur Last gelegt werden 
können, erachtet der Gemeinderat die Einschließung in einer Irrenanstalt 
nicht als die richtige Versorgungsart.“ 

Am 12. Juni 1914 wurde Z. nach dem Kanton L. polizeilich heim¬ 
geschafft mit dem Verbote jeglicher Rückkehr in den Kanton Z. 

Der gemeingefährliche Z. sollte im Interesse der Gesellschaft 
verwahrt werden. Die Heimatgemeinde lehnt aber die Kostentragung 
für eine Internierung unter nichtigen Gründen ab. Sie will den 
Z. bestraft wissen, weil dann der Staat die Kosten tragen muß. 
Die derzeitige Gesetzgebung des betreffenden Kantons gibt den 
Behörden kein Mittel in die Hand, um die Gemeinbehörden zur 
Übernahme der Internierungskosten zu veranlassen. 

Z. kann nun weiterhin ungestört seine Schwindeleien ausüben. . 
Er ist ja geisteskrank und kann deshalb nicht bestraft werden. 

6 . 

R. W. von R. 

Sein Vater war ein schwerer Alkoholiker, der sozial-immer tiefer 
herabsank und schließlich nach Amerika auswanderte. Zwei Stiefbrüder 
des W. sind Trinker; mehrere Stiefschwestern sollen geisteskrank, seine 
Mutter eine schwachsinnige Person sein. 

W. ist von seinem Vater in früher Jugend viel mißhandelt worden. 
Als zehnjähriges Kind wurde er von einem Schlitten überfahren und 
trug eine schwere Kopfverletzung davon. Es traten dann in der Folge 
häufige Kopfschmerzen und Gedächtnisschwäche auf. W. soll schon 
früh einen ausgeprägten Hang zum Lügen gezeigt haben. 

Er erlernte das Schlosserhandwerk, konnte aber nie regelmäßig 
arbeiten; galt daneben als. arbeitsscheu, grob und streitsüchtig. Nach 
seinem eigenen Geständnis soll er in venere et baccho stark exzediert 
haben. Gegen Ende der 80er Jahre traten die Kopfschmerzen besonders 
heftig auf; gleichzeitig zeigte sich eine große Reizbarkeit, die sich zu 
förmlichen Wutanfällen steigerte. 

Seine erste Strafe erlitt W. im November 1889. Er hatte unter 
falschen Angaben Möbel erschwindelt und wurde dafür mit drei Monaten 
Gefängnis bestraft. 

Schon 1890 wurde er wieder wegen Betruges zu sechs Monaten 
Arbeitshaus verurteilt, weil er in Z. einen Musikhändler und einen 
Uniformschneider beschwindelt hatte. 

Im Sommer 1891 besuchte W. Verwandte in Deutschland. In kurzer 
Zeit beschwindelte er dort verschiedene Personen, denen er kleine und 
größere Beträge abnahm. Nach seiner Rückkehr nach Z. betrog er so¬ 
fort wieder einen Schneider und eine Frau, der er unter falchen Angaben 
Geld abgenommen hatte. Er wurde im Juli 1891 zur Begutachtung 
seines Geisteszustandes ins Burghölzli gebracht. Dort gelang es ihm, 
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einen Wärter zu täuschen und aus der Anstalt zu entweichen. Er konnte 
aber bald wieder eingebracht werden. Das psychiatrische Gutachten 
lautete auf intellektuellen und moralischen Schwachsinn mit pathologischen 
Affekten. Im August 1914 wurae er auf Betreiben seiner Mutter mit 
behördlicher Genehmigung, aber gegen den ausdrücklichen Willen der 
Anstaltsdirektion entlassen. 

Nach seiner Entlassung ging W. nach Sch. und ließ sich als Wärter 
in der dortigen Irrenanstalt anstellen. (!) Bald mußte er aber die Anstalt 
verlassen, weil er grob gegen die Kranken gewesen war und sonst gegen 
die Anstaltsverordnung verstoßen hatte. Jetzt fing er wieder an, nach 
alter Weise Schwindeleien zu begehen. Er entlehnte an verschiedenen 
Orten Geld und erschwindelte sich Kleider. Schließlich schloß er in Z. 
einen Kaufvertag über ein Haus im Betrage von 145000 Fr. ab, ohne 
dabei einen Rappen zu besitzen. Aus der Untersuchungshaft kam er 
wieder ins Burghölzli. Im Juli 1896 entwich er von dort und konnte 
erst nach drei Monaten wieder zurückgebracht werden. Kurz darauf wurde 
er auf Verfügung der Justizdirektion als ungeheilt entlassen. 

Nach der Entlassung arbeitete W. ganze sechs Wochen als Schlosser; 
dann begann er seine Schwindeleien von neuem. Im Kanton A. wurde 
er bald darauf wegen Betruges zu einem Monat Gefängnis verurteilt. 
Nach Abbüßung der Strafe ließ ihn seine Heimatsgemeinde im Armenhaus 
versorgen und von dort im April 1897 nach der Anstalt R. transferieren. 

In R. hielt er sicti anfänglich' gut; aber bald kam der Schwindler 
wieder zum Vorschein. Seinen freien Ausgang hatte W. dazu benutzt, 
um in S. ein Verhältnis mit einem Mädchen anzuknüpfen und dieses 
zu schwängern. Auch in R. gelang es ihm einige Male durchzubrennen. 
Das zweite Mal konnte er erst nach mehreren Monaten wieder zurück¬ 
gebracht werden. Er war in der Zwischenzeit mit einem Frauenzimmer 
herumgezogen und hatte in Deutschland verschiedene Schwindeleien 
verübt. Bald darauf gelang es ihm nochmals zu entkommen und wieder¬ 
um monatelang den polizeilichen Nachforschungen zu entgehen. Er 
wurde schließlich festgenommen und wieder nach R. verbracht. 

Ende 1905 wurde W. mit behördlicher Genehmigung nach W. zu 
seinem Bruder entlassen. Dort trat er ins „blaue Kreuz“ ein. Später 
ging er nach S., wohnte bei seiner Mutter und arbeitete in einer Maschinen¬ 
fabrik. Wegen eines Unfalles mußte er die Arbeit einstellen und über¬ 
nahm dann eine Ausläuferstelle in einer Konditorei. Er fing wieder an, 
Alkohol zu trinken, und begann mit seinen alten Schwindeleien. Die 
Bezirksanwaltschaft ließ ihn wiederum im August 1906 zur Begutachtung 
seines Geisteszustandes ins Burghölzli verbringen. 

Das Gutachten bezeichnete den W. als einen intellektuell und moralisch 
defekten Schwindler mit pathologischer Anlage. Heilung des krankhaften 
Zustandes sei ausgeschlossen. 

Gestützt auf das Gutachten erkannte das Bezirksgericht auf Frei¬ 
sprechung wegen Unzurechnungsfähigkeit. W. appellierte an das Ober¬ 
gericht mit der Begründung, er sei geistig gesund und daher zu bestrafen. 
Das Obergericht wies aber die Appellation ab, da eine solche gegen 
ein freisprechendes Urteil unmöglich sei. 

Im Januar wurde W. 1907 wieder nach R. transferiert. 
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Im vorliegenden Fall fehlt es hauptsächlich an der durchaus 
notwendigen Verständigung und einem geregelten Verkehr zwischen 
den Verwaltungsbehörden und den Irrenärzten. Der W. wird mehr¬ 
mals gegen den ausdrücklichen Willen der Anstaltsdirektion ent¬ 
lassen, obschon die Art seiner Krankheit und sein ganzes Vorleben 
seine Gemeingefährlichkeit zur Evidenz beweisen. 

Die Irrenanstalten in ihrer jetzigen Einrichtung, bei der alles 
Gefängnismäßige nach Möglichkeit ausgeschaltet wird, sind für die 
Verwahrung dieses gefährlichen Menschen ganz ungeeignet. Immer 
wieder gelingt es ihm, aus der Anstalt auszubrechen und sich 
monatelang den polizeilichen Nachforschungen zu entziehen. 

7. 

R. N. von D. 

Betreffs hereditärer Belastung geht aus den Akten Hervor, daß die 
Mutter des N. an Hirn- und Lungenentzündung gestorben ist, manch¬ 
mal geistig verwirrt war und Suizidversuche gemacht hat. Seine 5 Ge¬ 
schwister sind alle nervös; die beiden Brüder sind vorbestraft wegen 
Betruges, Diebstahls u. dergl. 

N. selbst war ein intelligenter Schüler, fiel aber durch sein eigen¬ 
sinniges und jähzorniges Wesen auf. Nach Besuch der Alltags- und Er¬ 
gänzungsschale lernte er das Schuhmacherhandwerk, dann wurde er 
Handlanger bei Flachmalern und übernahm später selbständige Arbeiten. 
In beiden Berufen hat er nie etwas Ordentliches leisten können. 

Schon im Schulpflichtigen Alter zeigten sich seine verbrecherischen 
Anlagen. Als 12jähriger Knabe stahl er seinem Nachbar Kaninchen. 
Kaum hatte er diese Strafe abgebüßt, als er einem Kindermädchen das 
Portemonnaie mit 5 Fr. Inhalt auf raffinierte Weise entwendete. 

In den Jahren nach 1893 mußte er wegen verschiedener Delikte, 
wie Betrug, Diebstahl, Unterschlagung, unbefugten Tragens von Waffen 
usw. mehr als 5 Jahre in Korrektionshäusern, Gefängnissen und Straf¬ 
anstalten zubringen. Alle Delikte, die N. beging, waren wohlüberlegt 
und zeugten von großer Frechheit und Brutalität. 

Trotz seiner Verbrecherlaufbahn gelang es N., sich 1893 zu ver¬ 
heiraten. Gegen seine Frau und seine Stiefkinder soll er immer recht 
gewesen sein. Auch sonst muß er sich eine Zeitlang besser gehalten 
haben, denn nach seiner Verheiratung kam er während längerer Zeit mit 
dem Strafgesetz nicht mehr in Konflikt. 

Im April 1899 wurde N. dem Burghölzi zur Begutachtung überwiesen, 
da gegen ihn die Beschuldigung vorlag, mit seiner 16jährigen Stief¬ 
tochter und mit dem Töchterlein seines früheren Mieters unzüchtige Hand¬ 
lungen vorgenommen zu haben. Gleichzeitig schwebte gegen ihn eine 
Klage wegen Betruges. 

Nach der Verhaftung benahm er sich zunächst ruhig; in seiner 
Zelle im Bezirksgefängnis aber geriet er in große Aufregung, rannte mit 
dem Kopf gegen die Wand, weinte, schrie, äußerte Zeichen von Größen- 
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wahn. Nach Untersuchung durch den Stadtarzt wurde N. ins Burghölzli 
verbracht. 

Das psychiatrische Gutachten kam zum Schlüsse, daß N. von jeher 
an moralischen Defekten (moral insanity) leide („einer jener moralisch 
verkümmerten Menschen, welche der Entwurf für ein schweizerisches 
Strafgesetzbuch in eine Bewahranstalt verweist“) und die zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit der Tat erforderliche Urteilskraft -nicht besessen habe. 
Dem Ersuchen der Staatsanwaltschaft um Abgabe eines definitiven Er¬ 
gänzungsgutachtens konnte die Direktion des Burghölzli nicht entsprechen, 
da es N. in der Neujahrsnacht 1900 gelungen war, mit einem Mitpatien- 
ten aus der Anstalt zu entweichen. Im März 1900 wurde er wieder 
eingeliefert. 

Im Ergänzungsgutachten wurde bemerkt, N. sei zurzeit unzurech¬ 
nungsfähig und seine dauernde Versorgung in einer Anstalt geboten. Die 
Staatsanwaltschaft sistierte aus diesen Gründen das Strafverfahren definitiv. 

Ende April 1900 entwich N. wiederum aus dem Burghölzli; wieder 
eingebracht, gelang es ihm im November 1900 nochmals zu entweichen. 
Er trieb sich dann während 5 Jahren in der Freiheit herum, ohne von 
der Polizei eingebracht zu werden. Die Direktion des Burghölzli hatte den 
N., als trotz ihrer Vorstellung in der Angelegenheit nichts erfolgte, als 
definitiv entlassen betrachtet, aber alle Verantwortlichkeit für die aus 
der freien Bewegung des N. entstehenden Schäden abgelehnt. Die Staats¬ 
anwaltschaft lehnte ihrerseits jede Verantwortlichkeit ab, da mit der Si¬ 
stierung jede Beziehung zwischen ihr und dem N. aufgehört habe, und 
es nicht in ihrer Kompetenz liege, einen gemeingefährlichen Geistes¬ 
kranken wieder in die Anstalt einzuweisen. N. lebte nun frei in Z. mit 
seiner Familie. 

Ende Dezember 1904 wurde er wieder verhaftet. Er hatte an Schul¬ 
mädchen unzüchtige Handlungen vorgenommen; auch wurden ihm wie¬ 
der verschiedene Eigentumsdelikte zur Last gelegt. Da er sich im Ge¬ 
fängnis unsinnig benahm, wurde er laut gerichtlichem Gutachten als gei¬ 
steskrank und an moral insanity leidend in den Heimatkanton abgeschoben 
und wiederum der Direktion des Burghölzli zur Begutachtung überwiesen. 

In diesem Gutachten wurde bemerkt, daß der moralische Schwach¬ 
sinn (moral insanity) immer noch fortbestehe und N. daher wieder als 
unzurechnungsfähig erklärt werden müsse. Im Februar 1907 entwich N. 
zum 4. Mal und nach seiner Wiedereinbringung zum 5. Mal aus der 
Anstalt. Da er von der Polizei nicht eingebracht werden konnte, wurde 
er von der Direktion des Burghölzli wiederum als entlassen betrachtet. 

N. trieb sich nun wieder frei herum und konnte erst im Februar 
1915 (!) wieder festgenommen werden. In der Zwischenzeit hatte er sein 
kriminelles Treiben fortgesetzt. 

Im Mai 1909 knüpfte N. unter falschem Namen mit einer Witwe B. 
in S. ein Liebesverhältnis an, das nicht ohne Folgen blieb. Er veranlaßte 
sie unter verschiedenen falschen Angaben, die sich auf die Sicherung 
seiner Zukunft im Hinblick auf die nahe Heirat bezogen, ihm vom Juni, 
bis November 1909 Darlehen im Gesamtbetrag von 800 Fr. zu gewähren 
Als das Konkubinat zwischen den beiden im November 1909 polizeilich 
aufgelöst werden sollte, machte der N. sich davon. 

\ 
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Er wandte sich zunächst nach G. zu Verwandten der Witwe B., uni 
von diesen unter falschem Vorwand Geld zu erschwindeln. Dann hielt 
er sich an verschiedenen Orten auf und wußte immer geschickt zu ver¬ 
schwinden, sobald die Polizei auf ihn aufmerksam wurde. 

Im Jahre 1910 klagte die Wwe. B. gegen N. auf zivilrechtlichem 
Wege wegen Vaterschaft und Verlöbnisbruch. N. erschien natürlich 
nicht zu den Gerichtsverhandlungen. Das Bezirksgericht anerkannte die 
Klage auf Brautkindschaft. 

Im Winter 1914/15 hielt sich N. unter falschem Namen in A. auf, 
wohnte dort bei einer Frau K-, die zur jener Zeit mit ihrem Manne in 
Scheidung lag. N. wußte mit ihr ein intimes Verhältnis anzufangen und 
unter falschen Angaben Geld von ihr zu unterschlagen. Auch von ihrem 
Stiefvater wußte er unter allerlei falschen Vorspiegelungen eine Summe von 
900 Fr. zu entlocken. 

Am 15. Februar 1915 gelang es der Polizei endlich, den N. in der 
Umgebung von Z. zu verhaften und der Bezirksanwaltschaft M. zum 
Zweck der Strafuntersuchung zuzuführen. Da der Untersuchungsbehörde 
bekannt war, daß N. in zwei Gutachten der Direktion des Burghölzli 
für unzurechnungsfähig erklärt worden war, ließ man ihn zwecks Ein¬ 
holung eines neuen Gutachtens wieder dorthin verbringen. 

Während seines Aufenthaltes im Burghölzli denunzierte sich N. selbst 
zweier schwerer Verbrechen. Er soll mit einem Komplizen zusammen 
einen Herrn ausgeraubt haben; dann hätten sie gemeinsam einen homo¬ 
sexuellen Kurgast auf einen Berg gelockt und dort einen Raubmord an 
ihm begangen. Im übrigen behauptete er, seine Geisteskrankheit immer 
simuliert zu haben und geistig normal zu sein. Das psychiatrische Gut¬ 
achten stellte fest, daß N. immer noch an moral insanity leide und zu 
den unheilbaren Verbrechern gehöre. Man habe gewöhnlich diese mora¬ 
lisch Defekten als gemeingefährliche Unzurechnungsfähige zum Schutze 
der Gesellschaft in eingm Irrenhause verwahrt. Da nun diese Leute 
raffinierter und gefährlicher geworden seien, könnten die Irrenanstalten 
bisherigen Stils nicht mehr genügen. Die fünfmalige Entweichung aus 
der Anstalt und die Tatsache, daß es den Polizeiorganen jahrelang nicht 
gelungen sei, des N. habhaft zu werden, bewiesen die absolute Insuf¬ 
fizienz des frühem Vorgehens. 

Das Gutachten kommt dann zum Schluß, den N. für zurechnungs¬ 
fähig zu erklären; hauptsächlich aus dem Grunde, weil die Irrenanstalten 
nicht dafür bestimmt und geeignet seien, derartige gefährliche Menschen 
aufzunehmen. Daneben wird auf die Rechtssprechung des Reichsgerichtes 
hingewiesen, das mehrmals dahin entschieden habe, daß der moralische 
Defekt als solcher die Zurechnungsfähigkeit nicht beeinträchtige. 

Wieder in die Untersuchungshaft zurückgebracht, benahm sich N. 
ganz unsinnig. Er verbarrikadierte sich in seiner Zelle, verweigerte jede 
Nahrung und machte auch einen Selbstmordversuch. Im weitern beschul¬ 
digte er sich, im Sommer 1910 einen Gasthof angezündet und eine 
Frau um 40 Fr. betrogen zu haben. 

Im Mai 1915 wurde N. nochmals zur Begutachten seines Geistes¬ 
zustandes ins Burghölzli verbracht. Auch das neue Gutachten erklärte 
ihn für zurechnungsfähig. Im September 1915 wurde er vom Schwur- 
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gericht zu 4 Jahren Arbeitshaus und vierjähriger Einstellung im Aktiv¬ 
bürgerrecht verurteilt. 

Der Fall N. zeigt mit erschreckender Deutlichkeit das krimi¬ 
nelle Treiben eines moralisch Defekten, vor dem die Gesellschaft 
nur in ganz ungenügender Weise geschützt wird. Die modernen 
Irrenanstalten mit ihrem krankenhausartigen Charakter sind für die 
Verwahrung derart gefährlicher Kranken durchaus ungeeignet; es 
gelingt dem N. nicht weniger als 5 mal, aus der Anstalt zu entwei¬ 
chen. Den Irrenärzten bleibt zuletzt kein anderes Mittel, als den 
N., obwohl er in medizinischem Sinne als krank betrachtet werden 
muß, doch als zurechnungsfähig zu erklären, damit die Gesellschaft 
doch wenigstensfür die Zeit seiner Strafverbüßung vor ihm geschützt ist. 

Es ist auch auffällig, daß sich die Polizeiorgane trotz jeweils 
erfolgter sofortiger Anzeige der betr. Anstaltsdirektion und steck¬ 
brieflicher Ausschreibung nicht intensiver mit diesem Gemeinge¬ 
fährlichen befassen, sondern ihn nach seiner3. Entweichung während 
5 Jahren (!), nach seiner 5. Entweichung sogar während 8 Jahren (!) 
frei herumlaufen lassen. 

Wenn N. im September 1919 seine Strafe abgesessen hat, muß 
er wieder auf die Gesellschaft losgelassen werden, denn die heute 
geltenden Gesetze geben dem Strafrichter kein Mittel in die Hand, 
diesen Gemeingefährlichen noch weiterhin zu verwahren. N. wird 
sein kriminelles Treiben fortsetzen und durch Annahme falscher 
Namen und Wechsel des Wohnortes jeweilen geschickt zu ver¬ 
schwinden wissen, wenn die Polizei auf ihn aufmerksam wird. 

8 . 

K. V. von Th. 

V. ist erblich belastet. Seine Mutter war geistig nicht normal, deren 
Bruder geisteskrank. Seine Brüder galten als Starrköpfe. 

V. wurde als Kaufmann ausgebildet und verbrachte mehrere Jahre 
in Frankreich. Im Jahre 1871 scheint er einen Anfall von Schwermut 
durchgemacht zu haben. Im gleichen Jahre heiratete er eine rechtschaffene 
Frau, deren Vermögen er durch unglückliche Spekulationen in einigen 
Jahren durchbrachte. Da V. oft arbeitsunfähig war, erlernte sie den Beruf 
einer Hebamme, mit dem sie sich und ihre Kinder selbständig durch¬ 
brachte. Nach und nach wurde das Zusammenleben der Ehegatten schlechter, 
da V. auch in den relativ guten Zeiten nur unregelmäßig arbeitete und 
ein unsittliches Leben führte. Schließlich wurden die Ehegatten geschieden. 

Im Oktober 1880 verleumdete V. einen Rechtsanwalt, indem er 
behauptete, dieser habe ihm für eine unreelle Handlung Schmiergelder 
versprochen. Er wollte sich vor Gericht herauslügen, wurde aber wegen 
Verleumdung zu Gefängnis und Buße verurteilt. 



Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



Sicherung der Gesellschaft vor gemeingefährl. verbrecherischen Geisteskranken 27 

Im Februar 1881 wurde V. vom Schwurgericht wegen Unterschla¬ 
gung und Betrugsversuches zu 6 Monaten Gefängnis und Buße verur¬ 
teilt. Während der Haft trat bei ihm eine geistige Erkrankung ein, derent¬ 
wegen er Mai 1881 ins Burghölzli verbracht wurde. 

Nach seiner Entlassung, die nach völliger Beruhigung im Januar 1882 
stattfand, soll sich V. gut gehalten und in einem Geschäft als Buchhalter 
gearbeitet haben. 

Mit Jer Zeit wurde er wieder erregter, fing an, unsolid zu leben 
und Päderastie zu treiben. Im Februar 1886 wurde er verhaftet, weil 
er einen jungen Mann zum homosexuellen Verkehr in eine Badanstalt 
mitgenommen hatte. Das im Verlauf der Strafuntersuchung erstattete 
psychiatrische Gutachten kam zum Schlüsse, daß sich V. zur Zeit der Tat 
noch nicht im Vorstadium der später wieder ausgebrochenen Manie be¬ 
funden habe, daß er aber auch in den guten Zwischenpausen geistig 
geschwächt und deshalb vermindert zurechnungsfähig sei. V. wurde mit 
3 Wochen Gefängnis und Buße bestraft. 

Kurz nach diesem Delikt w r ar V. nach Österreich verreist, um sich 
dort an abenteuerlichen Unternehmungen zu beteiligen. Ohne gerade 
ein Delikt begangen zu haben, mußte er in W. polizeilich abgefallt und 
in einer psychiatrischen Klinik versorgt werden, da wieder ein Anfall von 
Geisteskrankheit bei ihm ausgebrochen war. 

Im Zustande großer manischer Erregung wurde V. ins Burghölzli 
transferiert. Dort trat langsame Besserung ein, und im Dezember 1886 
konnte er als völlig geheilt entlassen werden. 

Schon 2 Monate später machte er sich wieder straffällig, indem er 
in recht ungeschickterWeise bei einer ihm bekannten Familie eine goldene 
Damenuhr entwendete. Wegen der kurz vorher überstandenen geistigen 
Störung wurde V. wieder zur Beobachtung ins Burghölzli verbracht. In 
dem erstatteten psychiatrischen Gutachten wurde erklärt, daß V. zurZeit 
der Tat stark vermindert zurechnungsfähig gewesen sei, daß eine Strafe 
bei ihm nichts nütze, und dauerndes Unschädlichmachen am Platze sei. 
V. wurde daraufhin zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt; sichernde Maß¬ 
nahmen gegen ihn wurden aber nicht ergriffen. 

Im Juni 1894 trat bei V. wieder ein Anfall manischer Erregung auf, 
sodaß man ihn wieder ins Burghölzli verbringen mußte. Nach einem 
halben Jahre beruhigte er sich wieder und konnte als ganz geordnet 
entlassen werden. 

Im August 1896 wurde eine Strafanzeige gegen V. wegen verschie¬ 
dener von ihm begangener päderastischer Handlungen gestellt. Außer¬ 
dem schwebte ein Betrugsprozeß im Kanton B. Die Auslieferung nach 
B. wurde aber verweigert. V. mußte neuerdings zur Begutachtung in 
die Irrenanstalt Burghölzli eingewiesen werden. In den folgenden Monaten 
wurde auf das Gutachten der Direktion hin die Strafverfolgung sistiert, 
aber die dauernde Bevormundung eingeleitet. Während der Verhand¬ 
lungen über eine eventuelle Entlassung des V. gelang es diesem, aus 
der Anstalt zu entweichen und nach Frankreich zu entfliehen. Er wurde 
dort wegen Vagabondage polizeilich abgefallt und, nachdem er aus Frank¬ 
reich abgeschoben worden war, wieder ins Burghölzli gebracht. 
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In einem Gutachten vom August 1898 äußerte sich die Direktion 
des Burghölzli dahin, daß V. in denlucida intervalla zwischen den manischen 
Anfällen trotz weitgehendem moralischem Defekt wohl medizinisch als 
von der geistigen Norm abweichend, nicht aber juristisch als geisteskrank 
zu betrachten sei. Man solle ihn unschädlich machen und wenn mög¬ 
lich in einer Anstalt versorgen; aber die Irrenanstalt sei bei den gegen¬ 
wärtigen Verhältnissen nicht für derartige Menschen bestimmt. Man solle 
ihn daher unter möglichster Wahrung der Interessen der Gesellschaft 
aus der Anstalt entlassen. Darauf entschied die Justizdirekion im 
November 1898, V. sei unter Überwachung durch seinen Vormund aus 
der Anstalt zu entlassen. 

• Im Jahre 1901 mußte sich V. schon wieder vor Gericht verantworten 
wegen Pfändungsbetruges; er wurde zu 2 Wochen Gefängnis verurteilt. 
Im Oktober 1906 zertrümmerte V. in einem neuen Anfall akuter Erregung 
das Mobiliar seiner Wohnung. Auch im Burghölzli, wohin man ihn 
wieder verbracht hatte, war er anfangs sehr aggressiv und erregt. Nach 
halbjährigem Aufenthalt drholte sich V. wieder gänzlich und wurde im 
Juni 1907 von seinem Vormund mit Bewilligung der Justizdirektion aus 
der Ansitalt herausgenommen. Schon 3 Tage nach seiner Entlassung 
kam V. wieder mit dem Gesetze in Konflikt und wurde wegen Körper¬ 
verletzung mit Buße bestraft. 

Im Jahre 1909 erschien V. als Gehilfe bei einem Darlehensschwindel. 
Da aber der Haupttäter nicht polizeilich beigebracht werden konnte, mußte, 
auch die Klage gegen V. fallen gelassen werden. Im März 1911 gab 
V. neuerdings Anlaß zum Einschreiten der Strafuntersuchungsbehördte, 
mangels Beweises wurde aber die Strafuntersuchung sistiert. Im Ok¬ 
tober 1911 gelang es dem V., einen etwas schwachsinnigen Landwirt in 
raffinierterWeise zu betrügen. Im November 1911 forderte die Bezirks¬ 
anwaltschaft von der Direktion des Burghölzli ein neues Gutachten, 
das sich speziell über die weitere Versorgung des V. aussprechen sollte. 

Das ausführliche psychiatrische Gutachten erklärte, daß V. ein mora- 
lich defekter Mensch sei, der an einer periodischen Geisteskrank¬ 
heit (wahrscheinlich manisch- depressivem Irresein) leide. Ein bestimmtes 
Urteil die Unzurechnungsfähigkeit des V. zur Zeit der Tat könne 
erst nach dem Abklingen der gegenwärtigen Manie abgegeben werden. 
Auf Grund dieses Gutachtens sistierte die Staatsanwaltschaft vorläufig die 
Strafuntersuchung. 

Das im Mai 1913 erstattete Ergänzungsgutachten kam zum Schlüsse, 
daß V. aus praktischen Gründen zur Zeit des letzten begangenen Deliktes 
für unzurechnungsfähig erklärt werden müsse. Er sei während der lucida 
intervalla nicht unbedingt irrenanstaltsbedürftig. Vor seiner Entlassung 
sei aber dafür zu sorgen, daß die Vorbedingungen für eine konsequente 
Beaufsichtigung erfüllt seien. Daraufhin wurde von der Staatsanwaltschaft 
das Verfahren definitiv sistiert. 

Ein Entlassungsgesuch des Vormundes von V. wurde von der Justiz¬ 
direktion abgewiesen, da nicht die nötigen Kautelen für eine geeignete 
Überwachung beigebracht werden konnten. 

1915wurde V. entlassen. Bald darauf aber mußte er wegen eines 
neuerdings ausgebrochenen manischen Schubes wieder interniert werden. 
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Der Strafrichter hat kein anderes Mittel in der Hand, als den 
vermindert zurechnungsfähigen V. milder zu bestrafen. Erst nach¬ 
dem dieser bereits mehrere Strafen abgesessen hat, wird die dauernde 
Bevormundung über ihn ausgesprochen, obschon bereits früher 
auf seine Gefährlichkeit hingewiesen und seine dauernde Unschäd¬ 
lichmachung dringend gefordert worden ist. 

Die Irrenanstalten siild nicht für die dauernde Verwahrung von 
moralisch Defekten bestimmt. Wenn V. auch nicht immer anstalts¬ 
bedürftig ist, so sollte er doch besser beaufsichtigt und bewacht 
werden, als dies sein Vormund bis jetzt getan hat. 

9. 

Emma G. von N. 

Das Mädchen G. wuchs in ärmlichen Verhältnissen als das älteste 
von 14 Geschwistern auf. ln der Schule soll es nach Angabe der Eltern 
von Anfang an sowohl im Betragen wie auch in den Leistungen zu 
Klagen Anlaß gegeben haben. 

Als die G. 10 Jahre alt war, fiel es den Nachbarn auf, daß das Mäd¬ 
chen soviel Schleckereien mit sich herumtrug, die es auch an andere 
Kinder verschenkte. Dem Vater gegenüber gestand es schließlich, daß • 
es diese Sachen von einem reichen Bauern H. erhalten habe. Die Nach¬ 
forschungen des Vaters ergaben bald, daß H. mit ihr unzüchtige Hand¬ 
lungen vorgenommen hatte. Er ging deshalb zu diesem H., um mit 
ihm durch Zahlung einer Geldsumme für den Mißbrauch des Mädchens 
„abzumachen“. H. erhängte sich aus Verzweiflung in der nächsten Nacht. 

Darauf taten die Eltern das Mädchen des Skandals halber zu seiner 
Großmutter. Dort soll es sich schlecht benommen haben; es log viel, 
kaufte und stahl Schleckereien und ärgerte die Verwandten derart, daß diese 
nach kaum einem Jahre erklärten, sie könnten das Kind nicht länger 
behalten. Deswegen kam es wieder zu seinen Eltern. 

Im Juni 1908 machte der Vater G. bei der Behörde Anzeige, daß 
seine Tochter im 6. Monat schwanger sei, und leitete gleichzeitig Zivil¬ 
klage ein gegen den 65jährigen Kutscher L., von dem die G. erklärte, 
er habe sie 3 mal in einem Keller geschlechtlich mißbraucht. Der L. 
wurde sofort unter dem Verdacht der Notzucht verhaftet, bestritt aber, 
je eine unzüchtige Handlung mit dem Kinde vorgenommen zii haben. 

Die G. machte vor dem Untersuchungsrichter genaue Angaben, wie 
sie von L. in den Keller gelockt und dort mißbraucht worden sei, und hielt 
diese Behauptung auch bei einer Konfrontation mit dem Angeklagten L. 
in allen Teilen aufrecht. 

Der Vater G., ein damals 37jähriger Mann, nahm sich sehr seiner 
Tochter an, begleitete sie stets zu den Einvernahmen, bei denen er als 
der natürliche Vormund der Tochter zugegen sein durfte. Er richtete auch 
Eingaben an das Gericht, in denen er seiner Entrüstung über den Wüst¬ 
ling L. Ausdruck gab und dessen exemplarische Bestrafung verlangte. 

Die von der Untersuchungsbehörde über die Familie G. eingezogenen 
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Erkundigungen lauteten günstig, besonders auch die Äußerungen des 
als sehr erfahren geltenden Pfarrers der Gemeinde. 

Die Untersuchungs- und Anklagebehörden entschieden sich nun¬ 
mehr dafür, daß bei dem guten Leumund der Familie G. und der G. 
selbst anzunehmen sei, es habe ein sexueller Mißbrauch durch den L. 
stattgefunden. Dagegen sei ausgeschlossen, daß das Mädchen ernstlichen 
Widerstand geleistet habe, was ihr bei der Art des Deliktes mit ihrer 
kräftigen Konstitution und bei der Schwäche des Angreifers wohl möglich 
gewesen wäre. 

In dem mit der Strafuntersuchung gleichzeitig schwebenden Zivil¬ 
prozeß wegen Zuerkennung der Vaterschaft des unterdessen gebornen 
Knaben an den L. anerkannte das Gericht in 1. Instanz, trotz des An¬ 
trages des Beklagten, eine Person wie die G. nicht zum persönlichen 
Zeugnis zuzulassen, ihre Angaben und verurteilte den L. zu der Aner¬ 
kennung der Vaterschaft und Bezahlung der Alimente. 

Der Verteidiger des L. appellierte an die 2. Instanz. In der Zwischen¬ 
zeit beging die G. am 19. Dezember 1908 einen Diebstahl. Sie nahm 
in einem Schuhladen eines benachbarten Dorfes ein Paar Schuhe mit und 
stahl zugleich noch ein 2. Paar. In der folgenden Strafuntersuchung 
gab der Gemeinderat des Wohnortes der G. ein Zeugnis cb, worin diese 
als „auffallend verstockt und minderbegabt“ bezeichnet wird. Der An¬ 
walt des Mädchens äußerte sich dem Vater des Mädchens gegenüber, 
das Kind sei gewiß schwachsinnig und sollte in eine Erziehungsanstalt 
eingewiesen werden. Das Gericht war aber nicht dieser Ansicht und 
verurteilte die G. zu 8 Tagen Einzelhaft. 

Nun folgte die Verhandlung des Zivilprozesses vor dem zweitinstanz¬ 
lichen Gericht. Die Einwendungen des Anwaltes des Beklagten L. wurden 
vom Gerichte für belanglos erklärt. Der von der G. unterdessen ver¬ 
übte Diebstahl trage so den Stempel der Plumpheit an sich, ,,daß man 
der Klägerin zweifelsohne Unrecht tun würde, wenn man ihr wegen dieses 
Fehltritts die Glaubwürdigkeit absprechen würde“. Das erstinstanzliche 
Urteil w'urde bestätigt, und der L. hatte sämtliche Kosten zu tragen. 

In der nun folgenden Verhandlung vor dem Strafgericht erklärte ein Zeuge 
die G. als eine durchaus lügenhafte, verstockte Person, die viel unsitt¬ 
liche Reden führe. Das Gericht legte aber diesen Aussagen keine Wich¬ 
tigkeit bei und verurteilte den L. wegen Verführung einer Minderjährigen 
zu Gefängnis, Tragung aller Kosten und Entschädigung für „tort moral“. 

Im Oktober 1910 machte die G. durch den Pfarrer bei der Behörde 
Anzeige: „ihr Vater habe sie seit ihrem 12. Jahre geschlechtlich mißbraucht 
und seit ihrem 14. Jahre dm Beischlaf mit ihr vollzogen. Als sie in 
die Hoffnung gekommen sei, habe er sie bestimmen können, den L. 
als Täter anzugeben. In Wirklichkeit habe dieser nie das geringste Un¬ 
sittliche mit ihr gemacht.“ 

Vater und Tochter wurden verhaftet. Die Tochter blieb bei ihren 
Aussagen, und auch der Vater G. mußte zuletzt zugeben, daß er sich 
oft an dem Kinde, das sich durchaus nicht wehrte, befriedigt 1 abe. 

In diesem Stadium wurde von der Staatsanwaltschaft von der 
Direktion der Irrenanstalt Burghölzli ein psychiatrisches Gutachten einge¬ 
fordert. Der Psychiater konnte ohne Schwierigkeit konstatieren, daß es 
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sich bei der G. um eine ausgesprochen Schwachsinnige handle, die 
intellektuell und moralisch gleich tief stehe. Das Gutachten kam zum 
Schluß, daß bei der G. zur Zeit der Ablegung des falschen Zeugnisses 
die Einsicht in die Strafbarkeit der Tat infolge des intellektuellen Defektes 
sehr vermindert, die Fähigkeit der Selbstbestimmung im Sinne des Ge¬ 
setzes aber infolge des übermäßigen Zwanges des sie stets bedrohenden 
Vaters und ihrer mangelhaften moralischen Widerstände aufgehoben war. 

Die Verurteilung des L. wurde im Restitutionsverfahren annulliert 
und er wurde infolge der entlastenden Aussage der G. und ihres Vaters 
freigesprochen; der Vater G. aber erhielt wegen Blutschande, Notzucht 
und falschen Zeugnisses 2'ji Jahre Zuchthaus. 

Von einer Bestrafung der G. wurde auf Grund des psychiatrischen 
Gutachtens abgesehen und sie selbst in die Irrenanstalt Burghölzli ein¬ 
gewiesen. Gegen den Rat der Anstaltsdirektion wurde sie dann auf 
Begehren ihrer Heimatgemeinde im Januar 1914 in eine Besserungsan¬ 
stalt für gefallene Mädchen im Kanton S. überführt. Nach kurzer Zeit 
mußte sie aber von dort wegen unbotmäßigen und erregten Gebarens 
in die Irrenanstalt K. überführt werden. 

Nach kurzer Zeit wurde sie aber wieder aus K. entlassen, und zw'ar 
auf Betreiben der Heimatgemeinde. Sie trieb sich nun an verschiedenen 
Orten bei Verwandten herum, ohne richtig zu arbeiten. Eine Zeitlang 
war sie in F. und soll dort an einer Fastnacht mit mehreren Burschen 
geschlechtlich verkehrt haben. Am andern Morgen kam sie betrunken 
und ganz verwildert nach Haus und gebärdete sich derart, daß man sie 
nach dem Spital bringen mußte, wo sie nach 14 Tagen wegen Platzmangels 
entlassen wurde. Man meldete hierauf der Gemeinde, sie müsse sich 
der G. annehmen. Die Gemeindebehörden wollten sie wieder in einer 
Besserungsanstalt unterbringen, wo aber die Aufnahme nach den früher 
gemachten Erfahrungen abgelehnt wurde. Daraufhin erklärte die Gemeinde, 
das Mädchen solle nur wieder zum Vater G., der inzwischen probeweise 
aus der Strafanstalt entlassen worden war.!!) Die Mutter G. konnte dies 
aber nicht zulassen, da sie sich den Irrenärzten schriftlich verpflichtet 
hatte, daß während der probeweisen Entlassung des Vaters das Mädchen 
nicht ins Haus komme. 

Die G. hielt sich nun wieder an verschiedenen Orten auf, verpraßte 
ihren Lohn auf die dümmste Weise und stahl mehrmals ihren Verwandten 
kleinere und größere Beträge. Die Mutter G. wurde von diesem Treiben 
verständigt. Als die G. wußte, daß ihre Mutter am nächsten Tage ein- 
treffen werde, geriet sie in große Aufregung, schlug um sich und lärmte 
derart, daß man sie nach dem Kantonsspital und von dort am 12. April 1914 
ins Burghölzli verbringen mußte. Anfangs Mai 1913 wurd sie wieder 
nach der Anstalt K. transferiert. 

Es ist auffällig, daß die richterlichen Behörden im Verlaufe des 
Prozesses den ausgesprochenen Schwachsinn der G. nicht erkannt 
und auch den Aussagen, welche auf ihre Unglaubwürdigkeit als 
Zeugin hinwiesen, keine Bedeutung zugemessen haben. 

Die Gemeindebehörden legen ein ganz unqualifizierbares Be¬ 
nehmen an den Tag. Sie erzwingen die Entlassung der G. aus 
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der Irrenanstalt gegen den Willen der Anstaltsdirektion und bringen 
sie dann in ganz ungeeigneten Anstalten unter. Schließlich wollen 
sie die Mutter der ö. zwingen, das Mädchen zu seinem Vater, der 
mit ihm jahrelang Mißbrauch getrieben hat, zurückzusenden.(!) 

10. » 

J. B. von Z. 

Im 2. Lebensjahre machte B. eine schwere Gehirnkrankheit mit 
epileptiformen Anfällen durch, von der er sich nur langsam erholte. 
Er blieb dann in der geistigen ujid körperlichen Entwicklung zurück. 
Schon in den untersten Klassen der Schule zeichnete er sich durch 
Lügen und Stehlen vor den andern Kindern aus.- Mit 12 Jahren stahl 
er aus einem Laden 10 Fr. und vergrub das Geld; er gestand den 
Diebstahl erst, nachdem er lange bearbeitet worden war. 

Mit 13 Jahren stahl B. aus einer Ladenkasse 115 Fr., um sich 
ein Velo zu kaufen. Dafür kam er dann während 2 Jahren in die 
Korrektionsanstalt R. Als 15-Jähriger trat B. nochmals in die Schule 
ein, wo es ihm aber so schlecht wie früher erging. 

B. kam dann an verschiedene Orte in die Lehre, wurde aber 
überall nach kurzer Zeit wegen Unbrauchbarkeit infolge schlechten Be¬ 
tragens wieder fortgejagt. 1906 wurde er wegen wiederholten ein¬ 
fachen Diebstahls zu 10 Fr. Buße, 1907 wieder wegen Diebstahls zu 
einem Monat Einzelhaft verurteilt. 

Kurz nach Verbüßung dieser Strafe verkaufte B. gestohlene Metall¬ 
bestandteile an einen Alteisenhändler. Er kam deshalb wieder in Straf¬ 
untersuchung, in deren Verlauf er zur Beobachtung in die Irrenanstalt 
Burghölzli eingewiesen wurde. Die Psychiater stellten fest, daß B. 
an Dementia praecox leide und infolge dieser Krankheit für seine 
Delikte unzurechnungsfähig gewesen sei. Gleichzeitig wurde erklärt, 
daß B. dauernd gemeingefährlich und der Aufsicht bedürftig sei. 

Der Vater des B. fing nun bald an, gegen die dauernde Inter¬ 
nierung zu protestieren, und fand schließlich einen Korbwarenfabrikanten, 
der den B. zu sich nelimen und beaufsichtigen wollte. Mit Ge¬ 
nehmigung der Justizdirektion wurde B. anfangs Mai 1908 als unge- 
bessert entlassen. Im Oktober 1908 teilte der Fabrikant der Justiz¬ 
direktion mit, daß B. sich nicht als zuverlässig erwiesen habe und 
deshalb von ihm entlassen werden müsse. Der Vater B. fand es nicht 
einmal für nötig, diese Briefe zu beantworten. 

Da B. inzwischen wieder Unterschlagungen und Veruntreuungen 
begangen hatte, wurde er Ende September 1909 verhaftet, und der 
Fall dem kantonalen Irreninspektor zur Beaufsichtigung überwiesen. 
Dieser stellte den Antrag, den B. in die Pflegeanstalt R. einzuweisen 
und ihn bevormunden zu lassen. Das Waisenamt ernannte einen 
außerordentlichen Vormund, der Vater B. aber protestierte durch einen 
Anwalt gegen die Internierung seines Sohnes und setzte es durch, daß 
dieser nicht nach R. gebracht wurde. 

Ohne Wissen der Behörde ließ sich B. in G. nieder. Dort be¬ 
trog er seine Logisgeber, weswegen er 8 Tage in Haft saß. Während 
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die Züricher Justizdirektion beschloß, den B. nun doch nach R. ein¬ 
zuweisen, und ein schriftlicher Meinungsaustausch zwischen den Regie¬ 
rungen von Zürich und G. anfing, hatte B. bereits wieder mit Wissen 
des Vaters hinter dem Rücken der Behörde den Kanton G. verlassen 
und sich nach Z. gewandt, wo er einer Frau den Ehering ihres Mannes 
und einem Uhrmacher zwei Uhren entwendete. 

B. wurde verhaftet und gab die Diebstähle vor dem Untersuchungs¬ 
richter zu, erklärte aber gleichzeitig, er sei gar nicht geisteskrank und 
habe früher simuliert, um dem Verhaft zu entgehen. Der betreffende 
Bezirksanwalt glaubte diesen Aussagen und hielt es für unnötig, die 
Frage der Zurechnungsfähigkeit einem Arzte vorzulegen. Nach ab¬ 
geschlossener Strafuntersuchung wurde B. entsprechend dem Regierungs- 
beschlusse der Pflegeanstalt R. zugeführt. Am 20. Oktober 1910 er¬ 
schien B. vor dem Bezirksgericht zur Verhandlung, wurde hier, wieder 
ohne Expertise, zu 2 Monaten Gefängnis verurteilt und nicht mehr in 
die Anstalt R. zurückgelassen. Ja, man ließ ihn sogar bis zum Straf¬ 
antritte einstweilen frei nach Hause gehen. (!) 

Anfangs November 1910 wurde B. ins Bezirksgefängnis verbracht. 
Dort fing er plötzlich an, ununterbrochen im lautesten Tone zu beten, 
so daß er in die Irrenanstalt Burghölzli verbracht werden mußte. Das 
psychiatrische Gutachten erklärte die Diagnose des früher erstatteten 
Gutachtens für vollauf bestätigt und forderte nochmals eine dauernde 
Internierung des B., da seine Gemeingefährlichkeit gewiß durch die 
gemachten Erfahrungen bestätigt worden seien. 

Auf Grund eines Restitutionsgesuches der Staatsanwaltschaft 
wurde vom Obergericht das bezirksgerichtliche Urteil aufgehoben. B. 
blieb im Burghölzli interniert. Der Vater fing nun bald wieder an, 
gegen diese Internierung zu protestieren. Ein Gesuch um Entlassung 
des B. vom Dezember 1910 wurde von der Justizdirektion abgewiesen. 
Auf Grund eines weitern Gesuches wurde aber die versuchsweise Ent¬ 
lassung des B. bewilligt; immerhin unter der Bedingung, daß der 
Vater B. alle pekuniäre Verantwortlichkeit für seinen Sohn übernehme. 

B. soll nun als Hilfsarbeiter bei der Post angestellt sein. 

B. wird vom Gerichte als zurechnungsfähig zu Strafe ver¬ 
urteilt und vor seinem Strafantritte sogar noch frei nach Hause 
entlassen, trotzdem die richterlichen Behörden wissen müssen, 
daß er von den Irrenärzten für unzurechnungsfähig und dauernd 
gemeingefährlich erklärt und direkt aus der Irrenanstalt zur Ver¬ 
handlung vorgeführt worden war. 

Eine eigentümliche Rolle spielt auch der Vater des B., der 
dem Kranken noch eifrig hilft, aus der Irrenanstalt loszukommen 
und die Behörden zu hintergehen, obschon er dessen Gemein¬ 
gefährlichkeit genau kennt. Das hindert aber anscheinend nicht, 
daß er auch noch zu dessen Vormund ernannt wird. (!) 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. 
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Die H. gehört einer schwer belasteten Familie an, Großvater väter- 
licherlicherseits und ihr Vater waren schwere Trinker; die Verwandten 
mütterlicherseits zum Teil geisteskrank. Ihre debile Mutter hatte 
19 Geburten; von diesen sind 14 Kinder in jungen Jahren an unbe¬ 
kannten Ursachen gestorben. 

In einem völlig zerrütteten Heim und ohne jede richtige Erziehung 
ist die H. aufgewachsen. Sie war ein lebhaftes, wildes Mädchen, 
immer zu tollen Streichen bereit; daneben furchtbar starr und trotz- 
köpfig. Schon als Kind war sie überaus eitel und wollte immer die 
schönsten Kleider haben. Sie hat oft Kleinigkeiten entwendet, aber 
immer hartnäckig geleugnet. In der Schule interessierte sie sich für 
das Lernen und machte gute Fortschriite. Nach Austritt aus der 
Schule kam sie an verschiedene Stellen, im Jahre 1902 als Korre¬ 
spondentin in einen Kunstverlag in Z. Dort geriet sie unter den 
schlechten Einfluß einer Nebenangestellten, ließ sich von verschiedenen 
Herren aushalten und lebte sehr ausschweifend. Später sank sie noch 
tiefer, so daß sie zuletzt zur Dirne wurde. 

Im Mai 1904 wurde die H. auf Verlangen des Vormundes wegen 
Sittlichkeitsvergehen der heimatlichen Armenbehörde zugeführt. Sie 
entschloß sich dann freiwillig, in eine Anstalt einzutreten, mußte aber 
bald darauf w'egen Widersetzlichkeit entlassen werden. Von da an hat 
die H. den größten Teil der Zeit in den Strafanstalten zugebracht. 
Nach den Akten ergeben sich folgende Verurteilungen: 

1. Im Februar 1905 wegen einfachen Betrugs 3 Wochen Ge¬ 
fängnis. 

2. Im Juni 1905 wegen wiederholten einfachen Betrugs 3 Monate 
Ge.fängni s. 

3. Im April 1906 wegen einfachen Betrugs und Diebstahls 
6 Monate Gefängnis. (Die H. hatte Pensionskosten und Miete 
von Maskenkostümen nicht bezahlt und eine Uhr mit Kette gestohlen.) 

4. Im Dezember 1906 wegen Diebstahls und Betrugs 10 Monate 
Arbeitshaus. 

5. Im August 1907 wiegen falscher Anschuldigung 14 Tage Ge¬ 
fängnis als Zusatzstrafe. 

6. Im November 1907 wegen Diebstahls 3 Monate Gefängnis. 

7. Im Dezember 1907 wegen einfachen Diebstahls 10 Monate 
Arbeitshaus. Nach der Straferstehung kam sie an eine Stelle nach 
Z., lernte dort einen Mediziner kennen, wurde von ihm geschwängert 
und verlobte sich mit ihm. 

8. Im Januar 1909 wegen Diebstahls 4 Monate Gefängnis. 
(Sie hatte Wäsche von ihrer Hauswirtin gestohlen.) Nachdem sie diese 
Strafe abgesessen hatte, kam sie für 2 Jahre in eine Korrektionsanstalt, 
dann wieder an eine Stelle nach Z. 

9. Im März 1912 wegen einfachen Diebstahls 4 Monate Ge¬ 
fängnis. t . • 

10. Im Juni 1912 wiegen Versuchs des ausgezeichneten Diebstahls 
3 Monate Arbeitshaus. 
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11. Im November 1912 wegen Stehlen eines Haarzopfes 1 Jahr 
Arbeitshaus. 

12. Im Dezember 1912 wegen einfachen Diebstahls 14 Tage 
Zusa tz strafe. 

Anfangs März 1914 geriet die H. wieder in Strafuntersuchung 
wegen Betrugs und Diebstahls. Da nun endlich doch der Strafunter¬ 
suchungsbehörde der Geisteszustand der 12 mal vorbestraften (!), H. 
zweifelhaft erschien, wurde diese zur Beobachtung ins Burghölzli über¬ 
geführt. In dem psychiatrischen Gutachten wurde nun mit Sicherheit 
festgestellt, daß die H. schon seit vielen Jahren an Dementia praecox 
leide und deshalb die inkriminierten Handlungen im Zustande der Un¬ 
zurechnungsfähigkeit begangen habe. Im Interesse der menschlichen 
Gesellschaft müsse sie aber als dauernd gemeingefährlich interniert 
werden. Die H. befindet sich seither im Burghölzli. 

• Es ist unbegreiflich, daß den Untersuchungsbehörden erst 
nach 12maliger Verurteilung der H. Zweifel über ihre Zurech¬ 
nungsfähigkeit aufgetaucht sind. Der Untersuchungsbeamte soll 
beim geringsten Zweifel an d^r Zurechnungsfähigkeit eines An¬ 
geschuldigten einen Irrenarzt beiziehen. Wie der vorliegende 
Fall zeigt, kann damit sowohl der Gesellschaft als auch dem 
betreffenden Geisteskranken viel Unangenehmes erspart werden. 

12 . 

J. K. von Z. 

J. K. von Z. hatte am 10. Juni 1904 um die Mittagstunde einen 
Gesandten auf offener Straße nach vorangegangenem Wortwechsel aus 
einem Revolver angeschossen und erheblich verletzt. Während der 
gegen ihn angehobenen Strafuntersuchung durch den Untersuchungs¬ 
richter erhoben sich Zweifel über die Zurechnungsfähigkeit des Delin¬ 
quenten. Er wurde deshalb zur Begutachtung in die dortige Irren¬ 
anstalt und dann zwecks Einholung einer psychiatrischen Oberexpertise 
in die Irrenanstalt Burghölzli verbracht. 

Die beiden Gutachten gaben folgende Aufschlüsse über das Vor¬ 
leben des K.: 

Nach einer unaufgeklärten Vergangenheit 'hielt sich K. in den 
Jahren 1883—1886 im Ausland als Agent eines Labradoritwerkes auf. 
Im Jahre 1886 wurde er auf dem Administrativwege durch den dortigen 
Gouverneur ausgewiesen; nach Angabe der Behörden wegen schlechter 
Aufführung, nach seiner Behauptung, um ihm seinen Gewinnanteil an 
dem Labradoritunternehmen nicht auszahlen zu müssen. Ein Haus, 
das ihm eine angebliche Tante vermacht hatte, wurde verkauft und 
der Erlös zur Tilgung seiner Schulden verwendet. K. schätzte den 
ihm angeblich zugefügten Schaden auf 80000 Rubel, und um diese 
focht er fortab mit zäher Beharrlichkeit. 

Er ging zunächst nach K. und suchte von dort mit allen Mitteln, 
aber vergeblich die Aufhebung seiner Ausweisung zu erwirken. Trotz 
seiner Ausweisung kehrte K. noch zweimal zurück, wurde aber jedes- 
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mal erkannt und nach verbüßter Strafe über die Grenze geschafft. Er 
suchte nun seinen „Kampf ums Recht“ gegen die betreffende Regierung 
mit allen möglichen Mitteln anzufechten, ln V. belästigte er einen 
Fürsten mit Bitten und Drohungen, reiste dann nach K-, um dort dem 
betreffenden Monarchen eine Bittschrift zu überreichen. Im Jahre 1894 
reiste K. nach England, um einem andern Fürsten seine Sache vorzu- 
tragen. 1895 wandte er sich an Kaiser Wilhelm, damit dieser bei 
dem ihm befreundeten Monarchen seine Angelegenheit vorbringe. Da¬ 
neben verfaßte K. noch eine zahllose Menge von Gesuchen, Tele¬ 
grammen und Schreiben an die Minister, die Mitglieder des Hofes, 
die Botschaft in W. usw., wußte auch seine Affäre in Zeitungen zu 
lanzieren. 

Im übrigen war K- seit 1891 in W., wo er hauptsächlich auf 
Kosten älterer Frauen lebte. Er wußte sie zu bewegen, mit ihm ein 
Verhältnis anzuknüpfen, um sie dann auf alle möglichen Arten auszu¬ 
beuten. So wußte er unter anderem eine Witwe zu veranlassen, durch 
seine Vermittelung eine Villa zu kaufen, um bei diesem Anlasse ohne 
ihr Wissen eine größere Summe auf die Seite zu schaffen. Eine 
andere Frau, mit der er ein intimes Verhältnis angeknüpft hatte, be¬ 
lästigte er, nachdem sie das Verhältnis abgebrochen hatte, mit allerlei 
Annäherungsversuchen. Schließlich verklagte er sie wegen Unter¬ 
schlagung. Da sich aber seine Beweismittet als plumpe Fälschung 
erwiesen, wurde er wegen Verleumdung zu 2 Jahren schweren Kerkers 
und dauernder Landesverweisung verurteilt. Während seines Aufent¬ 
haltes in W. war K. in beständigem Streiten und Prozessieren be¬ 
griffen, ohne indessen eine eigentliche Geschäftstätigkeit entfaltet 
zu haben. 

Nach Absitzen seiner Strafe kam K. nach der Schweiz, wo er sich 
von 1901 bis 1903 aufhielt. Er lebte dort als „von K.“ und bekleidete 
die Stelle eines „Inspizienten und Generalvertreters des Bethanienbundes“, 
eines angeblich humanitären .Vereins, der dann aber polizeilich auf¬ 
gelöst wurde, da sich seine Tätigkeit vor allem auf den Unterhalt der 
Vereinsfunktionäre selbst erstreckte. 

K. verschwand dann aus der Schweiz mit Hinterlassung von 
Schulden, reiste nach Ungarn und Italien, wo er einen Fürsten zu 
treffen vermeinte, ln Südfrankreich will er von einem Mitglied des 
Hofes eine Empfehlung an den betreffenden Gesandten in der Schweiz 
erhalten haben. Darauf reiste er dorthin, um die Jagd nach seinem 
entrissenen Vermögen von neuem zu beginnen. Er verfolgte den 
Gesandten mit Bittschriften und Audienzen und später sogar mit 
Drohungen, mit einem „Ultimatum“. Im Herbst 1903 suchte er den 
Monarchen in D. auf, erhielt aber bloß Audienzen bei seinem Adju¬ 
tanten. In der Schweiz machte K. keine ernstlichen Versuche, etwas 
zu verdienen; er machte fortwährend Schulden und kam in eine unhalt¬ 
bare Lage, in welcher er dann das Attentat beging. 

Am 10. Juni 1904, gegen 1 Uhr nachmittags, traf K. den Ge¬ 
sandten auf der Straße. Es kam zu einer Auseinandersetzung zwischen 
den beiden, in welcher sich K. über die Behandlung seiner Angelegen¬ 
heit beklagte. Plötzlich feuerte er aus einem Revolver, den er während 
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der ganzen Unterredung in der Hand versteckt haben soll, aut den 
Gesandten und verletzte ihn schwer am Kopfe. Dann entfernte er 
sich langsam vom Tatorte, um sich dem nächsten Polizisten selbst 
zu stellen. 

Während der Strafuntersuchung wurde K. zwecks Begutachtung 
in die Anstalt M. und dann in die Anstalt Burghölzli (Zürich) ver¬ 
bracht. Die beiden Gutachten kamen übereinstimmend zu der Ansicht, 
daß K. an^Verfolgungswahnsinn (paranoia querulans) leide. Auf Grund 
der formellen Schlußsätze der Oberexpertise wurde die Strafuntersuchung 
gegen K. sistiert und er selbst in M. interniert. Im Februar 1908 
wurde K. über die Grenze geschafft und den heimatlichen Behörden 
übergeben. Diese ließen sich von eigenen Psychiatern ein Gutachten 
über den Geisteszustand des K. anfertigen, und auf Grund dieses 
Gutachtens, das auch besonders die Gemeingefährlichkeit des K. be¬ 
tonte, wurde dieser in einer Irrenanstalt interniert. 

Im November 1908 gelang es ihm, aus der Anstalt zu entweichen. 
Er wurde aber bald wieder aufgegriffen und in die Irrenanstalt K- ein¬ 
geliefert. Von dort entsprang er im August 1909. 

K. erschien, dann in Frankreich und wurde dort trotz beständiger 
Drohungen gegen die schweizerischen Behörden und erhaltener Infor¬ 
mationen von der Polizei und zwei Irrenärzten für unbedenklich ge¬ 
halten, bis er am 17. Juni 1910 auf den Legationssekretär einer 
Gesandtschaft ein Revolverattentat verübte, um sich für die ihm in 
jenem Lande zuteil gewordene Behandlung zu rächen. 

In der während der Strafuntersuchung eingeholten psychiatrischen 
Expertise wurde erklärt, der K. sei verantwortlich für seine Tat, leide 
jedoch an Verfolgungswahnsinn. 

Im Januar 1911 erschien K- vor dem Assisenhof unter der An¬ 
klage des Mordversuchs und des verbotenen Waffentragens. Die Ge¬ 
schworenen bejahten nur die Schuldfrage in Bezug auf das verbotene 
Waffentragen. (!) Das Gericht erkannte auf eine kleine Buße und eine 
Gefängnisstrafe, die durch die Untersuchungshaft längst kompensiert 
war. (Ein interessantes Beispiel dafür, wie Tatsachen in der Presse 
entstellt werden können, bietet die bei den Akten der Krankengeschichte 
liegende Nummer des „Matin“ vom 11. Januar 1911 mit dem Bericht 
über die Verhandlungen vor den Assisen). Ferner wurde K. aus 
Frankreich ausgewiesen. 

Im Frühjahr 1911 sandte er von Italien aus einen Brief an den 
schweizerischen Bundesrat, der einen klassischen Beleg für seinen 
Geisteszustand bildet. Er machte darin überhaupt jeden Schweizer¬ 
bürger für seine Forderungen persönlich verantwortlich und drohte Rache, 
wenn ihm nicht binnen bestimmter Frist Gerechtigkeit zuteil werde. 

Von Italien kehrte K- unter falschem Namen nach Österreich zu¬ 
rück und suchte dort eine nochmalige Prüfung seines Geisteszustandes 
zu erwirken. Er wurde verhaftet, und nochmals ein psychiatrisches 
Gutachten über ihn eingeholt. Auch dieses kam zur gleichen Ansicht 
wie die früheren schweizerischen und österreichischen Gutachten und 
forderte dauernde Versorgung wegen Gemeingefährlichkeit. 
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K. wurde zunächst in die Irrenanstalt S. verbracht, von dort dann 
nach der Irrenanstalt K. transferiert. Dort machte er im Jahre 1912 
ein Revolverattentat auf einen Arzt und tötete ihn. Seit 1913 befindet 
sich K. in der Anstalt H. 

K. ist infolge seiner paranbischen Wahnideen im höchsten 
Grade gemeingefährlich. Das beweisen am besten seine Revolver¬ 
attentate. Die Irrenanstalten sind für die Verwahrung dieses 
gefährlichen Kranken durchaus ungeeignet; immer wieder gelingt 
es diesem auszubrechen. 

Es ist eigentümlich, daß K. von der französischen Polizei 
trotz erhaltener Informationen für unbedenklich gehalten und in 
dem Gutachten von zwei französischen Psychiatern sogar als 
geistig gesund erklärt werden kann. Mit derartig falschen Ge¬ 
sundheitszeugnissen wird oft von den Kranken direkt ein Unfug 
getrieben, auf den auch die Gerichte manchmal hereinfallen. 

Ein sonderbares Beispiel für die „vox populi“ liefert das 
Urteil des französischen Schwurgerichtes, in dem K. von der 
Anklage des Mordversuches freigesprochen wird, - obschon es 
unzweifelhaft feststeht, daß er auf den Legationssekretär geschossen 
hat und diesen töten wollte. Nach den Berichten der Presse 
geht K. sogar als gefeierter Held aus den Gerichtsverhandlungen 
hervor. 

Der internationale polizeiliche Schutz sollte besser ausge¬ 
bildet sein. Damit, daß K. aus einem Staat in den andern ab¬ 
geschoben ’ wird, ist für den Schutz der Gesellschaft vor derart 
gefährlichen Menschen noch recht wenig getan. 


Über hereditäre Belastung konnte mangels genügender Auskunft 
nichts festgestellt werden. 

Mit 14 Jahren kam C. in die Lehre zu einem Metzger. Später 
arbeitete er noch in der Landwirtschaft auf dem Gute seines Vaters 
und dann als Geselle in verschiedenen Metzgereien. Im Jahre 1897 
kam er als Soldat zu dem Leibregiment in M., wo er sich im ganzen 
gut aufgeführt haben soll. Nach der Militärzeit arbeitete er wieder als 
Metzger in M. Anfangs September stieß ein Metzgerwagen, auf dem 
C. saß, mit einem Wagen der Straßenbahn zusammen, und er, wie der 
Kutscher, wurden herabgeschleudert. C. trug eine Gehirnerschütterung 
und eine Stirnverletzung davon, auf Grund deren sich wahrscheinlich 
bei ihm dann später ein jähzorniges Wesen einstellte. 

Im Jahre 1902 heiratete er ein Dienstmädchen Anna P., die eine 
eine etwas zweifelhafte Vergangenheit hatte und eine empfindliche, 
grobe und ziemlich freche Person gewesen sein soll. Die Eltern des 
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C. waren sehr unzufrieden mit der Heirat, gaben ihm aber doch 600 Mk. 
mit in die Ehe, mit denen er eine Wirtschaft in R. übernahm. Die 
Ehe war von Anfang an sehr unglücklich, Streit, Prügel und Betrunken¬ 
heit waren von beiden Seiten an der Tagesordnung. C. soll in dieser 
Zeit ein äußerst grober, jähzorniger und roher Mensch gewesen sein, der 
fast täglich betrunken war. Seine Frau scheint aber nicht viel bfesser ge¬ 
wesen zu sein und es mit der ehelichen Treue nicht genauer genommen 
zu haben als der Mann. Sie mußte sich mehrmals wegen der ihr 
von ihrem Manne beigebrachten Verletzungen ärztlich behandeln lassen. 
Einige Male lief sie ihm davon, kehrte aber nach einiger Zeit immer 
wieder zu ihm zurück. 

Schon im April 1904 war sie auf längere Zeit zu einem Wirt 
nach Z. gezogen. C. schickte dann einen Bekannten nach Z., um 
seine Frau zur Rückkehr zu bewegen. Da dieser den Eindruck er¬ 
halten halte, daß sie sich der Prostitution hingebe, stellte C. Klage auf 
Scheidung. Die Frau kehrte dann kurze Zeit darauf zu ihrem Manne 
zurück, und dieser ließ die Scheidungsklage fallen. 

Im Sommer 1905 verließ sie ihren Mann von neuem und ging 
wieder nach Z. Da C. seine Wirtschaft ohne die Frau nicht führen 
konnte, suchte er sie zur Rückkehr zu bewegen, aber vergeblich. 
Ende September 1905 mußte er deshalb das Lokal aufgeben und 
fuhr dann selbst nach Z., wo er aber von seiner Frau abgewiesen 
wurde. Schließlich ging er zum Audienzrichter und ersuchte diesen, 
seine Frau mit ihm vorzuladen, da er sich mit ihr aussöhnen wolle. 
Die Frau erschien in Begleitung eines Polizisten, da sie vor ihrem 
Manne Angst hatte. Sie blieb trotz der dringenden Einreden des C. 
auf ihrem Standpunkt; wegen der Unmöglichkeit einer Verständigung 
entließ der Audienzrichter die Parteien. 

Beim Hinausgehen aus dem Saal stürzte sich C. plötzlich auf 
seine Frau, zog ein Waidmesser aus seiner Tasche und versetzte ihr 
mit aller Kraft einen Stich in die linke Schläfen- und Scheitelbein¬ 
gegend. Er ließ sich darauf ohne Widerstand abftihren und erklärte 
nur, noch sehr erregt, er lasse nicht ab, bis seine Frau tot oder lebendig 
bei ihm sei. 

Am 31. Januar 1906 wurde C. vom Schwurgericht wegen Tot¬ 
schlagsversuchs zu 1 1 /.j Jahren Arbeitshaus und nachheriger 10jähriger 
Landesverweisung verurteilt. Kurz nach der Verurteilung machte er in 
der Haft zwei Selbstmordversuche und benahm sich auch sonst auf¬ 
fällig. Übrigens gelang es dem C., durch Vermittelung eines andern 
Detinierten einen Brief an seine Eltern aus der^Anstalt zu schmuggeln, 
in dem er sich über die ihm widerfahrene Behandlung beklagte. In 
der Folge mußte die Direktion der Strafanstalt einen Bericht ah die 
Justizdirektion abschicken, da diese von der betreffenden Gesandtschaft 
über den Fall interpelliert worden war. Da mit der Zeit Zweifel au 
der geistigen Gesundheit des C. auftauchten, wurde er Ende Juli 1906 
zur Beobachtung ins Burghölzli gebracht. 

Da$ psychiatrische Gutachten stellte fest, daß C. an einer aus¬ 
gesprochenen Geisteskrankheit leide und deshalb nicht straferstehungs¬ 
fähig sei. Im weitern wurde darauf aufmerksam gemacht, daß er in 
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recht hohem Grade gemeingefährlich sei und deshalb in einer Irren¬ 
anstalt dauernd versorgt werden sollte. 

Am 30. Oktober 1906 wurde C. in eine bayrische Irrenanstalt 
transferiert, von dort aber schon am 5. Dezember als geistig gesund 
entlassen. Aber schon am 23. Februar 1907 mußte C. als geistig 
gestört Wieder eingewiesen werden auf Grund von Drohbriefen, in 
welchen er seine Eltern mit dem Tode bedrohte, wenn sie ihn nicht mit 
Geld unterstützen würden. Auch der Staatsanwalt erhielt von ihm ver¬ 
schiedene Drohbriefe. Da aber das Verfahren gegen ihn nicht wieder¬ 
aufgenommen wurde, ließ man ihn am 15. März 1907 wieder nach 
Hause. 

Man kann nicht recht verstehen, wie die Behörden dazu 
kommen, den C., dessen Gemeingefährlichkeit doch deutlich genug 
zum Ausdruck gekommen ist, zweimal als geistig gesund zu ent¬ 
lassen. Zum Allermindesten sollte C. bevormundet und gehörig 
beaufsichtigt werden. Unter den herrschenden Verhältnissen muß 
man damit rechnen, daß der Kranke früher oder später wieder 
einen Mord- oder Totschlagsversuch begehen wird. 

14. 

S. M. von U. 

M. ist ein von Jugend auf intellektuell schlecht begabter Mensch, der 
infolge seines schwachen Charakters schon früh einer exzessiven Trunk¬ 
sucht verfiel. Er heiratete mit 28 Jahren. Aber schon sofort nach 
der Eheschließnng war er meistens wieder betrunken. Er plagte seine 
Frau mit einer krankhaften Eifersucht und drohte ihr mehrmals mit 
dem geladenen Revolver. Da diese für ihr Leben fürchtete, verließ 
sie ihn nach 2 Jahren. Schließlich wurde die Ehe geschieden. 

M. lebte nun wieder bei seinem Vater. Er war oft wochenlang 
ohne Unterbrechung betrunken und fing mit allen Leuten Streit an. Seinen 
Vater bedrohte er mehrmals mit dem Ordonnanzgewehr, und seinem 
Bruder versetzte er bei einer Zwistigkeit mit einem Messer einen Stich 
in den Hals. Infolge Trunkenheit im Dienst verlor M. seine lang¬ 
jährige Anstellung bei den Bundesbahnen und mußte wegen Bedrohung 
eines Vorarbeiters bestraft werden. Da er einige tausend Franken ge¬ 
erbt hatte, arbeitete er gar nicht mehr und ergab sich vollständig 
dem Trünke. 

Nach dem Tode seines Vaters begann M. seine geschiedene Frau 
wieder zu besuchen, und diese ließ sich infolge seiner Versprechungen 
zur Wiederverlieiratung bewegen. Es ging aber in der Ehe nicht 
besser als das erste Mal, sodaß schließlich die Ehefrau beim Waisen¬ 
amt Anzeige machte. Man konstatierte wohl, daß M. ein Alkoholiker 
schlimmster Sorte sei. Die Waisenbehörden zögerten aber mehr als 
1 Jahr mit dem Eingreifen trotz eines Gutachtens des Bezirksarztes. 

Am 18. März 1916 kam M. in angetrunkenem Zustand nach Hause 
und fing mit seiner Frau Streit an. Plötzlich zog er einen Revolver 
hervor und gab mehrere Schüsse auf sie ab, von denen sie einer an 
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• 

der Hand traf, und verletzte eine zu Hilfe eilende Hausbewohnerin 
durch einen Schuß in die Achsel lebensgefährlich. M. wurde ver¬ 
haftet und zur Beobachtung ins Burghölzli verbracht. Das psychiatrische 
Gutachten lautete dahin, daß M. infolge der 40 jährigen schweren 
Trunksucht dauernd geistig so geschädigt sei, daß er für sein Delikt 
nur als vermindert zurechnungsfähig gelten könne. Mit allem Nach¬ 
druck wurde darauf hingewiesen, daß M. auch nach vielen Jahren 
noch ein gemeingefährlicher Mensch sei und deshalb aus sozialen 
Gründen nach Verbüßung seiner eventuellen Strafe dauernd in einer 
geschlossenen Anstalt versorgt werden müsse. 

Im September 1916 wurde M. durch das Schwurgericht wegen Tot¬ 
schlagsversuchs zu einem Jahr Arbeitshaus verurteilt. Die Staatsanwaltschaft 
beantragte ferner bei der Justizdirektion Ausweisung aus dem Kanton 
und Verständigung mit den heimatlichen Vormundschaftsbehörden zwecks 
Verwahrung in einer festen Anstalt. 

Das laxe Vorgehen der Waisenbehörden hat dem M. ermöglicht, 
aus seinen fortwährenden Drohungen Ernst zu machen. Es sollte 
doch möglich sein, die Gesellschaft vor einem derart herunterge¬ 
kommenen Menschen zu schützen, bevor dieser seine schon seit 
langerZeit bestehende Gemeingefährlichkeit durch einen Totschlags¬ 
versuch manifestieren kann. 


15 . 

B. S. von G. 

Die S. ist sehr schwer erblich belastet. Ihr Großvater väterlicher¬ 
seits hatte von zwei Frauen über 30 Kinder, von denen vier taubstumm 
waren. Ihr Vater ist geistig beschränkt und soll viel trinken. Auch 
ihre Mutter ist eine äußerst beschränkte Frau. 

Die S. soll bei ihrer Geburt erheblich am Kopfe verletzt worden 
sein. Sie litt als kleines Kind viel an Krampfanfällen, in der Schule 
klagte sie häufig über Kopfweh. Mit neun Jahren stahl sie in der Schule 
Kleidungsstücke; im folgenden Jahre mußte sie wegen Grasentwendung 
bestraft werden. Mit 14 Jahren kam die S. in eine Weberei, wo sie 
dann durch ihren schlechten Charakter und ihre geringen Leistungen 
auffiel. Nach zwei plumpen Versuchen, ihr Lohnguthaben zu fälschen, 
wurde sie entlassen und trat dann in eine Kartenfabrik ein. Auch dort 
machte sie sich durch ihr unverschämtes Wesen unbeliebt; die andern 
Mädchen mieden und fürchteten sie. 

Am 8. Februar 1909 ging die S. wie gewohnt um Mittag von Hause 
fort an ihre Arbeitsstelle. Sie nahm von Hause drei schwedische Zündhölzer 
und einen Teil einer Anstreichfläche mit; wie sie selbst angab, kam ihr 
während des Mittagessens der Gedanke, einen Brand anzulegen. Als sie 
an der letzten Scheune des Weilers vorbeikam, legte sie Feuer in dort 
aufgeschichtete Reisigwellen, die auch sofort zu brennen anfingen. Ein 
etwa 15 Schritte hinter ihr herkommender Mann bemerkte das Feuer. 
Er rief der S. nach, was sie da gemacht habe, worauf diese in ihr Haus 
zurücklief. Man konnte dann das Feuer löschen, was einige Minuten 
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später wahrscheinlich nicht möglich gewesen wäre. Dann hätte unter 
Umständen der ganze dicht gebaute Weiler abbrennen können, da damals 
noch keine Hydrantenanlage bestand. 

Die S. leugnete zuerst das Verbrechen. Erst im Gefängnis legte 
sie dann ein Geständnis ab und bestätigte dieses im ersten Verhör vor 
dem Statthalteramte. In der kurz darauf abgefaßten Lebensbeschreibung 
widerrief sie aber dann wieder ihr Geständnis und erklärte sich für un¬ 
schuldig. Bei diesem Leugnen blieb sie dann mit der größten Frechheit, 
trotzdem sich nach der ganzen Sachlage nicht daran zweifeln ließ, daß 
sie die Täterin sein mußte; erst zehn Tage später gestand sie dann, daß 
sie in Wirklichkeit doch den Brand verursacht habe. Während sie am 
Anfänge der Untersuchung als Motiv der Tat Rache angegeben hatte, 
widerrief sie das dann wieder und gab an, sie habe es aus purer Dpmmheit 
getan. 

Die von der Staatsanwaltschaft gegen die S. erhobene Anklage wegen 
böswilliger Brandstiftung wurde von der Anklagekammer des Obergerichts 
zugelassen, zugleich aber verfügt, daß ein psychiatrisches Gutachten 
einzuholen sei. Zu diesem Zwecke wurde die S. in die Irrenanstalt 
Burghölzli versetzt. Das erstattette Gutachten erklärte folgendes: „Die 
S. leitet an angebornem Schwachsinn (Imbezillität). Diese Geisteskrank¬ 
heit war schon zur Zeit der Brandstiftung vorhanden und hatte damals 
eine solche Störung der Geistestätigkeit zur Folge, daß die Fähigkeit 
der Selbstbestimmung als völlig und die zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
der Tat erforderliche Urteilskraft als teilweise ausgeschlossen erscheint. 
Die Imbezillität ist unheilbar, und eine vorläufige Internierung der S. in 
einer Anstalt im Interesse der Gesellschaft dringend angezeigt. Eine. 
Entlassung aus der Anstalt sollte nur mit Bewilligung der Behörden mit 
fachmännischer Begutachtung und eventueller Beaufsichtigung auch für 
die spätere Zukunft gestattet werden.“ 

Auf Grund dieses Gutachtens wurde das Strafverfahren sistiert. Die 
S. kam dann in das Armenhaus der Heimatgemeinde, lief von dort nach 
Hause und wurde dann in einem geistlichen Mädchenheim untergebracht, 
wo sie sich in den folgenden zwei Jahren aufhielt. Als ihrem Gesuche 
um Entlassung nicht entsprochen wurde, machte sie sich davon und 
stellte sich dann dem Armenpräsidenten der Heimatgemeinde. Auf Ver¬ 
langen der Armenpflege wurde sie im Januar 1912 nochmals im Burg¬ 
hölzli auf ihren Geisteszustand beobachtet. 

Es zeigte sich nun, daß sich der Geisteszustand der S. bedeutend 
gebessert hatte. Die Direktion des Burghölzli sah sich aber dennoch 
veranlaßt, in einer Zuschrift an die Armenpflege diese auf die immer 
noch bestehende Gefährlichkeit der S. aufmerksam zu machen und ge¬ 
eignete Überwachung durch einen Arzt dringend zu empfehlen. Ende 
Januar wurde die S. aus der Anstalt in die eigene Familie abgeholt. 

(In dem bei den Akten der Krankengeschichte liegenden Brief vom 
März 1912 sucht die S. um die Stelle einer Wärterin in der Anstalt 
Burghölzli nach(l). 

Die schwachsinnige S. ist nicht derart gemeingefährlich, daß 
sie dauernd in einer Anstalt verwahrt werden muß. Sie kann aber 
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nur dann ihrer Familie zurückgegeben werden, wenn diese imstande 
ist, die Kranke in richtiger Weise zu beaufsichtigen. 

16. 

E. D. von G. 

D. ist von seiten der Mutter, einer Schnapstrinkerin, erblich belastet. 
In seiner Jugend zeigten sich bei ihm keine nervösen Abnormitäten. 
Nach erfolgreichem Schulbesuch trat er bei einem Buchbinder in die Lehre. 
Im Jahr 1893 kam D. zum Militär. Als Gefreiter ließ er sich eine Unter¬ 
schlagung zuschulden kommen und wurde dafür mit neun Monaten 
Festungshaft bestraft. Im allgemeinen soll sich D. gut aufgeführt haben 
und solid gewesen sein. 

Am 12. Juni 1898 feierte ein deutscher Verein, dem D. angehörte, 
ein Fest. D. soll schon tagsüber sehr stark getrunken haben. Als man 
ihn am Abend aufforderte, nicht mehr zu trinken, wurde er ärgerlich 
und trank weiter. Gegen Mitternacht benahm er sich so auffällig, daß 
die andern Festteilnehmer auf ihn aufmerksam wurden und man ihm riet 
heimzugehen. Man sah ihn dann noch die Treppe hinuntergehen. 

Als die Wirtin, Frau Sch., nach Mitternacht zu Bett gehen wollte, 
fand sie die Tür zum Vorzimmer offen. Die Schlafzimmertür konnte 
sie zuerst nicht öffnen; dann ging es plötzlich ohne Widerstand. Als 
sie nach dem Bett ihres Kindes griff, erfaßte sie einen Männerkopf und 
schlug Lärm. Der Wirt Sch. kam dann gleich, erkannte den D. und 
warf ihn sofort hinaus. Das Bett des Kindes war in fürchterlicher Un¬ 
ordnung; bei dem Kinde selbst konnte der sofort gerufene Arzt nur den 
bereits eingetretenen Tod konstatieren. Die Sektion ergab Erstickungstod 
durch Druck von außen und Mißbrauchung durch stumpfe Gewalt. 

Im Verlaufe der Strafuntersuchung wegen Notzucht wurde D. zwecks 
Beobachtung seines Geisteszustandes ins Burghölzli überführt. Das 
psychiatrische Gutachten erklärte, daß sich D., der sonst geistig gesund 
sei, zur Zeit der Tat in so schwerbetrunkenem Zustand befunden habe, 
daß er die Fähigkeit der Selbstbestimmung gemäß §M4 des StGB, nicht 
besessen habe. Gründe für die Annahme eines pathologischen Rausch¬ 
zustandes seien nicht vorhanden. 

In der schwurgerichtlichen Verhandlung gelangten die Geschwornen, 
im Gegensatz zum psychiatrischen Gutachten, zur Schuldigsprechung 
des D. Das Urteil lautete auf acht Jahre Zuchthaus und lebenslängliche 
Landesverweisung. 

Gegen dieses Urteil erhob nun D. Kassationsbeschwerde, die aber 
als unbegründet abgewiesen wmrde. Auf eine zweite Kas’Sationsbeschwerde 
wurde wegen Verspätung nicht eingetreten. 

■Im Januar 1899 suchte D. den Wirt Sch. selbst und eine Kellnerin 
als Täter zu denunzieren. Da sich aber nicht die geringsten Anhalts¬ 
punkte für die Anklage ergaben, wurde diese von der Staatsanwaltschaft 
abgewiesen; ebenso ein nochmaliges Restitutionsgesuch. 

Während seines Aufenthaltes in der Strafanstalt zeigten sich aber 
bei D. Zeichen psychischer Störung, die im Januar 1901 seine Überführung 
in die Irrenanstalt Burghölzli nötig machten. Es ergaben sich nun ver¬ 
schiedene neue und wesentliche Tatsachen, die eine Ergänzung und 
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Abänderung des frühem psychiatrischen Gutachtens notwendig machten. 
Das neue Gutachten kam zum Schlüsse, daß D. schon seit mehreren Jahren 
an Epilepsie leide und zur Zeit der ihm zur Last gelegten Tat sich in 
einem durch Alkoholmißbrauch herbeigeführten epileptischen Dämmer¬ 
zustand befunden habe, so daß ihm die Fähigkeit der Selbstbestimmung 
gemäß § 44 StGB, gefehlt habe. Die Heilungsaussichten seien zweifel¬ 
haft. Mit Rücksicht auf dieses neue Gutachten beschloß die Staatsanwalt¬ 
schaft, den Strafvollzug aufzuschieben. D. wurde im Oktober 1901 in 
eine preußische Irrenanstalt transferiert. 

Dieser Fall zeigt, wie schwierig es oft für den Irrenarzt ist, 
eine bestimmte Diagnose zu stellen. Die bei D. zur Zeit der ersten 
Begutachtung noch latente Epilepsie manifestiert sich erst während 
seiner Strafverbüßung. Erst dann ist es möglich zu beweisen, daß 
sich D. zur Zeit der Tat in einem unzurechnungsfähigen Zustand 
befunden hat. 

17 . 

J. T. von Z. 

T. ist unehelich geboren, und zwar galt sein Vater, der in fremden 
Kriegsdiensten gewesen war, als unsolid. Von mütterlicher Seite sind 
keine hereditär belastenden Momente bekannt. 

T. hielt sich bis zum 6. Altersjahr bei seiner Großmutter, dann bei 
seiner Mutter auf. Während der Schulzeit ließ er sowohl in seinen 
Leistungen als auch in seinem Betragen viel zu wünschen übrig. Später 
erlernte T. den Maurerberuf, brachte es bald zum Vorarbeiter und war 
als solcher in verschiedenen Geschäften tätig. Schon während dieser 
Zeit soll er sich wegen Kleinigkeiten sehr stark aufgeregt und die Arbeiter 
brutal behandelt haben. Vom Jahre 1900 an führte er Bauten auf eigene 
Rechnung aus. Er hatte viele Schwierigkeiten und lebte in beständiger 
nervöser Aufregung. Anfangs 1903 brach der Konkurs über ihn herein. 

T. hatte 1892 geheiratet. Nach Aussage seiner Frau soll er zeit¬ 
weise in große Aufregung geraten sein, besonders ein bis zwei Tage 
nachdem er getrunken hatte. T. versuchte einmal mit einem Küchen¬ 
messer Selbstmord zu begehen, weil seine Frau bemerkt hatte, seine 
Krawatte sei nicht in Ordnung. Ein anderes Mal hängte er sich vor den 
Augen seiner Frau an der Türe auf, weil er durch irgend etwas verhindert 
worden war, fortzugehen. 

Am Pfingstmontag 1897 überfiel T. im Walde in der Umgebung 
von Z. eine frühere Nachbarin, machte ihr unsittliche Anträge und ver¬ 
suchte sie zu würgen und zu Boden zu drücken. Die Frau konnte.sich 
mit einer Schere zur Wehr setzen, worauf T. die Flucht ergriff. 

In der Strafuntersuchung suchte T. zuerst zu leugnen und sein Alibi 
zu beweisen. Schließlich mußte er die Tat eingestehen, leugnete jedoch 
die sexuelle Natur seines Attentates, mußte aber dann auch diese Möglich¬ 
keit zugeben. Es stellte sich dann heraus, daß er am Morgen mit seiner 
Frau Streit gehabt, sich dann im Freien herumgetrieben und in einer 
Wirtschaft Kognak getrunken hatte. 
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Im Mai-1900 wurde beim Spazieren eine Frau von einem unbe¬ 
kannten Manne gewürgt, zu Boden geworfen und geschlechtlich miß¬ 
braucht. Das gegen T. erhobene Strafverfahren wurde sistiert, weil 
angenommen wurde, er habe sein Alibi beweisen können. 

Im Oktober 1901 wurde ein zehnjähriges Mädchen von seinen 
Geschwistern weggelockt und mißbraucht von einem Manne, der im 
Jahre 1903 bei einer Konfrontation mit den Kindern als identisch mit T. 
erklärt wurde. 

Im Jahre 1903 war T. angeklagt, ein 16 jähriges Mädchen bei seiner 
Heimkehr aus der Kirche in der Gegend von Z. überfallen und ver¬ 
gewaltigt zu haben. Der Überfallenen war aufgefallen, daß der Täter 
stark nach Wein gerochen hatte. 

T. suchte wiederum, aber ohne Erfolg sein Alibi zu beweisen. Es 
wurde festgestellt, daß er am Vortage stark gekneipt hatte und nun seinen 
Kater ausbummelte. Schließlich gestand T. seine Tat. Anläßlich der 
nun gegen ihn erhobenen Strafuntersuchung wegen Notzucht fand eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens bezüglich der Fälle von 1900 und 1901 
statt. Im Verlaufe der Untersuchung zeigte sich aber die Notwendigkeit, 
den T. behufs Begutachtung seines Geisteszustandes ins Burghölzli zu 
überführen. 

Das psychiatrische Gutachten erklärte, T. leide an Epilepsie mit 
Wutanfällen und Dämmerzuständen. Es sei anzunehmen, daß T. bei 
der Begehung des Verbrechens im Jahre 1903 in einem epileptischen 
Dämmerzustand gehandelt habe und seine Selbstbestimmung und die 
Fähigkeit, Recht von Unrechtzu unterscheiden, während dieses Zustandes 
aufgehoben sei. Im weitern wurde ausgeführt, daß T. gemeingefährlicji 
und deshalb der Verwahrung bedürftig sei. Die Staatsanwaltschaft verfügte 
daher Sistierung des Verfahrens. T. wurde unter Vormundschaft gestellt 
und blieb im Burghölzli interniert. Mehrere Gesuche des T. um seine 
Entlassung aus der Anstalt wurden von der Justizdirektion abgewiesen, 
ebenso mehrere Restitutionsgesuche. Im Mai- 1906 jedoch wurde seine 
Entlassung auf Zusehen hin bewilligt. 

T. zog nun mit seiner Familie nach B. Im Frühjahr 1908 wurde er 
wieder verhaftet auf Grund einer Anklage wegen Notzucht. Er hatte 
im Januar 1908 ein junges Mädchen auf der Straße überfallen und ver¬ 
gewaltigt. T. suchte wieder Alibibeweise zu konstruieren, die ihm aber 
vollständig mißglückten. Während der Strafuntersuchung meldeten sich 
noch weitere weibliche Personen, welche er in unsittlicher Weise verfolgt 
hatte. T. wurde dann zur Begutachtung seines Geisteszustandes in das 
kantonale Asyl in W. verbracht. Auch dieses Gutachten kam zum Schluß, 
daß T. in einem epileptischen Dämmerzustand gehandelt habe und daher 
als unzurechnungsfähig zu erklären und wegen Gemeingefährlichkeit 
dauernd zu internieren sei. Gestützt auf dieses Gutachten, beantragte 
die Staatsanwaltschaft Sistierung des Strafverfahrens; allein die Anklage¬ 
kammer bejahte die Frage der Zurechnungsfähigkeit, und das Kantons¬ 
gericht, das sich auf den Standpunkt der Ankiagekammer stellte, verurteilte 
den T. zu vier Jahren Zuchthaus. 

Nachdem T. seine Strafe abgesessen hatte, wurde er auf Antrag der 
Armenpflege Z. vom Statthalteramt neuerdings in die Irrenanstalt Burg- 
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hölzli zur Beobachtung seines Geisteszustandes eingewiesen. Im Oktober 
1912 verfügte die Justizdirektion des Kantons Z. die Aufhebung der 
Verfügung von 1905, betreffend die versuchsweise Entlassung des T. und 
seine dauernde Verwahrung in einer geschlossenen Anstalt wegen gemein¬ 
gefährlicher Geisteskrankheit. 

Im Frühling 1916* ist T. durchgebrannt. Er arbeitet gegenwärtig 
als Werkführer in einer Gemeinde unter falschem Namen und völlig 
unbehelligt von der Polizei, trotzdem er steckbrieflich ausgeschrieben ist! 

Man kann nicht recht verstehen, wie das Kantonsgericht 1908 
dazu kommt, im Gegensatz zu den übereinstimmenden psychiatrischen 
Gutachten und dem Sistierungsantrag der Staatsanwaltschaft den 
epileptischen T. als zurechnungsfähig^ verurteilen. 

Ebenso unverständlich ist die sträfliche Nachlässigkeit der 
• Polizeiorgane, die den Mann frei herumlaufen lassen. Sein Vor¬ 
leben sollte doch zur Genüge seine Gemeingefährlichkeit illustriert 
haben. 

18. 

E. F. von A. 

F. war als Knabe schwer erziehbar und mußte wegen wochenlangen 
Herumvagierens in einer Rettungsanstalt untergebracht werden. Nach 
sieben Jahren kam er wieder nach Hause zurück und nahm eine Stelle 
als Ausläufer an. Itn Jahre 1896 wurde er zum ersten Mal straffällig. 
Er lockte ein neunjähriges Mädchen in einen Abort, entblößte ihm das 
Gesäß und hieb so lange auf das Mädchen ein, bis ös voll blauer Striemen 
war. In der Strafuntersuchung wurde ein bezirksärztliches Gutachten ein¬ 
geholt, das zum Resultat gelangte, daß es sich um die Verirrung eines 
noch sehr jugendlichen Menschen handle, der sich eventuell noch in 
normalen Bahnen entwickeln könne. F. wurde zu einem Monat Gefängnis 
verurteilt. 

Im Jahre 1903 ging F. eines Abends hinter einer Ladentochter her, 
die er gar nicht kannte, und gab ihr plötzlich von hinten einen so festen 
Schlag auf die Backe, daß sie für einige Minuten besinnungslos umfiel. 
Ohne sich weiter um sie zu kümmern, ging er davon. Er erhielt dafür eine 
Woche Gefängnis. 

Im Oktober 1904 wurde F. vom sächsischen Landgericht in P. 
wegen eines Sittlichkeitsverbrechens zu zehn Monaten Gefängnis verurteilt. 
Nähere Angaben sind aus den vorliegenden Akten nicht ersichtlich. 

Anfangs Februar 1908 lockte F. ein zwölfjähriges Mädchen in ein 
Treppenhaus, versuchte ihm die Hosen zu öffnen und auf sein Gesäß 
einzuhauen. Fünf Tage später warf er ein Zimmermädchen auf ein Bett, 
hob ihm die Röcke hoch und schlug es sehr energisch aufs Gesäß. 
Für diese beiden Delikte mußte F. acht Wochen Gefängnis absitzen. 

Anfangs September 1908 begab er sich in eine Wohnung in B. Er 
traf dort nur ein zehnjähriges Mädchen, das er an sich zog und an den 
Beinen mit der Hand klemmte, so daß dieses große Schmerzen litt. Wegen 
Vornahme unzüchtiger Handlungen wurde F. zu neun Monaten Gefäng¬ 
nis verurteilt, trotzdem er andauernd seine Schuld leugnete. 
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Kaum aus dem Gefängnis entlassen, nahm F. an einem zehnjährigen 
Mädchen in B. unzüchtige Handlungen vor. Er zog es in ein leeres 
Schulzimmer, öffnete ihm die Hosen und gab ihm mit einem Lineal 
kräftige Schläge auf das Gesäß. Vom Strafgericht wurde er zu 1 1 /•» Jahren 
Zuchthaus und zehnjähriger Einstellung im Aktivbürgerrecht verurteilt. 

Mitte August 1911 zog F. ein achtjähriges Mädchen in ein Treppen¬ 
haus, öffnete ihm die Hosen und klemmte es mehrmals mit den Fingern. 
In der gleichen Stunde stellte er sich in ein Gebüsch und exhibierte 
vor ein paar halberwachsenen Mädchen. Diese Delikte zogen dem F. 
vom korrektionellen Gericht B. sechs Monate Korrektionshaus ein. 

Ende Mai 1912 traf F. auf seiner Geschäftsreise ein neunjähriges 
Mädchen allein in einer Wohnung. Er hob ihm den Rock auf, öffnete 
die Hosen und betastete die Geschlechtsteile. Er wurde deshalb vom 
Bezirksgericht K. zu drei Monaten Gefängnis verurteilt. 

Als F. anfangs Oktober 1912 eine Bureauangestellte allein auf dem 
Bureau traf, suchte er sie zum Beischlaf zu überreden. Als er 
sah, daß sie nicht damit einverstanden war, entblößte er seinenGeschlechts- 
teil und onanierte vor ihren Augen. 

Das im Verlauf der Voruntersuchung erstattete psychiatrische Gut¬ 
achten erklärte den F. für einen Psychopathen, der an sexueller Über¬ 
reiztheit und an pervers sexuellen Trieben (Sadismus) leide und dazu 
moralisch defekt sei. Eine Beeinträchtigung der freien Willensbestimmung 
im Sinne des Strafgesetzes für das inkriminierte Delikt liege aber nicht 
vor. Der einzige Versuch, der gemacht werden könne, um F. zu bessern, 
sei die Kastration. 

Nachdem F. seine Strafe abgesesen, wurde mit seinem Einverständ¬ 
nis in der chirurgischen Poliklinik in Z. die Kastration vorgenommen. 

Wie aus den bei den Akten liegenden Briefen des F.“hervorgeht, 
scheint er sich nunmehr sehr glücklich zu fühlen und von seinen per¬ 
versen Neigungen für immer geheilt zu sein. 

Die heutigen Strafgesetze gestatten wohl, einen sexuell perversen 
Psychopathen wie F. für seine Sittlichkeitsdelikte zu bestrafen, nicht 
aber die Gesellschaft vor seinen weiteren Attentaten zu schützen. 

Ein Mittel, diesen Gemeingefährlichen unschädlich zu machen, 
wäre seine dauernde Internierung in einer Anstalt. Im vorliegenden 
Fall hat man aber versucht, mit der Vornahme der Kastration eine 
lebenslängliche Internierung zu verhindern. 

Über die Rechtmäßigkeit und die Folgen der Kastration wird 
heute viel gestritten. Der Fall F. soll zeigen, daß damit der ge¬ 
forderte Zweck unter Umständen sehr wohl erreicht werden kann. 

' 19. 

J. E. von S. 

E. stammt aus einer kinderreichen Bauernfamilie. Er entwickelte 
sich normal und galt als ein mittelguter Schüler. Mit 16 Jahren kam 
er in verschiedene Stellungen, dann wieder nach Hause zurück auf den 
väterlichen Bauernhof. 
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In den Pubertätsjahren entwickelte sich bei E. ein übermäßiger 
sexueller Trieb, der sich im Laufe der Jahre noch steigerte. Es kam 
so weit, daß er in den Jahren 1892—1896 an verschiedenen Kindern 
im Alter von 10—.14 Jahren Notzuchtsvergehen und unzüchtige Hand¬ 
lungen beging. Zwei Jahre später wurde E. wegen dieser Vergehen zu 
fünf Jahren Arbeitshaus verurteilt. Infolge der Verurteilung kam er in 
Konkurs und verlor sein ganzes Vermögen. Er hatte aber in der Straf¬ 
anstalt Schreinerei gelernt und suchte nun eine Stelle in diesem Berufe. 
Infolge seiner tüchtigen Arbeit gelang es ihm bald wieder, sich herauf¬ 
zuarbeiten und ein eigenes Heimwesen in der Nähe von Z. zu kaufen. 

Im Jahre 1904 heiratete er und lebte nun in glücklicher Ehe, aus 
der drei Kinder entsprossen. Als seine Frau starb, verheiratete er sich 
mit ihrer Schwester. Von dieser Frau hatte er zwei Kinder. E. gilt 
als ein tüchtiger und besorgter Ehemann, der sich trotz seiner fünfjährigen 
Strafe überraschend schnell finanziell gesichert hat, und zwar so allseitig 
überlegt, wie es nur ein tüchtiger, die Lebensverhältnisse überblickender 
Mensch seines Standes fertig bringt. 

Anfangs November 1915 wurde E. verhaftet unter der Anschuldigung, 
im Laufe des Sommers 1915 die 13jährige Elise D. zweimal geschlecht¬ 
lich mißbraucht und geschwängert zu haben. Im Laufe der Strafunter¬ 
suchung gab er zu, die inkriminierten Handlungen begangen zu haben, 
behauptete aber, unter einem derartig abnormen Sexualtrieb zu leiden, 
daß es ihm manchmal ganz unmöglich sei, dagegen anzukämpfen. 

Ein vom Direktor des gerichtlich-medizinischen Institutes zu Händen 
der Staatsanwaltschaft erstattetes Gutachten kam nach genauer Untersuchung 
zum Schlüsse, daß E. wirklich an einem übermäßigen Geschlechtstrieb 
leide. Dem jichterlichen Ermessen wurde überlassen, die bestehenden und 
belegten Triebhandlungen als genügend stark zu erachten, um Unzu¬ 
rechnungsfähigkeit anzunehmen. In der Folge wrnrde dann das Straf¬ 
verfahren gegen den E. W'egen Unzurechnungsfähigkeit sistiert. 

Der gerichtlich-medizinische Experte hatte erklärt, daß infolge seines 
anomalen Geschlechtstriebes E. auch weiterhin gefährlich sei. Es galt 
nun, im Interesse der öffentlichen Sicherheit Maßnahmen zu treffen, um 
ihn vor der Begehung weiterer Sexualdelikte zu bewahren. Als solche 
sichernde Maßnahmen kamen in Betracht Internierung oder Operation. 
In letzterer Hinsicht konnte es sich um Sterilisation handeln, welche zw'ar 
vielleicht die geschlechtliche Potenz vermindern, die Gemeingefährlich¬ 
keit aber voraussichtlich nicht aufheben würde, und sodann um Kastration, 
die aller Wahrscheinlichkeit nach den Sexualtrieb so weit heruntersetzen 
w'ürde, daß dadurch die Gemeingefährlichkeit von E. beseitigt würde. 
E. und dessen Ehefrau gaben in zwei getrennten Erklärungen ihr Ein¬ 
verständnis mit der Vornahme der Operation ab. 

Die Justizdirektion erklärte, daß sie nach Einsicht der Akten die 
Überzeugung gewonnen habe, daß die Kastration von E. das beste und 
zugleich das einzige Mittel sei, um einerseits die Interessen der öffent¬ 
lichen Sicherheit zu wahren, und andererseits E. als tüchtiges Mitglied 
der menschlichen Gesellschaft erhalten und ihn seiner Familie, für die 
er stets recht gesorgt habe, zurückgeben zu können. Die Justizdirektion 
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verfügte daher, den E. der chirurgischen Abteilung des Kantonshospitals 
zur Vornahme der Kastration zuzuführen. 

E. wurde anfangs Mai operiert und dann nach Hause entlassen. 

E. ist, abgesehen von seinem abnormen Sexualtrieb, ein tüchtiger 
Handwerker und ein besorgter Familienvater. Die Gesellschaft muß 
aber davor geschützt werden, daß dieser Gemeingefährliche noch 
weitere sexuelle Delikte verüben kann. Mit der dauernden Internierung 
des E. würde wohl dieser Zweck selbst erreicht, der sozial durch¬ 
aus brauchbare und tüchtige E. aber für immer aus der Gesellschaft 
ausgeschaltet sein. 

Um sowohl die Interessen der Gesellschaft als auch diejenigen 
des E. selbst zu wahren, hat man die Kastration an ihm vorgenommen. 
Dadurch wird seine Libido so weit herabgesetzt, daß seine Gemein¬ 
gefährlichkeit beseitigt ist. E. kann nun in Freiheit leben und 
weiter für seine Familie sorgen. 


II. Teil. 

Die sichernden Maßnahmen gegenüber gemeingefährlichen ver¬ 
brecherischen Geisteskranken. 

1. Abschnitt. 

Über die sichernden Maßnahmen im Strafrecht. 

Es ist bekannt, daß bestimmten Kategorien von Delinquenten 
gegenüber die Strafe im althergebrachten Sinne versagt. „Ver¬ 
wahrlosung, Liederlichkeit, Arbeitsscheu, Geisteskrankheit und 
Trunksucht sind Zustände, die die Person oft zu Verbrechen dis¬ 
ponieren. Der Strafrichter weiß, daß mancher durch einen solchen 
Umstand zu Verbrechen veranlaßt wird. Die Strafe bleibt wirkungs¬ 
los, solange sich die Person in dem bedenklichen Zustande be¬ 
findet. Es lag daher nahe, Mittel und Wege zu finden, die ge¬ 
eignet sind, den Zustand zu heben, oder, wenn dies nicht möglich 
ist, die Person unschädlich zu machen. So entstand der Gedanke, 
den Strafrichter in den Stand zu setzen, sichernde Maßnahmen 
gegen einen Beschuldigten anzuordnen, wenn dies geboten ist, 
um denselben vor weiteren Verbrechen zu bewahren“'). 

Der Gesetzgeber der schweizerischen Vorentwürfe hat als der 
erste in systematischer Weise die sM im Strafrecht geregelt 2 ). 
Er hat sie nicht geschaffen; sie waren im kantonalen Verwaltungs- 

') Stooß, Mschr. 8; 368. 

*) v. Birkmeyer, Rektoratsrede vom 24. Nov. 1906, S. 4. 

Archiv fllr Kriminologie. “0. Bd. 
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recht vorgebildet, besonders die Sicherungsvorkehrungen gegenüber 
verbrecherischen Unzurechnungsfähigen l ). 

Neu dagegen war der grundsätzliche Gedanke, die Zustän¬ 
digkeit des Strafrichters für sM zu begründen ' 2 ). Die Gründe für 
die Hinübernahme der sM aus dem Verwaltungsrecht in das 
Strafrecht sind von Wüst 3 ) in ausführlicher Weise dargestellt 
worden. In erster Linie war es die praktische Notwendigkeit, die 
immer mehr das Bedürfnis empfinden ließ, eine bestehende Lücke 
in der Gesetzgebung auszufüllen. Besonders deutlich zeigt sich 
dies in den sM gegenüber gemeingefährlichen verbrecherischen 
Geisteskranken. Der Unzurechnungsfähige, der vom Richter frei¬ 
gesprochen und von der Administrativbehörde wegen Gemeinge¬ 
fährlichkeit in einer Irrenanstalt interniert worden ist, muß wieder 
freigelassen werden, da sich die heimatliche Armenpflege weigert, 
weiterhin die Anstaltskosten zu bezahlen. Der Gefährliche, der 
wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit nur zu kurzer Freiheits¬ 
strafe verurteilt worden ist, wird nach Absitzen der Strafe wieder 
auf die Gesellschaft losgelassen und erhält damit Gelegenheit, 
seine antisozialen Triebe in einem neuen Verbrechen zu mani¬ 
festieren. 

Bei der Einführung der sM in das Strafrecht ließ sich Stooß ») 
von dem Gedanken leiten, daß es für den Staat wichtiger ist, 
dem Verbrechen vorzubeugen, als das begangene Unrecht zu 
vergelten. Diese präventive Tätigkeit fällt heute hauptsächlich 
der Polizei und nicht dem Strafrichter zu. „Aber es wäre eine 
Verkennung des richtigen Gedankens, welcher der Trennung der 
Gewalten im Staate zugrunde liegt, wenn die Gesetzgebung dem 
Richter das Recht vorenthalten wollte, diejenigen vorbeugenden 
Maßnahmen zu treffen, welche er mit mehr Verständnis, also 
besser und ohne weiteren Zeitaufwand treffen kann als der Polizei¬ 
beamte, der sich mit dem Fall, den der Richter gründlich kennen 
gelernt hat, neuerdings von Anfang an befassen müßte.“ 

Wir erblicken aber in der Prävention nicht bloß eine prak¬ 
tische Tätigkeit der Verwaltung, sondern eine gewaltige Rechtsidee, 
die noch des gesetzlichen Ausbaus bedarf. Der Mensch soll nicht 
nur für das bestraft werden, was er getan hat, sondern es soll 

•’) Siehe Seite 82 ff. 

'*) In einigen kantonalen StGB, sind jetzt schon dem Strafrichter einzelne sM 
übertragen. 

3 ) Wüst, S. 126ff 

4 ) Stooß, Motive 35 36. 
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ihm auch ein Übel zugefügt werden für das, was er geworden ist. 
Diese Übelzufügung richtet sich nicht nach der Schuld des be¬ 
treffenden Individuums, sondern allein nach seinem Zustand und 
besteht in der Beschränkung seiner persönlichen Freiheit. In den 
meisten Fällen wird eine Freiheitsberaubung eintreten, aber auch 
andere Mittel, wie z. B. Anweisung oder Verbot eines bestimmten 
Aufenthaltsortes oder Alkoholverbot sind nicht ausgeschlossen. 
Ansätze zu einer derartigen Regelung finden sich heute schon im 
Zivilrecht (Schweizerisches Zivilgesetzbuch). 

Givanowitsch ') erklärt, daß der Zweck eines Rechtsinstitutes 
außerhalb seines juristischen Wesens liege und deshalb nicht als 
ein Merkmal seines juristischen Begriffes betrachtet werden könne. 

Er unterscheidet deshalb zwischen dem juristischen und kriminal- 
politischen Begriff der sM. Sichernde Maßnahme vom ju¬ 
ristischen Standpunkte aus ist seiner Meinung nach das Übel 2 ), 
das die zuständige staatliche Justiz gegen den 
Täter des Verbrechens (oder gegen seinen Teil¬ 
nehmer) wegen seines durch jenes Verbrechen mani¬ 
festierten gefährlichen Zustandes verhängt, und das 
er persönlich sowohl im allgemeinen als auch in 
seinem eigenen Interesse abzubüßen hat. Der kriminal- v 
politische Zweck der sM besteht, wie schon ihr Name sagt, in 
der Sicherung der Gesellschaft auf dem Wege* der Hebung eines 
in der Person des Täters liegenden gefährlichen Zustandes '). 
Die sM sollen schutzbedürftige gesetzliche Güter vor zukünftiger 
Verletzung bewahren '). 

Der Entwurf unterscheidet „Strafen und sM“ J ). Strafe 
und sM unterscheiden sich dem Wesen nach voneinander. 
Beide knüpfen zwar an ein Verbrechen an, aber für die Strafe 
ist das Verbrechen der Grund, für die sM nur der Anlaß des 
Einschreitens. Die sM kommt nicht deshalb zur Anwendung, 
weil das Verbrechen geschehen ist, sondern weil das Verbrechen 
gezeigt hat, daß ein Zustand des Täters vorliegt, der ein Ein- 

') Mschr. 10; 641 ff. 

-) Das Übel besteht in der Duldung einer präventiven Freiheitsentziehung. 

3 ) Unserer Ansicht nach ist die Unterscheidung von Liszt (Lehrbuch § 58 
1, 2) in erziehende oder bessernde und in schützende oder sichernde Maßnahmen 
i. e. S. nicht richtig. Der unmittelbare Zweck der sM kann allerdings Erziehung 
oder Besserung sein, aber diese Erziehung oder Besserung ist nicht Selbstzweck, 
sondern nur ein Mittel zum Zwecke der Sicherung der Gesellschaft. 

4 ) Hafter, Schw. Zschr. 17; 214. 

5 ) Stooß, Motive, 35. 

4* 
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schreiten des Staates erfordert. Die Tat ist also bei der sM nur 
ein Symptom für den gemeingefährlichen Zustand des Täters. 
Der Rechtsgrund der Strafe ist das Verbrechen selbst, während 
der Rechtsgrund der sM im gefährlichen Zustand des Täters zu 
finden ist 1 ). Die Strafe trifft nur den Täter, der für sein Delikt 
verantwortlich gemacht werden kann; bei der sM ist es gleich¬ 
gültig, ob der davon Betroffene zurechnungsfähig ist oder nicht. 
Der Richter bestimmt die Strafe fest. Auch die Vorentwürfe 
kennen kein unbestimmtes Strafurteil. Das Wesen der sM dagegen 
liegt darin begründet, daß sie nicht auf bestimmte Zeit ausge¬ 
sprochen werden kann, sondern so lange zu wirken hat, als der 
gefährliche Zustand besteht. Die Freiheitsentziehung, die die sM 
mit sich bringt, enthält demnach nicht eine Mißbilligung, eine 
Unwertschätzung einer vorangegangenen Tat. Es ist jedoch 
nicht daran zu zweifeln, daß der zwangsmäßige Aufenthalt in 
einer Irrenanstalt oder Verwahrungsanstalt von dem Betroffenen 
als eine Art Strafe angesehen werden kann. 

Aus der Vergleichung von Strafe und sM ergibt sich somit, 
daß sie sich qualitativ derart unterscheiden, daß man sie als zwei 
ihrem Wesen nach verschiedene Rechtsfolgen des Ver¬ 
brechens betrachten muß, und daß die allgemeinen Grund¬ 
sätze des Strafrechts auf die sM nicht anwendbar sind. 

2. Abschnitt. 

Die Grundbegriffe. 

A. Geisteskrankheit. 

Der Begriff der Geisteskrankheit ist kein absoluter. Eine 
irgend näher zu bezeichnende Grenze zwischen geistiger Gesund¬ 
heit und geistiger Krankheit gibt es nicht; vielmehr sind die 
Übergänge zwischen beiden fließend 2 ). 

Es sind wissenschaftlich eine Menge von Krankheitsbildern gut 
umschrieben bekannt, die sicher innerhalb die Grenze des Patho¬ 
logischen fallen. Daneben gibt es aber eine Menge von Über¬ 
gangszuständen, bei denen jeweilen nach der Art und Schwere 
der von der Norm abweichenden psychischen Erscheinung von 
Fall zu Fall beurteilt werden muß, ob der betreffende Mensch 
zu der betreffenden Zeit im Vergleich zur Durchschnittsfunktion 
des Normalen als gesund oder krank angesehen werden kann. 

') Sparr, Schw. Zschr. 26; lff. 

2 ) Delbrück, Gerlchtl. Psychopathologie, 6. 
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Der Begriff der Geisteskrankheit als eines anomalen Zustandes 
setzt die Kenntnis des normalen voraus. Ist es aber schon auf 
dem Gebiete der körperlichen Krankheiten oft schwierig zu ent¬ 
scheiden, wo Gesundheit in Krankheit übergeht, um wieviel mehr 
noch auf psychischem, wo eine Norm psychischer Gesundheit nur 
als Ideal denkbar ist 1 ). 

Unter Geisteskrankheit i. e. S. versteht man häufig die eigent¬ 
lichen, organischen und funktionellen Psychosen, welche mehr 
einen bestimmten, sich entwickelnden Krankheitsprozeß im Auge 
haben, im Gegensatz zu den angeborenen Defektzuständen auf 
verschiedenen Seiten des Seelenlebens infolge von Entwicklungs¬ 
hemmungen und psychischer Entartung. 

Für den Zweck der vorliegenden Arbeit ist aber das einzig 
Gegebene, unter dem weitern Begriff der Geisteskrank¬ 
heit alles das zusammenzufassen, was im Gebiete 
der psychischen Funktionen als abnorm erscheint, 
inklusive der Grenzzustände, sei es in dauerndem 
oder vorübergehendem Auftreten 2 ;. 

Es ist unserer Auffassung nach unrichtig, wenn in der 
Literatur 3 ) der Ausdruck „Geisteskranke“ als Synonym für „Un¬ 
zurechnungsfähige“ verwendet wird. Geisteskrankheit fauch im 
engeren Sinne) und Unzurechnungsfähigkeit sind nicht nur nicht 
identische Begriffe, sie fallen auch in ihrer kriminalistischen 
Tragweite durchaus nicht zusammen. 

Nicht jede Geisteskrankheit zieht Unzurechnungsfähigkeit nach 
sich. Es gibt Geisteskrankheiten, wie z. B. das periodische Irre¬ 
sein, bei denen zeitweise der Krankheitsanfall abgelaufen und 
wirkliche Gesundheit vorhanden ist, so daß die Voraussetzungen 
der Zurechnungsfähigkeit wie beim normalen Menschen vorliegen 
können. Doch kann dies natürlich nur in jedem einzelnen Fall 
besonders festgestellt werden. 

In der Literatur findet man wenig Anhaltspunkte für die 
Häufigkeit des Auftretens geistiger Erkrankung in der Bevölkerung. 
Maier 4 ) ist an Hand einer statistischen Bearbeitung von beinahe 
einer Million Rekrutenuntersuchungen, die während 29 Jahren in 


1 ) Kräpelin, Psychiatrie 248ff. 

2 ) Der Ausdruck .Geisteskrankheit" in diesem allgemeinen Sinne wird auch 
von Hurwicz (Mschr 9; 410, Anmerk. 5) angewendet. 

3 ) U. a. von Liszt, Mschr 1, 8. — Delaquis, Vhdlg. SJV. 1; 2. 

4 ) Maier, Zeitschrift f. die ges. Neurologie u. Psychiatrie. 8; 644ff. 
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der Schweiz vorgenommen wurden, zum Schlüsse gekommen, 
daß die Häufigkeit psychischer (angeborner oder erworbener) 
Störungen bei Erwachsenen etwa 2‘/-i — 2‘/2 Proz. betrage; d. h. 
daß also 1 psychisch Abnormer auf 40—45 Gesunde käme. 

Geisteskrankheit und Verbrechen stehen in engem Zusammen¬ 
hang. Die Geisteskrankheit kann derart auf den Menschen ein¬ 
wirken, daß er unfähig ist, das Unrecht seiner Tat einzusehen. 
Der Paranoiker mit Wahnvorstellungen behauptet in berechtigter 
Notwehr zu handeln, wenn er einen vermeintlichen Gegner, von 
dem er sich verfolgt glaubt, an Leib und Leben bedroht, obschon 
ihm dieser ja niemals das Geringste zuleide getan hat >). 

Die Geisteskrankheit kann aber auch in der Weise den 
Menschen beeinflussen, daß er zwar das Rechtswidrige seiner 
Tat einsieht, aber dennoch handelt, weil bei ihm die Hemmungen, 
die das Trieb- und Gefühlsleben des Normalen mit den Geboten 
und Verboten der menschlichen Gesellschaft in Einklang bringen, 
weggefallen sind. Der sexuell Perverse begeht ein sadistisches 
oder exhibitionistisches Attentat, obschon er vielleicht genau weiß, 
daß er damit eine strafbare Tat begeht, weil er trotzdem unfähig ist, 
seinen perversen Trieb zu zügeln 2 ). 

Es ist Aufgabe der Psychiatrie, die einzelnen Formen der 
krankhaften Geisteszustände und ihre Kriminalität näher zu er¬ 
örtern 3 ). 

Der Begriff der Geisteskrankheit ist ein rein medizinischer. 
Die Begriffe der Unzurechnungsfähigkeit und der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit hingegen finden sich im Strafgesetze und 
fallen daher auch in ein Gebiet intensivsten Zusammenarbeitens 
von Jurist und Psychiater. Beide müssen sich klar sein über die 
Rechtswirkungen, die rechtlichen Folgen der vom Arzt in Kenntnis 
der Gesetze und der Wirkung ihrer Anwendung abgegebenen 
Befunde. 

Von unserer Stellungnahme zu Inhalt und Formulierung dieser 
Begriffe wird die weitere Behandlung der Materie abhängen. 


‘i Siehe I. Teil, Fall 12. 

2 ) Siehe I. Teil, Fälle 18 u. 19. 

3 ) Literatur: Lisibach, Verhandl. d. Schweiz. Vereins f. Straf-u. Gefängnis¬ 
wesen 1915. 1. Heft, 2 ff. Lenz, Z. f. schw. R. 18; 652 ff. Kreuser, Jur. psych. 
Gfr. 8; Heft 51. Alomb ert-Goget, 9, alienö criminel- „tout aliene qui a accom- 
pli un acte delictueux ou criminel en rapport plus ou moins immcdiat avec son 
delire“. 
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I. Unzurechnungsfähigkeit. 

1. Regelung in den Strafgesetz-Vorentwiirfen. 

a) Deutsche VEE. 

DVE (1909), § 63. 

„Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Handlung geisteskrank, blöd¬ 
sinnig oder bewußtlos war, so daß seine freie Willensbestimmung aus¬ 
geschlossen ist.“ 

GE (1911), § 13. 

„Eine Handlung ist straflos, wenn der Täter zur Zeit der Handlung 
wegen Bewußtseinsstörung oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit 
nicht die Fähigkeit besaß, die Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder 
dieser Einsicht gemäß zu handeln.“ 

b) Österreichischer VE (1909), § 3. 

„Nicht strafbar ist, wer zur Zeit der Tat wegen Geistesstörung, 
Geistesschwäche oder Bewußtseinsstörung nicht die Fähigkeit besaß, 
das Unrecht seiner Tat einzusehen oder seinen Willen dieser Einsicht 
gemäß zu bestimmen.“ 

c) Schweizerische VEE. 

VE 1893 (Art. 8); VE 1894 (Art. 8, Abs. 1); VE 1896 (Art. 11, Abs. 1). 

„Wer zur Zeit der Tat geisteskrank oder blödsinnig oder bewußtlos 
war, ist nicht strafbar.“ 

VE 1903 (Art. 16). 

„Wer zur Zeit der Tat außerstande war, vernunftgemäß zu handeln, 
wer insbesondere zur Zeit der Tat in seiner geistigen Gesundheit oder 
in seinem Bewußtsein in hohem Maße gestört war, ist nicht strafbar.“ 
VE 1908 (Art. 14, Abs. 1). 

„Wer zur Zeit der Tat geisteskrank oder blödsinnig oder in seinem 
Bewußtsein schwer gestört war, ist nicht strafbar.“ • 

VE 1912/1913 (Art. 15 bis); VE 1915 (Art. 12). 

„Wer zur Zeit der Tat wegen Geisteskrankheit, Blödsinn oder 
schwerer Bewußtseinsstörung nicht die Fähigkeit besaß, das Unrecht 
seiner Tat einzusehen oder dieser Fähigkeit gemäß zu handeln, ist 
nicht strafbar.“ 

2. Grundsätzliche Stellungnahme. 

Die Zurechnungsfähigkeit ist die Voraussetzung der Zurech¬ 
nung einer konkreten Handlung zur Schuld, und zwar muß sie 
zur Zeit der Begehung der Handlung vorhanden sein. v. Liszt 
definiert die Zurechnungsfähigkeit als normale Determinierbarkeit. 
Normaler Inhalt und normal motivierende Kraft der Vorstellung 
machen das Wesen der Zurechnungsfähigkeit aus. Sie ist der 
Normalzustand des vollentwickelten, gesunden Menschen. 

Da der Zustand der Zurechnungsfähigkeit die Regel bildet, 
und der normal entwickelte Mensch die Fähigkeiten besitzt, die 
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erforderlich sind, daß ihm eine Handlung zur Schuld zugerechnet 
werde, so genügt es, im Gesetze die Fälle zu bestimmen, in 
denen Zurechnungsfähigkeit nicht anzunehmen ist 1 ). 

Dem Gesetzgeber stehen bei der Regelung der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit drei Methoden zur Verfügung: 

1. die psychologische Methode. 

Sie nennt die psychologischen Kriterien, bei deren Fehlen 
die Zurechnungsfähigkeit ausgeschlossen ist („Zustand, in dem 
sie ohne ihr Verschulden der Urteilskraft oder der Willensfreiheit 
beraubt waren“. Bundes-StGB. Art. 27), 

2. die biologische Methode, 

welche sich damit begnügt, die die Unzurechnungsfähigkeit be¬ 
dingenden Geisteszustände aufzuzählen („Geisteskrankheit, Blöd¬ 
sinn oder Bewußtlosigkeit“, VE 1893), 

3. die gemischte Methode, 

die einerseits diejenigen Geisteszustände in allgemeiner Cha¬ 
rakteristik aufzählt, welche die Zurechnungsfähigkeit aufheben 
oder doch aufheben können, und anderseits zugleich die juristisch¬ 
psychologischen Merkmale bezeichnet, die als Maßstab des Ein¬ 
flusses dienen sollen, welchen der Geisteszustand des Täters im 
einzelnen Falle auf seine Zurechnungsfähigkeit gehabt hat („Wer 
.wegen Geisteskrankheit, Blödsinn oder schwerer Bewußt¬ 
seinsstörung nicht die Fähigkeit besaß, das Unrecht seiner Tat 
einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu handeln.“ VE 1912). 

In der Wissenschaft ist ein heftiger Streit entbrannt über die 
Frage, ob der biologischen oder der gemischten Methode der 
Vorzug zu geben sei 2 ). 

Der DVE hat sich in § 63 für die gemischte Methode aus¬ 
gesprochen. Scheinbar unbekümmert um die Einwände der An¬ 
hänger des Determinismus stellt er sich auf den Standpunkt des 
geltenden Rechts (§ 51 Deutsches StGB.), ln der Begründung 3 ) 
wird zwar ausgeführt, daß der Ausdruck „freie Willensbestimmung“ 

l ) Stooß, Motive 21/22. Begründg. DVE 226. 

s ) Die rein psychologische Methode kommt für die moderne Wissenschaft 
kaum mehr in Frage. 

3 ) Begründung zum DVE 226 u. 228. 
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nicht im metaphysischen Sinne, sondern im Sinne des gewöhn¬ 
lichen Lebens zu verstehen sei, und die Beibehaltung dieses viel¬ 
angefochtenen Ausdruckes mit dem Mangel eines bessern zu 
rechtfertigen gesucht. Diese Ansicht ist aber von verschiedenen 
Seiten *) angefochten worden, und mit Recht, denn der Begriff 
der freien Willensbestimmung läßt sehr verschiedene Auffassungen 
zu. Der Richter, der- den Begriff im geltenden Recht im meta¬ 
physischen Sinne angewendet hat, wird dies auch nach dem 
$ 63 des DVE beibehalten, und der Psychiater — fast ausnahms¬ 
los ein entschiedener Determinist — wird die Freiheit der Willens¬ 
bestimmung überhaupt leugnen und daher genötigt sein, seiner 
wissenschaftlichen Überzeugung zuwider die Freiheit des Willens 
vorauszusetzen oder sie in jedem Falle zu verneinen. Die gleichen 

Einwände treffen auch zu beim OeVE (.„oder seinen Willen 

dieser Einsicht gemäß zu bestimmen“). Der GE (§ 13) hat ver¬ 
sucht, den Begriff der freien Willensbestimmung als gesetzliches 
Merkmal der Zurechnungsfähigkeit zu eliminieren, und dabei eine 
Fassung aufgestellt, welche mit derjenigen in den schweizerischen 
VEE 1912 und 1915 in der Hauptsache übereinstimmt. 

Interessant ist die Entwicklung der Zurechnungsfrage in den 
VEE. Der VE 1893 hatte die biologische Begriffsbestimmung der 
Unzurechnungsfähigkeit aufgenommen, welche von allen schwei¬ 
zerischen Irrenärzten gebilligt worden war 2 ;. Diese Fassung wurde 
sowohl in der ersten als auch in der zweiten Lesung der Experten¬ 
kommission gutgeheißen, jedoch in einer Sitzung vom Jahre 1903 
nach der gemischten Methode abgeändert, besonders infolge der 
Initiative von Gretener, der die biologische Definition des VE 
1893 von Anfang an heftig bekämpft hatte 3 ). Die neue Fassung 
des VE 1903 erregte aber die Mißbilligung der Irrenärzte. 
Bleuler 4 ) unterzog die Fassung einer scharfen Kritik, und die 
schweizerischen Psychiater beschlossen darauf in ihrer Sitzung in 
St. Urban im Juni 1904 einstimmig, die Beibehaltung der früheren 
Fassung zu verlangen. Diese Stimmen waren nun doch wieder 
ausschlaggebend. Der VE 1908 kehrte in Art. 14 wieder zur 
biologischen Fassung zurück. 


‘) U. a. Frank, Reform des StGB. Bd. I, Allg. Teil, 2. Hälfte, S. 233. 
Simon, Mschr. 7, 595. 

2 ) v. Speyr, Versammlung d. Schweiz. Irrenärzte. Referat, These 1, Schw. 
Zschr. 7; 190. 

Gretener, Die Zurechnung als Gesetzgebungsfrage. 

*) Bleuler, Mschr. 1; 621 ff. 
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In Art. 14 des VE 1912 wurde von der Expertenkommission 
ein Antrag Thormann 1 ) angenommen, der wieder auf dem 
Boden der gemischten Methode steht, aber in der Fassung vom 
VE 1903 abweicht. Auch der VE 1915 hat diese Fassung bei¬ 
behalten. Den Grund zu der erneuten Änderung im VE 1912 
bildeten wohl die inzwischen erschienenen Fassungen des OeVE 
(1909) und des GE (1911), bei denen eine Einigung zwischen 
Kriminalisten und Psychiatern mehr oder weniger hatte erzielt 
werden können 2 ). 

Die biologische Fassung scheint uns vor allem deshalb den 
Vorzug zu verdienen, weil sie die alte Streitfrage der Willens¬ 
freiheit endgültig beiseite schafft. Die Zustände, die die Un¬ 
zurechnungsfähigkeit bedingen, werden mit genügender Bestimmt¬ 
heit und erschöpfend bezeichnet. Die Feststellung dieser Zustände 
liegt auf psychiatrischem Gebiet und bietet dem Sachverständigen 
ein sicheres, festumgrenztes Kriterium für sein Gutachten. Rein 
theoretisch kann diese Lösung für vortrefflich gelten, aber es ist 
zuzugeben, daß ihr praktische Bedenken wohl entgegengehalten 
werden können 3 ). 

Den hauptsächlichsten Einwand, daß bei der biologischen 
Methode der Schwerpunkt der Entscheidung zu sehr in die Hände 
des Sachverständigen gelegt werde 4 ), erachten wir nicht als 
schwerwiegend. Formell wird ja doch die Entscheidung dem 
Richter überlassen, dem es unbenommen bleibt, auch gegen den 
Ausspruch des Psychiaters das Vorhandensein eines der bezeich- 
neten Krankheitszustände zu bejahen oder zu verneinen. Je ge¬ 
wissenhafter aber der Richter ist, ein um so größeres Gewicht 
wird er dem Gutachten des Sachverständigen einräumen. Und 
dabei werden ihm aber auch die psychologischen Kriterien der 
gemischten Methode keine selbständige Stellung gewähren. Wird 
je ein Richter im Gegensatz zum psychiatrischen Gutachten die 
Frage entscheiden können, ob der Täter im Einzelfall „die Fähig¬ 
keit besessen habe, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder dieser 

') Protokoll (nämlich: das Protokoll der 2. Expertenkommission). 1912. Bd. I, 
S. 128 ff. 

-) Unter den vielen Vorschlägen für eine Fassung der Unzurechnungsfähig- 
keitsbestimmung weisen wir auf eine Fassung von Bumke (Handbuch für Psy¬ 
chiatrie. Allg. Teil. 5. Abteilung, S. 167) hin, bei der die psychologischen Kri¬ 
terien ziemlich genau mit denen der VEE 1912 u. 1915 übereinstimmen. 

3 ) Für die biologische Methode u. a : Wüst 8. Delaquis 40. Bleuler, 
Mschr 1; 626/627. 

4 ) Begründung DVE 227. Protokoll 2. Expertenkommission. 1912. Bd. I, 115. 
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Fähigkeit gemäß zu handeln?“ — Die Zeiten, in denen der „ge¬ 
sunde Menschenverstand 1 ' in psychiatrischen Dingen für ausreichend 
galt, liegen doch im wesentlichen hinter uns. 

Für weit wichtiger halten wir den Umstand, daß bei der Be¬ 
gutachtung des einzelnen Falles der ärztliche Sachverständige gar 
nicht umhin kann, auf die psychologischen Wirkungen der Krank¬ 
heit einzugehen. Es ist durchaus verständlich, daß der moderne 
Strafrichter den innern Zusammenhang zwischen der geistigen 
Störung und der strafbaren Handlung bewiesen sehen will. Um 
deshalb ein dem Richter verständliches Gutachten abzugeben, 
muß der Sachverständige darstellen, inwieweit die vorhandene 
Geisteskrankheit das Verhalten des Täters überhaupt beeinflußt 
hat. Er kann nicht einfach sagen: „Der Täter ist geisteskrank“, 
sondern er muß dieses Urteil auch begründen, und er kann es 
gar nicht, ohne die ganze psychische Persönlichkeit des Täters 
zu erörtern. Dies gilt namentlich für die zweifelhaften Fälle, und 
diese bilden in der Praxis die Regel. Dabei ist es dann für den 
Richter und Psychiater besser, wenn im Gesetze auch noch be¬ 
stimmte Kriterien für die Annahme der Unzurechnungsfähigkeit 
außer der Geisteskrankheit selbst aufgestellt sind; dadurch wird 
die Verständigung über die sachgemäße Behandlung im einzelnen 
Falle wesentlich erleichtert. 

Wir sind also der Ansicht, daß die Fassung der VEE 1912 
und 1915 gegenüber der biologischen Fassung der frühem VEE 
keinen Rückschritt bedeutet und in praxi die besten Resultate 
zeitigen wird. Die Hauptsache ist, daß der Begriff und die Be¬ 
zeichnung der „freien Willensbestimmung“ im Gesetze endgültig 
dahinfällt >)• 

-II. Verminderte Zurechnungsfähigkeit. 

1. Regelung in den Strafgesetz-Vorentwii rfen. 
a) Deutsche VEE. 

DVE (§ 63, Abs. 2). 

,,War die freie Willensbestimmung durch einen der vorbezeichneten 
Zustände 2 ) zwar nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade ver¬ 
mindert, so finden hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften über 
den Versuch (§ 76) Anwendung. Zustände selbstverschuldeter Trunken¬ 
heit sind hiervon ausgenommen. 

Diese Ansicht wird übrigens auch von psychiatrischer Seite geteilt. 
Maier, Schw. Zschr. 26, 289. 

a ) .geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos' 
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Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter Be¬ 
rücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 
in besondern, für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu vollstrecken.“ — 

GE (§ 13, Abs. 2). 

„War diese Fähigkeit *) zur Zeit der Handlung durch einen der 
vorbezeichneten Zustände 2 ) zwar nicht ausgeschlossen, aber in er¬ 
heblichem Maße herabgesetzt, so kann die Strafe nach den Vorschriften 
über den Versuch (§ 28) gemildert werden; an Stelle der Todes- oder 
lebenslangen Zuchthausstrafe tritt stets Zuchthaus nicht unter 3 Jahren. 
Selbstverschuldete Trunkenheit schließt die Anwendung eines milderen 
Strafgesetzes aus. 

Freiheitsstrafen gegen die nach Abs. 2 Verurteilten sind unter 
Berücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 
in besondern, für sie aussschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu vollstrecken.“ 

b) OeVE (§ 4). 

„War die Fähigkeit des Täters, das Unrecht einzusehen oder seinen 
Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, zur Zeit der Tat infolge 
eines andauernden krankhaften Zustandes vermindert, so ist an Stelle 
der Todesstrafe auf lebenslänglichen Kerker zu erkennen. Hat der 
Täter eine Freiheitsstrafe verwirkt, deren Vollzug in ihrer regelmäßigen 
Art seinen Zustand verschlimmern würde, so ordnet das Gericht an, 
daß die Strafe nach den der Eigenart dieser Personen angepaßten Vor¬ 
schriften vollzogen werde. Der Vollzug solcher Strafen findet in einer 
besondern Strafanstalt oder in einer besondern Abteilung einer Straf¬ 
anstalt oder eines Gefangenenhauses statt.“ 

c) Schweizerische VEE. 

VE 1893 (Art. 9). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters 
nur beeinträchtigt, oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so ist die 
Strafe zu mildern; sie fällt weg, wenn der Täter verwahrt oder ver¬ 
sorgt wird“ (Art. 10 u. 11). 

VE 1894 (Art. 8, Abs. 2). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters 
nur beeinträchtigt, oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so mildert 
der Richter die Strafe unbeschränkt“ (Art. 37 a. E.). 

VE 1896 (Art. 11, Abs. 2); VE 1908 (Art. 14, Abs. 2). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters 
nur beeinträchtigt, oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so mildert 
der Richter die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 40, § 2). 

') „die Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu 
handeln“. 

2 ) „Bewußtseinsstörung oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit“. 
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VE 1903 (Art. 16, Abs. 2). 

„War die Fähigkeit des Täters, vernunftgemäß zu handeln, zur 
Zeit der Tat vermindert, war insbesondere die geistige Gesundheit 
oder das Bewußtsein des Täters wesentlich beeinträchtigt, so mildert 
der Richter die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 507). 

VE 1912 (Art. 16); VE 1915 (Art. 14). 

„War der Täter zur Zeit der Tat in seiner geistigen Gesundheit 
oder in seinem Bewußtsein beeinträchtigt oder geistig mangelhaft ent¬ 
wickelt, so daß die Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder 
dieser Einsicht gemäß zu handeln, herabgesetzt war, so mildert der 
Richter die Strafe nach freiem Ermessen.“ 

2. Grundsätzliche Stellungnahme. 

„Wie es zwischen der vollen körperlichen Gesundheit und 
der zur Auflösung führenden Krankheit zahlreiche Zwischenstufen 
gibt, welche die Funktionen des Körpers in abnormer Weise stören 
oder herabsetzen, so gibt es auch zwischen der geistigen Gesund¬ 
heit und der die Zurechnungsfähigkeit ganz ausschließenden 
Geisteskrankheit solche Zwischenstufen, in denen die die Zurech¬ 
nung bedingenden geistigen Fähigkeiten so alteriert und herab¬ 
gesetzt sind, daß es der Billigkeit entspricht, bei der Bestrafung 
darauf Rücksicht zu nehmen“ >). Die Befriedigung dieses Be¬ 
dürfnisses und der sachgemäßen Behandlung dieser Zustände ist 
nur durch die Aufstellung einer allgemeinen gesetzlichen Definition 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit möglich 2 ). 

Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit ist nicht 
neu. Wenn er auch im älteren gemeinen und partikulären Straf¬ 
recht als unmitteibar gesetzlich ausgesprochener Begriff nicht be¬ 
stand, so war doch die verminderte Zurechnungsfähigkeit in 
Auslegung und Handhabung der Rechtsquellen als allgemeiner 
Milderungsgrund unbestritten anerkannt. So enthielt z. B. der 
11. Artikel der Theresiana von 1768 in § 4 den allgemeinen 
Milderungsgrund der „gar großen Dummheit, Blödsinnigkeit und 
Einfalt, womit keine gänzliche Vernunftlosigkeit verknüpfet ist“. 

Die geschichtliche Entwicklung der Frage der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit, insbesondere in Deutschland, ist von 
Kahl 3 ) ausführlich dargestellt worden. 

’) Begründung DVE 230. 

*) Wir benutzen die Ausdrucksweise der Marginalien des VE, ohne uns mit 
der terminologischen Streitfrage näher zu befassen. (Vergl. Kahl, „Geistige 
Minderwertigkeit“; Finger, „Geminderte Deliktsfähigkeit“; Koch, „Psychopa¬ 
thisch Minderwertige“; Griesinger, „Organisch Belastete“ usw.). 

3 ) Kahl, 27, DJT. I, 143ff; VD. Allg. Teil 1, 5 ff. 
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Das geltende deutsche StGB, kennt keine von dem all¬ 
gemeinen System der Strafzumessung und Strafmilderung ab¬ 
gezweigte selbständige Berücksichtigung der verminderten Zu¬ 
rechnungsfähigkeit. Im Entwurf zu dem StGB, für den Nord¬ 
deutschen Bund war nach dem Vorschläge der wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinalwesen im Königreich Preußen eine 
Bestimmung über Verminderte Zurechnungsfähigkeit aufgenommen, 
dann aber von der Bundesratskommission gestrichen worden. 
Auch vom Reichstag wurde eine solche Bestimmung für über¬ 
flüssig erachtet. Man glaubte an ihrer Stelle mit der allgemeinen 
Bestimmung über die mildernden Umstände auskommen zu 
können. Bei der Umwandlung des StGB, für den Norddeutschen 
Bund in ein solches für das Deutsche Reich fanden keine 
sachlichen Gesetzesänderungen mehr statt. 

In der Folge zeigte es sich aber, daß das deutsche StGB, 
vielen Fällen von verminderter Zurechnungsfähigkeit nicht gerecht 
werden kann, weil es die mildernden Umstände bei vielen und 
teilweise gerade den schwersten Delikten wie Mord, Raub, Brand¬ 
stiftung, Meineid usw. nicht für zulässig erklärt. Es ist daher 
nicht zu umgehen, daß in manchen Fällen der Fahrlässigkeits¬ 
paragraph herbeigezogen werden muß, um den vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen milder bestrafen zu können. So sehr ein solches 
Vorgehen um der Gerechtigkeit willen zu begrüßen ist, so bleibt 
eben seine Inkonsequenz doch bestehen. 

Der DVE sucht nun in § 63, Abs. 2 mit der Anerkennung 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit als eines allgemeinen 
Strafmilderungsgrundes diesem Übelstande abzuhelfen. 

In der Schweiz wird die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
nicht von allen kantonalen Strafgesetzen berücksichtigt. Eine 
besondere Regelung findet sie in Bern (StGB. v. 30 Jan. 1866, 
Art. 43, Abs. 2); Luzern (StGB. v. 22. Mai 1906 § 49); Schwyz 
(StGB. v. 20. Mai 1881 § 33); Obwalden (KrimStGB. v. 20. Wein¬ 
monat 1864, Art. 34, Ziff. 4); Glarus (StGB. v. 7. Mai 1899, § 31); 
Zug (StGB. v. 20. Nov. 1876, abg. 1. Juni 1882, § 26, Abs. 2); 
Solothurn (StGB. v. 25. Aug. 1885, § 51, Abs. 3); Schaff¬ 
hausen (StGB. v. 9. Nov. 1891. Novelle Art. 5, zu $ 72); 
Appenzell A.-Rh. (StGB. v. 28. April 1878, § 41); Appenzell 
I.-Rh. (StGB. v. 30. April 1899, Art. 26;; St. Gallen (StGB. v. 
25. November 1885, Art. 40); Graubünden (StGB. v. 8. Juni 
1851, § 50); Thurgau (StGB. v. 10. Feb. 1868, § 42); Tessin 
(Codice penale 25 gennaio 1873, Art. 47); Wallis (Code penal 
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du 26 mai 1858, art. 86); Neuenburg (code penal du 12 fevrier 
1891, art. 70 »). 

Alle schweizerischen VEE enthalten den Begriff der ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit. 

Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähig¬ 
keit 2 ) wurde aufgestellt, weil es sich als unmöglich erwies, 
zwischen den Zuständen voller Zurechnungsfähigkeit und Un¬ 
zurechnungsfähigkeit eine scharfe Grenze zu ziehen. Diese 
Zwischenstufen sind aber so unendlich zahlreich und teilweise 
für die Psychiater selbst so schwer bestimmbar, daß eine voll¬ 
ständige kasuistische Umschreibung des Begriffs, wie sie von 
juristischer Seite u. a. vorgeschlagen wurde, auf unüberwindliche 
Schwierigkeiten stößt 3 ). 

Man gibt sich eine große Mühe, die Grenzen der abnormen 
Seelenzustände festzustellen, welche in Zukunft unter den Begriff 
der verminderten Zurechnungsfähigkeit fallen sollen. Dies ist 
aber unseres Erachtens ein vergebliches Unterfangen. 

Eine feste Grenze nach der Seite der Unzurechnungsfähigkeit 
gibt es nicht. Wir erinnern hier nur an das vielumstrittene und 
vielgestaltige Bild der Dementia praecox (Jugendirresein). Früher 
waren die Krankheitsformen nur in ihrer gröbsten Form bekannt, 
die volle Unzurechnungsfähigkeit nach sich zogen. Seither kennt 
man aber auch die Übergangsformen. Soll man nun einen solchen 
antisozialen Defektmenschen, bei dem der krankhafte Prozeß noch 
nicht zum vollen Ausdrucke gelangt ist, als unzurechnungsfähig 
oder als vermindert zurechnungsfähig betrachten? — 

Je weiter die klinische Psychiatrie fortschreitet, desto feiner 
wird die Diagnose von noch ganz latenten psychischen Krank¬ 
heiten, und desto schwerer wird oft die Entscheidung im Sinne 
des Strafgesetzes 4 ). 

*) Text bei Stooß, Die Schweiz. Strafgesetzbücher. Auszugsweise bei 
Kahl, VD. Allg. Teil, I, 53/54. 

2 ) Nicht zu verwechseln init der partiellen Zurechnungsfähigkeit. 
Nach Ziehen (Monatsschrift f. Neurologie u. Psychiatrie V, 52) soll trotz 
Geisteskrankheit Zurechnungsfähigkeit insoweit vorllegen, als nicht zwischen der 
strafbaren Handlung und der Geisteskrankheit (namentlich der durch chronische 
Paranoia bedingten Wahnvorstellungen) ein kausaler Zusammenhang besteht. 
(Sehr bestritten!) 

^ Eine Beschreibung der hauptsächlichsten Krankheitsformen geben: 
Maier, Schw. Zschr. 26, 295 ff. Kahl, 27, DJT. I, 184 ff. Wüst, 20/21. 

*) Bleuler, Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Medizin u. öffentl. Sanitätswesen. 
3 Folge. Bd. 44, Heft 1. 
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Die gleichen Schwierigkeiten bieten sich beim Versuche einer 
Abgrenzung der verminderten Zurechnungsfähigkeit nach der 
Seite der Zurechnungsfähigkeit, denn es gibt viele psychische 
Störungen, die gelegentlich in so leichten Formen gefunden 
werden, daß sie wohl ärztlich feststellbar sind, aber keine ju¬ 
ristischen Konsequenzen nach sich ziehen, also die Zurechnungs¬ 
fähigkeit nicht beeinflussen. Ein Mensch ohne besondere psy¬ 
chische Symptome begeht eine Straftat. Bei der ärztlichen Unter¬ 
suchung zeigt der positive Ausfall der Wassermannschen Reaktion 
in der Rückenmarksflüssigkeit, daß der Syphilisprozeß das Zentral¬ 
nervensystem ergriffen hat. Hat der Mann seine Straftat in zu¬ 
rechnungsfähigem oder vermindert zurechnungsfähigem Zustande 
begangen? Man sieht auch hier, wie der Fortschritt der Wissen¬ 
schaft Fragestellungen aufwirft, die noch vor wenigen Jahren 
nicht hätten gestellt werden können, und wie vom Experten ver¬ 
langt werden muß, daß er alle überhaupt möglichen Methoden zur 
Klärung des wahren Sachverhaltes anwende. Die Differenzierung 
der strafrechtlichen Behandlung sollte deshalb mit der Verfeinerung 
der Expertisen wenigstens einigermaßen Schritt halten können. 

Wenn auch eine theoretische Abgrenzung der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit unmöglich ist, so wird es doch dem er¬ 
fahrenen und gewissenhaften Irrenarzt fast immer gelingen, im 
einzelnen Fall die Grenze sicher zu ziehen ’). 

Kahl 2 ) hat eine Begriffsbestimmung für die verminderte Zu¬ 
rechnungsfähigkeit vorgeschlagen. Sie geht dahin, „daß sich der 
Täter bei der Begehung der strafbaren Handlung in einem nicht 
bloß vorübergehenden krankhaften Zustande befunden haben 
müsse, welcher das Verständnis für die Strafwürdigkeit seiner 
Handlung oder seine Widerstandsfähigkeit gegen strafbares 
Handeln vermindere.“ Diese Definition wurde aber im DVE nicht 
aufgenommen, hauptsächlich deshalb, weil es nicht angehe, den 
Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit auf einer ganz 
andern Grundlage zu bestimmen als auf derjenigen, welche für 
den Begriff der Unzurechnungsfähigkeit angenommen worden sei 3 ). 

Alle neuen Strafgesetz-Vorentwürfe bestimmen den Begriff der 
verminderten Zurechnungsfähigkeit im strengen Anschluß an den¬ 
jenigen der Unzurechnungsfähigkeit, indem sie jeweilen einen 
geringeren Grad der psychischen Störung voraussetzen. 

') Stooß, Motive 24. 

-) Kahl, Mschr. 1, 120. 27, DJT. 1; 211. 

3 ) Begründung DVE 231. 
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Der Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit ist also 
vielumstritten. Sowohl die juristische als auch die medizinische 
Literatur, welche diesen Gegenstand behandelt, ist außerordentlich 
umfangreich geworden. Der Rahmen dieser Arbeit würde aber 
weit überschritten, wenn wir ausführlich auf die wissenschaftlichen 
Kontroversen eingehen wollten ‘). 

Wir verkennen keineswegs die großen Schwierigkeiten, die 
sich einer allseitig befriedigenden Legaldefinition der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit entgegenstellen. Wir halten es aber für 
richtig, wenn das Gesetz die verminderte Zurechnungsfähigkeit 
begrifflich zu fixieren sucht, und glauben der neuesten Fassung 
des VE (1915) ohne tiefgreifende Bedenken zustimmen zu können. 
Es ist zu begrüßen, daß der schweizerische VE nicht das Kriterium 
des Dauernden in betreff des krankhaften Zustandes von Kahl 
oder dem OeVE übernommen hat. Es ist dies, wie wir später 
ausführen werden, von großer Bedeutung für das Verhältnis von 
Strafe und Sicherung. 


B. Gemeingefährlichkeit 2 ). 

Die Bezeichnung „gemeingefährlich“ in der vorliegenden 
Arbeit hat nicht die gleiche Bedeutung wie z. B. im 27. Abschnitt 
des Deutschen StGB, („gemeingefährliche Verbrechen oder Ver¬ 
gehen“) oder im 7. Abschnitt des VE („gemeingefährliche Ver¬ 
gehen“). Dort besteht die Gemeingefährlichkeit in einer Zerstörung 
von Werten, von der nicht bestimmte Individuen, sondern größere 
Gruppen der Gesellschaft oder einzelne Mitglieder derselben, aber 
infolge von zufälligen Verkettungen ohne bestimmte Auswahl be¬ 
troffen werden können, und durch welche eine Gefahr hervor¬ 
gerufen wird, deren Umfang sich nicht übersehen läßt (Brand¬ 
stiftung, Gefährdung durch Sprengstoffe, Herbeiführung einer 
Überschwemmung usw.'i. Es handelt sich also dort um die ob¬ 
jektive Gefährlichkeit von bestimmten, strafrechtlich fixierten 
Tatbeständen. 


') Eingehende Darstellung bei Kahl, VD. Allg. Teil 1; 24 ff. 27. DJT I; 
157 ff. Materialsammlung: Gottschalk, Materialien zur Lehre von der ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit. 

Gegen den Begriff der verm. Zurechnungsfähigkeit: Hoegel, Mschr. 1; 
338. Longard, Mschr. 2; 190ff. Simon, Mschr. 7; 600. 

s ) Vergleiche darüber die klinisch-analytische Darstellung von Göring mit 
reicher Kasuistik. 

Arrhiv fllr Kriminologie'. 70. Bd. 
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Wir verstellen aber unter Gemeingefährlichkeit nicht die ob¬ 
jektive Gefährlichkeit der Tat, sondern die subjektive Ge¬ 
fährlichkeit des Täters. 

Den Begriff der subjektiven Gefährlichkeit im weitesten Sinne 
haben die Vertreter der soziologischen Schule als den „etat dan¬ 
gereux“ begrifflich zu fixieren gesucht. Sie verstehen darunter 
allgemein die begründete Gefahr, daß von dem betr. 
Individuum die Begehung strafbarer Handlungen «u 
besorgen ist 1 ). Ohne näher auf das in den letzten Jahren 
vielumstrittene Problem des „etat dangereux“ einzugehen sei be¬ 
merkt, daß unser Begriff der Gemeingefährlichkeit wohl im Be¬ 
griffe des „etat dangereux“ enthalten ist, daß er aber diesem 
gegenüber nach zwei Richtungen hin eingeschränkt ist. 

Unsere Arbeit handelt vom gemeingefährlichen Verbrecher, 
d. h. von demjenigen Menschen, welcher bereits eine Straftat 
begangen hat, und von dem zu erwarten ist, daß er in der Zukunft 
weitere strafbare Handlungen begehen wird. Wie wir schon früher 
erwähnt haben 2 ), kann die strafrechtliche Sicherung nach der 
herrschenden Ansicht nur dann Platz greifen, wenn das betr. Indi¬ 
viduum seine Gemeingefährlichkeit bereits durch ein Delikt mani¬ 
festiert hat. Das begangene Verbrechen ist eine notwendige 
Voraussetzung für die strafrechtliche Reaktion. 

Ein weiterer Unterschied zwischen unserem Begriff der Ge¬ 
meingefährlichkeit und dem „etat dangereux“ der soziologischen 
Schule besteht darin, daß wir von der Gemeingefährlichkeit der 
geistig Gesunden absehen und fordern, daß sie ganz oder teilweise 
im krankhaften Zustand des Täters begründet liege. 

Als gemeingefährlich bezeichnen wir demnach den¬ 
jenigen Geisteskranken, der infolge oder während einer 
psychischen Störung die Rechtssicherheit verletzt hat 
und weiterhin zu gefährden droht. 3 ) 

Unsere Begriffsbestimmung setzt also voraus: 

') v. Liszt, Mschr. 1, 10: „Erforderlich ist also die begründete Besorgnis, 
daß von dem Individuum die Begehung strafbarer Taten zu besorgen ist.“ 
Gargon, MIKV. 17, 187: „On peut d^finir l’individu dangereux celui dont on 
peut prösumer qu’il commettra dans l’avenir des actes susceptibles de troubler 
l’ordre public.“ 

Siehe u. a.: Hurwicz, Mschr. 9, 399 ff. Vom Standpunkt der klassischen 
Schule Birkmeyer, Schuld und Gefährlichkeit. 51 ff. 

2 ) Einleitung 7/8. 

3 ) Vergl die zum Teil weiter gefaßten Definitionen von Aschaffenburg. 
VD. Allg. Teil I, 108. Leppmann, 27. DJT. IV, 403. v. Liszt, MIKV. 11, 644. 
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a) Einen psychopathologischen Zustand des gemein¬ 
gefährlichen Individuums. 

b) Eine bereits erfolgte Verletzung der Rechtssicher¬ 
heit, d.h. mit anderen Worten ein oder mehrere bereits begangene 
Delikte. Die geschehene Tat gibt wohl einen scheinbar sicheren 
und brauchbaren Maßstab zur Beurteilung der Gemeingefährlich¬ 
keit eines Menschen. Aber doch nur einen Maßstab für die Ver¬ 
gangenheit, nicht für die Zukunft. Die Frau, die im Puerperal¬ 
delirium alle ihre Kinder in der schrecklichsten Weise umgebracht 
hat, ist nach Genesung von der akuten Geisteskrankheit nicht 
mehr als gefährlich anzusehen und bedarf ebensowenig der Ver¬ 
wahrung wie ein Arbeiter, der im Typhusdelir eine ihm unbe¬ 
kannte alte Frau in ganz unmenschlicher Weise erschlagen hat. 
Andererseits können leichte Eigentumsvergehen das Signal sein, 
daß von ihrem Urheber mit der größten Wahrscheinlichkeit noch 
recht schwere Verbrechen erwartet werden können. Häufig ist es 
eine Verkettung von unglücklichen Zufällen, die verursachen, daß 
ein Geisteskranker überhaupt mit dem Strafgesetz in Konflikt 
gerät. Ungeschickte Behandlung von seiten der Umgebung, 
Alkoholexzesse, Aufregung, Strapazen; dann auch einzelne Phasen 
des Sexuallebens können derart auf den Geisteskranken einwirken, 
daß er ein Delikt begeht. Der Wegfall dieser Komplikationen be¬ 
dingt dann auch das Wegfallen des gemeingefährlichen Zustandes. 
Aus der deliktischen Handlung allein ergibt sich demnach noch 
nicht ein Maßstab für die Gemeingefährlichkeit eines Menschen. 

c) Eine drohende Gefährdung der Rechtssicherheit. 

Eine Gefährdung wird man wohl darin erblicken müssen, 

daß nach Geisteszustand, Vorleben, Charakter des Kranken eine 
Wiederholung oder Erneuerung deliktischer Taten befürchtet wer¬ 
den muß 1 ). Damit ist gesagt, daß diejenigen Fälle ausgeschlossen 
sind, in denen lediglich die Begehung geringfügiger Störungen 
der Rechtsordnung, wie die Erregung von ruhestörendem Lärm, 
Landstreicherei u. dgl. mehr zu besorgen ist. 

Die Gefährdung muß sich beziehen auf die Rechtssicher¬ 
heit. Wir haben den Ausdruck aus dem GE (§ 14) übernommen, 
dessen Motive ausführen, daß die Wendung des DVE (§ 65 „öffent¬ 
liche Sicherheit“), zu eng erscheint. Eine Gemeingefährlichkeit 
kann zweifellos auch dann vorliegen, wenn sich die drohende 
Gefährdung zunächst und unmittelbar gegen private Rechtsgüter 


>) Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I, 44. 
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richtet. So ist z. B. die besondere Gefährlichkeit eines Verfol¬ 
gungswahnsinnigen gerade in seiner Richtung gegen eine indivi¬ 
duell bestimmte Person begründet. Auch den Alkoholiker, der 
täglich betrunken nach Hause kommt und jedesmal Frau und 
Kinder in schwerster Weise bedroht und mißhandelt, wird man 
doch wohl als gemeingefährlich ansehen müssen, obwohl in erster 
Linie die Sicherheit der Familienglieder und erst mittelbar die 
öffentliche Sicherheit gefährdet ist. 

Der OeVE hat in § 36 die Rechtsgüter, deren Gefährdung 
Gemeingefährlichkeit bedingt, besonders hervorgehoben (Sittlich¬ 
keit, Sicherheit der Person und des Vermögens). Diese Aufzählung 
erscheint uns unvollständig. Sollten demnach Handlungen gegen 
die Ehre keine Gemeingefährlichkeit bedingen können? 1 ) 

Die Fassung des VE 1915 (Art. 13) „öffentliche Sicherheit 
und Ordnung“ können wir, wie aus den oben angeführten Gründen 
hervorgeht, nur dann als genügend erachten, wenn in extensiver 
Auslegung auch die Gefährdung von privaten Rechtsgütern darunter 
verstanden wird. 

Bis jetzt hat man vergeblich versucht, eine präzise und scharf 
umgrenzte juristische Definition der Gemeingefährlichkeit zu geben. 
Die IKV hat in den allgemeinen Versammlungen in Hamburg 1905 
und in Brüssel 1910 über den Begriff der Gemeingefährlichkeit 
beraten. Ihre Bemühungen waren aber bis jetzt so vergeblich, 
daß Aschaffenburg 2 ) auf der Versammlung in Brüssel die 
juristische Feststellung des Begriffs für geradezu unmöglich er¬ 
klärte. Der Nordostdeutsche Verein für Psychiatrie und Neuro¬ 
logie hat sich dahin ausgesprochen: „Gemeingefährlichkeit kann 
nur unter Berücksichtigung aller Eigenheiten des Falles als vor¬ 
liegend anerkannt werden. Eine für alle Fälle passende Definition 
zu liefern ist unmöglich“ 3 ). 

Wir teilen diese Ansicht vollkommen. Gemeingefährlichkeit 
ist ein relativer Begriff und hängt nicht nur ab von den 
psychischen Zuständen, von den individuellen Neigungen des 
betreffenden Menschen, sondern auch von der besondern Ge- 


') Im Gegensatz zu Delaquis, Vhdl. SJV. 1913. 1,43 und Kriegsmann, 
Mschr. 6, 559 betrachten wir den Passus von §39 des OeVE: „Begehung einer 
strenger als mit 6 Monaten Freiheitsstrafe bedrohten Tat“ nicht als Kriterium 
der Gemeingefährlichkeit, sondern als Voraussetzung für die Verwahrung des 
Gemeingefährlichen. 

2 ) MIKV 17, 471. 

;| ) Allg. Zschr. f. Psychiatrie 5, 692. 
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staltung der Umstände und Verhältnisse, welche als Gelegenheits- 
Ursache zur Manifestierung der Gemeingefährlichkeit dienen. Es 
bedarf im konkreten Falle der Herbeiziehung der ganzen Ana¬ 
mnese eines Menschen, um ihn als gemeingefährlich erklären zu 
können >)• 

Delaquis hat richtig eikannt 2 ), daß bei der Verwahrung 
eines vom Richter als gemeingefährlich erklärten Geisteskranken 
ein neuer Gefährdungsbegriff und -zustand unsere Beachtung 
verlangt. Wir nennen diesen rein verwaltungstechnisch gewonnenen 
Begriff Anstaltsgefährlichkeit, d. h. Gefährlichkeit im 
Sinne des\ Verwahrungsvollzuges. Denn mit der richter¬ 
lichen Feststellung der Gemeingefährlichkeit ist über die Art der 
Verwahrung, über die Wahl der Anstalt, in welche der betr. 
Geisteskranke eingewiesen werden soll, noch gar nichts gesagt. 
Ein Paralytiker wird nach Begehung eines schweren Verbrechens 
in der Anstalt vielleicht bald zu einem harmlosen Kranken werden. 
Der Epileptiker, der unter dem Einfluß alkoholisch bedingter 
Gereiztheit und Verwirrtheit einen Mord begangen hat, wird in 
nüchtern klarem Geisteszustände nicht mehr gefährlich sein und 
bei Durchführung der Totalabstinenz kein Verbrechen mehr begehen. 

Es gibt aber Geisteskranke, die auch im Anstaltsbetriebe ge¬ 
fährlich sind, die Anstaltsgefährlichen. Ris*) versteht darunter 
solche Kranken, „von denen ihrer Umgebung in der Anstalt eine 
ernstliche Gefahr droht; Kranke, die andere Patienten oder das 
Wärter- und Ärztepersonal an Leib und Leben bedrohen und 
auch fähig sind, mit der Drohung Ernst zu machen —- ferner 
solche Kranke, die vielleicht in der Anstalt nicht gerade direkt 
gefährlich sind, deren Sinnen und Trachten aber beständig auf 
Flucht geht, und von denen im Falle des Gelingens einer Flucht 
gefährliche Handlungen gegen andere Personen zu erwarten sind 
—, endlich in dritter Linie und wohl nur in Ausnahmefällen 
Kranke, die sich systematisch aller Disziplin widersetzen, ge¬ 
wohnheitsmäßige Hetzer und Aufwiegler, die den Frieden in den 
übrigen Teilen der Anstalt dauernd und erheblich stören“. 

Die Unterscheidung in gewöhnlich gemeingefährliche und 
anstaltsgefährliche Geisteskranke ist für uns bei der Ausgestaltung 
der sM von großer Bedeutung 4 ). 

') Lisibach, 23ff. Kräpelin 30. 

*) Vhdlg SJV. 1913, I, 44/45. 

3 ) Ris, Bericht über Bewahrungshaus Rheinau. Manuskript 6. 

*) Siehe 4. Abschnitt, Seite 100 ff. 
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3. Abschnitt. 

Die strafprozessuale Feststellung der Unzurechnungs¬ 
fähigkeit, verminderten Zurechnungsfähigkeit und der' 
Gemein ge fährlichkeit. 

Der Artikel 64 bis der schweizerischen Bundesverfassung be¬ 
stimmt, daß auch nach der Vereinheitlichung des materiellen 
Strafrechts das gerichtliche Verfahren und die Rechtsprechung wie 
bis anhin den Kantonen verbleiben werden. Die Expertenkom¬ 
mission für den Vorentwurf eines schweizerischen Strafgesetz¬ 
buches von 1893 fand es deshalb infolge der in den kantonalen 
Strafprozeßordnungen herrschenden Ungleichheit für angezeigt, 
eine im wesentlichen prozessuale Bestimmung über die Unter¬ 
suchung des Geisteszustandes eines Angeschuldigten in das 
materielle Strafgesetz aufzunehmen, da die Bestimmungen über 
Unzurechnungsfähigkeit und verminderte Zurechnungsfähigkeit 
nur dann richtig angewendet werden können, wenn der Richter 
jeden Täter, dessen Geisteszustand zu Zweifeln Anlaß gibt, durch 
Sachverständige untersuchen läßt 1 ). 

Diese Bestimmung hat in den VEE folgenden Wortlaut ge¬ 
funden: 

VE 1894 (Art. 9). 

„Gibt der Geisteszustand des Täters zu Zweifeln Anlaß, so stellt 
ihn der untersuchende Richter durch ein Gutachten von Sachverständigen 
fest. Dies gilt insbesondere auch für Taubstumme.“ 

VE 1896 (Art. 12); VE 1903 (Art. 15). 

„Gibt der Geisteszustand des Angeschuldigten zu Zweifeln An¬ 
laß, so läßt ihn der Beamte, der dies wahrnimmt, durch Sachver¬ 
ständige untersuchen. Dies gilt insbesondere auch für Taubstumme 
und Epileptische.“ 

VE 1908 (Art. 15). 

„Gibt der Geisteszustand des Beschuldigten zu Zweifeln Anlaß, 
ist er taubstumm oder epileptisch, so läßt ihn der Beamte, der es wahr¬ 
nimmt, durch Sachverständige, in der Regel Irrenärzte, untersuchen. 

Die Sachverständigen begutachten den Zustand des Beschuldigten. 
Sie äußern sich auch darüber, ob er in eine Heil- oder Pflegeanstalt 
gehöre und ob sein Zustand die öffentliche Sicherheit oder das gemeine 
Wohl gefährde.“ 

VE 1912 (Art. 15); VE 1915 (Art. 17). 

„Gibt der Geisteszustand des Beschuldigten zu Zweifeln Anlaß, 
ist er taubstumm oder epileptisch, so soll er durch Sachverständige 
untersucht werden.“ 

Abs. 2 = VE 1908 (Art. 15, Abs. 2). 

’i Stooß, VE 1894 mit Motiven 126/127. 
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1. Aufgabe und Stellung des Sachverständigen. 

Unzurechnungsfähigkeit und verminderte Zurechnungsfähig¬ 
keit werden bedingt durch stärkere oder schwächere Grade an- 
geborner oder erworbener krankhafter Seelenzustände. Die Be¬ 
deutung und Tragweite dieser krankhaften Störungen auf den 
geistigen Organismus kann nie vom Richter oder Untersuchungs¬ 
beamten allein entsprechend erkannt und gewürdigt werden. Es 
ist daher nach den VEE seine Pflicht, bei dem geringsten Zweifel 
über den Geisteszustand eines Angeschuldigten einen Sachver¬ 
ständigen beizuziehen. 

Wir sind der Ansicht, daß die Begutachtung des Geistes¬ 
zustandes eines Angeschuldigten wenn immer möglich durch 
einen Irrenarzt ausgeführt werden sollte, wie dies ausdrücklich 
im VE 1908 gefordert wird. Die gewöhnliche theoretische Aus¬ 
bildung des praktischen Arztes in psychiatricis reicht eben in der 
Regel nicht zur Lösung der schwierigen Fragen, besonders bei 
den Grenzzuständen. Forel anerkennt auch in seinem Entwurf 
zu einem schweizerischen Irrengesetz 1 ) als fachmännisch gebildete 
Irrenärzte nur diejenigen, welche mindestens 4 Jahre als Sekundar¬ 
oder Assistenzärzte in staatlichen oder sonstwie fachmännisch ge¬ 
leiteten Irrenanstalten des In- oder Auslandes gedient haben. 

Der psychiatrische Sachverständige hat nun zunächst die 
Aufgabe, Vorhandensein, Art und Grad der geistigen Erkrankung 
bei dem Angeschuldigten festzustellen. In den meisten Fällen 
wird es aber nicht genügen, daß der Experte nur seine tatsäch¬ 
lichen Feststellungen, seine Diagnose, bekanntgibt. Der Straf¬ 
richter will den innern Zusammenhang zwischen der seelischen 
Störung und der strafbaren Handlung bewiesen sehen. Da er 
selbst in den meisten Fällen nicht die genügenden psychiatrischen 
Kenntnisse besitzt, um aus der Krankheitsschilderung die richtigen 
psychologischen Schlüsse ziehen zu können, so ist der Experte 
gezwungen, nicht nur die Krankheit zu beweisen, sondern wenn 
möglich die Tat aus der Individualität des geisteskranken Menschen 
zu erklären. 

Ein wichtiger Vorteil für die Anwendung der sM liegt in der 
Bestimmung der neuesten VEE, wonach sich die Sachverständigen 
auch darüber zu äußern haben, ob der Beschuldigte in eine Heil¬ 
oder Pflegeanstalt gehört, und ob sein Zustand die öffentliche ' 
Sicherheit gefährde. Ein ähnlicher Passus findet sich auch in 

'i Schw. Zschr. 8, 341. 
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der ungarischen Strafprozeßordnung von 1896, § 246, wo¬ 
nach die Sachverständigen sich auch in der Richtung zu erklären 
haben, ob der Zustand des Beschuldigten ein gemeingefährlicher 
sei. Der Psychiater, der die Anamnese des Beschuldigten genau 
studiert hat, ist kraft seiner fachtechnischen Kenntnisse am ehesten 
in der Lage, die meist sehr schwierige Frage der Gemeingefähr¬ 
lichkeit zu beantworten und die geeignetsten Mittel für eine zweck¬ 
mäßige Behandlung des Gemeingefährlichen vorzuschlagen. Es 
muß aber unbedingt gefordert werden, daß der psychiatrische 
Sachverständige eine gewisse juristische Bildung" besitze. Nur 
wenn er die einschlägigen Gesetzesstellen, besonders auch das 
Strafprozeßverfahren genau kennt und mit den Mitteln, die den 
Verwaltungsbehörden zur Verwirklichung des richterlichen Urteils 
zur Verfügung stehen, vertraut ist, kann er ein Gutachten ab¬ 
geben, das wirklich praktischen Wert hat. Es sollte z. B. nicht 
Vorkommen können, daß sich ein psychiatrisches Gutachten auf 
dem Begriff der verminderten Zurechnungsfähigkeit aufbaut, und 
es sich dann herausstellt, daß das betr. kantonale Strafgesetz 
diesen Begriff gar nicht berücksichtigt. 

Für seine Untersuchungen ist dem Sachverständigen voll¬ 
ständig freie Hand zu geben. Er soll namentlich auch bestimmen, 
ob der Beschuldigte zum Zwecke der Beobachtung zu internieren 
sei oder nicht. Im Gegensatz zu § 81 der deutschen StPO., wo 
die Zeit der Internierung auf 6 Wochen festgesetzt ist, und ab¬ 
weichend von einem Vorschläge von Lenz 1 ) halten wir dafür, 
daß es sich nicht empfiehlt, die Zeit der Internierung in einer 
Irrenanstalt zwecks Begutachtung des Geisteszustandes eines Be¬ 
schuldigten gesetzlich zu begrenzen. Die Ansetzung einer solchen 
Frist bringt einerseits die Gefahr mit sich, daß auch einfache 
Fälle zu lange beobachtet werden, weil der Experte sich an die 
6wöchentliche Untersuchungsfrist gewöhnt hat; und andererseits 
gibt es komplizierte Persönlichkeiten und Grenzfälle, bei denen 
viel Material zusammengesucht werden muß und eine bestimmte 
Dauer der Beobachtung nicht zum vornherein festgelegt werden 
kann. Ist man durch die Bestimmungen des Gesetzes gebunden, 
sich sklavisch an eine solche Frist zu halten, so wird es Vor¬ 
kommen, daß der Beurteiler entweder oberflächlich zu urteilen 
gezwungen ist oder, wenn er gewissenhaft ist, die Beantwortung 
der an ihn gestellten Fragen ablehnt. Die Justizorgane haben es 

*) Lenz. Z. f. schw. R. 18, 714. Th. III. 
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ja von Fall zu Fall in der Hand, eine unbillige Verlängerung der 
Beobachtungszeit zu verhindern. 

Viel diskutiert ist die Frage, welche Stellung der psychiatrische 
Experte zum Richter in bezug auf sein Guthaben innehabe. 
Zürcher 1 ) vertritt unserer Meinung nach sowohl theoretisch als 
auch praktisch den richtigen Standpunkt, wenn er folgendermaßen 
argumentiert: „Leben und Tod sind Erscheinungen, deren wissen¬ 
schaftliche Erforschung den Naturwissenschaften angehört, sagen 
wir der Physiologie, es sind physiologische Begriffe. An die 
Tatsache von Leben und Tod knüpft das Recht gewisse Rechts¬ 
folgen, z. B. die aktive und passive Erbfähigkeit. Meist bedarf 
der Richter keiner Sachverständigen, um Leben und Tod festzu¬ 
stellen; dadurch sind aber Leben und Tod noch nicht zu juristisch¬ 
physiologischen Begriffen geworden, so wenig, als die Erbfähig¬ 
keit zu einem solchen wird, wenn der Sachverständige die Fort¬ 
dauer des Lebens oder den Eintritt des Todes in einem besondern 
Fall zu konstatieren hatte. Diese Scheidung von Voraussetzung 
und Rechtsfolge ist auch bei der Frage der Zurechnungsfähigkeit 
zu machen. Die Zurechnungsfähigkeit, die strafrechtliche Hand¬ 
lungsfähigkeit, ist ein reiner Rechtsbegriff, auch dann, wenn in 
seine Umschreibung die tatsächlichen Voraussetzungen aufge- 
genommen worden sind. Diese Voraussetzungen aber bleiben 
Tatsachen, an welche das Recht Folgen knüpft; sie werden nicht 
zu Rechtsbegriffen, weil diese Folgen an sie geknüpft sind. Die 
Ermittelung der Tatsachen, das Beweisverfahren, ist keine Ope¬ 
ration mit Rechtsbegriffen, sondern ein Verarbeiten von Wahr¬ 
nehmungen mit allgemeinen Erfahrungstatsachen zum Tatsachen¬ 
urteil. Soweit der Richter eines Sachverständigen bedarf, um 
wahrzunehmen und das Wahrgenommene zu beurteilen, arbeitet der 
Sachverständige mit den Begriffen seiner Wissenschaft; soweit der 
Richter als erfahrener und gebildeter Mann die Operation selbst 
vornimmt, braucht er nicht juristische Begriffe, sondern die Be¬ 
griffe der Wissenschaft, welche sich mit den festzustellenden Tat¬ 
sachen beschäftigt, indem diese Begriffe eben in seinen Erfahrungs¬ 
und Bildungsschatz übergegangen sind. 

Wir gelangen aber zur Lösung der Frage erst dadurch, daß 
wir noch eine weitere Betrachtung anstellen. Sie besteht in 
folgendem: Der Sachverständige ist keine Jury, die die Tatsachen¬ 
feststellung mit bindender Kraft gegenüber dem Gerichtshof vor- 


*) Schw. Zschr. 11, 66 ff. 


Digitized by 


Google 


Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



74 


Adolf Asper 


Digitized by 


nimmt, der Richter bleibt Tatsachenrichter, er soll sich nicht 
binden, sondern überzeugen lassen durch den Sachverständigen, 
und als gebildeter und vernünftiger Mann hat er das Gutachten 
noch zu prüfen; und je gebildeter und vernünftiger er ist, desto 
eher wird er zu einer richtigen Überzeugung gelangen. Hier 
handelt aber der Richter nicht als Jurist, der Richter muß eben 
mehr sein als ein bloßer Rechtskundiger. 

Da liegt die Lösung der Verantwortlichkeitsfrage. Die freie 
Stellung des Richters zum Gutachten als Tatsachenrichter, nicht 
das Verhältnis von Mediziner und Jurist ist maßgebend. Es ist 
eine vollkommene Verkennung der Verhältnisse, wenn z. B. gesagt 
wird, der Mediziner hat dem Richter die Geisteskrankheit zu be¬ 
schreiben (medizinische Tatsachenfeststellung), und der Richter 
hat nun zu entscheiden, ob unter diesen Umständen festgestellt 
sei, daß der Täter nicht mehr die zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
der Tat nötige Einsicht oder die Möglichkeit freier oder normaler 
Willensbestimmung besessen. Beides muß der Richter im Urteil 
feststellen und zu beidem wird ihm, wenn ihn nicht sein psycho¬ 
logischer Dilettantendünkel über alle Bedenken hinwegträgt, die 
führende Hand des Sachverständigen notwendig sein. 

Zusammenfassend: Der Sachverständige ist für das 
Gutachten verantwortlich, der Tatsachenrichter für die 
dem Urteil zugrunde gelegten Tatsachenfeststellungen.“ 

2. Aufgabe und Stellung des Untersuchungsbeamten 

und Richters. 

Der Untersuchungsbeamte hat vor allem die Pflicht, sich zu 
vergewissern, ob Zweifel an der Zurechnungsfähigkeit des An¬ 
geschuldigten vorhanden sind. Besonders wenn die Motive für 
die begangene Tat und ihre Eigenart aus dem Charakter und dem bis¬ 
herigen Leben desTäters heraus nicht erklärlich scheinen wollen, sollte 
es der Untersuchungsbeamte mit dieser Pflicht sehr genau nehmen. 
Sobald ihm der Geisteszustand des Angeschuldigten zweifelhaft 
erscheint, wird und muß er zum Entscheide sich die Mithilfe eines 
Sachverständigen im prozessualischen Sinne erbitten. Daraus 
folgt, daß von dem Untersuchungsbeamten gefordert werden muß, 
daß er psychiatrisch so weit geschult sei, um beurteilen zu können, 
wann er den sachverständigen Psychiater zu Rate ziehen soll. 

Der Untersuchungsbeamte, der die Hilfe des psychiatrischen 
Sachverständigen anspricht, hat diesem zunächst klarzumachen, 
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was er von ihm will. Diese Fragestellung ist grundlegend für 
dessen Gutachten und bedarf deshalb der sorgfältigsten Abwägung. 
Sie soll eine wohldurchdachte und bestimmt begrenzte Aufgabe 
stellen. Es ist einleuchtend, daß ein Untersuchungsbeamter, der 
wenigstens in den fundamentalen Gesichtspunkten der Psychiatrie 
etwas bewandert ist, sich mit dem Experten bedeutend besser ins 
Einvernehmen setzen und gegenseitiges Verständnis hersteilen 
kann als jener, der von diesen Dingen keine Ahnung hat. 

Für das Zusammenarbeiten von Irrenarzt und Untersuchungs¬ 
beamten sind gemeinsame Besprechungen durchaus unentbehrlich. 
Diese Notwendigkeit sollte aber auch im Gesetze fixiert sein. 
Einen Beweis für den heutigen unbefriedigenden Zustand erblicken 
wir darin, daß bekannte psychiatrische Lehrer den Ärzten raten, 
sich blind an die Fragestellung zu halten, und daß es ihnen 
kaum Tätlich erscheint, dem Juristen eine Fragestellung, mit der 
sie nichts anzufangen wissen, als unbrauchbar wieder zuzu¬ 
schicken. Gerade in diesen Dingen ist sowohl die Psycho¬ 
logie des Juristen als auch diejenige des Arztes mehr zu be¬ 
rücksichtigen. 

Der erkennende Richter fällt das Urteil selbständig. Er 
trägt auch die Verantwortung dafür nach außen. Deshalb steht er 
dem psychiatrischen Gutachten gegenüber in ganz freier, unge¬ 
bundener Stellung. Er kann dasselbe zu seinem Urteil erheben, 
er kann aber ebensowohl demselben seine Anerkennung verweigern. 
Damit er aber diesem nicht ganz verständnislos gegenübersteht, 
so sollte auch von ihm eine gewisse psychiatrische Bildung er¬ 
wartet werden dürfen. Ob diese Bildung gegenwärtig schon über¬ 
all, besonders bei unserp Gerichtsorganisationen auf dem Lande, 
vorhanden ist, wird man füglich bezweifeln dürfen. Die seit einiger 
Zeit an mancher unserer Universitäten eingeführten Vorlesungen 
über forensische Psychiatrie sollen vor allem mithelfen, diese Lücke 
im Wissen des Juristen auszufüllen. Die Befüchtung von Wüst ')» 
daß der einigermaßen psychiatrisch gebildete Richter vom ärztlichen 
Gutachten ganz abhängig werde, oder in dilettantischer Über¬ 
schätzung glaube, selbst Fachmann zu sein und des Psychiaters 
nicht mehr zu bedürfen, teilen wir nicht. Dies scheint uns im Gegen¬ 
teil eher beim absoluten Laien der Fall zu sein, der entweder gänzlich 
auf das Gutachten abstellt, das er nicht versteht, oder dann glaubt, 
mit dem vielgerühmten „gesunden Menschenverstand“ die schwie¬ 
rigsten psychologischen Probleme lösen zu können. 

Wüst. 22. 
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Man hat von verschiedenen Seiten vorgeschlagen, die Aufgaben 
des ärztlichen Sachverständigen und des Richters scharf vonein¬ 
ander zu trennen ')• Aus den früher angeführten Gründen ergibt 
es sich von selbst, daß eine scharfe Scheidung nicht möglich ist. 
Gemeinsame fruchtbare Arbeit und gegenseitiges Verstehenlernen, 
z. B. in den gegenwärtig bestehenden juristisch-psychiatrischen 
Vereinigungen, werden viel dazu beitragen, die heute noch be¬ 
stehenden Gegensätze zwischen Jurist und Psychiater zu mildern 
und manch Wertvolles für die Zukunft hervorzubringen. 

Wir müssen aber fordern, daß das Verfahren in den folgenden 
Punkten im Gesetze (z. B. in den kantonalen Einführungsgesetzen 
zum Schweizerischen Strafgesetzbuch) ausdrücklich geordnet werde: 

1. Übernahme der Vorschrift des VE über den Zwang zur Ein¬ 
holung eines Sachverständigen-Gutachtens beizweifelhaftem Geistes¬ 
zustände eines Beschuldigten. 

2. Zusammenarbeiten von Arzt und Jurist bei der Fragestel¬ 
lung für das Gutachten. 

3. Zusammenarbeiten von Arzt und Jurist bei der Erhebung der 
ätiologischen Feststellungen. System der gemeinsamen Verhöre 
und Erhebungen, oder Recht des Arztes, Zeugen im strafprozessualen 
Sinne einzuvernehmen. 


4. Abschnitt. 

Die sichernden Maßnahmen gegenüber gemeingefähr¬ 
lichen verbrecherischen Unzurechnungsfähigen. 

A. Die rechtlichen Grundlagen. 

I. Geltendes Recht. 

1. Deutschland. 

In § 51 des deutschen StGB, wird bestimmt, daß derjenige 
freizusprechen ist, „der zur Zeit der Handlung sich in einem Zu¬ 
stand der Bewußtlosigkeit oder krankhaften Störung der Geistes¬ 
tätigkeit befand, durch welchen seine freie Willensbestimmung aus¬ 
geschlossen war“. 

Mit der Freisprechung ist der Geisteskranke, auch der Gemein¬ 
gefährliche, der Kompetenz der Gerichte entzogen, denn die Reichsge¬ 
setzgebung enthält keine Vorschriften über die weitern Sicherungs¬ 
maßnahmen. Der Reichstag hatte zwar eine Resolution beschlossen — 

*) Si mon, Mschr. 7; 695. Lenz, Z. f. schw. R. 18; 714. These 111. Gretener, 
Prot. Exp. Kom. 1893. I; 67. 
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„den Bundeskanzler aufzufordern, im Wege einer Vorlage die 
Regelung des Verfahrens herbeizuführen, durch welches Personen, 
die wegen ihres Geisteszustandes oder als Taubstumme für straflos 
erklärt worden sind, im Falle der Gemeingefährlichkeit einer wirk¬ 
samen Beaufsichtigungüberwiesen werden“. Diese Regelung ist nicht 
erfolgt. Auch die landesgesetzlichen Verordnungen sind für diese 
Unterlassung nur ein unzulänglicher Ersatz. 

Ein Beweis dafür ist folgender Ministerialerlaß von Preußen 
vom 25. Oktober 1882 >): * 

„Es ist der Fall vorgekommen, daß ein wegen Geisteskrankheit außer 
Verfolgung gesetzter Untersuchungsgefangener, ungeachtet seiner Gefähr¬ 
lichkeit, aus dem Gefängnis entlassen worden ist, ohne zugleich der 
Polizeibehörde überwiesen zu werden. Zur Verhütung ähnlicher Vor¬ 
kommnisse bestimmt der Justizminister, daß, wenn ein Gefangener wegen 
Geisteskrankheit zu entlassen ist, dieser Entlassungsgrund in der be¬ 
treffenden Verfügung des Gerichts bzw. der Strafvollstreckungsbehörde 
ausdrücklich anzugeben ist, und daß alsdann der Gefängnisvorsteher den 
Gefangenen der Polizeibehörde des Entlassungsortes zu überweisen hat. 
Hiervon wird nur dann abgesehen werden dürfen, wenn der Geisteskranke 
bei der Entlassungseinen Angehörigen oder seinem Vormund übergeben wird 
und hierdurch nach dem pflichtgemäßen Ermessen des Gefängnisvor¬ 
stehers eine Gefahr für den Entlassenen selbst wie für dritte Personen 
ausgeschlossen erscheint.“ 

Diese Verordnung leidet an dem Mangel, daß sie nur Gefangene, 
bzw. Untersuchungsgefangene, nicht aber alle nach 51 StGB. Frei¬ 
gesprochenen betrifft. „Außerdem zeigt die Erfahrung, daß vielfach 
von dieser Bestimmung kein Gebrauch gemacht wird, und wenn es 
geschieht, daß dem Gericht und der Strafvollstreckungsbehörde jeder 
Einfluß fehlt, um die von ihnen als notwendig erkannte Maßnahme 
dann durchzuführen, wenn die Polizeibehörde den Fall anders 
beurteilt“. 2 ) 

Ein weiterer Fehler besteht darin, daß dem Gefängnisvorsteher 
das Recht eingeräumt wird, von sich aus einen Kranken seinen 
Angehörigen zu übergeben, wenn er eine Gefahr für ausgeschlossen 
hält. Es ist manchmal für den erfahrnen Psychiater sehr schwierig, 
mit einiger Sicherheit zu bestimmen, wie sich ein Geisteskranker 
in der Freiheit halten wird. Um wieviel mehr für den Strafvoll¬ 
zugsbeamten, der doch in den meisten Fällen in dieser Beziehung 
Laie ist. 


') Aschaffenburg 28. 
2 ) Aschaffenburg 28. 
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Das Verfahren bei der Entlassung von gemeingefährlichen 
Geisteskranken aus Irrenanstalten ist durch folgende Ministerial¬ 
erlasse geregelt: 

Erlaß vom 15. Juni 1901 

„Das Verfahren bei der Entlassung gefährlicher Geisteskranker 
-aus den öffentlichen Irrenanstalten genügt, wie die Erfahrung gezeigt 
hat, den Interesen der öffentlichen Sicherheit nicht. Es ist vielmehr 
erforderlich, daß die Polizeibehörden von der beabsichtigten Entlassung 
einer nach ihrem Vorleben als gefährlich zu erachtenden Person gehört 
werden und ihnen Gelegenheit gegeben wird, etwaige Bedenken zum 
Ausdruck zu bringen, welche aus dem Vorleben und den ganzen wirt¬ 
schaftlichen und Familienverhältnissen, namentlich auch denjenigen, in 
welche der zu Entlassende demnächst eintreten wird, gegen die Ent¬ 
lassungen sprechen . . T'. Ferner ist es erforderlich, daß von der Ent¬ 
lassung eines Kranken, bei dem nach seinem Vorleben eine Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit in Frage kommt, der Polizeibehörde sofort 
Nachricht gegeben wird, damit sie imstande ist, die erforderlichen Maß¬ 
regeln zu treffen.“ 

In dem Erlaß wird dann bestimmt, daß geisteskranke, auf Grund 
von § 51 des StGB, oder des § 203 der StPO, außer Verfolgung 
gesetzte Personen* welche polizeilicherseits öffentlichen Anstalten 
für Geisteskranke überwiesen worden sind, sofern ihnen ein Ver¬ 
brechen oder ein nicht ganz geringfügiges Vergehen zur Last 
gelegt ist, nicht entlassen werden sollen, bevor dem Landrate, in 
Stadtkreisen der Ortspolizeibehörde des künftigen Aufenthaltsortes 
Gelegenheit zur Äußerung gegeben worden ist. Zugleich ist an¬ 
geordnet, daß die Leiter der Anstalten über die beabsichtigte Ent¬ 
lassung erst nach Eingang dieser Äußerung oder nach Ablauf einer 
Frist von 3 Wochen seit deren Benachrichtigung Entscheidung 
treffen können. 

Die weitern Erlasse vom 16. Dezember 1901, 6. Januar 1902 2 ) 
und vom 20. Mai 1904 '■') regeln auch die Mitwirkung der Justiz¬ 
behörden, indem in den obengenannten Fällen die Polizeibehörden 
und die am Strafverfahren beteiligt gewesene Staatsanwaltschaft 
ihre Äußerungen über Entlassung eines gemeingefährlichen Geistes¬ 
kranken zumEntscheid dem Regierungspräsidenten vorzulegen haben. 

2. Österreich-Ungarn. 

Das österreichische StGB, enthält keine Bestimmung über 
besondere Maßregeln für die vom Gericht wegen Geisteskrank- 

') Aschaffenburg, VD Allg. Teil I; 92. 

Aschaffenburg, VD Allg. Teil. I; 9394. 

3 ) Mschr. 1; 434. 
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heit Freigesprochenen. Nach einer Justizministerialverfügung vom 
6. August 1902. *) 

„obliegt (in Fällen, in denen ein Strafverfahren gegen einen Geistes¬ 
kranken durch Freispruch oder Einstellung beendet worden ist) die 
Anordnung der Abgabe in eine Irrenanstalt wegen Gemeingefährlich- 
keit oder aus andern Gründen nicht den Strafgerichten, sondern den 
Verwaltungsbehörden.- Es ist daher in solchen Fällen mit der zu¬ 
ständigen Verwaltungsbehörde (Gemeinde, Magistrat usw.) unter 
Anschluß einer Abschrift des Gutachtens das Einvernehmen zu pfle¬ 
gen und die Überstellung des Geisteskranken an diese Behörde 
zu veranlassen.“ 

Die Durchführung der sM bleibt also ganz den Administrativ¬ 
behörden überlassen. 

Die den Irrenanstalten von den Gerichten überwiesenen ge¬ 
fährlichen Geisteskranken können nach den Bestimmungen der 
meisten Irrenanstalten nur nach eingeholter Zustimmung der Be¬ 
hörden, welche die Einweisung verfügt haben, entlassen werden. 

Auch im ungarischen StGB, findet sich keine Bestimmung 
über die weitere Unterbringung eines wegen Geisteskrankheit Frei¬ 
gesprochenen. 

Ministerialverfügungen vom Jahre 1877 und 1894 2 ) ordnen an, 
daß solche Kranke, welche für unzurechnungsfähig erklärt und frei¬ 
gesprochen oder durch Einstellung des Verfahrens dem Strafver¬ 
fahren entzogen sind, der Verwaltungsbehörde zu übergeben sind, 
die sie in die Irrenanstalten einzuweisen hat. 

Diese Kranken können laut einer Verordnung vom Jahre 1902 a ) 
auch nicht gegen einen mit der vormundschaftlichen Bewilligung 
versehenen Revers entlassen werden. Über die Entlassung entscheidet 
ein zu diesem Zwecke bestehender ständiger Ausschuß, bei Meinungs¬ 
verschiedenheiten das Ministerium des Innern. 

3. Frankreich. 

Im Irrengesetz vom 30. Juni 1838 4 ) findet sich folgender Artikel: 
Art. 18. 

„A Paris, le prEfet de police, et, dans les departements, les prEfets 
ordonneront d’office le placement dans un Etablissement d’aliEnEs de toute 
personne interdite ou non interdite dont l’Etat d’alienation compromettrait 
I’ordre public ou la sEcuritE de personnes.“ 


’) Aschaffenburg, 165. 
■■*) Aschaffenburg, 179. 
3 ) Mschr. 1; 64. 

*) Alombert-Goget, 29. 
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Die Einweisung der gemeingefährlichen Geisteskranken, auch 
der verbrecherischen, erfolgt durch die Polizeibehörden. Eine Ent¬ 
lassung kann ausgesprochen werden entweder durch den Präfekten 
auf Antrag der Anstaltsärzte oder durch das zuständige Gericht auf 
Verlangen des Vormundes oder Kurators des eingewiesenen Geistes¬ 
kranken. 

Dieses Gesetz hat in seiner Anwendung viele Unzulänglich¬ 
keiten gezeigt. Es sind daher in neuerer Zeit verschiedene Gesetzes¬ 
entwürfe zum Zwecke einer weitgehenden Sicherung der Gesell¬ 
schaft ausgearbeitet worden. Von diesen ist vielleicht der wichtigste 
der von Dubief >) aus dem Jahre 1898 und der sich daran anlehnende 
von Cruppi von 1901. Bis jetzt ist aber noch keiner dieser Ent¬ 
würfe zum Gesetz geworden. 

4. England. 

„ln der Insane offenders bill von 1800 heißt es 2 ): 

„In allen Fällen, wo eine Person des Verrats, des Mordes und Hoch¬ 
verrats schuldig ist, hat das Gericht, wenn bewiesen- ist, daß die Person 
im Augenblicke der Tat geisteskrank gewesen und wenn sie freigespro¬ 
chen ist, zu erklären, daß diese Freisprechung wegen der geistigen Er¬ 
krankung erfolgt sei; als Folge dieses Urteils hat der Gerichtshof anzu¬ 
ordnen, daß diese Person unter sorgfältige Bewachung gestellt wird an 
einem Orte und in einer Weise, die das Gericht für gut halten wird, 
solange es dem König gefällt. Dieselben Maßnahmen finden alle auf 
Personen statt, die irgend eines Verbrechens angeklagt und, sei es irn 
Moment der Anklage oder im Laufe des Prozesses, als geisteskrank er¬ 
kannt sind.“ 

Die endgültige Regelung, besonders für die Entlassung der 
verbrecherischen Geisteskranken, findet sich im criminal lunatic 
act vom Jahre 1884. Das Gericht verfügt die Einweisung des 
Kranken. Dieser bleibt in der Anstalt „during his king’s pleasure“. 
Die Entlassung stößt auf erhebliche Schwierigkeiten, da in jedem 
Falle die Genehmigung des Staatssekretärs im Ministerium des 
Innern beigebracht werden muß. 

5. Italien. 

Das StGB, von 1889 bestimmt in Art. 46, Abs. 2 

„II giudice, nondimeno, ove stimi pericolosa la liberazione dell'im- 
putato prosciolto, ne ordina la consegna all’ Autoritä conipetente, per 
i provvedimenti di legge.“ 


') Text französisch; Alombert-Goget, 57ff. deutsch: Aschaffenburg, 117. 
Aschaffenburg. VD, Allg. Teil. I; 95. 
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Der Richter ist also verpflichtet, die Überweisung eines frei- 
gesprochenen gemeingefährlichen Geisteskranken an die zuständige 
Verwaltungsbehörde zur Vornahme der Einweisung zu veranlassen. 

Die Ausfüllung dieser Überweisung und die Entlassung werden 
geregelt in Art. 14 der Articoli addizionali: 

,,I1 presidente del tribunale civile, nel cui circondario fu pronunciata 
l'ordinanza o la sentenza, ad istanza del pubblico ministero e assunte 
le opportune informazioni, ordina il ricovero definitivo o la liberatione 
del’accusato o imputato prociolto e provvisoriamente ricoverato in un 
manicomio, secondo l’articolo precedente. 

Ove cessino le ragioni che determinarono il ricovero definitivo, 
spetta allo stesso presidente, sulla istanza delle parti o anche d’ufficio, 
ordinarne la revocazione. 

Il presidente medesimo puö sempre ordinäre la consegna della persona 
ricoverata nel manicomio a chi consenta di assumerne la cura o la 
custodia, e offra sufficienti guarantigie.“ 

Die Administrativbehörde bringt den gemeingefährlichen Un¬ 
zurechnungsfähigen provisorisch in einer Irrenanstalt unter. Den 
endgültigen Entscheid über Verwahrung oder Entlassung trifft 
aber der Präsident des Zivilgerichtes, in dessen Bezirk der 
Überweisungsbeschlnß des Strafrichters ergangen ist. Wenn die 
Gründe der Verwahrung weggefallen sind, so kann der Präsident 
des Zivilgerichtes von Amts wegen oder auf Antrag der Partei 
die Entlassung anordnen. 

Die nähern Ausführungen über die „manicomii giudiziarii“ 
finden sich im „Regolamento generale degli stabilimenti carcerarii 
e dei riformatori governativi“ ‘). 

6. Norwegen. 

Allgemeines bürgerliches Strafgesetzbuch vom 
22. Mai 1902 2): 

Art. 39. 

„Wenn das Gericht annimmt, daß ein Angeklagter, der freige¬ 
sprochen.wird, wegen Unzurechnungsfähigkeit.für 

die Rechtssicherheit gefährlich ist, so kann es beschließen, daß ihm 
nach näherer Bestimmung der Obrigkeit ein bestimmter Aufenthaltsort 
anzuweisen oder zu verbieten ist, oder daß er, soweit dazu nach den 
vom Könige oder einer von ihm ermächtigten Person erlassenen Vor¬ 
schriften Anlaß vorliegt, in ein Irrenasyl, eine Heil- oder Pflegeanstalt 
zu verbringen ist. 

’) Text deutsch: Aschaffenburg, 143 ff; italienisch: Delaquis, Vhdlg. SJV 
1913 I; 16 ff. 

2 ) Aschaffenburg, VD. Allg. Teil. I; 101. 

Archiv fllr Kriminologie. "0. Bd. 6 
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Die getroffene Maßregel ist von c^m zuständigen Ministerium wieder 
aufzuheben, wenn sie nach eingeholtem ärztlichen Gutachten nicht 
länger notwendig erscheint.“ 

Der Richter ist zur Einweisung berechtigt, aber nicht verpflichtet. 
Die Wiederaufhebung der Maßregel erfolgt durch die Verwaltungs¬ 
behörden und nicht durch das Gericht. Bemerkenswert ist ferner die 
richterliche Anweisung oder das Verbot eines bestimmten Aufent¬ 
haltsortes. 


7. Die Schweiz (Bund und Kantone) 1 ), 
a. Bundesgesetzgebung. 

Militärstrafgerichtsordnung vom 28. Juni 1 889. Art. 16 2. 

„Ist der Angeklagte wegen Unzurechnungsfähigkeit freigesprochen 
worden, so kann in dem Urteile verfügt werden, daß derselbe vorläufig 
in Verwahrung zu nehmen und dem Kantone, in welchem er seinen 
Wohnsitz hat, zu weiterer Behandlung zu überweisen sei.“ 

Der Richter hat keinen bestimmten Einfluß auf die Art der 
Verwahrung und muß in jedem einzelnen Fall die Vollziehung 
dem Gutdünken des betr. Wohnsitzkantons überlassen. 

b. Kantonale Gesetzgebung. 

Die Gesetzgebungen der Kantone in bezug auf die Verwahrung 
von gemeingefährlichen verbrecherischen Geisteskranken sind 
äußerst mannigfaltig. 

Lenz 2 ) und Wüst 15 ) unterscheiden drei Gruppen je nach 
der Zuständigkeit der Behörde, welche die sM ausspricht: * 

o. Einweisung direkt durch das Gericht: 

Basel-Stadt. StPO, vom 5. Mai 1862. §50, Abs. 2. 

„Nach konstatierter Unzurechnungsfähigkeit eines Untersuchungs¬ 
gefangenen kann der Untersuchungsrichter denselben in die Irrenanstalt 
verbringen lassen.“ 

Ein selbständiges Einweisungsrecht besitzt nur der unter¬ 
suchende Richter, nicht aber das erkennende Gericht im Falle der 
Freisprechung. 

Tessin. Decreto circa variazioni introdotto nel Codice penale relati- 
vamente ai delinquenti pazzi (8 maggio 1893) 4 ): 

') Wo nicht besonders angegeben, Text aus Stooß. Die Schweiz. Strafge¬ 
setzbücher 21 ff. 

2 ) Lenz, Zschr. f. schw. R. 18; 693 ff. 

3 ) Wüst, 59 ff. Siehe auch Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913 I; 19 ff. 

4 ) Bollelino officiale delle leggi e delle atti esecutivi del Cantone Ticino. 
Nuova serie. Volume XIX. pag. 117/118. 
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„Se l’imputabilitä e esclusa da infermitä di mente, l’autoritä giudiziaria, 
ove stimi pericolosa la liberazione dell’imputato prosciolto, ne ordina a 
cura dell’autoritä amministrativa il ricovero in un manicoinio.“ 

Die Anordnung der Einweisung erfolgt durch das Gericht, der 
Vollzug durch die Verwaltungsbehörden. 

ß. Einweisung durch die Administrativbehörden. 

Bern. StGB, von 1867. Art 47, Abs. 1 und 3. 

„Dem Regierungsrate steht die Befugnis zu, gegen Personen, die 
wegen mangelnder Zurechnungsfähigkeit von Strafe befreit worden sind 

(Art. 43 und 45).wenn es die öffentliche Sicherheit erfordert, 

geeignete Sicherungsmaßregeln zu treffen, die nötigenfalls in der Ver¬ 
wahrung in einer angemessenen Enthaltungs- oder Irrenanstalt bestehen 
können. 

Die Behörde, die den Strafpunkt erledigt, soll, wenn sie die An¬ 
ordnung von Sicherungsmaßregein für nötig hält, beim Regierungsrat 
einen sachbeziiglichen Antrag stellen.“ 

Es ist ganz in das Ermessen des Regierungsrates gestellt, ob 
er die nötigen Maßregeln treffen will oder nicht. 

Neuenburg. Code penal de 1884, art. 47. 

„L’autoritö judiciaire peut demander au Conseil d’Etat que l’indi- 
vidu atteint de demence ou de faiblesse d’esprit, contre lequel une 
poursuite penale a du etre abandonnde ou qui a ete libdrd pour ce motif, 
soit interne dans une maison de santd ou un hospice d’aliends.“ 

Die Einweisung geschieht durch den Staatsrat auf Verlangen 
des Gerichtes. 

Genf. Loi permettant de poser au jury la question de savoir si l’accuse 
a agi en etat d’alienation mentale. Disposition finale '). 

„La cour peut toutefois, sur la requisition du Ministere public ou 
d’office, ordonner que le prdvenu ou l'accuse acquitte sera retenu jusqu’ä 
ce qu’il ait ete statud ä son dgard oar Pautoritd competente en conformite 
de la loi du 5 fdvrier 1838, sur le placement et la surveillance des 
alienes. 

Le Ministere public informe immediatement le Departement de Justice 
et de Police de l’ordonnance de la cour.“ 

Das Gericht hält den freigesprochenen Geisteskranken so lange 
zurück, bis die zuständige Verwaltungsbehörde die Einweisung 
gemäß dem genferischen Irrengesetz beschlossen hat. 

Waadt. Code penal de 1884, art. 54. 

„Dans le cas prevu au paragraphe 3 de l’art. 51, le deliquant est 
acquittd et renvoye au Conseil d’Etat, qui prend, ä son <5gard, les mesures 
de prdcaution necessaires, conformement aux lois et r^glements.“ 


>) Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I; 21. 
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Schaffhausen. StPO, von 1909, Art. 226. 

„Hat sich ergeben, daß ein sonst auf freien Fuß zu setzender An¬ 
geklagter wegen Geisteskrankheit oder aus andern Gründen gemeinge¬ 
fährlich ist, so wird er.zuhanden der Verwaltungsbehörden 

mit entsprechendem Bericht zugeführt.“ 

Schwyz. Gesetz über das Verfahren in Strafrechtsfällen vom 18. Februar 
1908, § 241. 

„Ergibt sich, daß der freigesprochene Angeklagte wegen Geistes¬ 
krankheit oder aus anderen Gründen gemeingefährlich ist, oder sonst 
Anlaß zu Maßnahmen im Interesse seiner selbst oder seiner Umgebung 
bietet, so wird er nicht freigelassen, sondern der Kantonspolizei zuhanden 
der Verwaltungsbehörden nebst entsprechendem Bericht zugeführt.“ 
St. Gallen. Gesetz über die Strafrechtspflege bei Verbrechen und Ver¬ 
gehen vom 27. Februar 1912, Art. 106, Abs. 3. 

„Wenn aber der freizulassende Angeschuldigte wegen Geisteskrank¬ 
heit oder aus anderen Gründen als gemeingefährlich zu betrachten ist, 
oder wenn in dessen eigenem Interesse Sicherheitsmaßnahmen nötig sind, 
so wird er mit entsprechendem Bericht dem Regierungsrate zum Zwecke 
allfälliger Versorgung überwiesen.“ 

y. Einweisung durch das Gericht oder die Verwaltungsbehörden. 

Obwalden. Polizeistrafgesetz von 1870, Art. 19. 

„Diejenigen, denen nach Art. 34 KrStGB. das Verbrechen oder Ver¬ 
gehen nicht angerechnet werden kann, fallen nicht unter richterliche Strafe, 
jedoch bleibt es den richterlichen oder administrativen Behörden, die mit 
der Sache zu tun hatten, anheimgestellt, geeignete anderweitige Verfügungen 
zu treffen, um die geistige oder sittliche Hebung des betreffenden In¬ 
dividuums anzuheben und Drittmannspersonen durch immerhin rechtlich 
zulässige Schritte vor weiterer Verletzung zu schützen.“ 

Freiburg. Code penal art. 61, Abs. 3 und 5. 

„Si cepedant la securite publique l’exige, l’Autorite saisie de l’affaire 
pourra ordonner qu’il (seil, le coupable acquitte) sera detenu pendant le 
temps que le jugement determinera. 

L’Autorite superieure de Police designera l’etablissement dans lequel 
la detention sera subie.“ 

Loi organique du 18 novembre 1871, Art. 1. 

„Sont placds d’office les alienes du canton qui presentent un danger 
sörieux pour la societe. Le Prefet de leur domicile prononce l’admission, 
ensuite d’enquete administrative. En cas de contestation sur l'etat mentale 
du malade, la decision du Prefet peut etre infirmee par un jugement 
des Tribunaux.“ 

Über die Verwahrung des Freigesprochenen entscheidet die¬ 
jenige richterliche oder administrative Behörde, die sich gerade 
mit der Angelegenheit befassen muß. Unserer Meinung nach ver¬ 
fehlt ist die Vorschrift, daß die Zeitdauer der Verwahrung vom 
Gericht von vornherein bestimmt wird, denn der Verlauf der Heilung 
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und damit der Zeitpunkt der Entlassung lassen sich nie zum voraus 
mit Sicherheit feststellen. 

Luzern. Kriminal - Strafgesetz vom 22. Mai 1906. § 48, Abs. 2 1 ). 

„Die unter Ziffer 1 und 2 2 ) bezeichneten Personen, wenn sie eine 
an sich strafbare Handlung begangen haben, sollen nach Maßgabe der 
Umstände und Verhältnisse entweder ihren Familien zu angemessener 
Besorgung und Verwahrung übergeben oder durch obrigkeitliche Ver¬ 
fügung unschädlich gemacht werden.“ 

Alle andern Kantone besitzen keine gesetzliche Regelung der 
sM gegenüber gemeingefährlichen verbrecherischen Unzurechnungs¬ 
fähigen. Diejenigen Kantone, welche eigene Irrenanstalten besitzen, 
regeln die Frage in den Organisationsgesetzen oder Regiementen 
der betreffenden Irrenanstalt. So z. B. der Kanton Zürich, der in 
seinem Strafgesetzbuch keine solche Sicherung vorsieht, sondern 
diese den Verwaltungsbehörden überläßt: 

Reglement für die kantonale Irrenheilanstalt Burghölzli 
bei Zürich vom 22. November 1879 (O. S. XX. 104 ff.). 

§ 2. „Zur Aufnahme ist erforderlich: 

b) für Kranke, welche ohne ihren Willen und denjenigen ihrer Angehörigen 
auf Veranlassung einer Polizeibehörde aufgenommen werden sollen: 

1. Ein Protokoll des Statthalteramtes, durch welches dargetan wird, 
daß der Kranke der öffentlichen Sicherheit oder sich selbst gefährlich 
sei, und daß auf andere Weise für denselben nicht gesorgt werden könne 
oder wolle; 

2. eine die Geistesstörung nachweisende Krankengeschichte mit 
Begründung der Notwendigkeit der Aufnahme. 

§ 22. Die Anstaltsdirektion spricht die Entlassung eines Kranken aus: 

1. wenn der Kranke genesen oder so gebessert ist, daß er der 
Anstaltspflege nicht mehr bedarf; 

2. wenn seine Vertreter dieselbe verlangen; 

3. wenn der bezügliche Vierteljahrsbetrag der Verpflegungskosten, 
ergangener Mahnungen ungeachtet, nicht berichtigt wird. 

Sind in den Fällen 2 und 3 die Kranken Kantonsangehörige und 
sich selbst oder der öffentlichen Sicherheit gefährlich, so ist die Zu¬ 
stimmung des betreffenden Bezirksstatthalters zur Entlassung erforderlich. 


1 ) Gesetze, Dekrete und Verordnungen für den Kanton Luzern. VIII. Bd. 488/489. 
s ) „1. Rasende, Wahnsinnige und überhaupt solche Personen, die zur Zeit, als 
die gesetzwidrige Tat von ihnen verübt wurde, des Gebrauchs ihres Verstandes 
beraubt waren; 

2. solche, die aus Blödsinn völlig außerstande waren, die Folgen ihrer Hand¬ 
lungen richtig zu beurteilen oder deren Strafbarkeit einzusehen. 
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Wird sie verweigert, so haftet die Gemeinde für die weitern Kosten, wo¬ 
gegen ihr das Rückgriffsrecht auf die Untersützungspflichtigen zusteht.“ 

Als sehr gefährlich hat sich in der Praxis die Bestimmung des 
§ 22, Ziffer 3 erwiesen, wonach der Geisteskranke aus der Anstalt 
entlassen wird, wenn die Verpflegungskosten für ihn nicht mehr 
bezahlt werden. Die Irrenanstalt ist auf die Verpflegungsgebühr 
angewiesen. Es kommt nun häufig vor, daß weder der Staat noch 
die Heimatgemeinde die Verpflegungskosten von armen Geistes¬ 
kranken tragen wollen. Dann bleibt der Anstaltsdirektion nichts 
anderes übrig, als den gemeingefährlichen Geisteskranken vor er¬ 
folgter Heilung zu entlassen. Daß sich daraus ganz unhaltbare 
Zustände ergeben können, leuchtet wohl ohne weiteres ein 1 ). 

Es handelt sich da weniger* um eine Frage der Gesetzgebung 
als um eine Frage des Verfahrens von Aufnahme und Entlassung 
und um eine Frage des praktischen Zusammenarbeitens von Irrenarzt 
und derjenigen Behörde, die über die Sicherheit der Gesellschaft 
zu wachen hat. 

Seit dem Inkrafttreten des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(1912) sind auch die zivilrechtlichen Grundlagen für die Entmün¬ 
digung und Internierung eines gemeingefährlichen Geisteskranken 
geschaffen. Art. 369 in Verbindung mit Art. 406 des ZGB. lassen 
die Entmündigung und Verwahrung eines Geisteskranken zu, der 
„die Sicherheit anderer gefährdet“ 2 ). Das Zivilrecht bildet so eine 
Ergänzung des Straf- und öffentlichen kantonalen Rechts im Sinne 
der Verbrechenspräventive. 


II. Die Strafgesetz-Vorentwürfe. 

1. Die deutschen VEE. 

DVE. § 65, Abs. 1, 3 und 4. 

„Wird jemand auf Grund des $ 63, Abs. 1 a ) freigesprochen oder 

außer Verfolgung gesetzt,., so hat das Gericht, wenn es die 

öffentliche Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in einer öffentlichen 
Heil- oder Pflegeanstalt anzuordnen. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landespolizeibe¬ 
hörde für die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch über die 


') Zum Beweis siehe Teil I, Fälle 1, 5, 9. Die angeführte Bestimmung kommt 
nur dann zur Anwendung, wenn die betr. kantonale Regierung die Gemeinde 
nicht zur Übernahme der Kosten zwingen kann. 

s ) Näheres: Egger, Kommentar zum ZGB. II. Teil. Familienrecht. Zu 
Art. 369 und 406. 

3 ) Siehe Seite 55. 
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Dauer der Verwahrung und über die Entlassung. Gegen ihre Bestimmung 
ist gerichtliche Entscheidung zulässig. 

Die erforderlichen Ausführungsvorschriften werden vom Bundesrate 
erlassen.“ 

Der DVE legt die Entscheidung über £plässigkeit und Art der 
Verwahrung eines gemeingefährlichen verbrecherischen Geistes- ' 
kranken in die Hände des Strafrichters. Die Einführung der richter¬ 
lichen Entscheidung wird folgendermaßen begründet: v 

„Das Gericht kennt alle Einzelheiten des Straffalles, in dem 
auch das Vorleben des Täters aufgedeckt ist, hat diesen selbst vor 
sich gesehen, sich eingehend mit seinem Geisteszustände befaßt, 
die ärztlichen Sachverständigen in der Regel mündlich gehört, 
übrigens deren Gutachten nebst dem übrigen Aktenmaterial kennen 
gelernt. Es besitzt also unmittelbare und zuverlässige Erkenntnis¬ 
quellen. Die Verwaltungsbehörde dagegen entscheidet ohne alle 
diese Hilfsmittel, in der Regel nur auf das Gutachten eines be¬ 
amteten Arztes hin, der den Kranken oft nur einmal gesehen hat, 
und allenfalls auf Grund einer Äußerung der örtlichen Polizeibehörde, 
die es übrigens meist selbst ist, welche die Unterbringung anordnet. 
Dazu tritt noch, daß gerade die Frage, ob die öffentliche Sicherheit 
die Verwahrung erheischt, oft am besten durch die mündliche Ver¬ 
handlung erleuchtet wird, weil diese zeigt, wie der Kranke der 
Außenwelt gegenübergetreten ist und sich in die Rechtsordnung 
gefügt hat, so daß aus dem Kriminalfalle selbst nicht selten die 
Gemeingefährlichkeit am deutlichsten hervorgeht. Hiernach ist das 
Gericht besser in der Lage, sich über die Notwendigkeit der Unter¬ 
bringung ein Urteil zu bilden, als die Verwaltungsbehörde“ 1 ). 

Die Verwahrung erfolgt in einer öffentlichen Heil - und Pflege¬ 
anstalt, d. h. in einer von öffentlichen Organen, dem Staat, den 
Kreisen oderGemeinden geleiteten Anstalt. Nach den vom Bundesrat 
zu erlassenden Ausführungsbestimmungen sollen auch private 
Anstalten zu öffentlichen Anstalten im Sinne von § 65 erklärt werden 
können, „sofern sie nach ihrer Organisation und Leitung und der 
angeordneten Aufsicht die erforderlichen Garantien für die Ver¬ 
wahrung solcher geisteskranker Verbrecher bieten“ 2 ). 

Die Verwaltungsbehörde hat die Dauer der Verwahrung und 
den Zeitpunkt der Entlassung zu bestimmen. Der DVE hat es 
abgelehnt, auch diese Entscheidung der Kompetenz des Strafrichters 
zu überweisen, weil eine strafbare Tat als äußere Veranlassung 

') Begründung DVE. Allg. Teil 237. 

2 ) Begründung DVE Allg. Teil 238. 
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für die Tätigkeit des Gerichtes nicht mehr vorliege, und weil das 
Verhalten des Verwahrten in der Anstalt dem Gerichte nicht näher 
bekannt sei. Aschaffenburg 1 ) hat mit Recht hervorgehoben, 
daß damit die wichtigste Entscheidung in die Hände der Verwaltungs¬ 
behörde gelegt ist, denn sie kann jederzeit die Entlassung verfügen, 
^ sobald sie eine weitere Verwahrung für überflüssig hält. 

Gegen die Verfügung der Verwaltungsbehörde ist nach § 65, 
Abs. 3 gerichtliche Entscheidung zulässig, und zwar soll sowohl 
dem Internierten als auch der Staatsanwaltschaft oder einer sonst 
zu bestimmenden Behörde das Recht auf Anrufung der Gerichte 
gewährt werden. Das Schutzinteresse der Gesellschaft wird aber 
doch wohl erst dann richtig gewahrt werden können, wenn die 
gesetzliche Verpflichtung besteht, die Staatsanwaltschaft des er¬ 
kennenden Gerichtes von jeder Entlassung eines Verwahrten zu 
benachrichtigen. 

Die Vorschriften über das Verfahren, insbesondere die Frage 
der Zuständigkeit des Gerichtes sollen in der Strafprozeßordnung, 
die Verwaltungsanordnungen dagegen in den von § 65, Abs. 4 ver¬ 
langten Ausführungsvorschriften des Bundesrates erlassen werden. 

GE. § 14, Abs. 1: 

„Wird jemand auf Grund des § 13, Abs. 1 2 ) freigesprochen oder 

außer Verfolgung gesetzt,.so hat das Gericht, wenn es die 

Rechtssicherheit erfordert, seine Verwahrung in einer öffentlichen Heil- 
und Pflegeanstalt anzuordnen. Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung 
hat die Landespolizeibehörde für die Unterbringung zu sorgen, sowie 
über Dauer der Verwahrung und über die Entlassung zu bestimmen. 
Gegen eine die Dauer von zwei Jahren übersteigende Verwahrung ist 
der Antrag auf gerichtliche Entscheidung zulässig, ein zurückgewiesener 
Antrag kann vor Ablauf von zwei Jahren nicht wiederholt werden.“ 

Diese Bestimmung des GE entspricht im allgemeinen dem § 65 
des DVE. Bemerkenswert ist jedoch das Bestreben, die Kompetenzen 
der Landespolizeibehörde zu erweitern, indem ein Antrag des Ver¬ 
wahrten auf gerichtliche Entscheidung erst nach zwei Jahren nach 
der Einweisung möglich ist. Die Begründung zum GE 3 ) hebt hervor, 
daß es sich in jedem Falle um die Notwendigkeit einer Verwahrung 
auf einen längeren Zeitraum handle, wenn die Maßregel überhaupt 
Sinn und Wirksamkeit haben solle. 


J ) Aschaffenburg, 31. 
s ) Siehe Seite 55. 

J ) Begründung zum GE 17. 
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2. Der OeVE. § 36. 

„Ein Geisteskranker oder Trunksüchtiger, der eine strenger als mit 
sechs Monaten Freiheitsstrafe bedrohte Tat begangen hat und wegen 
Zurechnungsunfähigkeit zur Zeit der Tat nicht verfolgt oder nicht ver¬ 
urteilt werden kann, wird an eine Anstalt für verbrecherische Irre abge¬ 
geben, wenn er wegen seines kranken Geisteszustandes und mit Rück¬ 
sicht auf seinen Lebenswandel und die Eigenart seiner Tat als besonders 
gefährlich für die Sittlichkeit oder für die Sicherheit der Person oder des 
Vermögens (gemeinfährlich) anzusehen ist. 

Der Kranke bleibt in der Anstalt, solange seine Geineingefährlichkeit 
dauert. Die Entlassung kann endgültig oder auf Widerruf erfolgen.“ 

Der OeVE bestimmt als Voraussetzung der Verwahrung, daß 
der gemeingefährliche Geisteskranke eine mit mehr als sechs Mo¬ 
naten Freiheitsstrafe bedrohte Tat begangen habe. Dies scheint uns 
verfehlt, denn nicht die Schwere der begangenen Tat, sondern die 
Art der geistigen Erkrankung und das Milieu, in dem der Kranke 
gelebt hat, und in das er bei der Freisprechung etwa zurückkehren 
würde, bestimmen seine Verwahrungsbedürftigkeit. 

Eingehende Bestimmungen über das Verfahren bei Einweisung 
und Entlassung finden sich in den §§ 500 — 522 in dem „Entwurf 
einesGesetzes r womit die Strafprozeßordnung abgeändert 
werden soll“ ')• 

Das Gericht, das ein freisprechendes Urteil gefällt hat, ent¬ 
scheidet in wiedereröffneter Verhandlung auf mündlichen Antrag 
des Staatsanwaltes über die Verwahrung. 

Gegen den Beschluß über den Verwahrungsantrag steht dem 
Staatsanwalt und dem Verwahrten die Beschwerde zu. 

Eine Entlassung des Verwahrten findet nur statt auf Grund 
eines Beschlusses desjenigen Gerichtes, in dessen Sprengel der 
Verwahrte angehalten wird. 

Eine Entlassung kann bedingt oder endgültig erfolgen. 

3. Französischer VE. von 1893. Art. 55, Abs. 1 u. 4. 

„Lorsqu’un individu inculpe d’un fait qualifie crime aura ete acquitte 
pour cause de demence, la Cour pourra ordonner qu’il soit place dans 
un Etablissement d’aliEnEs. 

La sortie de l’asile ne pourra etre autorisEe que par un jugement 
du tribunal civil rendu sur l’avis de mEdicin.“ 

Der französische VE sieht eine gerichtliche Verwahrung nur für 
denjenigen Unzurechnungsfähigen vor, der ein Verbrechen (crime), 
d. h. eine mit mindestens fünfjähriger Freiheitsstrafe bedrohte Tat 
begangen hat. 

') Text bei Aschaffenburg, 170—175. 
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Wie beim OeVE, so ist auch hier zu bemerken, daß die Ver¬ 
wahrungsbedürftigkeit eines Unzurechnungsfähigen nicht von der 
Schwere der begangenen Tat, sondern von der Art der geistigen 
Erkrankung und vom Milieu abhängig ist. 

Die Entlassung kann nur durch einen Beschluß des Zivilrichters 
ausgesprochen werden. 

4. Die schweizerischen VEE. 

VE 1893 (Art. 10). 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung des Unzurech¬ 
nungsfähigen .in einer Anstalt, so ordnet sie das Gericht an. 

Das Gericht verfügt die Entlassung, wenn der Grund der Verwahrung 
weggefallen ist.“ 

VE 1894 (Art. 10, Abs. ,1); VE 1896 (Art. 13, Abs. 1). 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung eines Unzurech¬ 
nungsfähigen .in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so ordnet 

sie das Gericht an. Ebenso verfügt das Gericht die Entlassung, wenn 
der Grund der Verwahrung weggefallen ist.“ 

VE 1 9t)3 (Art. 1 7). 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung eines Unzurech¬ 
nungsfähigen .in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so ordnet sie 

das Gericht an. Ebenso verfügt das Gericht die Entlassung aus der 
Anstalt, wenn der Grund der Verwahrung weggefallen ist.“ 

VE 1908 (Art. 1 6). 

„Gefährdet ein Unzurechnungsfähiger .... die öffentliche Sicher¬ 
heit oder das gemeine Wohl, und ist es notwendig, ihn in einer Heil¬ 
oder Pflegeanstalt zu verwahren, so ordnet das Gericht die Verwahrung 
an. 

Die kantonale Verwaltungsbehörde vollzieht den Beschluß des 
Gerichts. 

Das Gericht hebt die Verwahrung auf, sobald der Grund der Ver¬ 
wahrung weggefallen ist. 

Das Gericht zieht Sachverständige bei.“ 

VE 1912 (Art. 15, Abs. 1); VE 1915 (Art. 13, Abs. 1). 

„Gefährdet der unzurechnungsfähige Täter die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung, und ist es notwendig, ihn in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
zu verwahren, so ordnet der Richter die Verwahrung an.“ 

VE 1912 (Art. 18 bis); VE 1915 (Art. 18). 

„Die kantonale Verwaltungsbehörde vollzieht den Beschluß des 

Richters auf Verwahrung.Unzurechnungsfähiger. 

Der Richter hebt die Verwahrung .... auf, sobald der Grund 
der Maßnahme weggefallen ist. Er zieht Sachverständige bei.“ 

Die Entstehung des Art. 10 im VE von 1893 ist zurückzuführen 
auf die wiederholten Forderungen der Psychiater. Der Verein 
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schweizerischer Irrenärzte beschäftigte sich mit diesen Fragen 
auf der Versammlung von 1893 in Chur. Die vom Referenten 
v. Speyr vorgelegte und von der Versammlung einstimmig gut¬ 
geheißene These III 1 ) bildet den Grund zu den Bestimmungen 
der VEE. 

Wie die Motive zum VE 1893 2 ) hervorheben, beklagt sich die 
öffentliche Meinung mit Recht darüber, „daß gefährliche Geistes¬ 
kranke nach ihrer Freisprechung freigelassen werden, und ihnen 
so Gelegenheit gegeben wird, neuerdings die öffentliche Sicherheit 
zu gefährden“. Der Strafrichter soll deshalb berechtigt und ver¬ 
pflichtet sein, einen gemeingefährlichen Menschen, den er wegen 
Geisteskrankheit von Schuld und Strafe freisprechen muß, doch 
sicher zu verwahren. 

Die Gründe, welche dazu geführt haben, dem Richter direkt 
die Befugnis zur Einweisung zu übertragen, sind in der Begrün¬ 
dung zum DVE :l ) ausführlich dargelegt. Ein weiterer Vorteil der 
richterlichen Einweisung besteht darin, daß die kantonale Ver¬ 
waltungsbehörde verpflichtet ist, den Beschluß des Richters zu 
vollziehen, und nicht etwa der Kosten wegen eine Einweisung ver¬ 
weigern kann. 

Die Verwahrung findet in einer Heil- oder Pflegeanstalt statt. 
Dies wird meistens eine Irrenanstalt sein; doch ist eine Verwahrung 
in einer Spezialanstalt, z. B. für Epileptische, Taubstumme, Schwach¬ 
sinnige usw. nicht ausgeschlossen.') 

Im Gegensatz zum DVE und GE bestimmen die schweize¬ 
rischen VEE, daß auch die Entlassung durch das Gericht auszu¬ 
sprechen sei. Damit soll verhütet werden, daß Direktoren von 
Irrenanstalten von Behörden aus finanziellen Gründen gezwungen 
werden können, einen gemeingefährlichen verbrecherischen Kranken 
zu entlassen, bevor derselbe geheilt oder der Anstaltsversorgung 
nicht mehr bedürftig ist •*)- 

Dem Psychiater kann es aber nur erwünscht sein, wenn die 
große rechtliche Verantwortung, die durch die zwangsweise Inter¬ 
nierung von Menschen auf ihm liegt, durch die Entlassungsbefugnis 
des Richters gerade für die gefährlichsten Elemente gemildert 


') Schw. Zschr. 7; 138 ff. 

2 ) Motive VE 1893; 24. 

3 ) Siehe Seite 87. 

4 ) VE 1894 mit Motiven 127. 

5 ) Stooß, Motive. 24/25. 
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wird. 1 ) Das Schutzinteresse der Gesellschaft kann eben durch 
den Richter viel besser gewahrt werden als durch die Verwaltungs¬ 
behörde, die sich von allerlei finanziellen und verwaltungspoliti¬ 
schen Gesichtspunkten leiten läßt. 

Die Entlassung durch das Gericht darf erst dann erfolgen, 
wenn der Grund der Verwahrung — die Gemeingefährlichkeit des 
Verwahrten — weggefallen ist. Der Richter wird aber doch wohl 
nur dann die Entlassung aussprechen können, wenn ein ärztliches 
Gutachten, ein Bericht d§s sachverständigen Anstaltsdirektors vor¬ 
liegt, denn dieser allein wird auf Grund seiner sorgfältigen Beob¬ 
achtungen imstande sein, zu entscheiden, ob ein internierter Un¬ 
zurechnungsfähiger noch gemeingefährlich ist, oder ob er aus der 
Anstalt entlassen werden kann. Es ist deshalb zu begrüßen, daß 
nach den VEE 1912 und 1915 unter allen Umständen auch für die 
Entlassung ein ärztliches Gutachten gefordert wird 2 ). 

An dieser Stelle sei noch kurz hingewiesen auf die Frage 
nach dem für die Entlassung Örtlich zuständigen Gericht. 
Wir sind mit Delaquis 3 ) der Ansicht, daß für die Entlassung 
dasjenige Gericht zuständig sein soll, in dessen Bezirk die be¬ 
treffende Anstalt liegt, „weil dieses am leichtesten eine gründliche 
und zuverlässige Beurteilung von Person und Sachlage wird vor¬ 
nehmen können. Das Hauptmoment zugunsten des erkennenden 
Gerichtes, die Kenntnis des Inkulpaten aus der Verhandlung vor 
der Einweisung, wird ja durch den Hinweis auf den fast sicheren 
Wechsel in der Zusammensetzung des Gerichtes im Verlaufe von 
vielleicht mehreren Jahren entkräftet.“ 

Der VE 1915 bestimmt in Art. 390, daß das kantonale Gesetz 
die Verfügung über Unzurechnungsfähige und vermindert Zurech¬ 
nungsfähige auch derjenigen Behörde übertragen könne, welcher 
der endgültige Entscheid über die Strafuntersuchung zukommt. 
Diese Regelung mag durch den Gedanken an ein rasches und 
einfaches Verfahren begründet sein. Man wird aber doch die 
psychiatrische Forderung nicht übersehen dürfen, daß bei der Ent¬ 
lassung von gemeingefährlichen Geisteskranken der Richter in 
allen Fällen eingreife und die zu treffende Maßnahme von seinem 
objektiven, durch keine Verwaltungsrücksichteq beeinflußten Stand¬ 
punkt aus verfüge und deren Ausführung überwache. 


‘) Maier, Schw. Zschr. 26, 290/291. 

*) Wüst, 73. 

J ) Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I, 69. 
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B. Die praktische Durchführung. 

I. Die praktische Durchführung nach geltendem Recht. 

Wie in der gesetzlichen Regelung, so besteht gegenwärtig 
auch in der Art der Unterbringung der gemeingefährlichen ver¬ 
brecherischen Geisteskranken eine Vielgestaltigkeit, welche treffend 
den Kampf der Meinungen über die beste Art der Unterbringung 
widerspiegelt. Aschaffenburg 1 ) schildert dieses bunte Durch¬ 
einander in der Unterbringung der gefährlichen (kriminellen und 
nichtkriminellen) Geisteskranken in den deutschen Bundesstaaten 
folgendermaßen: „Ganze Staaten, wie z. B. Bayern, verzichten 
gänzlich auf eine Sonderbehandlung. Andere, wie Sachsen, scheuen 
sich nicht, auch solche Kranke, die nie mit den Gesetzen in Kon¬ 
flikt gekommen sind, in eine Anstalt wie Waldheim unterzubringen, 
der durch das starke Überwiegen der kriminellen Elemente sowohl 
wie durch den erwähnten Zusammenhang mit dem Zuchthaus der 
Ruf einer Kriminalanstalt anhaftet. In Preußen gehen die Ver¬ 
schiedenheiten so weit, daß einzelne Provinzen die kriminellen 
Kranken auf alle Anstalten unterschiedslos verteilen, andere in 
einzelnen Anstalten, in sogenannten Bewahrungshäusern, sammeln, 
daß in der Rheinprovinz sogar das eine Bewahrungshaus an das 
Arbeitshaus in Brauweiler, in Ostpreußen an das Korrektionshaus 
in Tapiau angegliedert ist, und trotz dieser Angliederung auch 
nichtkriminelle Kranke aufnimmt. Zum Teil sind die Bewahrungs¬ 
häuser nur für solche Kranke bestimmt, die eine ernste verbre¬ 
cherische Tat begangen oder auf ein längeres Verbrecherleben 
zurückblicken können, zum Teil ist die Belegung der Bewahrungs¬ 
häuser unabhängig vom Vorleben und nur durch das unsoziale 
Verhalten der Kranken bedingt, wie z. B. in Göttingen.“ 

Auch die Frage der richtigen Verwahrungsart von gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Unzurechnungsfähigen nach den 
Strafgesetz-Vorentwürfen ist vielumstritten. Wir werden uns daher 
vorerst in kurzer Darstellung mit den gegenwärtig angewendeten 
Methoden der Verwahrung beschäftigen, um damit eine Grundlage 
für die Durchführung de lege ferenda zu schaffen. 

1. Die Errichtung besonderer Zentralanstalten (Kri¬ 
minal-Irrenasyle). (Englisch-amerikanisch-italienisches System.) 
a) Großbritannien und Irland. 

England besitzt seit 1863 eine große Kriminalirrenanstalt—das 
Broadmoorcriminallunaticasylum zuCrowthorn(Berkshire). 

*) Aschaffenburg, 37/38. 
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Aufnahme in der Anstalt finden sowohl verbrecherische Geistes¬ 
kranke als auch geisteskranke Verbrecher. Die gesetzlichen Be¬ 
stimmungen für die Aufnahme sind durch den „criminal lunatic 
act“') geregelt. 

Interessant ist die Feststellung, daß z. B. im Jahre 1905 von 
den dort untergebrachten 759 Männern 642, von 197 Frauen 185 
wegen Mordes oder Totschlags eingeliefert worden waren. Da be¬ 
greiflicherweise die Entlassung leichter bei Kranken versucht wird, 
die ein harmloses Delikt begangen haben, als bei den wegen 
schwerer Verbrechen untergebrachten, so ist es auch erklärlich, 
daß allmählich Mord und Totschlag das einzig wichtige Verbrechen 
sein werden, das zu dauernder Internierung in Broadmoor Anlaß 
gibt. Diesen Standpunkt halten wir für verfehlt, denn nicht die 
Schwere der begangenen Tat, sondern die bestehende Gemein¬ 
gefährlichkeit soll für die Aufnahme oder Entlassung maß¬ 
gebend sein. 

Der leitende Gesichtspunkt für Bau und Betrieb der über 
800 Plätze für Männer und Frauen enthaltenden Anstalt bleibt 
immer die Sicherstellung der safe custody, der zuverlässigen Be¬ 
wachung. Demgemäß ist auch das gesamte Anstaltsterrain von 
einer hohen Mauer umgeben. Die Zimmer sind sehr solide ge¬ 
baut und mit den besten Sicherheitsvorrichtungen versehen. Da 
Broadmoor nicht mit einer Strafanstalt verbunden ist, sondern eine 
selbständige Irrenanstalt darstellt, so ist auch die Leitung eine 
rein irrenärztliche. 

Der Gesamteindruck, den Aschaffen bürg 2 ) bei seinem Be¬ 
suche von Broadmoor erhalten hat, „war der eines düstern Zucht¬ 
hauses, das sich nur dadurch vom Zuchthause unterscheidet, daß 

die Kranken nicht regelmäßig beschäftigt werden. Dazu 

kommt noch, daß die Sicherheitsmaßregeln gegen Entweichungen 
noch weit sorgfältigere sind als sonst in Zuchthäusern, so daß 
auch tatsächlich Entweichungen in den letzten Jahren so gut wie 

nie vorgekommen sind,. Diese Sicherung bedingt aber 

derartig hohe Mauern, so feste Verschlüsse, schwere Eisengitter, 
daß der Kranke diesem beklemmenden Eindruck kaum irgendwo 
entgehen kann.“ 

Das schottische „Establishment for state and criminal 
lunatics“ in Perth wird man trotz seiner administrativen Unab- 


') Siehe Seite 80. 

■- 1 ) Aschaffenburg, 130. 
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hängigkeit nicht als selbständiges Kriminalasyl, sondern als Adnex 
zu dem Gefängnis von Perth betrachten müssen'). 

ln Irland ist im Jahre 1854 das „Dundrum criminal lu- 
natic asylum“ bei Dublin errichtet worden. Die Gesamtzahl 
der Kranken beträgt etwa 140 Männer und 20 Frauen. Unter den 
Kranken überwiegen, wie in Broadmoor, diejenigen, die wegen 
Mordes oder Totschlags untergebracht wurden. 

b) Vereinigte Staaten von Nordamerika. 

In verschiedenen Staaten Nordamerikas sind große Verbre¬ 
cherirrenanstalten errichtet worden. New-York z. B. besitzt zwei 
große Zentralanstalten für Kriminelle. Diese Anstalten sind ein 
Mittelding zwischen Irrenhaus und Gefängnis, gewährleisten eine 
strenge Überwachung der Insassen ohne die strenge Strafanstalts¬ 
disziplin. 

In der Kriminalirrenanstalt von Matteawan werden die ver¬ 
brecherischen Geisteskranken, in der Anstalt von Dannemora 
die im Strafvollzug erkrankten schweren Verbrecher aufgenommen. 
Die Scheidung zwischen diesen Gruppen von Kriminellen wird 
strenge durchgeführt. 

c) Italien. 

Im Königreich Italien bestehen gegenwärtig 4 Kriminalirren¬ 
anstalten: Aversa bei Neapel mit 200 Plätzen, Manicomio giudi- 
ziario dell’ Ambrogiana in Montelupo bei Florenz mit 370 Plätzen; 
Reggio Emilia mit 240 Plätzen und Barcelona Pozzo di 
Gotto bei Messina. 

Diese „manicomii giudiziarii“ dienen in erster Linie und fast 
ausschließlich der Sicherung. Dies zeigt sich darin, daß sie in 
allen Äußerlichkeiten dem Gefängnisregime durchaus ähnlich sind 
und bis zum Jahre 1908 der Generaldirektion der Gefängnisse 
unterstanden. Die ganze Leitung liegt in den Händen von ärzt¬ 
lichen Direktoren. Der innere Dienst wird von Krankenwärtern, 
der äußere Sicherheitsdienst von sog. „sorveglianti“, einem aus 
ehemaligen Gefängniswärtern gebildeten Überwachungspersonal 
gebildet. Die Kranken werden streng getrennt gehalten, je nachdem 
sie freigesprochen („prociolti“), noch im Anklagezustand („giudi- 
ziabili“) oder Strafgefangene („condannati“) sind. 

_ . / 

’) Aschaffenburg, 130ff. 
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2. Die Errichtung von Adnexen an Irrenanstalten 
(Bewahrungshäuser, feste Häuser). 

Das System des Irrenanstaltsadnexes ist besonders in Deutsch¬ 
land ausgebildet. Eine große Anzahl von Heil- und Pflege¬ 
anstalten hat sich ihrem Organismus ein Bewahrungshaus ange¬ 
gliedert >)• 

Den Typus eines festen Hauses nach deutschem Muster stellt 
dar das hannoversche Verwahrungshaus für unsoziale 
Geisteskranke bei der Provinzial-Heil- und Pflegean¬ 
stalt Göttingen mit 60 Plätzen. 2 ) 

Aufnahme finden die im Anstaltsvollzug gefährlichen krimi¬ 
nellen und nichtkriminellen Geisteskranken. Die Auswahl dieser 
Kranken erfolgt durch die ärztlichen Direktoren der Provinzial¬ 
irrenanstalten und nicht durch die Polizei- oder Gerichtsbehörden. 

Der leitende Gesichtspunkt für Einrichtung und Betrieb des 
hannoverschen Verwahrungshauses ist derjenige einer weitgehenden 
Sicherung unter möglichster Wahrung des Krankenhauscharakters. 
Die Zimmer sind außerordentlich fest gebaut und mit den mo¬ 
dernsten Sicherungsvorrichtungen versehen. Das Material ist 
derart gewählt, daß Zerstörungen außerordentlich erschwert sind 
und es den Kranken so gut wie unmöglich ist, irgendwelche Teile zu 
lockern und zu Waffen oder Ausbruchsinstrumenten umzuwandeln. 

Der Betrieb des Verwahrungshauses in Göttingen unterscheidet 
sich nur insoweit von demjenigen einer gewöhnlichen Irrenanstalt, 
als es die Sicherung gegen Entweichung oder Gewalttätigkeiten 
unbedingt erfordert. 

Das System des festen Hauses als Adnex an Irrenanstalten 
hat sich in Deutschland bewährt. 

3. Die Unterbringung der gefährlichen Geisteskranken 

in den gewöhnlichen Heil- und Pflegeanstalten. 

Diejenigen Staaten, welche keine Sondereinrichtungen für 
anstaltsgefährliche Geisteskranke besitzen, behelfen sich damit, 
diese Kranken möglichst auf die bestehenden Irrenanstalten zu ver¬ 
teilen. Dies geschieht unter anderem auch in der Schweiz, die bis 
jetzt weder ein Kriminalirrenasyl noch Bewahrungshäuser besitzt 3 ). 

’) Eingehende Darstellung bei Aschaffenburg, 56 ff., 80 ff. 

2 ) Aschaffenburg, 62 ff. Weber, Mschr. 7, 159ff. 

■') Auf das Projekt eines Bewahrungshauses für den Kanton Zürich in An¬ 
gliederung an die Irrenpflegeanstalt Rheinau ist im Kantonrat nicht eingetreten 
worden. 
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II. Die praktische Durchführung nach den Strafgesetz-Vorent¬ 
würfen, insbesondere in der Schweiz. 

1. Die Errichtung von Zentralanstalten. 

Der OeVE bestimmt in § 36, daß der gemeingefährliche ver¬ 
brecherische Unzurechnungsfähige in eine „staatliche Anstalt für 
verbrecherische Irre“ abgegeben werde. 

Auch in der Schweiz ist schon mehrfach vorgeschlagen worden, 
Kriminalirrenasyle nach dem englisch-amerikanisch-italienischen 
System zu schaffen. Der Verein schweizerischer Irrenärzte hat in 
seiner Versammlung im Jahre 1904 eine These angenommen, 
worin er sich für die - Errichtung einer zentralen eidgenössischen 
Anstalt für gemeingefährliche kriminelle Geisteskranke erklärt. 
Borei 1 ) fordert in seiner Dissertation eine Spezialanstalt für 
kriminelle gefährliche Geisteskranke, in welcher auch die zu be¬ 
gutachtenden Beobachtungsfälle gemeingefährlichen Charakters 
versetzt werden sollen. 

In der 2. Expertenkommission für den VE im Jahre 1912 bean¬ 
tragte Gabuzzi den Artikel 15 folgendermaßen zu redigieren: 

„Si un deliquant irresponsable compromet la sdcuritd ou l’ordre 
public, le juge ordonnera son interneinent dans un etablissement ex- 
clusivement affede ä cette destination“ 2 ). 

In der Jahresversammlung des Schweizerischen Juristenvereins 
von 1913, die sich mit diesen Fragen beschäftigte, legte Gabuzzi 
als Korreferent folgende These vor: 

These II 3 ). 

„Der Schweizerische Juristenverein spricht den Wunsch aus, es 
möchte eine besondere Anstalt geschaffen werden,'in der unzurech¬ 
nungsfähige Verbrecher, welche die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 
gefährden, und ferner während des Strafvollzuges geisteskrank gewor¬ 
dene Verbrecher, die man nicht ohne Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung freilassen kann, verwahrt werden.“ 

Der wesentlichste und bestimmende Grund nach dem Verlangen 
von Kriminalirrenasylen ist einerseits das Bedürfnis, störende und 
gefährliche Elemente aus dem Betriebe der Irrenanstalten auszu¬ 
scheiden, und anderseits die Forderung, die Gesellschaft auf die 
sicherste Weise vor den Angriffen der gemeingefährlichen Geistes¬ 
kranken zu schützen. Das Volksbewußtsein soll dadurch verletzt 

*) Borei, E., Du placement des ali£nes criminels en Suisse 44. 

2 ) Prot. Exp. Kom. 1912. II, 80. 

3 ) Vhdlg. SJV. 1913. III, 246/247. 

Archiv ftlr Kriminologie. 70. ßd. 7 
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sein, daß man einen Menschen, der einen Mord oder sonst ein 
schweres Verbrechen begangen hat, in einer Heil- oder Pflegeanstalt 
interniert. Auch sollen die unbescholtenen Kranken daran Anstoß 
nehmen, mit einem solchen verbrecherischen Individuum Zusam¬ 
menleben zu müssen. 

Wir sind aber im Gegenteil der Ansicht, daß mit dem Bau 
von Kriminalirrenasylen, insbesondere in der Schweiz, keine zweck¬ 
mäßige Art der Unterbringung von gemeingefährlichen krimi¬ 
nellen Geisteskranken geschaffen würde. Und zwar aus folgenden 
Gründen: 

Daß die Klagen über das Zusammenleben von unbescholtenen 
und verbrecherischen Kranken ungerechtfertigt sind, ist besonders 
von Aschaff enburg 1 ) in entschiedenerWeise dargetan worden. 
„Aber ich habe so gut wie niemals etwas davon erfahren, daß 
die Kranken oder deren Angehörige sich tatsächlich über das Zu¬ 
sammentreffen mit kriminellen Elementen beklagt hätten. Man 
würde den Klagen ja auch leicht mit dem Hinweise darauf be¬ 
gegnen können, daß es sich um kranke Menschen handle, und ich 
bin sicher, soweit die unbescholtenen Kranken besonnen sind, 
würden sie dieses Argument durchaus verstehen, und erst recht 
auch deren Angehörige.“ Auch andere Irrenärzte, wie Bleuler, 
Moeli, Naeke, Heilbronner, Mönkemöller u. a. sind zu der 
gleichen Überzeugung gelangt 2 ). 

Die Internierung aller verbrecherischen Geisteskranken in einer 
selbständigen Anstalt führt notgedrungen zu einer unhaltbaren 
Anhäufung von Elementen mit kriminellen Neigungen, welche die 
Aufrechterhaltung der Ordnung wesentlich gefährden. Um diesem 
Übelstande zu begegnen, müssen derartige Sicherheitsmaßregeln 
in Einrichtung und Betrieb einer solchen Kriminalirrenanstalt durch¬ 
geführt werden, daß diese — auch bei weitgehender Berücksich¬ 
tigung psychiatrischer Prinzipien — einen gefängnisartigen Cha¬ 
rakter erhält. Dies zeigen heute in deutlicherWeise die „manicomii 
giudiziarii“ in Italien. In den Augen der Allgemeinheit wird eine 
solche Anstalt als eine Art Strafanstalt, eine Anstalt 2. Klasse 
angesehen werden, und man wird sich wohl fragen dürfen, ob man 
einer Familie z. B. zumuten darf, einen Kränken, der das Unglück 
gehabt hat, in einem Erregungszustände ein Delikt zu begehen, 
in dieser gefängnisartigen Anstalt untergebracht zu sehen. 


') Aschaffenburg, 196/197. 
*) Aschaffenburg, 197. 
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Bei der Durchführung des englisch-amerikanisch-italienischen 
Systems wird nicht der individuelle Zustand des kriminellen 
Geisteskranken in Berücksichtigung gezogen, sondern einzig und 
allein der Umstand, daß er mit dem Strafgesetz in Konflikt ge¬ 
raten ist Dem gegenüber müssen wir aber mit Entschiedenheit 
betonen, daß nicht das Verbrechen, sondern die Art der Krankheit 
die Gefährlichkeit im Sinne des Anstaltsvollzuges bedingt. Aschaf¬ 
fenburg hat denn auch auf seiner Studienreise sowohl in den 
englischen als auch in den italienischen Kriminalirrenasylen viele 
Kranke gefunden, die ohne Bedenken in den einfachen Irren¬ 
anstalten verwahrt werden könnten 1 ). 

Nicht übersehen darf man auch die enormen Kosten für Bau 
und Betrieb eines Kriminalirrenasyles, wenn der Zweck sicherer 
Überwachung erreicht werden soll. Aschaffenburg 2 ) nennt dies 
geradezu eine „Vergeudung des Nationalvermögens ohne Grund“. 

Was nun speziell die Verhältnisse in der Schweiz anbetrifft, 
so halten wir dafür, daß die Zahl der anstaltsgefährlichen krimi¬ 
nellen Geisteskranken nicht groß genug ist, um die Kosten einer 
selbständigen Anstalt zu rechtfertigen. Fröhlich und Muralt 
fanden in der Schweiz in allen Anstalten unter 1385 Kranken mit 
krimineller Vergangenheit nur ca. 100 dauernd gefährlich, und 
unter 3170 nichtkriminellen Geisteskranken ca. 57 dauernd ge¬ 
fährlich“ 3 ). Die Antworten, die Borel 4 ) auf seine Fragebogen 
an die Direktoren der schweizerischen Irrenanstalten erhalten hat, 
zeigen deutlich, daß das „asyle speciale“ keinen großen Anklang 
finden würde. Von den 23 Anstaltsleitern erklärten sich nur zwei 
ohne Einschränkung für ein besonderes Kriminalirrenasyl. 

Die Errichtung eines Kriminalirrenasyls von Bundes wegen ist 
auf Grund von Art. 64 bis der Bundesverfassung nicht möglich 5 ). 
Ob man aber auf Grund interkantonaler Vereinbarungen zum Ziele 
gelangen könnte, scheint uns mehr als zweifelhaft. 

2. Die Unterbringung in den Heil- und Pflege¬ 
anstalten. 

Wie wir schon früher ausgeführt haben 6 ), unterscheiden wir 
zwischen der Gemeingefährlichkeit im allgemeinen und der Ge- 

*) Aschaffenburg, 137, 242. 

2 ) Aschaffenburg, 239. 

3 ) Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I, 51. 

4 ) Borel, 22. 

a ) Burkhardt, Kommentar der BV. 615, 919. 

e ) Siehe S. 69. 

7 * 
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fälirlichkeit im Anstaltsvöllzuge, der Anstaltsgefährlichkeit, im be- 
sondern. Wir haben gesehen, daß ein großer Teil der vom Richter 
für gemeingefährlich erklärten Geisteskranken im Anstaltsbetriebe 
nicht mehr gefährlich sind. „Von vielen weiß ihre tägliche Um¬ 
gebung kaum oder kaum mehr, daß sie einmal etwas verbrochen 
hatten; sie sind nicht mehr und nicht weniger ehrbar als andere, 
und niemand sieht sie darüber schief an, weil einmal etwas Un¬ 
gerades mit ihnen los war.“ •) 

Diese Kranken wird man ohne Bedenken in den gewöhn¬ 
lichen Irrenanstalten mit den nichtkriminellen Irren zusammen 
unterbringen können 2 ). 

Auch diejenige Kategorie von Kranken, die von aktiv schäd¬ 
lichen Trieben nicht freizusprechen sind, bei denen aber diese 
Triebe nicht gerade auf Leib und Leben der Mitmenschen ge¬ 
richtet sind, wird man nach dem drastischen Ausspruche von 
Bleuler 3 ) „in einer jeden guten Anstalt leicht verdauen können“. 

Die gemeinsame Verwahrung von kriminellen und nichtkrimi¬ 
nellen Kranken zeigt vielfach den Vorteil, daß infolge der „Ver¬ 
dünnung“ der kriminellen Elemente mit den übrigen Kranken ihre 
schlimmen Eigenschaften eher hintangehalten werden als bei der 
Vereinigung aller Kriminellen in einer Zentralanstalt 4 ). 

3. Die Errichtung von Adnexen an Irrenanstalten. 

Das Bewahrungshaus. 

Für eine bestimmte Gruppe von Kranken, für die anstalts¬ 
gefährlichen (kriminellen und nichtkriminellen) Geisteskranken, 
wird neuerdings von psychiatrischer Seite eine Ausscheidung aus 
dem Betriebe der Heil- und Pflegeanstalt gefordert. Diese For¬ 
derung der Irrenärzte hängt zusammen mit der Entwicklung der 
modernen Irrenanstalt. 

„Die leitende Idee der neuen Anstalt war und ist, diese mög¬ 
lichst von Einrichtungen freizuhalten, die einen gefängnismäßigen 
Charakter haben. Der Charakter teils als Krankenhaus, teils als 
einfaches Asyl wird in den Vordergrund gestellt, die Bauten und 
Einrichtungen diesem Charakter angepaßt und nach Möglichkeit 
der Zwang, der nun einmal vielen Geisteskranken gegenüber un- 

') Ris, Manuskript 7. 

2 ) Gleicher Ansicht auch: Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. 1,47. Lisibach, 40. 
Ris, Manuskript 7. Staatsanwalt Zürcher, BB. 201. 

• 1 ) Bleuler, Mschr. 1, 97. 

4 ) Beispiel bei Aschaffen bürg, 71. 
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entbehrlich ist, von den technischen Einrichtungen weg auf organi¬ 
satorische Maßnahmen verlegt. Die Isolierung in Zellen, die starke 
Versicherung der Fenster, der Türen und Höfe, die Herstellung 
spezieller Kleidungsformen usw. — alle ähnlichen Dinge sind, so 
lautet die Lehre, nach Möglichkeit durch Überwachung und stän¬ 
dige ununterbrochene Pflege aller Kranken zu ersetzen“ >). 

Es ist nun ohne weiteres verständlich, daß es heute sehr 
schwierig hält, die anstaltsgefährlichen Kranken, auch die nicht- 
kriminellen, die ihre Mitpatienten oder das Ärzte- und Wärter¬ 
personal an Leib und Leben bedrohen oder beständig Flucht¬ 
versuche machen, in den freien Bauten und Einrichtungen zu 
verpflegen. 

Für diese soll ein besonderes festes Haus, das Bewahrungs¬ 
haus, geschaffen werden. „In diesem wird das Gefängnismäßige 
nicht vermieden, sondern direkt betont. Die Sicherheit der Um¬ 
gebung in und außer dem Hause gegenüber den möglichen 
gefährlichen Handlungen der Kranken ist das leitende Motiv bei 
Bau und Einrichtung; die andern Rücksichten haben sich dieser 
Sicherheit unterzuordnen.“ 2 ) 

Das Bewahrungshaus soll als Adnex an eine bestehende' 
Irrenanstalt derart angegliedert werden, daß es der gleichen Ver¬ 
waltung untersteht, aber in Bau und Betrieb selbständig gehalten 
ist. Die gemeinsame Verwaltung verringert die Kosten. Die 
Hauptanstalt kann von speziellen Sicherungseinrichtungen ent¬ 
lastet werden. Dafür können diese auf das Bewahrungshaus kon¬ 
zentriert und in möglichst vollkommener Weise durchgeführt werden. 
Der Zusammenhang zwischen Hauptanstalt und Bewahrungshaus 
schließt den großen Vorteil in sich, die Verwahrung des gefähr¬ 
lichen Kranken durch Versetzung aus dem einen in das andere Haus 
seinem jeweiligen Krankheitszustande anpassen zu können. 

Das System des Bewahrungshauses als Adnex einer Irren¬ 
anstalt ist besonders in Deutschland verbreitet und hat sich dort 
bewährt :t ). Auch in der Schweiz geht die herrschende Meinung in 
psychiatrischen und juristischen Kreisen dahin, die Entwicklung im 
Sinne des Baues von Bewahrungshäusern zu fördern 4 ). Dies scheint 
uns ebenfalls die beste Lösung in dieser vielumstrittenen Frage. 

') Ris, Manuskript 3. 

*) Ris, Manuskript 5. 

3 ) Aschaffenburg, 56 ff.; 80 ff.; 258 ff. 

*) Lisibach, 50, 52. Favre, 67. Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I, 58, 
64, 117. Ris, Manuskript passim. Zürcher, BB. 201, 207. Ris, B. B. 197. 
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Über die Zahl der Bevvahrungshäuser, die in der Schweiz 
gebaut werden sollen, hat Ris 1 ) ausführliche Angaben gemacht. 
Er berechnet auf Grund der Angaben der schweizerischen Irren¬ 
anstalten die Zahl der anstaltsgefährlichen kriminellen und nicht- 
kriminellen Geisteskranken auf etwa 60—70 und empfiehlt deren 
Konzentrierung auf 2—3 Bewahrungshäuser, die an bestehende 
Irrenanstalten anzugliedern wären. Andere Fachleute halten aller¬ 
dings diese Ziffer für zu niedrig und rechnen mindestens mit der 
doppelten Anzahl für die ganze Schweiz. 

Auf Grund der obigen Ausführungen gelangen wir demnach 
für die zukünftige Regelung in der Schweiz im Sinne des VE 
zum gleichen Resultate wie die Expertenkommission für Straf¬ 
vollzug 2 ): 

„Für die unzurechnungsfähigen, die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung gefährdenden Täter, deren Verwahrung in einer Heil¬ 
oder Pflegeanstalt nötig ist, brauchen keine besonderen Anstalten 
erstellt zu werden. Sie sind nach wie vor in den bestehenden 
Irrenanstalten unterzubringen. 

Wünschbar erachten die Ärzte eine spezifische Verwahrungsart 
für besonders gefährliche Geisteskranke. Aber nicht speziell für 
kriminelle, sondern für gefährliche Kranke überhaupt.“ 


5. Abschnitt. 

Die sichernden Maßnahmen gegenüber gemeingefähr¬ 
lichen verbrecherischen vermindert Zurechnungsfähigen. 

A. Die rechtlichen Grundlagen. 

I. Geltendes Recht. 

Die meisten Strafgesetze enthalten entweder gar keine be¬ 
sondere gesetzliche Regelung über die Behandlung der vermindert 
Zurechnungsfähigen 3 ), oder dann begnügen sie sich mit der 
Statuierung der Strafmilderung 4 ). 


') Ris, BB. 197. 

2 ) Zürcher, B. B. 201. 

3 ) Z. B. Deutschland, Frankreich, Belgien. 

*) U. a. Österreich (Gesetz v. 27. Mai 1852, § 46 lit. a). Schweden 
(StGB, vom 16. Febr. 1864, § 6). Dänemark (StGB, vom 10. Febr. 1866, § 39). 
Siehe Kahl, VD. Allg. Teil I, 55. 
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Strafe und sM sehen dagegen vor: 

1. Italien. Codice penale. Art. 47. 

„Quando lo stato di mente indicato nell’ articolo precedente era 
tale da scemare grandemente 1’ imputabilitä, senza escluderla, la pena 
stabilita per il reato commesso & diminuta secondo le norme seguenti: 

L all’ ergastolo £ sostituita la reclusione per un tempo non in¬ 
feriore ai sei anni; 

2. all’ interdizione perpetua dei pubblici ufficii e sostituita l’in- 
terdizione temporanea; 

3. ove si tratti di pena temporanea che oltrepassi i dodici anni 

essa si applica nella durata da tre a dieci anni; se oltrepassi i sei 
anni ma non- i dodici, si applica nella durata da uno a cinque anni; 
e, negli altri casi, in una durata inferiore alla metä della pena che 
sarebbe applicata; _ 

4. la pena pecuniaria e ridotta alla metä. 

Se la pena sia restrittiva della libertä personale, il giudice puö 
ordinäre che sia scontata in una casa di custodia sino a che 1’ Autoritä 
competente non revochi il provvedimento, nel quäle caso il rimanente 
della pena t scontata nei modi ordinari.“ 

Articoli addizionali. art. 15. 

„La revocazione del provvedimento indicato nel capoverso dell’ 
art. 47 dell codice penale spetta al presidente del tribunale nel cui 
circondario fu pronunciata la condanna, sulla proposta del Consiglio 
di sorveglianza presso lo stabilimento nel quäle il condannato si trova 
e sulle conclusioni del pubblico ministero.“ 

Im Falle der verminderten Zurechnungsfähigkeit greift eine 
obligatorische Strafmilderung nach bestimmten Regeln Platz 

Bei der Verhängung einer Freiheitsstrafe kann der Straf¬ 
richter anordnen, daß sie vom vermindert zurechnungsfähigen 
Täter in einer besonderen Sicherungsanstalt („casa di custodia“) 
verbüßt werde. Diese Verfügung kann vom Präsidenten des 
Gerichtes, in dessen Bezirk die Verurteilung erfolgte, auf Vor¬ 
schlag des Aufsichtsrates der Sicherungsanstalt und auf Antrag 
des Staatsanwaltes widerrufen werden. In diesem Falle muß der 
Rest der Strafzeit in gewöhnlicher Weise verbüßt werden. 

Der Aufsichtsrat besteht aus dem Staatsanwalt des Gerichtes, 
in dessen Bezirk sich die Sicherungsanstalt befindet, dem Präsi¬ 
denten des Schutzvereins für entlassene Sträflinge und dem An¬ 
staltsdirektor als Berichterstatter (Art. 18 der articoli addizionali). 

2. N orwegen. Allgemeines bürgerliches StGB, vom 22. Mai 1902, 
§ 39, Abs. 1: 

„Wenn das Gericht annimmt, daß ein Angeklagter, der ... . ge¬ 
mäß den §§ 45 und 56 zu einer herabgesetzten Strafe verurteilt wird, 
wegen.verminderter Zurechnungsfähigkeit für die Rechtssicher- 
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heit gefährlich ist, so kann es beschließen, daß ihm nach näherer Be¬ 
stimmung der Obrigkeit ein bestimmter Aufenthaltsort anzuweisen oder 
zu verbieten, ist, oder daß er, soweit dazu nach den vom Könige oder 
einer von ihm ermächtigten Person erlassenen allgemeinen Vorschriften 
Anlaß vorliegt, in ein Irrenasyl, eine Heil- oder Pflegeanstalt oder in 
ein Arbeitshaus zu verbringen ist. Die getroffene Maßregel ist von 
dem zuständigen Ministerium wiederum aufzuheben, wenn sie nach 
eingeholtem ärztlichen Gutachten nicht länger notwendig erscheint.“ 

Der Strafrichter ist zur Anordnung der sM gegenüber dem 
gemeingefährlichen vermindert Zurechnungfsähigen berechtigt. 
Diese sM kann bestehen in der richterlichen Anweisung oder dem 
Verbot eines bestimmten Aufenthaltsortes, der Einweisung in eine 
Irrenanstalt oder der Verbringung in ein Arbeitshaus. 

Die Aufhebung der sM erfolgt durch die Administrativbehörde. 

3. Die schweizerischen Kantone 1 )- 

Wie bei den sM gegenüber Unzurechnungsfähigen, so be¬ 
steht auch bezüglich der Behandlung der vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen in den kantonalen Strafgesetzgebungen die größte Mannig¬ 
faltigkeit. 

a) Obligatorische Strafmilderung sehen vor: 

Bern (StGB. v. 30. Jan. 1866, Art. 43, Abs. 2); 

Schwyz (StGB. v. 20. Mai 1881, § 33); 

Solothurn (StGB. v. 25. Aug. 1885, § 51, Abs. 3); 
Schaffhausen (StGB. v. 22. Dez. 1858, 23. März 1859, 9. Nov. 

1891. Novelle Art. 5, Zusatz zu § 72J; 

Appenzell A.-Rh. (StGB. v. 28. April 1899, Art. 41); 
Appenzell J.-Rh. (StGB. v. 30. April 1899, Art. 26). 

Thurgau (StG. v. 10. Febr. 1868, § 42); 

Neuenburg (Code penal du 12 fevrier 1891, 26 avril 1896, 
art. 70). 

b) Fakultative Strafmilderung sprechen aus: 
Luzern (StGB. v. 22. Mai 1906, § 49); 

Obwalden (KrimStGB. v. 20. Weinmonat 1864, Art. 34, Zif. 1); 
Glarus (StGB. v. 7. Mai 1899, § 31); 

Zug (StGB. v. 20. Wintermonat 1876; abg. 1. Juni 1882, § 26; 
Abs. 2); 

St. Gallen (StGB. v. 25. Nov. 1885, 21. Nov. 1889, 29. Juni 1891, 
Art. 40); 


') Wo nicht besonders angegeben, Text bei Stooß, Die Schweiz. StGB. 26 ff. 
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c) Fakultative Strafmilderung, eventuell gänzliche 

Straflosigkeit: 

Graubünden (StGB. 8. Juli 1851, § 50). 

d) Fakultative Strafmilderung in Verbindung mit einer 

sM sehen vor: 

Tessin (Codice penale di 25 gennaio 1873, art. 47). 

„Se le cause indicate nell’articolo precedente .... non Hanno 
del tutto esclusa 1’ imputabilitä del reo, il giudice & autorizzato a dis- 
cendere nell’ applicazione della pena da uno a tre gradi, secondo che 
1’ imputabilitä tu piü o meno scemata.“ 

Decreto circa variazioni introdotto nel codice penale relativamente ai 
delinquenti pazzi. art. 2. 

„Se rimputabilitä e scemata per infermitä di mente, il giudice 
poträ ordinäre che la pena restrittiva della libertä personale venga 
scontata, a spese dello Stato, in un manicomio, •sino a che lo stesso 
giudice non revochi tale provvedimento, nel quäle caso il rimanente 
della pena e scontata nei modi ordinari.“ 

Wenn die Zurechnungsfähigkeit infolge von Geisteskrankheit 
vermindert wird, so kann der Richter anordnen, daß die Strafzeit 
auf Kosten des Staates in einem Irrenhaus verbracht werde. Die 
Aufhebung der Maßmahme erfolgt durch den Richter, der sie 
ausgesprochen hat. Dann ist der eventuell noch bestehende 
Rest der Strafzeit auf gewöhnliche Weise zu verbüßen. 

Wallis (Code penal du 26 mai 1856, art. 86). 

„Lorsque l’altdration des facultds intellectuelles du prevenu, ou la 
contrainte n’ ont pas atteint le degrd voulu pour que l’action ne füt 
pas imputable, les tribunaux pourront, suivant les circonstances, lui 
appliquer une peine infdrieure ä celle que la loi attache ä l’infraction, 
ou ordonner qu’il soit remis ä l’autoritd municipale avec injonction 

de veiller sur sa conduite.“ 

* 

Das Gericht kann den vermindert zurechnungsfähigen Täter, 
je nach den Umständen, entweder zu einer mildern Strafe ver¬ 
urteilen, oder anordnen, daß er den Gemeindebehörden zu einer 
Art Schutzaufsicht übergeben werde. 

II. Die Strafgesetz-Vorentwürfe. 

1. Die deutschen Vorentwürfe. 

DVE (§ 63, Abs. 2 u. 3). 

„War die freie Willensbestimmung durch einen der vorbezeichneten 
Zustände 1 ) zwar nicht ausgeschlossen, jedoch in hohem Grade ver- 


') „geisteskrank, blödsinnig oder bewußtlos.“ 
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mindert, so finden hinsichtlich der Bestrafung die Vorschriften über 
den Versuch (§ 76) Anwendung.' Zustände selbstverschuldeter Trunken¬ 
heit sind hiervon ausgenommen. 

Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter Be¬ 
rücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 
in für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Abteilungen zu 
vollstrecken.“ 

§ 65. 

„Wird jemand.auf Grund des § 63, Abs. 2 zu einer 

milderen Strafe verurteilt, so hat das Gericht, wenn es die öffentliche 
Sicherheit erfordert, seine Verwahrung in einer öffentlichen Heil- und 
Pflegeanstalt anzuordnen. 

Im Falle des § 63, Abs. 2 erfolgt die Verwahrung nach verbüßter 
Freiheitsstrafe. 

Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landespolizei¬ 
behörde für die Unterbringung zu sorgen. Sie bestimmt auch über die 
Dauer der Verwahrung und über die Entlassung. Gegen ihre Bestim¬ 
mung ist gerichtliche Entscheidung zulässig. 

Die erforderlichen Ausführungsvorschriften werden vom Bundesrat 
erlassen.“ 

Im Falle der verminderten Zurechnungsfähigkeit findet obli¬ 
gatorische Strafmilderung statt. 

Der vermindert zurechnungsfähige Täter wird, soweit sein 
Geisteszustand dies erfordert, zur Strafverbüßung in besondere 
Anstalten oder Abteilungen von Strafanstalten verbracht. 

Den gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen soll 
das Gericht nach der Strafverbüßung in einer öffentlichen 
Heil- oder Pflegeanstalt verwahren lassen. 

Bemerkenswert ist die Bestimmung, daß die Strafvollstreckung 
der sM in allen Fällen vorausgehen muß. 

Im übrigen sind die Vorschriften über Einweisung und Ent¬ 
lassung usw. denjenigen für gemeingefährliche Unzurechnungs¬ 
fähige analog •). 

GE (§ 13, Abs. 2 u. 3). 

,, War diese Fähigkeit 2 ) zur Zeit der Handlung durch einen der 
vorbezeichneten Zustände 3 ) zwar nicht ausgeschlossen, aber in erheb¬ 
lichem Grade herabgesetzt, so kann die Strafe nach den Vorschriften 
über den Versuch (§ 28) gemildert werden;. 

Freiheitsstrafen an den nach Abs. 2 Verurteilten sind unter Be¬ 
rücksichtigung ihres Geisteszustandes und, soweit dieser es erfordert, 


') Siehe Seite 87/88. 

*) „die Strafbarkeit seiner Tat einzusehen oder dieser Einsicht gemäß zu 
handeln.“ 

3 ) „Bewußtseinsstörung oder krankhafte Störung der Geistestätigkeit“. 
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in besondern, für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu vollstrecken.“ 

§ 14, Abs. 1 u, 3. 

„Wird jemand .... in Anwendung des § 13 Abs. 2 verurteilt, 
so hat das Gericht, wenn es die Rechtssicherheit erfordert, seine Ver¬ 
wahrung in einer öffentlichen Heil- und Pflegeanstalt anzuordnen. Ist 
im Falle des § 13, Abs. 2 der Täter zu einer Freiheitsstrafe verurteilt, 
so erfolgt die Verwahrung nach Verbüßung oder Erlaß der Freiheits¬ 
strafe. Auf Grund der gerichtlichen Entscheidung hat die Landes¬ 
polizeibehörde für die Unterbringung zu sorgen, sowie über Dauer der 
Verwahrung und über die Entlassung zu bestimmen. Gegen eine die 
Dauer von zwei Jahren übersteigende Verwahrung ist der Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung zulässig;. ein zurückgewiesener Antrag kann 
vor Ablauf von zwei Jahren nicht wiederholt werden. 

Die zur Ausführung einer Verwahrung nach Abs. 1.er¬ 

forderlichen Vorschriften erläßt der Bundesrat.“ 

Soweit die Bestimmungen des GE in bezug auf die Behand¬ 
lung der gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen und 
Unzurechnungsfähigen von demjenigen des DVE abweichen, haben 
wir dies schon früher dargelegt ‘). 

Die wichtigste Änderung bezüglich der vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen besteht darin, daß an Stelle der obligatorischen 
die fakultative Strafmilderung tritt. 

2. OeVE (§ 4). 

„War die Fähigkeit des Täters, das Unrecht seiner Tat einzusehen 
oder seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, zur Zeit der 
Tat infolge eines andauernden krankhaften Zustandes wesentlich ver¬ 
mindert, so ist an Stelle der Todesstrafe auf lebenslangen Kerker zu 
erkennen. Hat der Täter eine Freiheitsstrafe verwirkt, deren Vollzug 
in ihrer regelmäßigen Art seinen Zustand verschlimmern würde, so 
ordnet das Gericht an, daß die Strafe nach den der Eigenart solcher 
Personen angepaßten Vorschriften vollzogen werde. Der Vollzug 
solcher Strafen findet in einer besondern Strafanstalt oder in einer be¬ 
sondern Abteilung einer Strafanstalt oder eines Gefangenenhauses statt.“ 

§ 37. 

„Der zu Freiheitsstrafe verurteilte Täter eines Verbrechens oder 
eines mit einer sechs Monate übersteigenden Freiheitsstrafe bedrohten 
Vergehens, dessen Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder 
seinen Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen, zur Zeit der Tat 
infolge eines andauernden krankhaften Zustandes wesentlich vermindert 
war, kann nach dem Vollzug der Strafe weiterhin verwahrt werden, 
wenn er wegen seines Zustandes oder mit Rücksicht auf seinen Lebens¬ 
wandel und die Eigenart seiner Tat als gemeingefährlich anzusehen ist. 

’j Siehe Seite 88. 
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Das Geridit spricht die Zulässigkeit der Verwahrung im Urteil aus 
und ordnet sodann auf Grund der Ergebnisse des Strafvollzuges an, 
daß der Sträfling in einer besondern staatlichen Anstalt oder in einer 
besondern Abteilung der in § 36 ') bezeichneten Anstalt zu verwahren 
sei, wenn seine Gemeingefährlichkeit nicht behoben ist. 

Die Entlassung kann endgültig oder auf Widerruf erfolgen. 

Ausländer sind nur so lange zu verwahren, bis sie an den Heimat¬ 
staat abgegeben werden können.“ 

Im Falle der verminderten Zurechnungsfähigkeit kann der 
Richter nach § 4 OeVE die Strafe nach bestimmten Regeln 
mildern. 

Der Strafvollzug der vermindert Zurechnungsfähigen erfolgt 
nach besondern Vorschriften, welche der Eigenart des Delin¬ 
quenten angepaßt sind, und zwar entweder in einer besondern 
Strafanstalt oder in einem besondern Strafanstaltsadnex. 

Der gemeingefährliche vermindert Zurechnungsfähige kann 
vom Gerichte nach verbüßter Freiheitsstrafe in besondern 
Anstalten oder in den Anstalten für verbrecherische Irre mit den 
gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen zusammen noch weiter 
. verwahrt werden. 

Für das Verfahren bei Einweisung und Entlassung gelten 
die gleichen Vorschriften wie für die Verwahrung von gemein¬ 
gefährlichen Unzurechnungsfähigen. 

3. Französischer VE von 1893. 

Der französische VE kennt keine besondere Behandlung der 
gemeingefährlichen kriminellen vermindert Zurechnungsfähigen. 

4. Die schweizerischen VEE. 

VE 1893 (Art. 9). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters nur 
beeinträchtigt, oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so ist die 
Strafe zu mildern; sie fällt weg, wenn der Täter verwahrt oder ver¬ 
sorgt wird“ (Art. 10 u. 11). 

Art. 10. 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung des . . . . 
vermindert Zurechnungsfähigen in einer Anstalt, so ordnet sie das 
Gericht an. Das Gericht verfügt die Entlassung, wenn der Grund der 
Verwahrung weggefallen ist.“ 


’j Siehe Seite 89. 
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VE 18 94. (Art. 8, Abs. 2). 

„War die geistige Gesundheit oder das Bewußtsein des Täters nur 
beeinträchtigt oder war er geistig mangelhaft entwickelt, so mildert 
der Richter die Strafe unbeschränkt“ (Art. 37 a. E.) 

Art. 10, Abs. 1 u. 3. 

„Erfordert die öffentliche Sicherheit die Verwahrung eines .... 
vermindert Zurechnungsfähigen in einer Heil- oder Pflegeanstalt, so 
ordnet sie das Gericht an. Ebenso verfügt das Gericht die Entlassung, 
wenn der Grund der Verwahrung weggefallen ist. 

Ist ein vermindert Zurechnungsfähiger zu Freiheitsstrafe verurteilt 
worden, und ist seine Strafzeit am Tage der Entlassung aus der Heil- 
und Pflegeanstalt noch nicht abgelaufen (Art. 43), so hat er den noch 
übrigen Teil der Strafe zu erstehen.“ 

Art. 43, Satz 2. 

„Der Aufenthalt des Verurteilten in einer Heil- u. Pflegeanstalt 
wird ihm als Strafvollzug angerechnet.“ 

VE 1896. 

Art. 11, Abs. 2 = Art. 8, Abs. 2 VE 1894. Am Schlüsse: . . . 
„so mildert der Richter die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 40, § 2). 

Art. 13 = Art. 10 VE 1894. 

Art. 46 = Art. 43 Ve 1894. 

VE 1903 (Art. 16, Abs. 2). 

„War die Fähigkeit des Täters, vernunftgemäß zu handeln, zur 
Zeit der Tat vermindert, war insbesondere die geistige Gesundheit oder 
das Bewußtsein des Täters wesentlich beeinträchtigt, so mildert der 
Richter die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 50). 

Art. 17, Abs. 1 —i, Art. 10, Abs. 1 VE 1894. 

Art. 53, Abs. 2. 

„Dem Verurteilten, der in eine Heil- oder Pfegeanstalt eingewiesen 
ist, wird der Aufenthalt in derselben als Strafvollzug angerechnet.“ 

VE 1908 Art. 14, Abs.2= Art. 11, Abs. 2. VE 1896. 

Art. 16. 

„Gefährdet ein ..vermindert Zurechnungsfähiger die öffent¬ 

liche Sicherheit oder das gemeine Wohl, und ist es notwendig, ihn in 
einer Heil- oder Pflegeanstalt zu verwahren, so ordnet das Gericht die 
Verwahrung an und stellt den Strafvollzug gegen den Verurteilten ein. 

Die kantonale Verwaltungsbehörde vollzieht den Beschluß des 
Gerichtes. 

Das Gericht hebt die Verwahrung auf, sobald der Grund der Ver¬ 
wahrung weggefallen ist. 

Das Gericht zieht Sachverständige bei.“ 

Art. 18. 

„Ist der Grund, der die Einstellung des Strafvollzuges gegen einen 
vermindert Zurechnungsfähigen veranlaßt hat, weggefallen, so entscheidet 
das Gericht, ob und inwieweit die Strafe noch zu vollziehen sei. 

Das Gericht zieht Sachverständige bei.“ 

Art. 57, Abs. 2 = Art. 53, Abs. 2 VE 1903. 
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VE 1 9 12 (Art. 16); VE 1915 (Art. 14). 

„War der Täter zur Zeit der Tat in seiner geistigen Gesundheit oder 
in seinem Bewußtsein beeinträchtigt, oder geistig mangelhaft entwickelt, 
so daß die Fähigkeit, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder dieser 
Einsicht gemäß zu handeln, herabgesetzt war, so mildert der Richter 
die Strafe nach freiem Ermessen“ (Art. 53). 

VE 1912 (Art. 17, Abs. 1); VE 1915 (Art. 15, Abs. 1). 

„Gefährdet der vermindert zurechnungsfähige Täter die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung, und ist es notwendig, ihn in einer Heil- und 
Pflegeanstalt zu bewahren, so ordnet der Richter die Verwahrung an 
und stellt den Strafvollzug gegen den Verurteilten ein.“ 

VE 1912 (Art. 18); VE 1915 (Art. 16). 

„Ist der Grund, der die Einstellung des Strafvollzuges gegen einen 
vermindert Zurechnungsfähigen veranlaßt hat, weggefallen, so entscheidet 
der Richter, ob und inwieweit die Strafe noch zu vollstrecken sei. Er 
zieht Sachverständige bei. 

VE 1912 (Art. 18 bis); VE 1915 (Art. 18). 

„Die kantonale Verwaltungsbehörde vollzieht den Beschluß des 
Richters auf Verwahrung.vermindert Zurechnungsfähiger. 

Der Richter hebt die Verwahrung.auf, sobald der Grund 

der Maßnahme weggefallen ist. Er zieht Sachverständige bei.“ 

Die Bestimmungen über die Behandlung der gemeingefähr¬ 
lichen vermindert Zurechnungsfähigen sind, wie diejenigen über 
die Verwahrung der gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen, 
das Ergebnis der Beratungen der schweizerischen Irrenärzte *). 

Die Vorschrift des VE 1893, wonach bei Verwahrung des ver¬ 
mindert Zurechnungsfähigen die Strafe wegfallen soll, wurde von 
der Expertenkommission nicht gutgeheißen, da die Mehrheit der 
Kommission verlangte, daß der vermindert Zurechnungsfähige 
nach dem Maße seiner Zurechnungsfähigkeit bestraft werde 2 ). 
Nach allen VEE seit 1894 greift nun eine obligatorische Strafmilde¬ 
rung nach freiem Ermessen des Richters Platz, d. h. der Richter 
muß die Strafe mildern, ist dabei aber weder an Strafart noch an 
Strafmaß gebunden. 

Ein Antrag Zürcher 3 ), der Richter solle auf Verwahrung oder 
Versorgung eines vermindert Zurechnungsfähigen an Stelle der 
Strafe erkennen können, wurde von der Expertenkommission ab¬ 
gelehnt. 


‘) v. Speyr, Versammlung der Schweiz. Irrenärzte 1893. These IV. Schw. 
Zschr. 7; 190. Siehe Seite 93 ff. 

5 ) Prot. Exp. Komm. 1893.!; 76, 80. 

3 ) Prot. Exp. Komm. 1893 1: 76. 
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Die Bestimmungen über Einweisung und Entlassung gemein¬ 
gefährlicher vermindert Zurechnungsfähiger stimmen mit denjenigen 
über Verwahrung von gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen 
überein '). 

Wichtig ist die Regelung in den VEE, wonach die Verwahrung 
des gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen der even¬ 
tuellen Strafverbüßung auf alle Fälle vorangehen muß. Ein 
Antrag Thormann 2 ), daß die Verwahrung nach Verbüßung der 
Strafe erfolgen solle, fand in der Expertenkommission von 1912 
keine Zustimmung. Damit steht der VE in direktem Gegensatz 
zum DVE, GE und OeVE. 

Die Zeit der Verwahrung wird dem Verurteilten als Strafvoll¬ 
zug angerechnet. Wenn am Tage der Entlassung aus der Ver¬ 
wahrung die Strafzeit noch nicht abgelaufen ist, so hat der ver¬ 
mindert Zurechnungsfähige nach den VEE 1894, 1896 und 1903 
den Rest der Strafe auf alle Fälle noch zu erstehen. Dagegen 
bestimmen die VEE 1908, 1912 und 1915, daß der Richter nach 
dem Urteil von Sachverständigen entscheide, .ob und inwieweit 
die Strafe noch zu vollstrecken sei. 

B. Die Behandlung der gemeingefährlichen verbrecherischen ver¬ 
mindert Zurechnunsfähigen nach den Strafgesetz-Vorentwürfen. 

Die Notwendigkeit besonderer strafrechtlicher Bestimmungen 
über die Behandlung der gefährlichen kriminellen vermindert 
Zurechnungsfähigen ist heute fast ausnahmslos anerkannt. Viel¬ 
umstritten ist dagegen die Frage nach der Art dieser Behandlung. 
Eine eingehende Darstellung aller Streitfragen und Reformvor¬ 
schläge liegt außerhalb des Rahmens der vorliegenden Arbeit 3 ). 
Wir werden daher nur diejenigen Gesichtspunkte hervorheben, 
welche auch heute noch im Hinblick auf die Regelung in den 
Strafgesetz-Vorentwürfen Bedeutung besitzen. 

I. Das Strafprinzip. 

Auch der vermindert zurechnungsfähige Verbrecher ist strafbar, 
weil er zurechnungsfähig ist. Er ist aber milder zu bestrafen, 
weil infolge des anomalen Geisteszustandes seine Schuld eine 
geringere ist. 

*) Siehe Seite 90 ff. 

*) Prot. Exp. Komm. 1912. I; 136. 

*) Zusammenstellungen u. a. bei Kahl, VE. Allg. Teil. I; 1 ff. Gottschalk, 
Materialien. MIKV. Bd. II, Beilage. 
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Dies ist der Standpunkt der klassischen Schule. Alle geltenden 
Gesetzgebungen, soweit sie überhaupt die verminderte Zurechnungs¬ 
fähigkeit berücksichtigen, und alle Strafgesetz-Vorentwürfe haben 
diesen Grundsatz aufgenommen. Durch eine logisch richtige 
Deduktion ist man aber in vielen Fällen in praxi zu einem gänz¬ 
lich unbefriedigenden Resultat gelangt. „Der Fehler liegt“, wie 
Wüst 1 ) richtig erkannt hat, „nicht darin, daß grundsätzlich den 
Vermindertzurechnungsfähigen weniger Willensschuld und damit 
eine mildere Strafe zuerkannt wird, sondern darin, daß die gegen¬ 
wärtige Gesetzgebung dieser Strafmilderung auf keine andere Weise 
Ausdruck zu geben vermag als dadurch, daß sie die zeitliche 
Freiheitsstrafe verkürzt.“ 

Die obligatorische Strafmilderung ist die notwendige 
logische Konsequenz des Schuldgedankens im Strafrecht. „Der 
vermindert Zurechnungsfähige hat einen Anspruch auf Strafmilde¬ 
rung, denn seine Schuld ist ja in jedem Falle gemindert“ ’ 2 '. 
Dieser Grundsatz, der auch in den Strafgesetz- Vorentwürfen mit 
Ausnahme des GE Aufnahme gefunden hat, wird in den meisten 
Fällen zum richtigen Ziel führen. „Es gibt aber auch vermindert 
zurechnungsfähige Individuen, bei denen eine psychopathische 
Eigenart mit einem moralischen Defekt verbunden ist, wo eine gut 
vollzogene Strafe die beste Art der Behandlung sein kann,. . . . 
Greift nun in diesen Fällen, in denen eine energische Strafe erwünscht 
sein kann, wegen der verminderten Zurechnungsfähigkeit automatisch 
eine noch mildere Strafe Platz, so wird unter Umständen eine ganz 
kurze Freiheitsentziehung resultieren, die bei den betreffenden 
Menschen schlechter wirken kann als eine längere oder gar keine 3 ).“ 

Wir stehen auf dem gleichen Standpunkt, indem wir noch auf 
die kantonalen Gesetzgebungen hinweisen, welche heute schon 
eine fakultative Strafmilderung kennen *). 

Die ausländischen Strafgesetz-Vorentwürfe schreiben für die 
Strafmilderung bestimmte Maße vor 5 ). Der VE hingegen stellt 
das Maß der Strafmilderung in das Ermessen des Richters. 
Man hat gefunden, daß dieses unbeschränkte richterliche Milde¬ 
rungsrecht zu einer Rechtsverschiedenheit und Willkür führen müsse, 

') Wüst, 204. 

*) Kahl, 27. DJT. I;229. 

3 ) Maier, Schw. Zschr. 26; 298. Gleicher Ansicht auch Kahl, VD. Allg. Teil 
I; 73. Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913. I; 99. 

*) Siehe Seite 107/108. 

s ) Kahl, 27, DJT. I; 226 ff. 
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welche mit den Zwecken der Strafrechtspflege unvereinbar sei. 
Wir sind aber im Gegenteil mit Hafter 1 ) der Ansicht, daß nur 
die Weite des Strafrahmens, wie sie der VE vorsieht, die Gewähr 
für die Möglichkeit einer individuell angepaßten Strafzumessung 
bietet. 

II. Das Sicherungsprinzip. 

ln einzelnen Fällen kann die kurze Freiheitsstrafe genügen. 
Meistens aber wird damit weder den Interessen der Gesellschaft 
noch denjenigen des Delinquenten in richtigem Maße Rechnung 
getragen. 

Die praktischen Erfahrungen haben mit aller Deutlichkeit 
gezeigt, daß sehr viele kriminelle vermindert Zurechnungsfähige 
gerade infolge ihres abnormen Geisteszustandes eine ganz beson¬ 
dere soziale Gefährlichkeit besitzen. Mit der Verhängung einer 
kurzen Strafe erreicht man deshalb nichts weiter, als daß solche gefähr¬ 
liche Verbrecher um so eher wieder auf die Gesellschaft losgelassen 
werden. Wo bleibt da der Zweck des Rechtsgüterschutzes? 

Die kurze Freiheitsstrafe ist aber auch hinsichtlich ihrer Wirkung 
auf den kriminellen vermindert Zurechnungsfähigen ganz unge¬ 
nügend, denn mit der Aussicht auf eine mildere Bestrafung wird 
ja die abschreckende Wirkung der Strafdrohung ausgeschaltet. 

DieTendenzder neueren Entwicklung geht daher auf eine immer 
stärkere Zurückdrängung der Strafe im hergebrachten Sinne und 
ihre Ersetzung oder Ergänzung durch wirksamere Mittel. 

Der VE 1893 (Art. 9) erklärte ausdrücklich, daß die Strafe 
wegfalle, wenn der vermindert zurechnungsfähige Täter verwahrt 
oder versorgt werde. „Ist die Einweisung eines Kranken in eine 
Irrenanstalt wegen Gemeingefährlichkeit geboten, so soll der Richter, 
auch wenn nur verminderte Zurechnungsfähigkeit vorliegt, von 
einer ßestrafung absehen. Gemeingefährliche Geisteskranke ge¬ 
hören nicht in Strafanstalten“ 2 )/ Aus dieser Erkenntnis heraus hat 
denn auch Zürcher 3 ) in der Expertenkommission von 1893 den 
förmlichen Antrag gestellt, es solle der Richter auf Verwahrung oder 
Versorgung eines vermindert Zurechnungsfähigen an Stelle der 
Strafe erkennen können. Er ist aber mit seinem Antrag unterlegen. 

Der Grundgedanke der reinen Sicherungsmaßnahme bei ver¬ 
mindert Zurechnungsfähigen ist besonders energisch von Bleuler J ) 

') Hafter, Mschr. I; 81. 

Stooß, Mot. 1893. 24 

’■') Prot. Exp. Komm. 1893. I; 76. 

') Bleuler, Mschr. 1;94. 

Archiv für KriminoloKie. 70. Bd. 8 
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vertreten worden: „Vermindert Zurechnungsfähige sind Kranke, also 
behandeln wir sie als krank. Wir schützen die Gesellschaft vor 
ihnen, wir verzichten auf die Sühne. Sie sind genug bestraft durch 
die dauernde Einsperrung oder wenigstens Überwachung. Man 
soll überhaupt niemandem ein Mehr von Leid zufügen als nötig.“ 

Auch wir sind der Ansicht, daß dies die prinzipiell richtige 
Lösung sei l ). Allein ihrer praktischen Durchführung stellen sich 
schwerwiegende Bedenken entgegen. Wie v. Liszt 2 ) richtig aus¬ 
führt, würde das Rechtsbewußtsein des Volkes, das in seiner Mehr¬ 
heit Bestrafung des Täters verlangt, durch eine Freisprechung schwer 
verletzt werden. Man wird eben die Möglichkeit nicht übersehen 
dürfen, daß auch gemeingefährliche vermindert Zurechnungsfähige 
durch eine relativ kurze Heilbehandlung wiederhergestellt werden 
können. Wenn nun ein vermindert Zurechnungsfähiger, der wegen 
eines schweren Verbrechens, z. B. wegen Mordes, zu mehrjäriger 
Zuchthausstrafe verurteilt worden ist, und dessen Gefährlichkeit 
Verwahrung in einer Irrenanstalt erfordert, schon nach wenigen 
Monaten als geheilt entlassen und auf freien Fuß gesetzt würde, 
so wäre damit das öffentliche Rechtsbewußtsein auf das schwerste 
verletzt. 

Dieser Tatsache hat auch der Gesetzgeber Rechnung zu tragen, 
oder, wie Forel 5 ) meint, „dem herrschenden Unverstand noch 
einen starken Brocken zur Stillung seiner Gefühle und Leiden¬ 
schaften hinzuwerfen.“ Er hat dies denn auch getan und in den 
VEE seit 1894 in einer Verbindung von Strafe undsM eine 
praktische Lösung gefunden, welche die Anhänger der verschiedenen 
strafrechtlichen Theorien befriedigen kann. 


III. Strafe und Sicherung. 

1. Das Nebeneinander von Strafe und Sicherung. 

Delbrück- 1 ) und besonders Kahl 5 ) hat vorgeschlagen, Jiir 
die gemeingefährlichen kriminellen vermindert Zurechnungsfähigen 
besondere zentrale, dem Strafvollzug und der Verwahrung dienende 

’) Gleicher Ansicht auch: Delaquis, Vhdlg SJV. 1913. I; 103/104. Frank. 
Schw. Zschr. 19; 416. 

2 ) v. Liszt, Mschr. 1; 14. Anderer Ansicht: Bleuler, Mschr. 1; 95. Longard, 
Mschr. 3, 101. 

3 ) Forel, Mschr. 1; 237. 

*) Delbrück, MIKV. 10; 646 

5 ) Kahl, 27 DJT. I; 235 ff. 247 (These IV). 
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Sicherungsanstalten zu errichten, die unter gemeinsamer Leitung 
von Strafanstaltsbeamten und Ärzten stehen würden. Der Straf¬ 
charakter soll innerhalb der Dauer der richterlich anerkannten 
Freiheitsstrafe durch Kleidung, Energie des Arbeitszwanges und 
straffe Disziplin markiert werden. Nach Abbüßung der Strafe 
bleibt der vermindert Zurechnungsfähige in der Sicherungsanstalt 
bis zum Wegfall seiner Gemeingefährlichkeit.. 

Dieses Projekt hat keinen großen Anklang gefunden. Und 
mit Recht. Ein solches Zwitterding zwischen Strafanstalt und Irren¬ 
anstalt scheint uns praktisch ganz unmöglich. 

Entweder herrscht der Charakter der Strafanstalt vor. Dann 
wird auch die zwangsmäßige weitere Internierung am gleichen 
Orte, wo der vermindert Zurechnungsfähige seine Strafe verbüßt 
hat, sowohl von diesem als auch vom Volke als ein bitteres Un¬ 
recht empfunden werden. Man würde damit geradezu indirekt ein 
zeitlich unbegrenztes Strafurteil schaffen. 

Oder es überwiegt der Sicherungscharakter. Dann ist nicht 
recht einzusehen, weshalb der Sühnezweck der Strafe, die ja in 
Wirklichkeit doch nur Sicherung ist, noch durch eine Art Schein¬ 
strafe markiert werden soll *). 

2. Das Nacheinander von Strafe und Sicherung, 
a) Das zeitliche Vorangehen der Strafe. 

Der DVE, GE und OeVE bestimmen, daß die Verwahrung 
des gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen nach ver¬ 
büßter Freiheitsstrafe einsetzt 2 ), ln der Begründung zum 
DVE 3 ) wird ausgeführt, dies entspreche dem Verhältnis der Strafe 
zur Sicherung: „Die sM soll und kann gegenüber dem strafrechtlich 
verantwortlichen Minderwertigen erst dann vollzogen werden, 
wenn dem Strafanspruch genügt ist.“ 

Dieser Grundsatz mag ja allerdings in der Lehre der Ver¬ 
geltungsstrafe begründet sein. Wir können ihm aber gleichwohl 
nicht zustimmen. „Sobald nämlich der vermindert Zurechnungs¬ 
fähige die vom Richter zudiktierte Strafe mit gesunden Delin¬ 
quenten zusammen im Zuchthaus oder Gefängnis zu Ende ab- 


’) Gleicher Ansicht: Delaquis, Vhdlg, SJV. 1913, I, 109/110. 

J ) Siehe auch Antrag Thormann, zu Art. 18. Prot. Exp. Komm. 1912, I, 136. 
J ) Begründung zum DVE 239. (Der Hinweis der Begründung auf Wüst, 76 
paßt nicht, da dieser im Gegenteil das zeitliche Vorangehen der sM für 
richtig hält.) 

8 * 
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gesessen hat, so wird weder er noch seine Familie noch die 
Mehrzahl der Bevölkerung begreifen, daß man das Recht hat, 
ihn direkt von seiner Strafe weg, ohne daß neue Beweise seiner 
Gemeingefährlichkeit vorliegen, auf unbestimmte Zeit in eine 
Irrenanstalt einzusperren. Durch solche Maßnahmen würde man 
diese Menschen begreiflicherweise reizen, die Neigung zum Quäru- 
lieren und den Glauben an ihr unschuldiges Verfolgtwerden förm¬ 
lich großziehen. Diese Elemente würden die schlimmsten Hetzer 
in den Anstalten werden, die überall und nicht ganz ohne Recht 
Verfechter ihrer Klagen finden würden. Ihnen gegenüber wäre 
Ordnung seitens der Ärzte kaum aufrechtzuerhalten. Da nun 
aber jeder vermindert Zurechnungsfähige, wenn auch noch so 
milde, verurteilt werden muß, so wäre die Folge davon, daß die 
Einweisung in eine Anstalt nach der Strafe praktisch nicht durch¬ 
geführt oder aufrechterhalten werden könnte. So würde man 
sich daran gewöhnen, von ihrer Anordnung überhaupt meist ab¬ 
zusehen, und damit wären wir wieder auf dem höchst unzweck¬ 
mäßigen Standpunkt von heute: die Annahme der verminderten 
Zurechnungsfähigkeit hätte einfach die Konsequenz der milderen 
Bestrafung“ *)• Man wird überhaupt den schädigenden Einfluß 
des harten und straffen Strafanstaltsbetriebes nicht unterschätzen 
dürfen 2 ). 

b) Das zeitliche Vorangehen der Sicherung. 

Der VE hat unserer Meinung nach die praktisch richtige 
Lösung gefunden, indem er bestimmt, daß die Verwahrung des 
gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen der Strafvoll¬ 
streckung Vorgehen solle. Der Schutz der Gesellschaft vor dem 
gefährlichen Täter ist wichtiger als die Vergeltung der Schuld 
durch die Strafe. Der gefährliche vermindert Zurechnungsfähige 
ist ein Kranker, dessen Gefährlichkeit zum großen Teil in seiner 
Krankheit begründet ist. Wir werden deshalb dem Schutzanspruch 
der Gesellschaft am besten dadurch gerecht, wenn wir versuchen, 
mit der Heilung der Geistesstörung auch die bestehende Gemein¬ 
gefährlichkeit des Delinquenten zum Verschwinden zu bringen. 
Aus diesem Grunde sind wir, im Gegensatz zu Delaquis 3 ), der 
Ansicht, daß auch der gemeingefährliche, aber nicht anstalts- 

') Maier, Schw. Zschr. 26, 299/300. 

2 ) Bleuler, Mschr. 1, 94. Hürbin, Prot Exp. Komm. 1893, I, 77, 79. 
Zürcher, Prot. Exp. Komm. 1912, 1, 137/138. 

; 'i Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913, I, 108 109. 


Google 


Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



Sicherung der Gesellschaft vor gemeingefährl. verbrecherischen Geisteskranken 117 

gefährliche vermindert Zurechnungsfähige nicht dem gewöhnlichen 
Strafvollzug anvertraut werden kann, solange seine Gefährlich¬ 
keit noch besteht. 

v. Liszt*) und Hafter 2 ) unterscheiden zwei Gruppen von 
gemeingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen; straf fähige, 
bei denen die Strafvollstreckung ohne nachteiligen Einfluß ist, 
und nichtstraffähige, die einen nachteiligen Einfluß der 
Strafe befürchten lassen. Beim straffähigen vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen soll dann mit der Strafvollstreckung, beim nicht- 
straffähigen mit der Verwahrung begonnen werden. 

Wir können uns dieser Ansicht nicht anschließen. Wenn es 
auch vereinzelte Fälle geben mag, bei welchen die Freiheits¬ 
strafe keinen ungünstigen Einfluß auf den Geisteszustand des 
Verurteilten ausübt, so scheint uns doch die sofortige Verwahrung 
zweckmäßiger zu sein. Denn wenn ein vermindert Zurechnungs¬ 
fähiger infolge seines Geisteszustandes derart gemeingefährlich 
ist, daß er verwahrt werden muß, so sollte diese sM unverzüg¬ 
lich ausgeführt werden. „Personen, die wegen ihres Geisteszu¬ 
standes unter ärztlicher Aufsicht zu verwahren sind, gehören, so¬ 
lange dieser Zustand andauert, nicht in eine Strafanstalt“ 3 ). 

c) Die Anrechnung der Zeit der Verwahrung auf die Strafzeit. 

In den frühem Fassungen des VE wird vorgeschrieben, daß 
die Zeit der Verwahrung auf die Strafzeit anzurechnen sei. Noch 
weiter geht der VE 1908, indem er neben der obligatorischen 
Absorption der Strafvollstreckung durch die Verwahrung (Art. 57, 
Abs. 2) dem richterlichen Urteil überläßt, ob und inwieweit 
der übrigbleibende Teil der Strafe noch zu vollstrecken sei 
(Art. 18). 

Die Regelung des VE 1908 scheint uns die beste Lösung 
zu sein. Die Zeit der Verwahrung soll als Strafvollzug ange¬ 
rechnet werden. Auch die Verwahrung ist zwangsmäßige Frei¬ 
heitsentziehung, und der Verwahrte wird die sM in den meisten 
Fällen auch als eine Art Strafe empfinden. Es wäre nun unbillig, 
wenn er nach der Entlassung aus der Heil- und Pflegeanstalt 
noch die ganze urteilsmäßig bestimmte Strafzeit abbüßen müßte. 


') v. Liszt, Mschr. 1, 14. 
a ) Hafter, Mschr. 1, 89. 
3) Stooß, DJZtg. 9. 665. 
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Nach Art. 18 kann der Richter bestimmen, ob und inwieweit 
die Strafe noch zu vollziehen sei. Auch diese Vorschrift erscheint 
uns richtig, denn mit dem sofortigen Vollzug der Strafe nach der 
Entlassung aus der Heilanstalt würde oft der ganze Erfolg der 
irrenärztlichen Behandlung in Frage gestellt. In der Regel wird 
ja die Verwahrung so lange dauern, daß der Strafvollzug ganz 
dahinfällt. 

Aus den angeführten Gründen müssen wir daher die Regelung 
in den VEE 1912 und 1915, bei denen die obligatorische An¬ 
rechnung der Verwahrungszeit auf die Strafe fallen gelassen 
wurde'), als einen Rückschritt betrachten 2 ). 


IV. Die praktische Durchführung des Strafvollzuges. 

Die Strafgesetz-Vorentw.ürfe, welche die Verwahrung des ge¬ 
meingefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen erst nach der 
Verbüßung der Strafe eintreten lassen, sehen für die letztere eine 
besondere Art der Durchführung vor: 

DVE (§ 63, Abs. 3), GE (§ 13, Abs. 3). 

„Freiheitsstrafen sind an den nach Abs. 2 Verurteilten unter Be¬ 
rücksichtigung ihres Geisteszustandes, und soweit dieser es erfordert, 
in besondern, für sie ausschließlich bestimmten Anstalten oder Ab¬ 
teilungen zu vollstrecken.“ 

OeVE (§ 4). 

„Hat der Täter eine Freiheitsstrafe verwirkt, deren Vollzug in 
ihrer regelmäßigen Art seinen Zustand verschlimmern würde, so ordnet 
das Gericht an, daß die Strafe nach den der Eigenart solcher Personen 
angepaßten Vorschriften vollzogen werde. Der Vollzug solcher Strafen 
findet in einer besondern Strafanstalt oder in einer besondern Ab¬ 
teilung einer Strafanstalt oder eines Gefangenenhauses statt.“ 

Der Grund einer derartigen Individualisierung des Strafvoll¬ 
zuges liegt in der Erkenntnis, daß der reguläre Strafvollzug in 
vielen Fällen auf den geistigen Zustand des vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen einen ungünstigen Einfluß ausübt 3 ). Für die Aus¬ 
gestaltung dieses speziellen Strafvollzuges finden sich in der 
Literatur die verschiedensten Vorschläge. Die einen fordern be- 

'i VE 1912, Art. 30, Ziffer 1 bezieht sich nur noch auf den Fall, wo der 
Verurteilte während des Strafvollzuges in eine Heil- und Pflegeanstalt ein¬ 
gewiesen wird. 

*) Gleicher Ansicht: Maier, Schw. Zschr. 26, 300/301. Delaquis, Vhdlg. 
SJV. 1913, I, 106. 

3 l Begründung zum DVE. 232/233. 
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sondere zentrale Spezialanstalten 1 ), die andern besondere 
Adnexe an Strafanstalten 2 ). 

Ein solches Mittelding zwischen Krankenhaus und Zuchthaus 
oder Gefängnis, in welchem zwar der Strafcharakter vorherrschen, 
der Vollzug aber unter ärztlicher Leitung erfolgen soll, halten wir 
mit Hafter 3 ) für eine Utopie, denn wie soll das Strafprinzip 
verwirklicht werden können, ohne den irrenärztlichen Grundsätzen 
zu widerstreiten? 

Überdies besitzt die Frage nach einem speziellen Strafvollzug 
für gemeingefährliche vermindert Zurechnungsfähige besonders in 
der Schweiz keine große Bedeutung. 

Der VE fixiert primär den Vollzug der Verwahrung. Erst 
wenn der Grund der Verwahrung — in der Regel die durch die 
Geisteskrankheit bedingte Gemeingefährlichkeit — weggefallen 
ist, entscheidet der Richter unter Beiziehung von Sachverständigen, 
ob und wieweit die Strafe noch zu vollstrecken sei. Man wird mit 
Sicherheit annehmen können, daß der Richter nur dann zu dieser 
Maßregel greifen wird, wenn er auf Grund der Expertengutachten 
zur Überzeugung gelangt, daß der vermindert Zurechnungsfähige 
derart geheilt ist, daß er auch im geordneten Strafvollzug ohne 
eine erneute Verschlimmerung seines Geisteszustandes auszu¬ 
halten vermag. 

V. Die praktische Durchführung der Sicherung. 

Während der OeVE (§ 37) für die Verwahrung von gemein¬ 
gefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen besondere staatliche 
Anstalten oder besondere Abteilungen der „staatlichen Anstalten 
für verbrecherische Irre“ fordert, sprechen der VE, DVE und GE 
ganz allgemein von „Heil- und Pflegeanstalten“, ohne sie näher 
zu umschreiben. Man ist deshalb über Art und Charakter dieser 
Anstalten vielfach noch recht im unklaren. 

1. Die Spezialanstalt. 

Für die Verwahrung von gemeingefährlichen vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen sind von den verschiedensten Seiten Spezial- 

') U. a. Delbrück, Mschr. 1, 123. Lenz, Z. f. schw. R. 18, 706, 715. 
«These VI), 783. 

*) Leppmann, 27 D.IT. I; 148. Lütschg, Mschr. 7; 402. 

3 ) Hafter, Mschr. 1, 82. Gleicher Ansicht auch: Delaquis, Vlidlg. SJV. 
1913, I, 106. Ho ege 1, Mschr. 1, 339. Longa rd, Mschr. 3, 98, 105. 
Wüst, 220 ff. 
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anstaltcn, teils als besondere Zentralanstalten 1 ), teils 
als Adnexe zu Strafanstalten 2 ) gefordert worden. 

Wir können diesen Vorschlägen nicht beipflichten. Bezüglich 
der Errichtung besonderer Zentralanstalten verweisen wir auf 
unsere früheren Ausführungen über die Kriminalirrenasyle 3 ), welche 
mutatis mutandis auch für die vermindert Zurechnungsfähigen 
Geltung beanspruchen. 

Sicher ist auch, daß der Vorschlag zur Errichtung von Ad¬ 
nexen an Strafanstalten dem Geiste des VE widerspricht 1 ). Dieser 
verlangt ausdrücklich die Verwahrung in „Heil- und Pflegean¬ 
stalten“. Es scheint uns ganz unmöglich, eine sM wie die Ver¬ 
wahrung des gefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen in einem 
Strafanstaltsadnex praktisch durchzuführen, ohne daß sie vom 
Verwahrten und sicher auch vom ganzen Volke als Strafe mit 
unbestimmtem Strafmaß empfunden würde. 

Staatsanwalt Zürcher hat vorgeschlagen 3 ), die gemeingefähr¬ 
lichen vermindert Zurechnungsfähigen auch in den Verwahrungs¬ 
anstalten für Gewohnheitsverbrecher, wie sie der VE 
vorsieht, zu internieren. Wir sind zwar ganz seiner Ansicht, daß 
sich in dieser Verwahrungsanstalt in Wirklichkeit keine oder nur 
wenige Gesunde befinden werden, da auch in der Regel der 
Gewohnheitsverbrecher ein vermindert Zurechnungsfähiger sein 
wird. Wir müssen aber darauf hinweisen, daß dieser Vorschlag 
dem Geiste des VE nicht gerecht wird, da dieser den Gewohn¬ 
heitsverbrecher als zurechnungsfähig betrachtet und somit deut¬ 
lich vom vermindert Zurechnungsfähigen unterscheidet. Aber auch 
aus praktischen Erwägungen heraus können wir diesem Vorschlag 
nicht beistimmen. Der VE verlangt, daß der in die Verwahrungs¬ 
anstalt Einzuweisende schon „viele Freiheitsstrafen“ erstanden 

') Hafter, Msclir. 1, 88. Forel, Mschr. 1, 237. Delaquis, Vhdlg. SJV, 
1913, I, 117/118; III, 261. Gabuzzi, Prot. Exp. Komm. 1912, II, 80. Vhdlg. 
SJV. 1913; III, 268; Kahl, VD. Allg. Teil. I, 75/76. 27. DJT. I, 235 ff., 247. 
Verein schweizerischer Irrenarzte, Abänderungsvorschläge zum VE. 
Zusatz zu Art. 17, 44. Jahresversammlung (1911) 45. Deutscher Verein f. 
Psychiatrie, Bemerkungen zum DVE. 34, 47. 

*) Lütschg, Msclu. 7, 403. Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913, I, 117/118; 
III, 361. Wettstein, Vhdlg. SJV. 1913; III, 286. Schweiz. Juristenverein, 
These VI. Vhdlg. SJV. 1913. III, 292. 

3 ) Siehe Seite 97 ff. 

4 ) Anderer Ansicht: Delaquis, Vhdlg SJV. 1913. I, 116/117. 

>) Zürcher, Vhdlg. SJV. 1913; III, 280. 
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habe. Diese Verwahrungsart könnte demnach nur ganz aus¬ 
nahmsweise für den gemeingefährlichen vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen in Frage kommen, denn die Bestimmungen des VE sollen 
eben verhüten, daß ein vermindert Zurechnungsfähiger zuerst 
10—12 mal ins Zuchthaus gesteckt wird, bis man endlich seine 
Gefährlichkeit erkennt und die geeigneten Maßnahmen trifft, um 
ihn dauernd unschädlich zu machen. 

2. Die Unterbringung in den Irrenanstalten bezw. Be¬ 
wahrungshäusern. 

Wir sind der Ansicht, daß es auch in Zukunft möglich sein 
wird, die gemeingefährlichen kriminellen vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen mit den Unzurechnungsfähigen zusammen in den be¬ 
stehenden Irrenanstalten zu verwahren ')• Man wird auch hier 
mit der Tatsache rechnen können, daß die Mehrzahl der vom 
Richter für gemeingefährlich erklärten vermindert Zurechnungs¬ 
fähigen im Anstaltsbetriebe ganz ungefährlich sind, und man bei 
entsprechender irrenärztlicher Behandlung ganz gut mit diesen 
Kranken auskommen kann. 

Die anstaltsgefährlichen vermindert Zurechnungsfähigen da¬ 
gegen gehören mit den übrigen anstaltsgefährlichen Geisteskranken, 
auch den nichtkriminellen, zusammen in das Bewahrunghaus, 
dessen charakteristische Merkmale in Bau und Betrieb wir schon 
früher beschrieben haben 2 ). 

Die Bedenken, welche Delaquis 3 ) gegen eine gemeinsame 
Verwahrung von vermindert Zurechnungsfähigen und Unzurech¬ 
nungsfähigen geltend macht, halten wir nicht für richtig. Sowohl 
beim Unzurechnungsfähigen als auch beim vermindert Zurech¬ 
nungsfähigen liegt ja die Qemeingefährlichkeit zum größten Teil 
in seiner Geisteskrankheit begründet. Wir können daher nicht 
einsehen, weshalb diese beiden Gruppen von Delinquenten bei 
der Durchführung der Verwahrung, d. h. der sM, welche die 
Hebung des durch die Geisteskrankheit bedingten gefährlichen 
Zustandes bezweckt, nach rein formalistischen Gesichtspunkten 
scharf geschieden werden sollen. 


>1 Gleicher Ansicht: Maier, Schw. Zschr. 26, 299. SJZtg. 9, 300. Kräpelin, 
Mschr. 1, 488. Zürcher, BB. 201. 

*) Siehe Seite 100ff. Gleicher Ansicht: Maier, SJZtg. 9, 301. Lisibach46 
(These III). 

*) Delaquis, Vhdlg SJV. 1913, I, 110. 
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Anhang. 

Die Behandlung der moralisch Defekten. 

Zum Schluß wollen wir noch kurz auf die Behandlung der 
moralisch Defekten hinweisen. Der Standpunkt der Straf- 
gesetz-Vorentwürfe geht im allgemeinen dahin, den moralischen 
Defekt (moral insanity), d. h. den angebornen Zustand, der durch 
das Fehlen der moralischen Gefühle charakterisiert wird, unter 
den juristischen Begriff der Zurechnungsfähigkeit zu subsumieren, 
wenn er nicht mit andern psychischen Störungen verbunden ist 1 ). 
Der VE 1912 sieht in Art. 31 für diese ethisch minderwertigen 
Menschen neben der regulären Strafe die Verwahrungsanstalt 
für Gewohnheitsverbrecher vor. Diese Einreihung des 
moralisch defekten Verbrechers unter die Gesunden entspricht 
durchaus der herrschenden Volksauffassung 2 ). 

( i 

6. Abschnitt. 

Die praktische Ausgestaltung der sichern den Maß¬ 
nahmen gegenüber gemeingefährlichen verbrecherischen 
Geisteskranken nach den schweizerischen Strafgesetz- 

Vorentwürf en. 

A. Der Vollzug der sichernden Maßnahmen. (Bund und Kantone.) 

1. Die Kostentragung für die Durchführung der sichernden Maß¬ 

nahmen. 

Wie wir schon früher ausgeführt haben 3 ), wird die praktische 
Wirksamkeit der Verwahrung eines gemeingefährlichen Geistes¬ 
kranken im geltenden Recht häufig deshalb in Frage gestellt, 
weil die Zahlungspflichtige Behörde unter den verschiedensten 
Ausflüchten sich einfach weigert, die. Internierungskosten zu be¬ 
zahlen. 

Der VE selbst enthält keine besondere Bestimmung, daß der 
Staat zur Tragung der Kosten verpflichtet sein solle. Dies scheint 
uns auch ganz unnötig, denn die gesetzlichen Vorschriften über 
die Verwahrung gemeingefährlicher Geisteskranker können unserer 
Meinung nach nur in dem Sinne ausgelegt werden, daß der 
Staat selbst für die Kosten aufzukommen hat. Es handelt sich 

') Maier, SJZtg. 1913, 301. Gehry, SJZtg. 1912, 345. Jung, Mschr. 

2, 696. Literatur bei Delaquis, Vhdlg. SJV. 1913, 1, 61 ff. 

2 ) Beispiel eines moralisch Defekten siehe Fall 7. 

: 'l Siehe Seite 86. 
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um den Vollzug einer richterlichen Verfügung, die den Geistes¬ 
kranken für unbestimmte Zeit seiner persönlichen Freiheit beraubt, 
und die eine Sicherung der Gesellschaft zum Zwecke hat. Der 
Staat, der durch den Richter diese Maßnahme ausspricht, soll 
konsequenterweise auch die Kosten für die Durchführung über¬ 
nehmen ‘). 

Diesen Grundsatz glauben wir auch aus Art. 396 des VE 1915 
entnehmen zu können. Dieser Artikel schreibt vor, daß das 
kantonale Recht bestimmt, wer die Verpflegungskosten eines 
nicht gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen oder vermindert 
Zurechnungsfähigen 2 ) zu tragen hat. Damit ist indirekt ausge¬ 
sprochen, daß der Staat eo ipso die Verwahrungskosten für 
die gemeingefährlichen Unzurechnungsfähigen und vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen übernimmt. 

Von psychiatrischer Seite sind wir auf die Schwierigkeiten 
aufmerksam gemacht worden, welche sich einer allgemein be¬ 
friedigenden Regelung der Kostentragung auch in Zukunft ent¬ 
gegenstellen werden. Es wird Vorkommen, daß gewissenlose 
Angehörige oder Gemeindebehörden mit der Internierung eines 
gemeingefährlichen Geisteskranken zuwarten, bis dieser ein 
Delikt begangen hat, und der Staat für die Kosten der Verwahrung 
aufkommen muß. Den Kantonen soll aber überlassen sein, diesem 
Unfug zu steuern und eventuell in den kantonalen Einführungs¬ 
gesetzen zum Strafgesetzbuch die Zahlungspflicht genau zu 
fixieren. Auf jeden Fall muß der Staat dafür haften, daß die 
Kosten für die Verwahrung auf irgend eine Weise sichergestellt 
werden; die Kostenfrage soll niemals die Ursache dafür sein 
dürfen, daß ein gemeingefährlicher krimineller Geisteskranker 
wieder auf die Gesellschaft losgelassen wird. 

Bund und Kantone. 

Der Artikel 64 bis der Bundesverfassung bestimmt: „Die Or¬ 
ganisation der Gerichte, das gerichtliche Verfahren und die Recht¬ 
sprechung verbleiben wie bis anhin den Kantonen.“ 

Die Kantone haben daher die Kosten zu tragen für den Vollzug 
der Urteile auf Strafe oder sM, die von den kantonalen Ge¬ 
richten ausgefällt wurden. 

') Gleicher Ansicht: Wüst, 71/72. 

2 ) Den Unterschied zwischen Verwahrung und Versorgung siehe Text 
und Marginale der Art. 13 u. 15 VE 1915. 
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Der Bund hingegen wird die Kosten der von den Bundes¬ 
strafbehörden ausgefällten Urteile übernehmen 1 ). 

II. Die Bereitstellung der Heil- und Pflegeanstalten. 

Die Vorschriften des VE über die sM gegenüber gemeingefähr¬ 
lichen Geisteskranken können nur dann richtig ausgeführt werden, 
wenn die dazu notwendigen Anstalten in genügender Zahl vor¬ 
handen sind. Die Kantone können nun auf drei verschiedene Arten 
diese Forderung erfüllen: 

1. Jeder Kanton schafft für seine eigenen Bedürfnisse die 
nötigen Einrichtungen. 

2. Die Gesamtheit der Kantone oder Gruppen von Kantonen 
einigen sich über die Einrichtung gemeinsamer, interkantonaler 
Anstalten. 

3. Diejenigen Kantone, welche heute schon zum Vollzug der 
sM brauchbare Irrenanstalten besitzen, nehmen aus den anstalts¬ 
losen Kantonen die Eingewiesenen als Pensionäre auf. 

Das unter erstens erwähnte System kann in praxi nicht in Frage 
kommen, denn die Zahl der zu Verwahrenden ist in den einzelnen 
Kantonen nicht groß genug, um die Errichtung von kostspieligen 
Anstalten in jedem Kanton zu rechtfertigen. Manche Kantone 
wären auch finanziell zu schwach, um derartige Anstalten zu 
schaffen, die kaum und zeitweise gar nicht gebraucht würden. Die 
natürlichste Lösung scheint uns das unter drittens erwähnte Pen¬ 
sionssystem zu bieten. Wie die Expertenkommission für Straf¬ 
vollzug (Subkommission B) festgestellt hat, genügen die heute 
schon bestehenden Irrenanstalten für die Unterbringung der ge¬ 
meingefährlichen kriminellen Geisteskranken auch mit Hinsicht 
auf die Anforderungen des VE. Die Kantone, die keine eigenen 
Irrenanstalten besitzen, können sich durch das System der Pensio¬ 
näre das Mitbenutzungsrecht an entsprechenden Anstalten anderer 
Kantone sichern. 

III. Die Errichtung von Adnexen an Irrenanstalten 

(Bewahrungshäuser). 

Die Bewahrungshäuser, die wir für die Verwahrung von 
anstaltsgefährlichen (kriminellen und nichtkriminellen) Geistes¬ 
kranken gefordert haben, finden sich heute in der Schweiz noch 
nicht vor. 


') Über den Umfang der Bundesgerichtsbarkeit siehe Art. 364 VE 1915. 
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Art. 46, Abs. 2 des EG 1903 bestimmte, daß der Bund die 
Errichtung einer oder mehrerer Anstalten zur Verwahrung von 
Geisteskranken oder vermindert Zurechnungsfähigen, welche eine 
mit Strafe bedrohte Tat begangen haben, mit Beiträgen unter¬ 
stützen könne. Eine entsprechende Vorschrift ist im EG 1911 
nicht mehr enthalten. 

Delaquis 1 ) hat diese Lücke im Gesetz richtig erkannt und 
in der Expertenkommission von 1916 den Antrag gestellt, in 
Art. 414 VE eine Bestimmung aufzunehmen, wonach die Kantone 
zu sorgen haben für Bereitstellung von Bewahrungsabteilungen 
für gefährliche Geisteskranke. Der Bund sollte verpflichtet wer¬ 
den, an die Errichtung solcher Abteilungen Beiträge zu leisten. 
Nach eingehender Beratung beschloß die Kommission, das Obli¬ 
gatorium der Kantone fallen zu lassen und nachfolgende Bestim¬ 
mung als Art. 414 ter/a aufzunehmen: 

„ Der Bund kann Beiträge leisten an die Errichtung besonderer 
Bewahrungsabteilungen zur Aufnahme krimineller gefährlicher Geistes¬ 
kranker in Irrenanstalten.“ 

Die fakultative Bundessubvention soll zum Ausdruck bringen, 
daß die neu zu schaffenden Bewahrungsabteilungen auch zur 
Aufnahme nichtkrimineller gefährlicher Geisteskranker zu dienen 
haben. 

"Es dürfte wahrscheinlich zum Anfang genügen, wenn man in 
der deutschen und romanischen Schweiz je einen solchen Adnex 
errichtet, dem sich wahrscheinlich dann bald noch zwei weitere in 
der deutschen Schweiz angliedern müßten. 

IV. Die Oberaufsicht des Bundes. 

Art. 416 des VE 1915 bestimmt: 

„Der Bund führt die Oberaufsicht über alle zum Strafvollzug und 
zum Vollzug der erzieherischen und sichernden Maßnahmen bestimmten 
Anstalten.“ 

Thormann 2 ) hat in der Expertenkommission von 1916 be¬ 
antragt, dem Bund nicht nur die Oberaufsicht über die Anstalten, 
sondern ganz allgemein über den Vollzug der Strafen und sM 
zu übertragen. Dieser Antrag wurde von der Kommission als zu 
weitgehend und aus verfassungsrechtlichen Gründen abgelehnt. 
Immerhin scheint uns mit der Kompetenz zur Entrichtung von Sub- 

') Prot. Exp. Korn. 1916. 11. Sitzung, 5 ff. 

Prot. Exp. Kom. 1916. 8. Sitzung. 15 ff. 
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ventionen für den Bund der Weg eröffnet, über die von Art. 416 
VE 1916 statuierte Befugnis hinaus in den Vollzug von Strafen 
und sM einzugreifen. 

Auf Grund dieses Oberaufsichtsrechtes des Bundes 
halten wir die Schaffung einer eidgenössischen, zentralen 
Oberaufsichtsbehörde für den Vollzug der sM gegenüber 
gemeingefährlichen kriminellen Geisteskranken für durchaus mög¬ 
lich und notwendig 1 ). 

Wir schlagen vor, die Organisation und die Tätigkeit dieses 
„eidgenössischen Inspektorates über die gemeingefähr¬ 
lichen kriminellen Irren“ folgendermaßen zu regeln: 

1. Organisation. 

Das eidgenössische Inspektorat über die gemeingefährlichen 
kriminellen Irren besteht aus einer ständigen Kommission von 
zwei Juristen und einem Psychiater. 

Als Mitglieder dieser Kommission sollen hauptsächlich Per¬ 
sonen in Betracht kommen, welche in der Strafrechtspflege und im 
Irrenwesen praktische Erfahrung besitzen, z. B. ehemalige Richter, 
Untersuchungsbeamte oder Direktoren von Irrenanstalten. 

Die Mitglieder der Kommission sind fest besoldet und vom 
Bundesrat alle 5 Jahre wiederzuwählen. 

Die Mitglieder der Kommission dürfen als Nebenamt keinen 
andern Beruf ausiiben. 

(Diese Kommission wäre gleichzeitig eine dringende Vorbe¬ 
dingung für die Schaffung eines eidgenössischen Irrenrechtes 
denn ein eidgenössisches Irrengesetz ließe sich, wie aus den 
Ausführungen der Psychiater hervorgeht, nur dann logisch auf¬ 
bauen, wenn eine fachmännisch beratene Rekursinstanz vor¬ 
handen wäre.) 

2. Tätigkeit, 
a) Als Oberaufsichtsinstanz. 

Das Inspektorat sorgt für die zweckmäßige und gleichartige 
Ausführung der sM gegenüber gemeingefährlichen kriminellen 
Geisteskranken im Gebiete der Eidgenossenschaft. 

Es kontrolliert die Irrenanstalten in bezug auf die Verwahrung 
von gemeingefährlichen Geisteskranken und ist berechtigt, eine 
untaugliche Anstalt von der Benutzung auszuschließen. 

’) Frank, Schw. Zschr. 19,416. These 8. Abänderungsvorschläge zutn VE 
1908 vom Verein Schweiz. Irrenärzte. Nr. 22. Für Geisteskranke überhaupt: Forel, 
Schw. Zschr. 6, 322/323. 
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Das Inspektorat führt ein genaues Register aller gemein¬ 
gefährlichen Geisteskranken, welche eine mit Strafe bedrohte Tat 
begangen haben. 

b) Als Rekursinstanz. 

Wenn ein gemeingefährlicher Geisteskranker in einem andern 
als in seinem Heimatkanton ein Delikt begeht, so wird ihn das 
erkennende Gericht, wenn immer möglich, den Behörden des heimat¬ 
lichen Kantons zum Vollzug der Verwahrung übergeben. Da nun, 
wie wir früher ausgeführt haben, das Gericht, in dessen Bezirk 
die Irrenanstalt liegt, über die Entlassung des Kranken zu be¬ 
schließen hat, so kann der Fall eintreten, daß dieses den Kranken 
ungebessert in die Freiheit entläßt. Dieser siedelt sich nach kurzer 
Zeit im früheren Wohnkanton oder in einem dritten Kanton an 
und gefährdet dort neuerdings die öffentliche Sicherheit. Die Aus¬ 
weisung eines Schweizerbürgers aus dem Gebiete eines Kantons 
ist unzulässig. Der Entzug des Niederlassungsrechtes ist beson¬ 
ders in großen Städten nicht leicht durchzuführen. 

In einem solchen Falle soll nun ein Rekurs an das Inspektorat 
von seiten desjenigen Kantons, in dem sich der gemeingefähr¬ 
liche Geisteskranke nach seiner Entlassung niederlassen will, 
möglich sein. 

3. Anzeigepflicht. 

Die Gerichte sollen zur Anzeige jeder Einweisung und Ent¬ 
lassung eines gemeingefährlichen kriminellen Geisteskranken zu¬ 
handen des Inspektorates verpflichtet werden. Ebenso sollen die 
Direktoren der Irrenanstalten in bestimmten Zwischenräumen über 
die von ihnen verwahrten kriminellen Geisteskranken dem In- 
spektorate Aufschluß geben. 

B. Die Ausweisung der gemeingefährlichen geisteskranken 

Ausländer. 

Die praktische Durchführung der Bestimmungen des VE über 
die sM gegenüber gemeingefährlichen verbrecherischen Geistes¬ 
kranken wird insbesondere mit Bezug auf die kriminellen Aus¬ 
länder auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen. 

Der mittellose Ausländer wird zur Verwahrung seinem Heimat¬ 
staate übergeben werden, da man den Kantonen nicht zumuten 
darf, die Anstaltskosten auf die Dauer selbst zu tragen. Es kommt 
nun hin und wieder vor, daß die ausländischen Behörden einen 
solchen Menschen, den die schweizerischen Gerichte für verwah- 
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rungsbedürftig erklärt haben, z. B. aus fiskalischen Gründen, in 
unvermindert gefährlichem Zustande entlassen und womöglich 
noch mit dem nötigen Geld zur Rückreise in die Schweiz ver¬ 
sehen! !) 

Wir halten daher eine vorsorgliche Maßnahme im VE für 
notwendig, deren Wortlaut wir in Anlehnung an die Vorschläge 
von Maier 2 ) und des Vereins Schweiz. Irrenärzte 3 ) fol¬ 
gendermaßen formulieren: 

Art. 57 a. 

„Der Ausländer, der eine mit Strafe bedrohte Tat begeht, aber 
' wegen Unzurechnungsfähigkeit freigesprochen oder wegen verminderter 
Zurechnungsfähigkeit milder bestraft wird und von dem zu erwarten 
ist, daß er weiterhin die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet, 
kann auf unbestimmte Zeit des Landes verwiesen werden. Übertritt er 
diese Bestimmung, so wird er an die Landesgrenze gebracht. 

Der Richter kann die Ausweisung aufheben, wenn ih*m durch sach¬ 
verständige Gutachten bewiesen erscheint, daß der die Gemeingefähr¬ 
lichkeit verursachende Zustand nicht mehr besteht.“ 

Eine solche richterliche Ausweisung scheint uns bedeutend 
wirksamer zu sein als eine bloß administrative Ausweisung oder 
ein Niederlassungsverbot, das von jedem Kanton besonders aus¬ 
gesprochen werden müßte. Ris 4 ) hat hervorgehoben, daß diese 
Ausweisung von den Vereinigten Staaten von Nordamerika bereits 
rigoros durchgeführt wird. Auch in deutschen psychiatrischen 
Kreisen hat man eine derartige Bestimmung für Deutschland schon 
vorgeschlagen :> ). 

C. Andere Mittel zur Sicherung der Gesellschaft vor gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Geisteskranken. 

Zum Schluß wollen wir noch kurz darauf hinweisen, daß der 
Strafrichter nicht nur durch Verwahrung allein, sondern auch noch 
durch andere Maßnahmen die Sicherung der Gesellschaft vor 
gemeingefährlichen kriminellen Geisteskranken bewirken kann. Der 
VE hat dieser Möglichkeit ausdrücklich Rechnung getragen (VE 
1915. Art. 13 .... „gefährdet der .... Täter die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung und ist es notwendig, ihn ... . zu verwahren“). 
Diese Fassung soll dem Richter ermöglichen, von einer Verwah- 

’) Maier, Scliw. Zschr. 26,304. Vogel, 60. 

2 ) Meier, Scliw. Zschr. 22,310. 

3 ) Vorschläge zum VE 1908, Nr. 9. 

') Verein Schweiz. Irrenärzte. Prot, der 43. Jahresversammlung, 46 

*) Wüst, 218. Dresdener forens.-psychiatrische Vereinigung. x 
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rung des Geisteskranken abzusehen, wenn dieser nicht in einem 
solchen Grade gefährlich ist, daß sich diese tiefgreifende Frei¬ 
heitsberaubung rechtfertigen läßt; oder wenn der Richter glaubt, 
mit einer anderen Maßnahme (z. B. Kastration oder Sterilisation) 
den Sicherungszweck rascher und gründlicher zu erreichen. 

Das schweizerische Zivilgesetzbuch (Art. 396, 406) bietet heute 
schon Gelegenheit, durch Bevormundung des Geisteskranken eine 
zivilrechtliche Schutzaufsicht durch den Vormund anzuordnen. 
Unserer Meinung nach sollten aber die nicht verwahrungsbedürf¬ 
tigen gemeingefährlichen Geisteskranken einer besonderen, staat¬ 
lich organisierten Schutzaufsicht auf Grund besonderer Bestim¬ 
mungen im VE unterstellt werden ')• Damit sollen in der Hauptsache 
vom Kranken alle schädlichen Einflüsse ferngehalten werden, die 
ihn zur Begehung eines neuen Delikts bestimmen könnten. 

Eine andere Maßnahme, die Anweisung oder das Verbot 
eines bestimmten Aufenthaltsortes ist in §39 des norwe¬ 
gischen StGB. ausdrücklich erwähnt 2 ). Es ist wohl möglich, daß 
ein Kranker in einem für ihn ungünstigen Milieu weiterhin gefähr¬ 
lich bleibt, während er an einem andern, passenden Orte unter¬ 
gebracht .ganz gut in Freiheit leben kann. Ein besonderes Wirts¬ 
hausverbot für alkoholintolerante Geisteskranke sollte besonders 
in ländlichen Verhältnissen wohl durchgeführt werden können. In 
städtischen Verhältnissen wird aber die notwendige Kontrolle nur 
sehr schwer oder gar nicht durchführbar sein. 

Eine weitere Maßnahme zur Sicherung der Gesellschaft gegen¬ 
über gewissen Sexualverbrechern ist die Kastration 3 ). Man 
bezweckt mit der Vornahme dieser Operation eine Herabminderung 
des kriminellen Sexualtriebes und damit der Gemeingefährlich¬ 
keit. Der große praktische Nutzen der Kastration besteht darin, 
daß der betreffende Mensch als sozial brauchbares Mitglied der 
Gesellschaft weitet in Freiheit leben und sich selbst durchbringen 
kann, anstatt auf fremde Kosten sein Leben lang in einer Anstalt 
verwahrt werden zu müssen, und daß gleichzeitig eventuell die 


') Der VE enthält heute schon Bestimmungen über die Schutzaufsicht; diese 
Normen haben aber keine Geltung für die kriminellen Geisteskranken. 

2 > Siehe Seite 84. 

3 ) Siehe Fälle 18 u. 19 des I. Teiles. Literatur: Maier, Jur.-psych. Gfrg. 8. 
Oberholzer, Jur.-psych. Gfrg. 8. Wilhelm, Jur.-psych. Gfrg. 7, Heft 6. Ziert- 
mann, Mschr. 5, 734ff. v. Hofmann, Mschr. 10, 297 ff. Wilhelm, Mschr. 
9, 470 ff. 

Archiv fllr Kriminologie. 70. Bd. 9 
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ganz bedenkliche Erzeugung einer kriminell gefährlichen und de¬ 
generierten Nachkommenschaft von Verbrechern verhütet wird. 

Ohne näher auf die wissenschaftlichen Kontroversen einzu¬ 
gehen, halten wir die Aufnahme besonderer gesetzlicher Bestim¬ 
mungen über diese Frage noch für verfrüht, besonders da die 
Nachwirkungen der verschiedenen Arten der operativen Unfrucht¬ 
barmachung (Sterilisation und Kastration) wissenschaftlich bis jetzt 
noch nicht genügend erforscht sind. 
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Eine siebzehnjährige Raubmörderin. 

Von 

Oberlandesgerichtsrat Dr. Bittinger, München. 

Am 11. August 1917 enthielten Münchner Morgenblätter 
folgenden Bericht: 

„Außergewöhnliches Aufsehen erregte die Meldung, daß ein 
erst 17 Jahre altes Mädchen, die Werkmeisterstocher Johanna 
Zehentner in München unter dem dringenden Verdacht verttaftet 
wurde, am Sonntag, 11. März, Nachmittag, die 83 Jahre alte Pri- 
vatiere Viktoria Schweickart in ihrer Wohnung, Zechstraße 4, 
durch Revolverschüsse getötet zu haben. Die gerichtliche Vor¬ 
untersuchung bestärkte die vorliegenden Verdachtsgründe, zu 
denen schließlich noch das Geständnis der Verhafteten kam. 
Diese wurde in der Psychiatrischen Klinik auf ihren Geistes¬ 
zustand untersucht, und als die Beobachtung ergeben hatte, daß 
Johanna Zehentner weder geistesgestört noch zur Zeit der Be¬ 
gehung der Tat geisteskrank war, erhob der Staatsanwalt An¬ 
klage wegen Mordes, über die heute Samstag vor der Jugend¬ 
strafkammer des Landgerichtes München 1 verhandelt wird. 

„Die Angeklagte wohnte im Hause der Ermordeten. Am 
9. März entlehnte sie sich von einem Mittelschüler einen Revolver 
unter dem Vorwand, sie wolle damit eine Katze erschießen; dann 
traf sie Anstalten, um das Dienstmädchen der Frau Schweickart 
aus dem Hause fortzulocken. Sie schrieb am 10. März an das 
Dienstmädchen einen Brief, in dem die Empfängerin aufgefordert 
wurde, am nächsten Nachmittag zwischen 2 und 2>/* Uhr zum 
„Stachus“ zu kommen, um von einer Landsmännin ein von deren 
Mutter mitgegebenes Paket in Empfang zu nehmen. Sie beob¬ 
achtete am Sonntag Nachmittag vom Fenster ihrer Wohnung aus, 
daß das Dienstmädchen aus dem Hause ging, und begab sich 
dann, den mit drei scharfen Patronen geladenen Revolver in ihrer 
Jackentasche bergend, in die Wohnung der alten Frau. Beide 
sahen einige Zeit vom Fenster auf die Straße htnunter, dann 
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spielten sie in der Küche bei Bier und Käse mit einem von 
der Zehentner mitgebrachten Spiel Karten Sechsundsechzig“. 
Schon während des ersten Spieles entsicherte die Angeklagte vor¬ 
sichtig den Revolver; während des zweiten Spieles schoß sie dann 
aus unmittelbarer Nähe auf die Frau Schweickart, die in den 
Kopf getroffen wurde; diese lehnte sich an den Küchentisch und 
forderte die Zehentner auf, ihre Mutter zum Beistand herbeizurufen. 
Daraufhin schoß Johanna Zehentner noch zweimal auf die Frau, 
die zu Boden fiel. Nun warf Johanna Zehentner die blutig ge¬ 
wordenen Spielkarten in das Herdfeuer, hob zwei der abge¬ 
schossenen Kugeln auf, sperrte von außen die Küchentür ab, warf 
die Kugeln und eine Patronenhülse in den Abort, schloß die 
Wohnungstüre von außen zu und warf den Schlüssel über einen 
Zaun in einen Garten. Dann ging sie in die Wohnung ihrer 
Mutter zum Tee; auf die Frage der Mutter, warum sie so erhitzt 
sei, antwortete sie, sie* sei so stark gelaufen. 

„Abends kam das Dienstmädchen der Frau Schweickart heim; 
da trotz wiederholten, Läutens nicht geöffnet wurde, ■ holte man 
die Polizei, die Frau Schweickart schwer verletzt am Boden 
liegend auffand; Frau Schweickart konnte nur mehr einige Worte 
sprechen und verschied noch am Abend.“ 

Als die Polizei die Wohnung geöffnet hatte, trat auch die 
Zehentner mit ein und sah sich die Leiche an. Sie erzählte, 
während ihres Nachmittagsbesuches bei der Ermordeten sei ein 
Herr zu Besuch gekommen, der sich als Bekannter der Schweickart 
geberdet habe; sie habe sich daraufhin entfernt. Von diesem 
Manne gab sie eine genaue Beschreibung und die Polizei schöpfte 
Verdacht gegen eine bestimmte, zum Militär eingezogene Person. 
Als der Betreffende der Zehentner, unter anderen Soldaten, vor¬ 
gestellt wurde, bezeichnete sie ihn mit aller Bestimmtheit als den 
Besucher: „Das kann ich beschwören! Ich lasse mir den Kopf 
herunter machen, daß ers ist.“ Glücklicherweise konnte der Ver¬ 
dächtigte alsbald seinen Verbleib nachweisen. Darauf ließ sich 
die Zehentner zu einem Geständnis -herbei, das hinsichtlich der 
Ausführung der Tat durch die Beweisaufnahme in den verschie¬ 
densten Einzelheiten bestätigt worden ist, insbesondere auch durch 
die von Hauseinwohnern vernommenen Geräusche. Als Beweg¬ 
grund gab aber die Zehentner lediglich an, sie habe 
eine „Affaire“ haben wollen. 

Die Voruntersuchung zog sich durch die notwendige Beob¬ 
achtung der Zehentner auf ihren Geisteszustand, in die Länge. 
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Kurz vor der Hauptverhandlung erklärte sie schriftlich, nicht sie 
habe die Tat begangen, sondern ihr Liebhaber, der Fliegerleutnant 
Kurt von Thieme, auf dessen Veranlassung sie die Schuld auf 
sich genommen habe. Diesen Kurt von Thieme gibt es nicht. 
Ein Eintrag im „Poesiealbum“ der Zehentner, eine üble Reimerei, 
„Kurt von Thieme“ unterzeichnet, ist von der Zehentner selbst 
geschrieben. Sie hat damit im Winter 1916/17 einen ihrer jugend¬ 
lichen Verehrer eifersüchtig machen wollen und* damals den Kurt 
als „Gymnasiasten aus Wien“ bezeichnet, während sie in der Haupt¬ 
verhandlung sein Alter auf einige 30 Jahre angab. In der Haupt¬ 
verhandlung bliebsie zunächst auf derTäterschaftdesThieme stehen: 
er habe ihr in der Küche der Schweickart eine Zigarette zu rauchen 
gegeben, es sei ihr schlecht geworden, als sie wieder zu sich ge¬ 
kommen sei, sei die Alte blutüberströmt auf dem Boden gelegen 
und der Kurt verschwunden gewesen. Auf der Straße aber habe er 
sie getroffen, ihr seine Tat ganz im einzelnen beschrieben und sie 
durch Drohungen bestimmt, sich selbst als die Täterin auszu¬ 
geben. Im weiteren Verlauf der Verhandlungen erklärte sie, nun¬ 
mehr ganz gewiß zu sagen, wie es wirklich gewesen sei: sie 
selbst habe die Tat begangen, aber unter der Einwirkung des 
bei der Tat mitanwesenden Kurt von Thieme, der ihr vorher 
alles genau angegeben und ihr gesagt habe, er verfolge die 
Schweickart schon seit vielen Jahren. 

Der Staatsanwalt beantragte wegen Mordes 15 Jahre Ge¬ 
fängnis, die Höchststrafe bei Jugendlichen. Das Gericht hat gegen 
die Zehentner wegen Mordes und versuchten schweren Raubes 
(§ 211, 215, 43, 73 RStGB.) auf 10 Jahre Gefängnis erkannt. Es nahm 
auf Grund von früheren Gelddiebstählen, des Geldbedürfnisses 
der Angeklagten und ihrer Äußerungen über vermeintlichen großen 
Reichtum der Ermordeten an, daß es ihr um Geld zu tun war, 
daß sie aber die Behältnisse zu durchsuchen sich nicht mehr 
getraute, weil zu ihrer Überraschung die drei aus einer klein- 
kalibrigen Selbstladepistole aus großer Nähe auf den Kopf der 
Greisin abgegebenen Schüsse nicht genügten, sie alsbald zu töten. 

Der Verhandlung folgte die Zehentner mit Interesse. Ihre 
Angaben machte sie mit großer Geläufigkeit, hatte auf jeden Vor¬ 
halt eine Antwort, wenn auch oft eine märchenhafte, bereit; wenn 
ihr grobe Widersprüche vorgehalten wurden, zuckte sie auch wohl 
mit den Achseln, ungefähr wie ein Schulmädchen, dem es auf 
schlechte Noten nicht ankommt. Von einer Reue über die Tat, 
einem Mitleid mit der Gemordeten oder auch dem fälschlich von 
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ihr Verdächtigten war offenbar keine Spur vorhanden. Sie gab 
sich aber auch gar nicht erst die Mühe, dergleichen zu heucheln. 
Die Angst vor der Strafe bedrückte sie allerdings und erpreßte 
ihr auch zeitweise Tränen, sie vergaß sie aber, sobald sie in leb¬ 
haftes Erzählen kam, und die Selbstgefälligkeit, mit der sie die 
eigenen Angelegenheiten besprach, auch wo sie nichts weniger 
als rühmlich erschienen, drückte sich oft in einer lächelnden 
Miene aus. Nur'wenn auf ihre Mutter die Rede kam (der Vater 
steht im Feld), schien es ihr manchmal etwas nahe zu gehen. 
Der Urteilsspruch löste Tränen und Schluchzen aus — vielleicht 
auch nicht mehr als ein vereiteltes Hauptvergnügen. 

Nach dem überzeugenden Sachverständigen-Gutachten ist die 
Zehentner hysterisch, nervös, minderwertig — weder normal noch 
geisteskrank — und ethisch defekt. 

Die Zehentner ist einigermaßen erblich belastet, insofern bei 
Geschwistern ihrer Mutter anscheinend Hysterie, in der weiteren 
Verwandtschaft Fälle von Geisteskrankheit und abnormen Charak¬ 
teren vorgekommen sind. Sie zeigt körperlich keine Abnormität 
außer einem sehr steilen Gaumen, hat im 4. Lebensjahre an 
„Fraisen“ gelitten und hat spät menstruiert; eine Schmerzunter¬ 
empfindlichkeit der Haut ist feststellbar. 

Ihr Intellekt ist nicht sehr gut, doch leidlich entwickelt; in 
der Schule machte sie geringere Fortschritte, als ihr hiernach 
möglich gewesen wären, infolge Trägheit und Willensschwäche. 
Ihr Charakter wird vor allem gekennzeichnet durch eine große 
Neigung zur Unwahrhaftigkeit, die durch eine stets bereite 
bewegliche Fantasie unterstützt wird; keineswegs liegt pseudologia 
phantastica vor, sie glaubt ihre Augenblicks-Erfindungen durch¬ 
aus nicht selbst. Fantastisches Prahlen (z. B. befördert sie ihren 
Vater, einen Werkmeister, zum Betriebsleiter und Fliegeroffizier) 
und verlogenes Sichreinwaschen sind ihr gleich geläufig. Bei 
Widerlegungen gibt sie einen Teil ihrer Lügen zu und versucht, 
mit hysterischem Eigensinn, den Rest aufrecht zu erhalten. Sie 
hascht nach Effekt, versteht sich auf das Szenenmachen und liebt 
Theater nicht nur zu sehen, sondern auch selbst zu spielen. In¬ 
dem sie zum Wohlleben und nicht zur Arbeit neigt, ist sie im 
einzelnen unbeständig, springt von einem Gegenstand und auch 
von einem ihrer jugendlichen Verehrer zum anderen ab. Die 
altruistischen Gefühle sind ihr unbekannt, abgesehen von ihrer 
Zuneigung zur Mutter. Ehe Verdacht auf sie gefallen war, äußerte 
sie, um die alte Frau sei es nicht schade gewesen, die habe doch 
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nicht mehr lange zu leben gehabt. Von „moralischem Irresein“ 
ist aber keine Rede; sie weiß sehr wohl, was verboten und erlaubt 
ist, und vermag sich auch, wenn schon mit Mühe, zu beherrschen. 
Daß sie in der psychiatrischen Klinik sich anderen Patienten selbst 
als „die Zehentner, die die Schweickart erschossen hat“, vorstellte, 
beweist nur ihre Selbstgefälligkeit. 

Ihre üblen Anlagen, zusammenwirkend mit ungeeigneter Er¬ 
ziehung und den Schädlichkeiten unserer gegenwärtigen Ent¬ 
wickelung, insbesondere der' Kriegszeit, haben schließlich das 
Verbrechen gereift. 

In der Volks- wie in der kaufmännischen und Frauenschule 
hat es die Zehentner, wie schon angeführt, an redlicher Arbeit 
fehlen lassen; weil sie aber doch etwas gelten wollte, suchte sie 
sich bei deklamatorischen Vorträgen hervorzutun und sich den 
Lehrerinnen mit persönlichen Dingen zu nähern. Ihren Vor¬ 
stellungskreis erfüllte sie mit den Bildern aus Detektiv- und 
anderen Schundgeschichten, die sie sich in Menge verschaffte ')• 
Dem Kinobesuch wurde eifrigst gehuldigt, womöglichst in Gesell¬ 
schaft von „Verehrern“, unreifen Mittelschülern, die ein oder zwei 
Jahre jünger waren als sie selbst und mit denen auch Ausflüge 
in Kaffeehäuser, nach Familien-Bädern in der Umgebung und der¬ 
gleichen unternommen wurden. Das so entstehende Geldbedürfnis 
führte schon im Jahre 1912 zu einer Verurteilung der Zehentner 
wegen Diebstahls zu 3 Tagen Gefängnis. Sie erhielt Bewährungs¬ 
frist und schließlich wurde ihr die Strafe erlassen, unverdienter¬ 
weise, da sie inzwischen Diebereien, namentlich in Warenhäusern, 
begangen hatte, die der Behörde nicht bekannt wurden. Im 
Herbst 1916 stahl sie ihrer Mutter 400 M. Haushaltungsgeld, die 
sie in wenigen Monaten verbrauchte, zu Beginn des Jahres 1917 
auf dem Bahnhof einem Dienstmädchen deren Tasche mit 40 M. 
Auch sonst wurde sie kriminell; weil die schlechte Betragensnote 
in ihrem Schulzeugnis sie hinderte, in einem Geschäft eine An¬ 
stellung zu erlangen, verfälschte sie den Eintrag. Lieber als in 
ein Geschäft wäre sie aber zum Theater gegangen, wovon sie 
gerne sprach und was sie auch angeblich noch zu erreichen hoffte. 
Als eine Zeitungsanzeige erschien, daß ein Graf jemand zu adop¬ 
tieren suche, meldete sie sich sofort und zwar im Einverständnis 
mit ihrer Mutter. Sie ging aber auch auf andere bedenkliche 

') Das ist hier erwiesen, während sonst die Angabe jugendlicher Übeltäter 
durch Schundlektüre auf den Abweg geraten zu sein, nicht immer wahr zu sein 
braucht. 
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Zeitungsanzeigen ein, nämlich auf Modellgesuche, ohne daß be¬ 
sondere körperliche Voraussetzungen bei ihr gegeben wären, und 
ein Akt-Lichtbild von ihr, mit einem eleganten Zimmer als Hinter¬ 
grund, ist vorgefunden worden. Diesem ganzen Tun und Lassen 
stand eine schwache Mutter gegenüber, die weder das ewige auf¬ 
sichtslose Sichherumtreiben zu verhindern, noch die heranwachsende 
Tochter,zu einer geregelten Tätigkeit anzuhalten wußte. 

Zum Schluß sei noch folgende merkwürdige Tatsache an¬ 
geführt: der erste Schuß beraubte die Schweickart des Sehver¬ 
mögens. Sie glaubte vom Schlag getroffen zu sein und forderte 
die Zehentner auf, ihre Mutter zu holen. Auch die beiden folgen¬ 
den Schüsse erkannte sie nicht als solche, sondern als sie von 
den später am Tatort Erschienenen entsetzt gefragt wurde, „wer 
denn hereingekommen sei“, sagte sie, es sei niemand dagewesen. 
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Sir William James Herschel f. 

> Von 

Dr. Robert Heindl (Dresden). 

Kürzlich starb in Warfield ein um die Daktyloskopie hoch¬ 
verdienter Mann: Sir William Herschel. 

Herschel hat lange Zeit in Indien als Regierungsbeamter ge¬ 
lebt, und dort hatte ich Gelegenheit, den Spuren seiner Tätigkeit 
nachzugehen, die für die Entwicklung der Polizeitechnik so be¬ 
deutsam war. 

Über die Frage, wem wir das moderne polizeiliche Finger¬ 
abdruckverfahren verdanken — die erstmalige Verwertung der 
Fingerabdrücke zu Identifizierungszwecken durch die Ostasiaten 
früherer Jahrhunderte sei hier nicht weiter berücksichtigt — herrscht 
selbst in Fachkreisen noch Unklarheit. Die meisten, die über Dak¬ 
tyloskopie schrieben, haben die Frage der Urheberschaft nurnebenbei 
gestreift. Einer hat den anderen zitiert, ohne die Richtigkeit des 
Zitierten zu prüfen und so finden wir in der Literatur immer wieder 
dieselben beiden falschen Behauptungen: Die einen sagen, Bertilion 
habe die Daktyloskopie in ihrer heutigen Gestalt geschaffen. Tat¬ 
sächlich war er ihr erbittertster Widersacher und suchte zu ver¬ 
hindern, daß der von ihm propagierten Anthropometrie ein Rivale 
in der Daktyloskopie erwuchs. Die anderen ernannten den Breslauer 
Universitätsprofessor Purkinje zum Erfinder. Tatsächlich steht in 
seinen Werken kein Wort über die Daktyloskopie. Er hat ledig¬ 
lich — übrigens nicht einmal als erster deutscher Mediziner — die 
Hautoberfläche an den Fingerspitzen des Menschen und Affen 
beschrieben und die filigranfeinen Muster, die die Hautleisten auf¬ 
weisen, zu klassifizieren versucht. Aber bei dieser Klassifizierung 
verfolgte er rein deskriptive Zwecke. An die Herstellung von 
Fingerabdrücken und an eine Registrierung dieser Abdrücke 
dachte er nicht, geschweige denn an eine Identifizierung der Ver¬ 
brecher durch diese Linienbilder. 
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I 

Der erste Europäer, der die Fingerabd rücke polizeilichen Zwecken 
dienstbar machen wollte, war vielmehr Herschel. Er begann seine 
Versuche im Distrikt Hooghly (Bengalen), wo er 1853 bis 1878 
als Beamter des indischen civil Service tätig war. 

Ich bin vor einigen Jahren während meines Aufenthaltes in 
Indien als gewissenhafter Kriminaltourist nach dem Hooghly ge¬ 
pilgert, um die Vaterschaft Herschels gewissermaßen an der Wiege 
zu untersuchen. Soweit ich feststellen konnte, hat Herschel Mitte 
der Siebziger Jahre die Daktyloskopie zum ersten Mal praktisch 
verwertet. 

Zunächst um Identitätsschwindeleien bei der Auszahlung von 
Pensionen zu verhüten. Jeder pensionsberechtigte Inder wurde 
daktyloskopiert und sein Abdruck amtlich registriert. Bei jeder 
Pensionsauszahlung mußte vom Empfänger mit einem Fingerabdruck 
quittiert werden, damit die Identität des Pensionisten durch Finger¬ 
abdruckvergleich festgestellt werden konnte. Später führte Herschel 
die Daktyloskopie auch in einem Gefängnis seines Distriktes ein. 
Jeder Neueingelieferte hatte seinen Fingerabdruck zu deponieren. 
So konnten die Richter und sonstigen Beamten, wenn sie sicfrim 
Gefängnis einen Sträfling vorführen ließen, durch Fingerabdruck¬ 
vergleich die Identität des Vorgeführten feststellen und nachprüfen, 
ob dem Gefängniswärter kein Irrtum unterlief. (Derartige Irrtümer ge¬ 
hörten bei der Ignoranz der Sträflinge über ihre eigenen Personalien 
früher nicht zu den Seltenheiten.) 

Herschel sammelte auf diese Weise mehrere Tausende von 
Fingerabdrücken. Allerdings nahm er wohl meist nur Zeige- und 
Mittelfinger der rechten Hand. Doch das so gesammelte Material 
genügte, um später den wissenschaftlichen Nachweis zu erbringen, 
daß Fingerabdrücke im Lauf des Menschenlebens sich nicht ändern. 

Nachdem Herschel die praktische Durchführarbeit seiner Idee 
hinreichend erprobt hatte, sandte er einen Bericht an den General¬ 
inspektor der Gefängnisse von Bengalen, um die Einführung in 
ganz Bengalen anzuregen. 

Der Bericht lautete: 1 ) 

Hooghli, 15. August 1877. 

Sehr geehrter Herr B. 

Ich übersende Ihnen hiermit eine Arbeit, über eine neue 

Methode der Personenidentifizierung. Diese Methode ist, wenn 

’) Nach einer Kopie des Berichtes, die Herschel aufbewahrte, übersetzt. Das 
Original des Berichtes ist mir trotz eifriger Bemühungen nicht zugänglich geworden. 
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sie einigermaßen sorgfältig ausgeführt wird, weitaus sicherer 
als die Photographie. Sie besteht in einem stempelartigen 
Abdruck des rechten Zeige- und Mittelfingers (der Einfachheit 
halber werden nur diese beiden Abdrücke genommen). Zur 
Herstellung der Abdrücke dient gewöhnliche Stempelfarbe. 

Auf Grund praktischer Experimente kann ich versichern, 
daß die Zeichnung der Fingerspitzenhaut sich im Laufe von 
zehn oder fünfzehn Jahren nicht derart verändert, daß dadurch 
der praktische Wert der Methode beeinträchtigt würde. 

Das Verfahren, einen solchen Abdruck zu nehmen, ist 
kaum schwieriger als das Herstellen eines Abdruckes von 
einem gewöhnlichen Bürostempel. Ich habe das Verfahren im 
Gefängnis und im „Registering-Office“ und bei der Auszahlung 
von Pensionen nunmehr schon seit etlichen Monaten versucht 
und bin auf keine praktischen Schwierigkeiten gestoßen. 

"x Eine einmalige Erklärung der Manipulation genügte, um 
den Omlah ') instand zu setzen, brauchbare Abdrücke zu liefern. 
Die nötigen Utensilien sind durch jeden Daftari 2 ) leicht zu 
beschaffen. 

Jede Person, die gegenwärtig in Hooghli ein Dokument 
amtlich eintragen läßt, muß ihr „Fingerzeichen“ herstellen lassen. 
Bisher hat noch nie jemand die Prozedur verweigert. Ich 
glaube, wenn man dieses Verfahren allgemein einführen wird, 
wäre ein für allmal den Identitätsschwindeleien ein Ziel gesetzt. 

Ich habe im Laufe der letzten zwanzig Jahre Tausende 
von Fingerabdruckblättern hergestellt und bin jetzt fast stets 
in der Lage, Personen auf Grund der Abdrücke zu identifizieren. 

Als ein Beispiel, wie wertvoll das Verfahren sein könnte, 
setze ich den Fall, Roger Tichborne :l ) hätte beim Eintritt in 
die Armee seine Fingerabdrücke deponieren müssen. Der 
ganze Ortonprozeß wäre dann in zehn Minuten erledigt ge¬ 
wesen. 

Ich glaube nicht weiter ausführen zu brauchen, wie not¬ 
wendig die Idendifikation in den Gefängnissen ist. Die Finger¬ 
abdrücke sind das Mittel, jederzeit festzustellen, ob die Ge¬ 
fangenen identisch mit den von den Richtern verurteilten sind. 

') Schreiber. 

J ) Schreibmaterialienverwalter der Behörde. 

■’) Nachdem Lord Tichborne, der Erbe eines Riesenvermögens, einige Jahre 
verschollen war, tauchte ein Hochstapler namens Orton auf, und behauptete Lord 
Tichborne zu sein. Der Prozeß dauerte sieben Jahre. 
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Man braucht bloß die Nummer aufrufen und ihre Fingerabdrücke 
nehmen; ist es ein anderer, so stellt sich das sofort heraus. Ist 
No. 1302 wirklich tot oder ist der Leichnam untergeschoben? 
Die Leiche hat zwei Finger, die auf diese Frage antworten 
werden. Ist der ins Gefängnis eingelieferte Mann wirklich 
der Simon Pure, den der Richter verurteilte? Die Finger¬ 
abdrücke auf der Rückseite des richterlichen Haftbefehls geben 
Auskunft usw. 

Wollen Sie gütigst der Angelegenheit Ihre Aufmerksam¬ 
keit nicht versagen und gestatten Sie mir die Anfrage, ob ich 
das Verfahren auch in anderen Gefängnissen versuchen darf. 

Um sorgfältige Aufbewahrung der beiliegenden Muster 
bittet 

Ihr ergebener 

W. Herschel. 

Herschel erhielt einen ablehnenden Bescheid. Und dieser 
Mißerfolg entmutigte den durch Tropenkrankheiten geschwächten 
Mann derart, daß er den ganzen Plan fallen ließ. 

Die Daktyloskopie schien abermals in Vergessenheit zu geraten. 
Doch Galton, der jüngst verstorbene englische Anthropologe 
und Henry, der gegenwärtige Polizeipräsident von London, haben 
sie vor diesem Schicksal bewahrt. Sie griffen die Arbeit, die 
Herschel unmutig hingeworfen hatte, wieder auf und schufen, 
glücklicher als ihr Schrittmacher, das System, nach dem wir heute 
in fast ganz Deutschland operieren. 
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Prof.'Dr. med. et phil. Max Dessoir: Vom Jenseits der Seele. 
Die Geheiinwissenschaften in kritischer Betrachtung. — 2. Auf¬ 
lage. — Stuttgart 1918. Ferdinand Enke. — VI u. 344 S. 

Die vorliegende zweite Auflage ist der ersten schon nach so kurzer Zeit 
gefolgt, daß sie bei mir bereits eintraf, noch ehe meine Besprechung des 
Werkes auf der Grundlage der ersten Ausgabe fertig gestellt war. Dieser 
äußere Erfolg im vierten Kriegsjahre dürfte neben den objektiven Eigen¬ 
schaften und Werten des Buches wesentlich auch auf dem nach viel¬ 
fachen Eindrücken gerade im Kriege unter den seelischen Einwirkungen 
dieses Erlebnisses gesteigerten Interesse an metaphysischen Problemen 
und der verstärkten Hinneigung zur Mystik beruhen. Es ist aber nicht 
anzunehmen, daß diese psychischen Vorgänge auch unterden „nüchternen“ 
Juristen in erheblicherem Maße stattgefunden haben — ebensowenig 
wie unter den Ärzten! Und so ist, was ich im Hinblick auf den letzteren 
Tatbestand bereits in einem medizinischen Fachorgan bedauernd hervor¬ 
hob, an dieser Stelle mutatis mutandis zu wiederholen: das Dessoirsche 
Buch, das ich in den Händen vieler Damen, Schriftsteller und Künstler 
weiß und vieler Psychologen und Philosophen vermute, ist wahrschein¬ 
lich von Juristen weit weniger beachtet worden, als es auch diesen 
gegenüber — und zwar nicht nur wegen der von ihm zu erwartenden 
Förderung der allgemeinen, sondern auch der fachlichen Bildung — 
unbedingt fordern darf und soll. Es braucht hier nicht näher auseinander¬ 
gesetzt und begründet zu werden, daß dem Juristen, der in seinem Be¬ 
rufe die wissenschaftlichen Aufgaben erkennt und sie nach wissen¬ 
schaftlichen Grundsätzen zu lösen bestrebt ist, vor allem auch die Grund¬ 
gesetze und -Erscheinungen des menschlichen Seelenlebens geläufig 
sein müssen. Dabei genügt es aber für ihn, ganz besonders für den 
Kriminologen, nicht nur die norma 1 en Äußerungen der Psyche zu 
kennen, in ihren Verursachungen, Beziehungen und Bedeutungen zu 
verstehen und zu würdigen, sondern im Hinblick auf die besonderen 
Subjekte und Objekte in seinem Arbeitsbereich muß er gerade die aus 
dem normalen Verlauf des Seelenlebens heraustretenden Zustände 
und Vorgänge ihrem Wesen nach durchaus beherrschen. Dessoir hat 
diese zwischen dem Durchschnitt und dem ausgesprochen Pathologischen 
gelegenen seelischen Phänomene als „parapsychische“ bezeichnet und 
ihnen schon von früher Jugend an sein Interesse und Studium gewidmet. 
Seine Autorität als einer der erfahrensten Kenner und gediegensten 
Beurteiler der „Parapsyche“, ihrer Erscheinungen im Leben und ihrer 
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Niederschläge in der Wissenschaft ist unbestritten, und in dem nun vor¬ 
liegenden Buch leitet uns dieser zuverlässige Führer ebenso kühn wie 
besonnen in jenes „Jenseits der Seele“. Auch Dessoir freilich vermag 
nicht völlig das geheimnisvolle Land zu erschließen, denn er besitzt 
keine Zauberformel, deren zu diesem Ziele es bedürfte, sondern nur die 
Kraft wissenschaftlichen Denkens und Forschens. Darüber hinaus aller¬ 
dings ist ihm doch noch eine besondere Gabe eigen, die ihn befähigt, 
namentlich in einem Teilgebiete jenes weiten Landes verborgenste Pfade 
zu finden und scheinbar ungangbarste Straßen zu gehen. Nennen wir 
diese Gabe ohne Scheu vor dem mißverständlichen Klang des Aus¬ 
druckes getrost: Detektiv-Talent. Der Abschnitt über den Spiritismus 
ist — unbeschadet der rein wissenschaftlichen Bedeutung, die ihm wie 
dem gesamten Werke zukommt — ein glänzendes Zeugnis für den 
Detektiv Prof. Max Dessoir und eine Quelle gedanklicher und prak¬ 
tischer Anregungen auch für den Kriminalisten. Die Kapitel „Geheim¬ 
wissenschaft“ und „Magischer Idealismus“ schätze ich am höchsten, 
weil sie mir an Belehrung und an neuen Gesichtspunkten am meisten 
gaben. Den nur oder wesentlich „diesseitig“ orientierten Leser dürften 
diese Abschnitte aber wohl doch gar zu weit ins „Jenseits“ führen und 
der fremdartigen Umgebung selbst unter so sachkundiger und interessanter 
Leitung nicht recht froh werden lassen. In den ja ebenfalls „jenseitigen“ 
Bezirken: Unterbewußtsein, Traum und Hypnose, Automatismus, Doppel¬ 
leben, Telepathie, den im engeren Sinne parapsychischen Phänomenen, 
behält man doch sozusagen die rückläufigen Verbindungen deutlich vor 
Augen und daher ein Gefühl größerer Ruhe und Sicherheit. 

Das Dessoirsche Buch — um das für den größten Teil der 
„Archiv“-Interessenten entscheidende Urteil zusammenzufassen — dient 
in hohem Maße der Erhellung theoretischer und praktischer Kriminal- 
probleme und ist ein Werk, dessen Lektüre durchweg spannend und 
dessen Studium außerordentlich ertragreich ist. 

Dr. Max Marcuse, Berlin. 
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Einige Worte über den Inhalt und Zweck 
dieser Zeitschrift. 

Von 

Exzellenz Baron Dr. Julius von Wlassics, Königl. ung. Minister a. D., Präsident 
des Magnatenhauses, erster Präsident des Verwaltungsgerichtshofes, Budapest. 


Mit Bereitwilligkeit leiste ich der ehrenden Aufforderung Folge, 
meine Ansichten über die sog. strafrechtlichen Hilfswissenschaften 
im Zusammenhang mit dem Inhalt und den Zielen dieser Zeitschrift 
darzulegen. 

Auch deshalb tue ich es gerne, weil ich nicht nur die treue 
Pflege unserer politischen und Waffenfreundschaft anstrebe, sondern 
auch das kulturelle und wissenschaftliche Zusammenarbeiten für 
unsere gemeinsame und uns lieb gewordene Pflicht halte. Für 
uns ist es von besonderer Wichtigkeit, daß jene Kulturarbeit bekannt 
werde, Welche das Ungarntum hier, im Donautale, im tausendjährigen 
ungarischen Staate bisher vollbrachte, und unter glücklicheren Ver¬ 
hältnissen in noch größerem Maße vollbringen wird. 

Ich bin umso freudiger bereit auch jene Frage zu beantworten, 
welche Richtung diese Zeitschrift erstreben soll, als ich vom Be¬ 
wußtsein erfüllt bin, niemals den Fanatikern der sog. „strafrecht¬ 
lichen Schulen“ angehört zu haben. Nie habe ich mich den An¬ 
forderungen des Fortschrittes verschlossen. Als Ehrenpräsident 
der ungarischen Gruppe der internationalen strafrechtlichen Ver¬ 
einigung eröffnete ich jene Plenarsitzung, welche die Reformarbeit 
des ungarischen Strafgesetzbuches begann. Dabei sprach ich in 
meiner einleitenden Rede unter anderem folgende Worte: „Obwohl 
ich mich zur Zeit der Schaffung des Strafgesetzbuches zu der da¬ 
mals bei uns fast ausschließlich herrschenden objektiven Schule 
bekannte, wies ich trotzdem in meinen Monographien über den 
Versuch und über die Teilnahme, im Gegensatz zum Schöpfer 
des ungarischen Strafrechtskodex Karl Csemeghy, auf jenen über¬ 
triebenen Doktrinärismus hin, welcher in gewissen Fällen der Aus¬ 
führungshandlung auf den Grad des Verschuldens einen unverhältnis- 
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mäßigen Einfluß zuschrieb. Auch heute bin ich kein Fanatiker von 
Schulen. Auch jetzt fühle ich mich mit der ganzen Kraft meines 
bescheidenen Wissens zu jenen hingezogen, welche zwischen den 
neuen und alten Schulen die Aufgabe des Vermittelns gewählt 
haben. Niemals nahm ich, auf welchem Bildungsgebiete immer, 
den Vertretern des Fortschritts und der neuen Richtungen gegen¬ 
über einen starr abweisenden Standpunkt ein. Auch auf dem 
Gebiete des Strafrechtes konnte ich es nicht. Und schon zu jener 
Zeit, als die neuen Richtungen sich noch nicht rühmen konnten, 
daß die Wahrheiten ihres praktischen Wertes in das lebende Recht 
eingedrungen seien, erhob ich meine Stimme gegen jene starre, 
ungerechtfertigte Auffassung, welche in den neuen Richtungen bloß 
das Gift des Irrtums suchte. Wer auf dem Wege zu den großen 
Wahrheiten hinter den bisher erreichten Ergebnissen verschanzt, 
die Entfaltung des besseren, vollkommeneren, gerechteren Rechts¬ 
systems hintertreiben will, verleugnet den Geist der Evolution, 
Ich bin so durchdrungen vom Gesetz der fortschreitenden Ent¬ 
wicklung auf jedem Gebiete der menschlichen Kultur, daß ich nicht 
an abgeschlossen vollendete menschliche Schöpfungen glauben 
kann. Nichts ist also natürlicher, als das ich auch heute jene 
Bestrebungen warm und freudig begrüße, welche die gesunden, 
reifen Früchte der neuen Richtungen einsammeln und mit den 
praktischen Resultaten der wissenschaftlichen Forschung das Straf¬ 
gesetz bereichern wollen.“ Heute zweifeln nur mehr wenige daran, 
daß das Strafrecht der Zukunft wesentlich anders sein wird, wie 
das alte war. Heute kann nicht mehr die Strafe allein das Kampf¬ 
mittel gegen die Kriminalität sein, vielmehr muß in großangelegter 
staatlicher und gesellschaftlicher Tätigkeit gegen die Ursachen und 
Faktoren des Verbrechens angekämpft werden. Und bei dieser 
Arbeit kommt heute den Wissenschaften, welche die Hilfs- oder 
Nebenwissenschaften des Strafrechtes genannt werden, eine führende 
Rolle zu. Auch die alten Schulen sprachen bereits von den Hilfs¬ 
wissenschaften des Strafrechtes. Schon die Lehrbücher der klas¬ 
sischen Schulen registrierten das Privatrecht, das Staatsrecht, die 
Nationalökonomie, die Statistik, die Rechtsgeschichte, die Rechts¬ 
philosophie, die gerichtliche Medizin, die Gefängnislehre usw. als 
Hilfswissenschaften des Strafrechts. Heute gibt es jedoch außer 
diesen eine neue Welt der strafrechtlichen Nebenwissenschaften, 
welche sich nicht vom Standpunkte des codifizierten Strafrechtes, 
nicht durch das Sprachrohr der strafrechtlichen Dogmatik mit den 
grundlegenden Fragen beschäftigen, sondern durch den Spiegel 
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der Erfahrungstatsachen des praktischen Lebens die Ursachen der 
Kriminalität wissenschaftlich erforschen und zergliedern und die 
Mittel zur Bekämpfung dieser schuldschaffenden Faktoren aus¬ 
findig machen. 

Für das ganze weite Gebiet, welches wir mit dem Namen der 
Kriminalanthropologie, Kriminalpsychologie, strafrechtlichen Ätio¬ 
logie, Kriminalsoziologie, strafrechtlichen Prophylaxis, Krimina¬ 
listik bezeichnen, ist das „Archiv für Kriminologie" als 
spezielles Organ in Deutschland und im Ausland 
anerkannt. Ein Organ, welches sich mit der prak¬ 
tischen Seite des Kampfes gegen das Verbrechen be¬ 
faßt. Die Rechtsdogmatik, die Strafrechtswissenschaft im engeren 
Sinne, hat ja in Deutschland hervorragende, namhafte Zeit¬ 
schriften; aber auf dem Gebiet der praktischen Verbrechens¬ 
bekämpfung steht das Archiv für Kriminologie einzig da. Ich 
hielte es für unrichtig, wenn das „Archiv“ dem Programm untreu 
würde, welches der Schöpfer der „Kriminalistik“, H. Groß, bei 
Gründung der Zeitschrift als Ziel setzte. Heute ist es schon all¬ 
gemein anerkannt, daß jene Wissenschaft, welche H. Groß, der 
einstige Grazer Professor, unter dem Namen der „Kriminalistik“ 
einführte, eine der größten pädagogischen Aufgaben des materiellen 
Strafrechtes ausfüllt. Groß wurde von vielen verkannt. Manche 
unterschätzten sein erfolgreiches Bemühen, die rechtstudierende 
Jugend und hauptsächlich die praktischen Juristen im technischen „ 
Feststellen des Tatbestandes zu vervollkommnen. ' Während meiner 
achtjährigen Lehrtätigkeit als Professor des Strafrechtes an der 
Budapester Universität würdigte ich bei jeder sich bietenden Ge¬ 
legenheit die hervorragenden Verdienste von H. Groß. Auch be¬ 
obachtete ich, wie sein Werk das „Handbuch für Untersuchungs¬ 
richter“ die hervorragendsten Schüler eroberte. Lucas’s „Anleitung 
zur strafrechtlichen Praxis“ und Weingart’s „Kriminaltaktik“, beides 
der Groß- Schule angehörende Produkte, trugen auch dazu bei, 
daß in den ungarischen Lehrbüchern, sowie von den Lehrstühlen 
die von Groß begründete Kriminalistik als selbständige Wissen¬ 
schaft bezeichnet wurde. Und wahrlich, wenn je, dann ist heute, 
wo nach dem Kriege die Kriminalität zu größerem Umfang an- 
wachsen wird, wo wir auf eine Flut von Delikten gefaßt sein 
müssen, die Notwendigkeit vorhanden, daß die Behörden mit all 
dem Wissen bewaffnet seien, welches dieMethodikderKriminal- 
untersuchung und die Kriminaltechnik bieten kann. Dieser 
Zeitschrift wird die große Aufgabe zufallen, die Vor- 
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erhebung pflegenden Behörden, die Untersuchungs¬ 
richter die Staatsanwälte darüber aufzuklären, inwie¬ 
fern Errungenschaften der Naturwissenschaften im 
Kampfe gegen das Verbrechen zweckmäßigauszunütze n 
sind. Sie müssen sich dessen bewußt werden, welche mächtige Hilfs¬ 
mittel ihnen in der Gerichtschemie, der Kriminalpsychologie, der 
Psychiatrie auf deren heutiger Entwicklungsstufe im Kampfe ge¬ 
gen die Kriminalität zur Verfügung stehen. So wird diese über¬ 
aus wertvolle Zeitschrift zum nützlichen Faktor in der Fortbildung 
unserer ausübenden Strafrechtsjuri'sten werden. Wir veifügen be¬ 
reits über reiche Quellen der strafrechtlichen Dogmatik, aber sobald 
die Kriminalistik einen selbständigen Wissenszweig der pädago¬ 
gischen Aufgabe des Strafrechtes bedeutet, wäre es ein großer 
Fehler, wenn auch die vorliegende Zeitschrift den ihr zur Verfügung 
stehenden Raum durch die juridisch- logische Erörterung des an¬ 
deren pädagogischen Wissenszweiges, d. h. der Regeln des codi- 
fizierten Rechtes, verringern würde. Das will keineswegs heißen, 
daß ich das Lager der gegen das Verbrechen Kämpfenden zn spal¬ 
ten wünsche. Das, wofür ich das Wort ergreife, ist im Gegenteil 
die weise Arbeitsteilung im Interesse des gemeinsamen Zieles. 
Eine Arbeitsteilung, welche einerseits die Wichtigkeit der großen 
Nebenwissenschaften des Strafrechtes verkünden, andererseits mit 
Anspannung aller Kräfte an der Entwicklung eines möglichst voll¬ 
kommenen Strafrechtes und einer ebensolchen strafrechtlichen Praxis 
arbeiten soll. Ich hoffe, diese Zeitschrift wird das, was in der heu¬ 
tigen Rechtsordnung gut und zweckentsprechend ist, gegen den 
Übereifer der Neuerer schützen. Wenn hingegen die Zurück¬ 
gebliebenheit und die träge Bewegungslosigkeit sich nur an die land¬ 
läufigen Schlagwörter festklammern und aus Furcht vor der Un¬ 
bequemlichkeit des Neuen die Behauptung aufstellen, die heu¬ 
tige Generation sei noch nicht reif für diese oder jene Reform: 
dann soll diese Zeitschrift auf dem Posten sein und beweisen, daß 
das Neue, wovor der Fortschrittträge zurückschreckt, dem Ent¬ 
wicklungsgrade der heutigen Generation entspricht, daß die heutige 
Gesellschaft die Neuerung verträgt und die heutige Volkseele sich 
keineswegs gegen sie empört. 

Zum Schluß will ich noch dem Wunsche Ausdruck geben, 
daß diese Zeitschrift unter der Führung der neuen Schriftleitung 
ihren großen und schönen Beruf im Zeichen der Vertiefung der 
Strafrechtswissenschaft, der Vorbereitung weiser, praktischer Re¬ 
formen und der unparteiischen, ernsten Kritik erfüllen möge. 
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Die Mikroskopie im Dienste der Kriminaluntersuchung. 

Von 

Gerichtschemiker Dr. G. Popp, Frankfurt a. M. 

Wir haben den Verfasser, der in Süd - 
demschland und in der Rheingegend seit Jahren 
eine außerordentlich umfangreiche kriminali¬ 
stische Sachverständigentätigkeit entfaltet, er¬ 
sucht sich über die Untersuchung von 
Schmutz- und Erdspuren zu äußern. Denn 
unseres Erachtens wird auf diese so unschein¬ 
baren, aber so wichtigen Spuren von Polizel- 
und Justizbeatnten viel zu wenig geachtet. 
Ein Grund für diese Unterlassungssünden mag 
sein, daß die wissenschaftliche Literatur über 
diesen Gegenstand auffallend dürftig ist. Viel¬ 
leicht hat die Darstellung der beiden Fälle, die 
der Verfasser seiner eigenen Praxis entnommen 
hat, zur Folge, daß künftig bei Kapitalverbrechen 
die Beschmutzungen an Schuhen, Kleidern 
und Wäsche und insbesondere die Deposita 
unter den Fingernägeln mehr berücksichtigt 
werden. Wir freuen uns, mittellen zu dürfen 
daß der Verfasser uns Fortsetzungen seiner in- 
teressa'nten Arbeit in Aussicht gestellt hat. 

Dr. Hein dl. 

Die Mitwirkung des Mikroskopikers bei der Feststellung des 
Tatbestandes schwerer Verbrechen und der Untersuchung Ver¬ 
dächtiger ist von Groß in seinem Handb. f. U. R. IV. Bd. 1 pg. 
193 ff. eingehend gewürdigt worden, und wir finden da mehrere 
prächtige Hinweise und Beispiele gegeben. 

Die neuere Literatur ist der Aufforderung von Groß zur Samm¬ 
lung weiterer Beispiele erfolgreicher Anwendung des Mikroskopes 
aber nicht in gebührendem Maße gerecht geworden, außer vielleicht 
auf dem Gebiete der Urkundenfälschungen und der Blutfleckenprü¬ 
fung, wodurch die Errungenschaften der wissenschaftlichen Mikro¬ 
photographie, besonders die Seite der Darstellung der mikrosko¬ 
pischen Befunde, mehrfache Förderung gefunden hat. 

ln den folgenden Ausführungen möchte ich mich zunächst mit 
der Untersuchung von Schmutz an Schuhen und anderen Kleidungs¬ 
stücken befassen und einige diesbezügliche Fälle anführen. 

Für die erfolgreiche Feststellung derartiger Spuren ist es wich¬ 
tig, daß die Gegenstände dem Sachverständigen im ursprünglichen 
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Zustand der Beschlagnahme unterbreitet werden und nicht durch 
Zusammenpacken mit abfärbenden oder abstäubenden Gegen¬ 
ständen oder gar durch Reinigung oder Desinfektion (z. B. in Ge- 
fangen-Anstalten) verändert wurden. 

Schmutz und Staub sind in der Regel graue oder schwarze, 
pulverige, verkittete oder schmierige Massen, welche sich nach 
Liebig als „an und für sich vielleicht sehr nützliche Substanzen 
an einem verkehrten Platze“ befinden. 

Wie der Chemiker eine Substanz durch Analyse in ihre Ur- 
stoffe zerlegt und so ihren chemischen Charakter beurteilt, so zer¬ 
legt der Mikroskopiker den Schmutz zunächst durch Vergrößerung 
mit dem Mikroskop in die optisch erkennbaren verschiedenen Be¬ 
standteile, die er dann morphologisch durch rein mikroskopische, 
mechanische, mikrochemische oder physikalische Methoden zu 
trennen und im einzelnen zu bestimmen sucht. 

Das Körpergemenge ist zunächst in Mineralsubstanzen, Pflan¬ 
zenteile und andere Zellkomplexe, Bakterien bezw. Mikroorganis¬ 
men, Fette oder dergleichen zu trennen und dabei zu beurteilen, ob 
die Elemente ihrer Art nach zusammengehören oder ein durch be¬ 
sondere Umstände geschaffenes Gemenge vorliegt, und welche 
Bedeutung ihm als Ganzes wie in seinen Bestandteilen für den 
Fall zukommt. 

Die graue oder schwarze Farbe des meisten Schmutzes rührt 
daher, daß die Mischung der verschiedenen Farben in Substanz 
immer ein mehr oder weniger tiefes Schwarz ergibt im Gegensatz 
zur optischen Mischung auf der sich drehenden Scheibe, auf wel¬ 
cher bekanntlich Weiß entsteht. Andere Färbungen des Schmutzes 
können durch das Vorwiegen bestimmter gefärbter Elemente oder 
von einem Durchdringen mit einer Farblösung bedingt sein. 

Ehe man zur Analyse eines Schmutzfleckes durch Ablösung 
einzelner Teile schreitet, ist es Grundbedingung, die Beschaffen¬ 
heit der Substanz nach Art der Auflagerung, Umfang, Form und 
Tiefe zu prüfen und eventuell durch eine geeignete Maßnahme 
festzuhalten. 

Besonders ist auch die Frage des Alters eines Fleckes durch 
seine äußere Erscheinung, nachträgliche Staubauflagerungen, Zer¬ 
klüftung, Durchdringung mit Schimmelmycelien und dergl. tun¬ 
lichst sofort zu entscheiden. 

Wenn Groß (1. c. pg. 221 unten) meint, daß die mikroskopische 
Prüfung eines Fleckes rasch geschehen könne, verhältnismäßig 
nicht viel koste und vielleicht sofort endgültigen Bescheid geben 
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könne, so möchte ich dem entgegen doch vor einer Entscheidung 
auf den ersten Blick ins Mikroskop hin warnen, da auch hier der 
Schein oft trügt. Nur eine gründliche, mit den Geboten dermodernen 
mikroskopischen Technik geführte Untersuchung kann eine Gewähr 
für sichere Schlüsse bieten, während eine auf oberflächliche Be¬ 
trachtung hin abgegebene Erklärung leicht die ganze Untersuchung 
des Falles auf Irrwege zu leiten vermag. Auch möge man be¬ 
achten, daß niemals der ganze Fleck ohne vorherige photographische 
Festhaltung seiner Erscheinung so zerstört werden darf, daß eine 
nachträgliche Feststellung und Überprüfung unmöglich wird, denn 
die Erfahrung lehrt, daß die wichtigsten Fragen oft erst nach Er¬ 
halt des ersten Befundes auftreten und eine Kontrolle desselben 
erheischen. 

Jeder einzelne Fall bietet neue Gesichtspunkte und stellt an 
die Umsicht und Erfahrung des Sachverständigen verschiedene 
Anforderungen. 

Ich lasse daher zur Erläuterung einige Fälle aus meiner lang¬ 
jährigen Praxis folgen, wobei ich aber auf die Methodik, als hier 
zu weit führend, nicht mehr zu sprechen kommen möchte. 

Fall Laubach, Landger. Freiburg i. B. No 1591/04 
(Mord und Sittlichkeitsverbrechen). 

Tatbestand: am 7. 10. 1904 wurde bei Wildthal die Leiche 
einer 52jährigen Näherin in einem Bohnenacker ermordet aufge¬ 
funden. Die Leiche zeigte Stich- und Schnittwunden am Halse 
und war mit einem rotblauen, seidenen Halstuch gewürgt worden. 
Anscheinend hatte auch ein Sittlichkeitsverbrech^n stattgefunden. 
Die Leiche lag abseits von einem Fußweg. An diesem fand sich 
ein buntes Taschentuch, welches nicht aus dem Besitz der Ermor¬ 
deten stammte. 

Die mikroskopische Untersuchung dieses Taschentuches ergab, 
daß sich an demselben durch den Regen verwaschenes Blut be¬ 
fand, sowie ein Stückchen blutiges, fettiges Gewebe und Seiden¬ 
fasern von roter und blauer Farbe, welche mit denen von dem 
Halstuch der Ermordeten übereinstimmten. Die Schmutz- bezw 
Nasenschleimflecke in dem Taschentuch waren meist bräunlich 
oder schwarz. Bei der mikroskopischen Analyse ergab sich in 
den braunen Flecken reichlich Tabakstaub, wie er in Schnupftabak 
zu finden ist. In den dunkleren Flecken war reichlich Kohlen- 
bezw. Koksstaub zu sehen, welcher an der glasigen Struktur und 
seiner Unlöslichkeit erkennbar war. In anderen Flecken fanden 
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sich feine Sandkörnchen verschiedener Art, vermischt mit Glimmer¬ 
schüppchen und Hornblendekristallchen. 

Die Tat war zweifellos am Abend vorher begangen worden, 
ln später Abendstunde war ein heftiger Platzregen niedergegangen. 

Der Tat verdächtigt wurde ein in einem Nachbarort wohnender 
früherer Fremdenlegionär, welcher nach dem Regen nach Hause 
gekommen war und angab, tagsüber in einer Sandgrube und einige 
Tage vorher auf dem Gaswerk gearbeitet zu haben. Derselbe war 
auch Schnupfer. Er leugnete zunächst die Tat und den Besitz 
des Taschentuches. 

Die Untersuchung des unt£r seinen Fingernägeln heraus¬ 
geschabten, bezw. damit abgeschnittenen Schmutzes zeigte neben 
Sandkörnern, Glimmerschüppchen und Hornblendekristallchen 
Koksstaub, Fett und zahlreiche Fasern von seinem Anzug. Dar¬ 
unter befanden sich aber auch an zwei Fingern einige rote und blaue 
Seidenfädchen, sowie an allen Fingern mehr oder weniger deut¬ 
liche Blutspuren eingelagert. 

An seinem Anzug waren noch verschiedene Blutspuren fest¬ 
stellbar, außen und in der rechten Hosentasche, trotzdem versucht 
worden war, dieselben durch Abschaben mit einem Messer zu be¬ 
seitigen, sowie ein Haar, welches mit den Haaren der Ermordeten 
übereinstimmte. An den Hosen fanden sich, namentlich an den 
unteren Teilen und in der Knöchelgegend der Füße, Flecke von 
graugelber Lehmerde und außerdem solche von einer anders¬ 
farbigen, mehr hellgrauen, schlammigen Anschmierung, die teilweise 
auf der gelbbraunen Erde saß. Die gelbbraune Lehmerde stimmte 
in der Art und.Menge der darin enthaltenen Quarzkörner, den 
Hornblendekristallchen und der Tonsubstanz, sowie dem Pflanzen¬ 
detritus vollkommen überein mit der Beschaffenheit der von dem 
Tatort entnommenen Probe. Die hellgraue, schlammige Anschmie¬ 
rung, welche sich hauptsächlich durch glänzende Glimmerplättchen 
und kohlige Partikel auszeichnete, erwies sich als morphologisch 
identisch mit dem Schlamm, welcher sich durch den Regen auf 
dem vom Tatort nach der Wohnung des Beschuldigten führenden 
Weg gebildet hatte. Diese Erdspuren waren aber auch verschieden 
von der Erde der Sandgrube, in welcher Laubach früher gearbeitet 
hat und in welcher er nachweislich während der Arbeit Überhosen 
trug. 

Ein bei dem Beschuldigten beschlagnahmtes Messer zeigte an 
der Klinge einen Fettüberzug und am Grunde derselben Fett- und 
Brotreste-Anschmierungen. In diesen waren auffallend viel Stoff- 
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fasern von dem Anzug des Beschuldigten zu sehen und dazwischen 
fanden sich eingestreut einige lose Blutschollen. Mit diesem Messer 
hat offenbar die Reinigung der bereits eingetrockneten Blutspuren 
stattgefunden. 

. Aus diesen Befunden war zu schließen, daß das Taschentuch 
sein Eigentum war, denn die Flecke in demselben deuteten darauf 
hin, daß der Träger Schnupfer war, daß er gelegentlich Kohlen¬ 
staub einatmete, bei anderer Gelegenheit glimmerhaltigen Feinsand. 
Das Taschentuch war außerdem blutig und das Fettgewebe mit den 
Seidenfasern vom Halstuch der Ermordeten deuteten direkt auf die 
Beziehungen zur Tat hin. Die Schmutzflecken an dem Anzug ent¬ 
sprachen teils der lehmigen Erde vom Tatort, teils dem schlam¬ 
migen Weg, welcher vom Tatort nach der Wohnung des Beschul¬ 
digten führte. Der Schlamm war später an die Hosen gekommen 
als die Erde vom Tatort. Der Befund des Fingernagelschmutzes 
bewies, daß der Beschuldigte blutige Hände hatte, und die Seiden¬ 
fäserchen in demselben ließen die Herkunft aus dem bei der Tat 
zerschnittenen seidenen Halstuch der Ermordeten, mit dem sie auch 
gewürgt worden war, erkennen. Mit dem Messer konnte die Tat 
nicht begangen worden sein, dagegen deutete der Befund darauf 
hin, daß mit diesem Messer eine Reinigung der Kleider von Blut 
versucht worden war. Nach Vorhalt dieser Befunde gab der Be¬ 
schuldigte die Tat zu. Die mikroskopische Untersuchung des 
Messers und der Flecke an dem Taschentuch war von dem amtieren¬ 
den Staatsanwalt, welcher mit den von Groß gegebenen Anwei¬ 
sungen vollkommen vertraut war, sofort angeordnet worden und 
die anderen, die ersten Befunde ergänzenden Prüfungen, ergaben 
sich danach von selbst. 

Der Fall zeigt, wie wertvoll die mikroskopische Untersuchung 
von Flecken und Schmutzspuren im Einzelfalle zu sein vermag. 

Fall Schlicher, Ldg. Kaiserslautern, 1908. (Raubmord). 

Am 30. 5. 08 wurde in der Staatswaldabteilung Schelmenkopf 
auf der Rockenhäuser-Höhe der Gemarkung Falkenstein (Pfalz) 
eine Frauenleiche aufgefunden, welcher der Kopf abgeschnitten 
war. Die Leiche war nach den Schleifspuren an derselben an den 
Fundort geschleppt worden. Der Kopf fehlte. An der linken Hand 
hing noch, den Zeigefinger halb umkleidend, der umgestülpte 
Glacehandschuh. Tatort und Täter waren zunächst unbekannt. 
Am 2. Juni waren an einem etwa 30 m oberhalb des Fundortes 
vorbeiführenden Waldweg zwei kleine Fleischstückchen gefunden 
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worden, von denen man annahm, daß sie beim Transport der 
Leiche, bezw. des Kopfes, verloren gegangen waren und von der 
Leiche herstammten. 

In dem Handschuh fanden sich, mit Blut verklebt, einige 
Frauenkopfhaare, welche, wie sich später herausstellte, mit donen 
der Ermordeten identisch waren, sowie einige Blätter, von denen 
zwei als Blätter des behaarten Weißdorns und ein drittes als Heidel- 
beerblatt erkannt wurden. Heidelbeeren und solcher Weißdorn 
wuchsen aber nicht am Fundort, sondern etwa 45 m hangaufwärts, 
in der Nähe des Weges. Die spätere Untersuchung der dortigen 
Erde ergab das Eindringen von Blut in dieselbe, sowie zahlreiche 
Haare der Ermordeten. Hier war also offenbar der Tatort. Später 
fand sich auch unter Steinen versteckt dortselbst der bereits von 
den Weichteilen freie Schädel der Ermordeten, welcher durch das 
Gebiß identifiziert werden konnte. Die beiden Fleischfetzchen, 
welche nach der Tat am Wege gefunden worden waren, konnten 
bei der Untersuchung nicht als Menschenfleisch identifiziert werden. 
Zwei an dem Fleisch klebende, winzige, dunkelblaue Härchen 
wurden jedoch als Maulwurfhaare erkannt, und es ergab sich auch 
bei der weiteren Nachsuche, daß hier ein Maulwurf durch Wagen¬ 
räder zerquetscht und dessen Kadaver vermutlich von einem Vogel 
verschleppt worden war. 

Als Täter kam ein Einwohner des auf der gegenüberliegenden 
Höhe befindlichen Ortes Falkenstein in Verdacht. Derselbe war 
Besitzer des an das Waldstück, in welchem die Leiche gefunden 
worden war, angrenzenden Ackers. Zeugen wollten den Beschul¬ 
digten von der gegenüberliegenden Höhe aus am Tage der Tat 
und um die in Betracht kommende Nachmittagsstunde auf diesem 
Acker bemerkt haben. Der Beschuldigte leugnete, an diesem 
Feiertage (Himmelfahrtstag) auf dem Acker gewesen zu sein, son¬ 
dern er will sich auf der Höhe, an welcher der Ort Falkenstein 
liegt, dem Herzberg, und auf seinen dort befindlichen Äckern er¬ 
gangen haben. In seiner Wohnung standen auf dem Schrank die 
Feiertagsstiefel, welche bereits oberflächlich gereinigt waren, jedoch 
an den Absätzen, zwischen denselben und der Sohle, sowie an 
den Sohlen noch dicke Erdanschmierungen zeigten. 

Die Untersuchung dieser Erdbeschmutzungen an den Stiefeln 
ergab nun folgendes: es hatte in dieser Zeit öfter geregnet und 
die Erde war daher mehr oder weniger feucht und schlammig, 
so daß sie an den Stiefeln gut anhaftete. An den Stiefeln hatten 
sich daher die Erdspuren der verschieden begangenen Stellen teil- 
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weise durch die Gehbewegung miteinander vermischt, doch hatten 
sich an einigen Stellen, wie namentlich in den Winkeln zwischen 
Absatz und Sprunggelenk, die Schichten derart aufeinander ge¬ 
lagert, daß sie noch leicht unterschieden werden konnten. Die 
behutsame Untersuchung dieser Schichten ergab als unterste und 
als oberste Schicht eine Kotbeschmierung, welche derjenigen der 
Dorfstraße und des Hofes vorm Hause des Beschuldigten ent¬ 
sprach, nämlich eine graue Mischung von Mineraltrümmern mit 
Kohle und besonders gekennzeichnet durch Massen von grünem 
Gänsekot, der sich durch teilweise verdaute Pflanzenfragn^ente 
auszeichnete. Von dem Leder aus gerechnet folgten sich nun die 
Schichten derart, daß zunächst eine Schlammschicht folgte, welche 
wesentlich dem zermahlenen Quarzporphyr des dortigen Hanges 
entsprach und sich auf dem Wege fand, welcher von der Behau¬ 
sung des Beschuldigten nach dem Wiesengrund führte. Nun folg¬ 
ten kleine Stückchen von Grashalmen und Moosteilchen welche 
dem Wiesengrund entsprachen, und darauf kam eine rote Schicht, 
welche hauptsächlich aus Rosenquarz bestand. Die Höhe aber, 
auf welcher sich der obengenannte Acker des Beschuldigten und 
der Fundort der Leiche befand, bestand aus einer roten Erde, 
nämlich verwittertem Rotsandstein. Diese rote Erde fehlte voll¬ 
ständig auf dem gegenüberliegenden Höhenzug. Die rote Erde 
an den Stiefeln war dann vermengt mit fein verriebenem Stroh 
und Haferspelzen und dann mit verwittertem Laub und rotbraunen 
Pflanzenschuppen, wie sie von Buchenknospen abgestoßen werden 
und wie dies die Erde vom Tatort zeigte. Darauf folgten wieder 
grüne Grasfragmente, und nun kam an einigen Stellen aufgelagert 
oder eingemischt eine Schicht, welche Mauermörtel, Ziegelbröck- 
chen und Holzkohle enthielt. Darauf folgte wieder die mit Gänse¬ 
kot beladene unterste Schicht. Beim Abschlämmen der einzelnen 
Schichten ergaben sich in der der Walderde entsprechenden Schicht 
auch einige Wollfäserchen von rotbrauner Wolle," entsprechend 
derjenigen an dem Rock der Ermordeten. Die Schicht mit Kalk- 
bröckchen, Holzkohle und Ziegelmehl entsprach den Erdproben 
von dem Schutt an der Burgruine, welche sich oberhalb der Be¬ 
hausung des Beschuldigten erhob. 

Diese Stiefel waren von der Frau des Beschuldigten an dem 
betreffenden Himmelfahrtstage abends oberflächlich gereinigt und 
auf den Schrank gestellt worden, da der Beschuldigte an den folgen¬ 
den Tagen seine Arbeitsstiefel in die Fabrik anzog. Die Nach¬ 
forschung in der Burgruine ergab nunmehr in einem Versteckplatz 
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neben einem Wilderergewehr und Patronen, welche durch die aus 
einer Postkarte geschnittenen Verschlußplättchen als dem Beschul¬ 
digten gehörend erwiesen werden konnten, auch eine Hose, an der, 
trotzdem sie mit Wasser gereinigt worden war, noch Menschenblut¬ 
flecke und Haare nachgewiesen werden konnten, welche mit denen 
der Ermordeten identisch waren. In der Hose war eine Genick¬ 
fängertasche eingenäht, auf deren Futter ein Name stand, welcher 
von dem Schneider als der von ihm geschriebene Name des Be¬ 
schuldigten erkannt wurde. 

Auch an den! Rock des Beschuldigten ließen sich später zahl¬ 
reiche Blutspuren, trotz stattgehabter Reinigung erkennen, welche 
der Beschuldigte als von Nasenbluten herrührend erklärte, die aber 
ihrer Art und Lage nach nicht auf Nasenbluten hindeuteten. 

Die mineralogisch-geologische Prüfung derErdanschmierungen 
an den Stiefeln erfolgte von mir unter Zuziehung eines Geologen. 
Die eingehende Beschreibung der Einzelbefunde mag hier über¬ 
gangen werden. Aus dem Ergebnis der Untersuchung war zu fol¬ 
gern, daß die Angaben des Beschuldigten bezüglich seines Aufent¬ 
haltes unrichtig sind, daß er nämlich an diesem Nachmittag nicht 
auf dem Herzberg gewesen sein kann, sondern daß er auf der Rocken¬ 
häuser Höhe, d. h. in der Gegend des Tatortes gewesen sein muß. 
Aus der Schichtenfolge der Erde geht hervor, daß er über die Dorf¬ 
straße und dann auf dem Wege des Berghanges nach dem Wiesen¬ 
tal gegangen ist, dieses überquert hat und dann auf seinem Acker 
auf der Rockenhäuser Höhe war. Die Strohpartikel und Gersten¬ 
spelzen, welche in dieser roten Erde gefunden wurden, deuteten 
auf den Weg hin, welcher auf dieser Höhe in den W%ld führte 
und auf welchem zahlreiche Roßbollen verstreut liegen. Er war 
aber auch im Wald, und die braunen Wollfasern in dieser Schicht 
können von dem Rock der Ermordeten stammen. Diese Wollfasern 
stimmten auch nicht mit der Wolle von den Anzügen des Schlicher 
selbst und seiner Angehörigen überein. Er ist dann über das 
Wiesental zurückgekehrt und nach einem Besuch in der Wohnung 
zweifellos in der Burgruine gewesen, wo er die inzwischen not¬ 
dürftig gereinigte Hose versteckte. 

Diese Ergebnisse der mikroskopisch-mineralogischen Kotunter¬ 
suchung an dem Stiefel zusammen mit den übrigen Befunden und 
den hier nicht erwähnten weiteren Indizien führten zur Verurtei¬ 
lung des Beschuldigten, welcher, nach stattgefundener Begnadigung 
zu lebenslänglichem Zuchthaus, die Täterschaft später auch nicht 
mehr leugnete. 
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Bemerkungen über 

I. 

Schriftvergleichung durch Typenbildung nach dem 
Kompositionsverfahren von Galton 

II. 

Mikroskopische Schriftuntersuchung. 

Von 

Professor Dr. W. Scheffer (Berlin). 

(Mit 5 Bildern.) 

I. Francis Galton hat in den Jahren 1878 und 1881 Mitteilungen 
über ein Verfahren der sogenannten Composite Photography (Com- 
posite Portraits) gemacht. Weitere sehr wertvolle Mitteilungen 
über diesen Gegenstand hat W. Curtis Tailor 1885 im British 
Journal of Photography veröffentlicht. In dieser Zeitschrift hat 
auch Galton sein Verfahren bekannt gegeben. 

Das Verfahren besteht darin, eine Anzahl von Bildern 
einander ähnlicher Gegenstände so zu einem Einzel¬ 
bild zu vereinigen, daß dies die allen gemeinsamen 
wesentlichen Erscheinungen wiedergibt. 

Man hat aus den verschiedenen Bildern einer Person, z. B. 
Washingtons, ein Durchschnittsbild hergestellt. Man hat weiter 
die Bilder verschiedener Menschentypen, z. B. Kranker, Verbrecher 
und besonderer Berufsklassen übereinander photographirt und 
so Durchschnittsbilder bekommen, die ganz überraschende Er¬ 
scheinungen zeigen. 

Bei meinen Untersuchungen über Schriftvergleichung kam ich 
auf den Gedanken, das Kompositionsverfahren auch hier anzu¬ 
wenden und in der Tat sind die ersten Ergebnisse ermutigend. 
Die Fig. 1 zeigt eine Anzahl von a aus einem Brief. Fig. 2 ist 
das Kompositionsbild aus den 18 Einzelbildern. Es zeigt in über¬ 
raschender Weise den Typus des a von der betreffenden Hand. 

Die Technik der Herstellung solcher Durchschnittsbilder ist sehr 
einfach. Man sucht sich zunächst eine Gruppe von Buchstaben 
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aus, deren Durchschnittsbild man haben will, bestimmt dann durch 
Versuche eine reichlich genügende Belichtungszeit und dividirt 

diese durch die An¬ 
zahl der Einzelbe¬ 
lichtungen. (Auf be¬ 
sondere Einzelheiten, 
z. B. das Gesetz von 
Schwarzschild und die 
Zeittönung des pho¬ 
tographischen Effek¬ 
tes als physikalisches 
Problem, gehe ich 
hier nicht weiter ein.) 

Natürlich muß die 
Deckung der einzel¬ 
nen Bilder nach einem 
bestimmten Grund¬ 
satz hergestellt sein. 
Ich benutze hierzu 
eine senkrecht an 
einem Säulenstativ 
befestigte Spiegel - 

kammer von A. Stege¬ 
mann in Berlin. Auf 
der Mattscheibe war 
ein a aufgezeichnet 
und mit diesem 
brachte ich durch Be¬ 
wegen des Objektes 
und Verändern der 
Vergrößerung jedes 
einzelne a möglichst 
zur Deckung. Die 
Kassette bleibt wäh¬ 
rend des ganzen Vor¬ 
ganges offen, die Be¬ 
lichtunggeschieht mit 
dem Schlitzverschluß. 
Die Herstellung der 
Aufnahme Fig. 2 aus den 18 Einzelaufnahmen hat weniger als 5 
Minuten gedauert. 


Fig. 2. 
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Ich veröffentliche diese vorläufige Mitteilung, um auf dies 
Verfahren aufmerksam zu machen und ich hoffe, daß man mir 
gelegentlich geeignetes Material für meine' Versuche zuweisen 
wird. Vielleicht ergeben weitere Versuche, daß dies Verfahren 
in manchen Fällen der Schriftvergleichung und -Identifikation 
von Nutzen sein kann. 

II. Um in Bleistiftstrichen bei einiger Vergrößerung besondere 
Einzelheiten zu sehen, wendet man mit gutem Erfolg sog. 
Opak- oder Vertikalilluminatoren an, die für die mikroskopische 
Beleuchtung undurchsichtiger Objekte, z. B, von Metallschliffen, 
benutzt werden. Bei etwa lOOfacher Vergrößerung mit dieser 
Beleuchtungseinrichtung betrachtet, zeigen Bleistiftstriche eine 
außerordentlich starke Spiegelung. 

Man kann an diesen Beleuchtungseinrichtungen Zusatzein¬ 
richtungen für polarisirtes Licht anbringen, die in dem vorliegenden 
Falle recht wichtige Erscheinungen zeigen. Diese Polarisations¬ 
einrichtungen sind zuerst von Herrn Professor Königsberger ange¬ 
geben. Sie werden schon seit längerer Zeit bei der Untersuchung 
von Metallen und Erzen mit Erfolg benutzt. 

Die Fig. 3 und 4 zeigen Bleistiftstriche, 3 mit einem harten 
und 4 mit einem weichen Stift gezogen, zunächst-ohne polarisirtes 
Licht. Die Unterschiede zwischen dem harten und dem weichen 
Stift sind sehr deutlich. Besonders beim harten Stift sieht man 
im Strich schwarze Graphitteilchen und außerdem nocfy sehr hell 
leuchtende unregelmäßige kleine Flächen die, wie die Unter¬ 
suchung mit dem Stereomikroskop zeigt, immer auf den am 
höchsten liegenden Fasern des Papierfilzes liegen. Diese hellen 
Flächen schließen an die dunkeln Graphitstellen an und sie 
liegen immer in einem bestimmten Sinne durch den ganzen Strich 
hindurch auf der einen Seite des schwarzen Graphitteilchens. 
Hieraus kann man mit dem Mikroskop bestimmen, in welcher 
Richtung der Strich gezogen wurde. Die hellen Flächen folgen 
immer im Sinne der Strichbewegung auf die Graphitteilchen. 
Der Pfeil auf Fig. 3 und 5 zeigt die Entstehungsrichtung des 
Striches. 

Fig. 5 zeigt an zwei Vergleichsaufnahmen von genau der¬ 
selben Stelle eines Bleistiftstriches, was man mit polarisirtem 
Licht und der Anordnung von Königsberger erreichen kann. 
Fig. 3a wurde ohne polarisirtes Licht, 5b mit ihm zwischen 
gestellten Prismen aufgenommen. Die Oberflächenspiegelung, 
sowohl der unbeschriebenen Papierfläche wie auch der Teile des 
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Striches, ist vollkommen verschwunden und die in 5a kaum oder 
gar nicht sichtbaren Graphitteilchen sind in 5b sehr deutlich zu 
sehen. Der weiße Untergrund depolarisirt das vom Polarisator 
kommende Licht. Er leuchtet in gleichmäßig diffuser Helligkeit 
auf. Da die Spiegelung der Graphitteilchen vollkommen ver¬ 
schwunden ist, erscheinen sie mit ihrer Eigehfarbe tiefschwarz 
auf dem hellen Grund. Die neben den abgescheuerten Graphit¬ 
teilchen liegenden hellen Stellen verschwinden auch zwischen + 
gestellten Prismen. Sie sind in 5 a sehr deutlich. Die Struktur 



Fig. 3. 


des Papierfilzes, die besonders durch die Spiegelung in 5a deutlich 
wird, verschwindet natürlich zum größten Teil zwischen den 
gekreuzten Prismen. Um die Strichrichtung festzustellen, verfährt 
man praktisch so: Man sucht sich zunächst zwischen gekreuzten 
Prismen einige Fasern mit daran abgescheuerten Graphitteilchen, 
die ungefähr senkrecht zum Strich liegen. Dann dreht man den 
Analysator oder den Polarisator langsam, nach der -t- Stellung 
zu, bis man deutlich sieht, wie die hellen Felder an die dunkeln 
Graphitteilchen anschließen. Nun kann man mit Sicherheit ohne 
weiteres die Strichrichtung angeben. Am besten gelingen diese 
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a. b. 

Fig. 5. 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. 11 
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Untersuchungen bei schwachen und mit nicht zu weichen Stiften 
gezogenen Strichen. Wenn man auch im allgemeinen ohne 
weiteres sagen kann, in welcher Richtung ein Strich entstanden 
ist, so ist es doch möglicherweise gelegentlich einmal von Wich¬ 
tigkeit, diese Feststellung objektiv machen zu können. Ganz 
allgemein ist die Bedeutung dieses Untersuchungsverfahrens aber 
für Fälle, in denen man die feinsten Strukturen von Strichen 
aufzudecken hat. 

Auch bei dünnen, z. B. rasch gelöschten Tintenstrichen 
sieht man den Strich viel deutlicher .bei gestellten Prismen. 
Es scheint mir, daß die dünne Tintenlage in bezug auf das 
Spiegeln die Eigenschaften der unter ihr liegenden Faser annimmt 
und ungefähr ebenso spiegelt, wie die Faser selbst. Wahrscheinlich 
geht diese Spiegelung im wesentlichen bereits von der Oberfläche 
des Tintenstriches aus, so daß seine Farbe und Absorption nur 
verhältnismäßig wenig wirkt. Wenn man aber, die Spiegelung 
bei +■ gestellten Prismen vollständig ausschaltet und nur das 
von der Faser depolarisirte diffus schwingende Licht zur Wirkung 
kommen läßt, wird natürlich die Absorption, d. h. die Färbung 
des Striches, wirksam und man sieht ihn so deutlich, wie das 
überhaupt nur möglich ist. Die hellen Felder, die man bei Blei¬ 
stiftstrichen sieht, sind bei Tintenstrichen nicht da; man kann also 
auch nicht ihre Schreibrichtung auf diese Weise feststellen. 
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Giftmord oder Tod durch fortgesetzte freiwillige , 

Arsenikzufuhr? 

Von 

Geheimrat Dr. Arthur Heffter, 

Professor und Direktor des Pharmakologischen Instituts der Universität Berlin. 


Im Wiederaufnahmeverfahren ist der Giftmordprozeß Kieper 
vom 14.—17. März d. J. vor dem Schwurgericht Graudenz verhandelt 
worden und hat mit dem Freispruch der Witwe Karoline Kieper 
geendet. Die Genannte war vor sechs Jahren wegen Vergiftung 
ihres Ehemanns zum Tode verurteilt und diese Strafe auf dem 
Gnadenwege in lebenslängliche Zuchthausstrafe umgewandelt 
worden. Bei der damaligen Verhandlung hatte der Verteidiger an 
der Möglichkeit festgehalten, daß der Ehemann Wilhelm Kieper 
sich freiwillig Arsenik zugeführt habe. Aber die Sachverständigen 
zogen eine solche Möglichkeit gar nicht in Betracht, wodurch der 
damalige Wahrspruch der Geschworenen seine Erklärung findet. 
Durch Beibringung neuer Zeugenaussagen und durch wissen¬ 
schaftliche Gutachten erfahrener Toxikologen sah sich das Ober¬ 
landesgericht Marienwerder veranlaßt, das Wiederaufnahmeverfahren 
anzuordnen, in dem die Witwe Karoline Kieper von der Staats¬ 
anwaltschaft wiederum des Giftmordes an ihrem Ehemann angeklagt 
wurde. 

Dieser Giftmordprozeß stellt in gerichtlich- medizinischer Hin¬ 
sicht einen Einzelfall von größter Seltenheit insofern dar, als es 
sich darum handelte, zu entscheiden, ob der Verstorbene das Gift 
in verbrecherischer Absicht von fremder Hand erhalten oder es 
sich gewohnheitsmäßig selbst zugeführt hatte, mit andern Worten, 
ob er Arsenikesser war. Hierzu möchte ich einschaltend be¬ 
merken, daß die Toxikologen unter Arsenikessern vorwiegend die 
Bauern und Holzknechte in den österreichischen Alpenländern, 
namentlich der Steiermark, verstehen, die Arsenik oder arsenik¬ 
haltiges Auripigment in fester Form ein bis zweimal wöchentlich 
aufnehmen und dabei angeblich ein hohes Alter erreichen. Als 
Grund dieses Mißbrauches wird die Absicht angegeben, Ausdauer 
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in körperlichen Anstrengungen oder höhere geschlechtliche Leistungs¬ 
fähigkeit zu erlangen. Sodann besteht der Aberglaube, daß bei 
der nicht selten geübten Verabreichung von Arsenik an das Vieh, 
um seinen Ernährungszustand zu heben, die das Vieh pflegenden 
Leute selbst Arsenik nehmen müssen, wenn dem Vieh ein Nutzen 
erwachsen soll. 

Ein derartiger Arsenikesser ist Wilhelm Kieper entschieden 
nicht gewesen, denn er hat Arsenik nach den Zeugenaussagen 
nicht in fester Form, sondern in Lösung tropfenweise genommen. 
Auch der Beweggrund war bei ihm ein andrer, insofern er dabei 
heilende Zwecke (wohl wegen einer Geschlechtskrankheit) im Auge 
hatte. Man kann ihn daher viel eher einen Arsenikkurierer 
als einen Arsenikesser nennen. Eine solche mißbräuchliche chro¬ 
nische Selbsteinführung von Arsenik ist bei uns in Deutschland 
als Bestandteil der Volksmedizin bisher nicht bekannt. Dagegen 
scheint in Ungarn gegen Wechselfieber ein Volksmittel im Gebrauch 
zu sein, das Branntwein und Pfeffer oder Paprika oder Tabak neben 
Arsenik enthält. 1 ) 

Die Aufgabe, zu entscheiden, ob es sich um einen Giftmord 
durch Arsenik oder um den infolge freiwilliger chronischer Arsenik¬ 
zufuhr erfolgten Tod handelt, ist für den ärztlichen Sachver¬ 
ständigen nicht leicht. Die drei Grundlagen, auf die sich seine 
Darlegung und Beweisführung bei der Arsenik — wie bei jeder an¬ 
deren Vergiftung zu erstrecken und zu stützen haben, sind die 
Krankheitserscheinungen, der Leichenbefund und der che¬ 
mische Giftnachweis. Bevor ich diese Dreiheit an dem be¬ 
sonderen Fall Wilhelm Kieper erläutere, ist es notwendig, die 
verschiedenen Formen der Arsenikvergiftung in ihren wesentlichen 
Krankheitszeichen kurz zu schildern und ebenso über den Leichen¬ 
befund und die Ergebnisse der chemischen Untersuchung einige 
allgemeine Bemerkungen vorauszuschicken. 

A. Die nach Arsenzufuhr auftretenden Krankheitserscheinungen. 

Die Arsenikvergiftung zeigt sich beim Menschen in sehr ver¬ 
schiedenen Krankheitsbildern. Je nach der Art der Einführung 
des Giftes unterscheidet man drei Gruppen von Vergiftungsformen: 

I. Die akute Vergiftung entsteht nach der Einführung 
einer einmaligen großen Gabe Arsenik und erzeugt in kurzer Zeit 

') Hans Groß bei Kratter, Arch. f. Kriminal- Anthropol. u. Kriminalistik 
XIII, 122. 1903 
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ein schweres, unter Umständen zum Tode führendes Krankheitsbild. 
Sie tritt in zwei scharf unterschiedenen Formen auf: 

a) Die paralytische oder cerebro-spinale Form, die 
selten zu beobachten ist, wird dadurch gekennzeiehnet, daß der 
Vergiftete in einen Zustand zunehmender Bewußtlosigkeit verfällt 
und, bisweilen unter Krämpfen, in wenigen (4 —10) Stunden stirbt. 
Bemerkenswert ist, daß die bei anderen Vergiftungsformen im 
Vordergrund stehenden Erscheinungen von Seiten der Verdauungs¬ 
organe ganz oder fast ganz fehlen. Es scheint, als ob dieses 
Vergiftungsbild dann auftritt, wenn das Gift unter Umständen ein¬ 
geführt wird, die einen raschen Übergang in den Kreislauf er¬ 
möglichen. 

b) Die gastrische oder gastro-intestinale Vergiftung 
wird viel häufiger beobachtet. Das Krankheitsbild hat eine große 
Ähnlichkeit mit der Cholera, von der es sich nur durch das Auf¬ 
treten des heftigen, stundenlang dauernden Erbrechens, das etwa 
*/1 —2 Stunden nach Aufnahme des Giftes einsetzt, vor den Durch¬ 
fällen, und die regelmäßig vorhandenen, furchtbaren, brennenden 
Magen- und die Kolikschmerzen unterscheidet. Die Stuhlent¬ 
leerungen treten in sehr großer Zahl auf und sind von wässriger 
oder reiswasserähnlicher Beschaffenheit. Der Vergiftete leidet an 
quälendem Durst und Muskelkrämpfen. Unter allgemeiner Er¬ 
schöpfung und zunehmender Herzschwäche tritt innerhalb von 
24 Stunden der Tod ein. 

Aber nicht immer ist der Verlauf so stürmisch, vielmehr lassen 
in manchen Fällen Erbrechen und Durchfall nach, um am zweiten 
oder dritten Tag ganz aufzuhören. Es entwickelt sich ein Krankheits¬ 
bild, das man als 

c) subakute Vergiftung bezeichnet hat. Infolge der statt¬ 
findenden allmähligen Aufsaugung und Verbreitung des Giftes in 
den verschiedenen Teilen des Körpers werden diese geschädigt 
und zeigen Störungen. Es bildet sich allmählich ein fieberhafter 
Zustand, manchmal mit Gelbsucht gepaart, aus. Der spärlich ent¬ 
leerte Harn enthält Eiweiß. Der Puls ist klein und beschleunigt. 
Am dritten bis fünften Tage treten Hautausschläge verschiedener 
Gestalt auf, bisweilen auch Entzündungen der Schleimhäute der 
Luftwege und der Augen, sowie Schwellungen im Gesicht, an 
Händen und Füßen. Entweder verfällt nun unter zunehmender 
Schwäche und Kurzatmigkeit, wozu sich Delirien gesellen können, 
der Kranke in Bewußtloßigkeit, in welcher der Tod innerhalb von 
4—10 Tagen eintritt, oder jene Erscheinungen verschwinden, und 
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es entwickeln sich allmählich Lähmungen der Gliedmaßen, Stö¬ 
rungen des Hautgefühls und Muskelschwund, die erst nach 1—2 
Jahren verschwinden. 

Das plötzlich einsetzende, heftige Erbrechen und die starken 
Durchfälle werden aber nicht nur nach Arsenikgaben beobachtet, 
die der Gerichtsarzt als tödliche zu bezeichnen gewohnt ist — 
also nach 0,15 — 0,2 g —, sondern auch nach kleineren Mengen, 
die noch eine vergiftende Wirkung hervorzubringen vermögen. 
Diese Arsenikmengen sind ungefähr auf 0,01—0,05 g zu bemessen. 
Werden solche Mengen wiederholt und in unregelmäßigen Zwischen¬ 
räumen zugeführt, so entsteht ein Krankheitsbild von besonderem 
Gepräge, das als 

II. Subchronische Vergiftung bezeichnet wird. Während 
die akute Arsenvergiftung durch Selbstmord, seltener durch Gift¬ 
mord verursacht wird, bedienen sich dieser Art der Vergiftung 
ausschließlich abgefeimte Mörder, wie z- B. die 1831 hingerichtete 
Gesche Gottfried und neuerdings der im Januar 1914 in Frankfurt 
a. M. zum Tode verurteilte Hopf, der des fünffachen Giftmordes 
und zweier Giftmordversuche angeklagt war. Das bei dieser 
Vergiftungsart entstehende Krankheitsbild ist dadurch gekenn¬ 
zeichnet, daß jede neu beigebrachte Giftmenge ein Wiederauftreten 
oder Zunehmen, des heftigen Erbrechens veranlaßt. Da der Gift¬ 
mörder in der Regel bemüht ist, seinem Opfer nicht zu große 
Mengen beizubringen, so haben die Verdauungsstörungen ge¬ 
wöhnlich nicht die Stärke, wie bei der akuten Vergiftung. Das 
Erbrechen ist nicht von so starken Schmerzen begleitet, und die 
Durchfälle sind nicht so zahlreich und niemals choleraartig, ja, 
sie können bisweilen ganz fehlen. Zunächst bessern sich bis zur 
Einführung der nächsten Arsengabe diese Erscheinungen. Schließ¬ 
lich werden sie aber wegen der gesteigerten Reizbarkeit der Magen¬ 
schleimhaut dauernd, sodaß fast nach jeder Nahrungsaufnahme 
Erbrechen erfolgt. So kann sich infolge der stark verminderten 
Ernährung allmählich ein nicht geringer Kräfteverfall ausbilden. 
Daneben treten, aber nicht regelmäßig, die Wirkungen des in den 
Kreislauf aufgenommenen Giftes in Form von Haut- und Schleim¬ 
hauterkrankungen und von Störungen der Bewegungs- und 
Empfindungsnerven allmählich auf, wie sie bereits bei der sub¬ 
akuten Vergiftung kurz geschildert worden sind.. 

III. Chronische Vergiftung. Diese Art der Vergiftung 
entsteht durch lange Zeit fortgesetzte Aufnahme kleiner, an sich 
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nicht giftiger Arsenmengen. Ihrer Veranlassung nach bezeichnet 
man sie 

a) als gewerbliche Vergiftung, wenn sie bei Arbeitern in Arsen¬ 
hütten und in. Fabriken arsenhaltiger Farben oder bei Tieraus- 
stopfern sich ereignet; 

b) als medizinale Vergiftung, wenn sie durch zu lange fort¬ 
gesetzten Gebrauch arsenhaltiger Arzneimittel entstanden ist; 

c) als ökonomische Vergiftung, wenn sie entweder durch mit 
arsenhaltigen Farben gefärbte Gebrauchsgegenstände (Tapeten, 
Kleiderstoffe usw.) oder durch den täglichen Genuß arsenhaltiger 
Nahrungs- und Genußmittel (Trinkwasser, Wein, Bier) veranlaßt, 
wird. 

Das Krankheitsbild kann ein sehr verschiedenes Gepräge 
zeigen. Im allgemeinen ist es durch Ernährungsstörungen ge¬ 
kennzeichnet, in deren Verlauf sich bisweilen die schon erwähnten 
schweren Schädigungen der Empfindungs- und Bewegungsnerven 
(Kriebeln, Gefühllosigkeit, Schmerzen mit starkem Hitze- oder 
Kältegefühl, Muskelschwäche, Lähmungen und Muskelschwund) 
einstellen. In zahlreichen Fällen machen leichte Verdauungs- 1 
Störungen den Anfang: Magendruck, Brechneigung, worauf selten 
wirkliches Erbrechen erfolgt. Appetitlosigkeit, unregelmäßiger 
Stuhlgang, d. h. Durchfälle abwechselnd mit Verstopfung werden 
beschrieben. Auch Katarrhe der Atmungsorgane werden beob¬ 
achtet. Tritt Fieber hinzu, so liegt es für den behandelnden 
Arzt nahe, wie das nicht selten geschehen ist, die Krankheit für 
eine Influenza zu halten. Zeigen sich nun gar Hautausschläge, 
so kann auch Masern oder Scharlach vorgetäuscht werden. 
Unter den verschiedenen Hauterkrankungen, die im Verlauf der 
Arsenvergiftung auftreten können, sind für ihre Erkennung zwei 
von ganz besonderer Bedeutung. Eine bronzefarbige oder hell¬ 
braune bis schwarzbraune Verfärbung der Haut, häufig in fleckiger 
Form, tritt an verschiedenen Stellen des Körpers auf (Arsenme¬ 
lanose). Sie zeigt sich aber nicht nur bei chronischer, sondern 
auch bei subakuter Vergiftung. Dagegen kommt die andere 
Störung, die sich in einer an den Fußsohlen und Handflächen 
auftretenden Verdickung und Verhornung der Haut zeigt, nur 
bei der chronischen Vergiftung vor, ist aber keine regelmäßig auf¬ 
tretende Krankheitserscheinung. 

Diese Vergiftungszeichen treten meist langsam ein, doch 
verhalten sich die einzelnen Menschen in ihrer Empfindlichkeit 
gegenüber dem Gift verschieden. Bisweilen sind nach und 
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nach alle geschilderten Krankheitserscheinungen festzustellen, indem 
die Verdauungsstörungen den Anfang machen, in anderen Fällen 
sind nur eine oder mehrere Gruppen derselben zu beobachten. 
Kurz, die chronische Vergiftung kann ein außerordentlich viel¬ 
gestaltiges Bild erzeugen, das mit verschiedenen Krankheiten 
Ähnlichkeit hat und dessen richtige Erkennung für den Arzt sehr 
schwer ist, ja, in den ganz unregelmäßig verlaufenden Fällen 
unmöglich werden kann. Diese Vergiftung kann sich nach der 
Höhe der täglich zugeführten Menge und nach der besonderen 
Empfänglichkeit des Vergifteten auf Monate und Jahre erstrecken, 
ohne das Leben zu gefährden. In einzelnen Fällen treten aber 
nach einiger Zeit Störungen der Herztätigkeit (Herzklopfen, starke 
Pulsbeschleunigung), Kurzatmigkeit und Anfälle von Asthma auf. 
Der Tod erfolgt dann durch plötzliche Herzlähmung, in anderen 
Fällen in Bewußtlosigkeit unter Krämpfen. 

Läßt man die Krankheitsbilder der verschiedenen Formen 
der Arsenikvergiftung an sich vorüberziehen/und versucht, danach 
die Frage zu beantworten, wie sich entscheiden läßt, ob eine ab¬ 
sichtliche Arsenvergiftung vorliegt oder eine durch Mißbrauch 
arsenhaltiger Arzneien verursachte chronische Selbstvergiftung, so 
ist folgendes festzuhalten. Die chronische Form ist, soweit mir 
bekannt ist, niemals die Folge einer absichtlichen Vergiftung. 
Der Giftmörder bevorzugt die akute, oder, wenn er schon erfahren 
ist, als weniger auffallend die subchronische Vergiftung. Die täg¬ 
liche, mehrmalige, unbeobachtete Beibringung von einigen Milli¬ 
grammen Arsenik würde wohl unüberwindlichen Schwierigkeiten 
begegnen. Vor allen Dingen aber würde der Erfolg sehr un¬ 
sicher sein und lange Zeit auf sich warten lassen. In der Regel 
würden erst nach Wochen die ersten Krankheitserscheinungen 
sich zeigen, und mit dem Eintritt des Todes könnte erst nach 
vielen Monaten, ja Jahren, gerechnet werden. Man kann also 
bei Feststellung einer chronischen Vergiftung mit großer Wahr¬ 
scheinlichkeit von vornherein annehmen, daß eine verbrecherische 
Beibringung des Giftes von anderer Seite nicht vorliegt. 

Die Schwierigkeit, in gerichtlichen Fällen zu entscheiden, ob 
eine chronische Vergiftung vorliegt, ist freilich nicht gering. Nicht 
bloß, daß der Sachverständige den Vergifteten fast nie während 
seiner Krankheit gesehen hat, sondern auf die, doch nur mit 
großer Vorsicht zu bewertenden, Angaben dritter Personen an¬ 
gewiesen ist, noch viel wichtiger ist die Ähnlichkeit, die die sub¬ 
akute und subchronische Vergiftung in ihren Erscheinungen mit 
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der chronischen Vergiftung darbieten können. Hier wie dort 
können Hauterscheinungen, Fieber, Magenbeschwerden, Störungen 
des Hautgefühls und der Bewegung auftreten. Nur ein Krank¬ 
heitszeichen ist es, wodurch die akute, subakute und subchronische 
Arsenvergiftung sich auszeichnen: das plötzlich einsetzende, heftige 
Erbrechen, dem meist Durchfälle folgen. 

• 

B. Der Leichenbefund. 

Nur in den akut verlaufenen Fällen gastro-intestinaler Ver¬ 
giftung findet man die Schleimhaut des Magens geschwollen, 
mit dickem Schleim bedeckt und mit feinen Blutungen durch¬ 
setzt. Die Därme zeigen ein ähnliches Bild. Doch ist hervor¬ 
zuheben, daß diese Veränderungen völlig fehlen können, nicht 
nur bei der paralytischen Form der akuten Vergiftung, sondern 
auch in solchen Fällen, wo während des Lebens Erbrechen und 
Durchfälle aufgetreten waren. Bei langsam zum Tode führenden 
Vergiftungen hat man manchmal die Leber, den Herzmuskel und 
die Magendrüsen im Zustand fettiger Entartung gefunden. Auf 
der Innenwand der Herzkammern sind hin und wieder kleine Blu¬ 
tungen beobachtet worden. 

Aber wie schon die Leichenbefunde nach akuter Vergiftung 
bisweilen keine zuverlässigen Zeichen zur Erkennung aufweisen, 
so läßt für die chronische Vergiftung der Leichenbefund als Er¬ 
kennungsmittel völlig im Stich. Falls Veränderungen sich finden, 
unterscheiden sie sich nicht von solchen, wie sie auch durch 
andere Krankheiten verursacht werden können. 

C. Der Giftnachweis in der Leiche. 

• 

In den Magen eingeführtes Arsenik wird, je nachdem es in 
gelöster oder fester Form hinein gelangt, vollständig oder nur 
teilweise in das Blut übergeführt. Das in den Kreislauf über¬ 
gegangene Gift lagert sich zum Teil in gewissen Organen ab, 
zum Teil wird es mit dem Harn abgeschieden. Erfolgt die Auf¬ 
nahme von Arsenik z. B. bei der Arzneibehandlung längere Zeit 
hindurch, so werden allmählich alle Teile des Körpers arsenhaltig 
(Gehirn, Blutgefäße, Knochen, Haut, Haare). Die Ausscheidung 
durch den Harn erfolgt sehr schleppend, so daß man bei Kranken, 
die mit Arsenik behandelt worden waren, noch 7 Monate nach 
der letzten Gabe den Harn arsenhaltig gefunden hat. Auch nach » 
einer einmal genommenen größeren Menge des Giftes kann die 
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Ausscheidung im Harn recht lange dauern. Bei einer Frau, die 
einen Selbstmordversuch mit Rattengift gemacht hatte und infolge 
der subakuten Vesgiftungserscheinungen 10 Monate im Kranken¬ 
haus zubringen mußte, habe ich noch 2 Monate nach der Ver¬ 
giftung Spuren von Arsen im Harn gefunden. Es leuchtet ein, 
daß, so lange die Ausscheidung im Harn dauert, im Körper noch 
Ablagerungen von A/sen in irgendwelchen Organen vorhanden 
sein müssen. So hat man in der Leber eines infolge Krankheit 
Gestorbenen, der bis 16 Tage vor seinem Tode mehrere Monate 
lang ärztlich mit Arsenik behandelt worden war, noch 0,005 g 
Arsenik gefunden, ein Beweis dafür, wie langsam das Gift aus¬ 
geschieden wird. 

Die Nieren sind aber nicht der einzige Weg, auf dem das 
aufgenommene Arsen den Körper verläßt. Auch die Magen- und 
Darmdrüsen, sowie die Galle sind dabei beteiligt, spielen aber 
im Vergleich zu den Harnwegen eine Nebenrolle. Es besteht 
noch eine dritte Ausgangspforte aus dem Körper: die Haut und 
ihre Anhänge, d. h. Haare und Nägel. Die Bedeutung des Arsen¬ 
gehaltes der Haare für die gerichtliche Medizin beruht zunächst 
darauf, daß die Einwanderung des Giftes in diese Gebilde mit den 
Lebensvorgängen zusammenhängt. Tote Haare nehmen aus einer 
arsenhaltigen Lösung kein Arsen auf, können also auch aus arsen¬ 
haltiger Friedhofserde oder im Sarg befindlichen arsenhaltigen 
Stoffen z. B. künstlichen Blumen kein Gift aufnehmen, ln den 
Haaren findet sich das Gift sehr fest gebunden, so daß sie mit 
Weingeist oder siedendem Wasser zur Entfernung äußerlich an¬ 
haftender Unreinlichkeiten abgewaschen werden können, ohne 
daß man die Auslaugung des Arsens zu befürchten braucht, ln 
die Haare geht Arsenik später über als in die Organe der Bauch¬ 
höhle z. B. die Leber. Nach rasch tödlich verlaufenden akuten 
Vergiftungen sind, wie ich an einem Falle feststellen konnte, die 
Haare arsenfrei. Stirbt der Vergiftete an subakuter Vergiftung 
erst nach mehreren Tagen — in dem einzigen mir bekannten 
Fall, wo die Haare untersucht wurden, nach 5 Tagen —, so wird 
Arsen in den Haaren gefunden. Nach längerer Verabreichung 
arsenhaltiger Arzneien zeigten sich die Haare frühestens 14 Tage 
nach Beginn der Behandlung arsenhaltig. Die Haare halten nach 
einmaliger oder länger andauernder Aufnahme von Arsenik (sub¬ 
akute, subchronische oder chronische Vergiftung) das Gift außer¬ 
ordentlich lange fest und sie dienen monate- und jahrelang als 
Ausscheidungsorgane des in der Haut abgelagerten Arsens, ln 
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dem oben bereits erwähnten mißglückten Selbstmordversuch ge¬ 
lang es mir nach 11 Monaten, als der Harn bereits seit längerer 
Zeit frei von Arsen geworden war, noch einen starken Arsen¬ 
spiegel aus 4 g. Haaren zu erhalten. Ja, bei einem Patienten, 
der unter Bedingungen lebte, die eine unbeachtete Arsenaufnahme 
völlig ausschlossen, waren sogar noch 2 Jahre nach Beendigung 
einer- früheren Arsenkur die Haare arsenhaltig! 

Bevor die aus dem fehlenden oder vorhandenen Arsengehalt 
der Haare durch den Sachverständigen zu ziehenden Schluß¬ 
folgerungen erörtert werden, sind einige Ausführungen über die 
Verteilung des Arseniks in den übrigen Leichenteilen erforder¬ 
lich. Daß die Mengen des in den verschiedenen Eingeweiden 
vorhandenen Arseniks gewichtsmäßig bestimmt werden, ist uner¬ 
läßlich, wenn es sich nicht nur um unwägbare Spuren handelt. 

Wenn ein Selbstmörder oder das Opfer eines Giftmischers 
an einer rasch tödlich verlaufenden Arsenikvergiftung stirbt, so 
werden die sogenannten „ersten Wege“ (Magen und Därme nebst 
Inhalt) ziemlich viel von dem Gift enthalten, während die „zweiten 
Wege“, in die das Gift erst durch Aufsaugung gelangt, verhältnis¬ 
mäßig spärliche Mengen aufw'eisen. Dieses Verhältnis ändert sich, 
wenn der Vergiftete nach einigen Tagen an subakuter Vergiftung 
stirbt, insofern als die in den bersten Wegen befindliche Menge, 
infolge der häufigen Entleerungen des Magens und Darms 
sich vermindert. Bei subchronischer Vergiftung werden sich in 
den zweiten Wegen infolge der häufigen Giftaufnahme größere 
Mengen vorfinden. Jedoch kann, wenn etwa kurz vor dem Tode 
eine Arsenikgabe beigebracht wurde, auch der Gehalt der ersten 
Wege hoch sein. 

In der nachfolgenden Tabelle habe ich zum Beweis des oben 
Gesagten einige Vergiftungsfälle aus der Literatur zusammen¬ 
gestellt, bei denen eine Wägung des Arsengehalts der Leichen¬ 
teile vorgenommen worden ist. Dabei sind, um einen Vergleich 
zu ermöglichen, die gefundenen Arsenikmengen stets auf 1 kg 
der Organe berechnet worden. Über die einzelnen Fälle seien 
zunächst einige Erläuterungen- vorausgeschickt. 

A. (Akute Vergiftung) betrifft ein 22jähriges Mädchen, das 
zu Selbstmordzwecken einen gehäuften Teelöffel Arsenik ver¬ 
schluckte. Unter häufigem ^Erbrechen und zahllosen Stuhlent¬ 
leerungen trat nach 18 l /a Stunden der Tod ein. 

B. Bei der subakuten Vergiftung handelt es sich um einen 
Mann, der 9 Tage nach dem Genuß einer Milchsuppe mit 0,3—0,4 g 
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Arsenik starb. Sehr bald nach der Aufnahme des Giftes trat 
heftiges Erbrechen ein, das trotz sofort vorgenommener Magen¬ 
spülung fortdauerte. Daneben bestanden zwei Tage lang starke 
Durchfälle. 

C. Die subchronische Vergiftung betrifft eine junge Frau, 
die sechs Wochen lang unter Erbrechen, Durchfällen und zu¬ 
nehmenden Nervenlähmungen krank war und starb. Wie oft 
und wie viel Gift ihr zugeführt worden ist, war nicht festz&stellen. 

D. gibt die bei der Untersuchung der Leiche Wilhelm Kiepers 
gefundenen Arsenikmengen, auf die später näher eingegangen 
werden soll. 


Art der Vergiftung 

Arsenikgehalt in g 

Verhältnis 1:11 

Erste Wege 

Zweite Wege 


A. (akut). 

0.556 

0,076 

7.3 : 1 

B. (subakut). 

0,009 

0,007 

1,3 : 1 

C. (subchronisch). 

0,179') 

0,054 

3,3 : 1 

D. (W. K.). 

0,002 

0,012 

1,0 : 6 


Bei Vergleichung der Zahlen A bis C springt in die Augen, 
daß bei der akuten und der subchronischen Vergiftung, von denen 
jene sicher, diese wahrscheinlich kurze Zeit nach Einführung des 
Giftes tödlich geendet haben, der Gehalt der ersten Wege ein 
Vielfaches derjenigen der zweiten Wege beträgt. Auch bei der 
subakuten Vergiftung B, bei der durch das anhaltende Erbrechen, 
die sofort vorgenommene Magenspülung und die Durchfälle sicher¬ 
lich ei,n nicht geringer Teil des Giftes entfernt worden war, ist, 
trotzdem der Tod erst am 9. Tage eintrat, wenn auch in viel be¬ 
scheidenerem Verhältnis das Gleiche der Fall. 

Die medizinische Würdigung der Grundlagen mit Be¬ 
zugnahme auf den Fall Kieper. 

Wenn in einer Leiche Arsenik gefunden worden ist, so ist 
damit noch nicht das Vorliegen einer Vergiftung erwiesen, die 
den Tod herbeigeführt hat, denn das Gift kann auch dadurch, 
daß der Mensch vor seinem Tode arsenhaltige Arzneien z. B. 
Salvarsan erhalten oder arsenhaltige Mineralwässer, etwa Dürck- 
heimer Maxquelle oder Levico-Wasser, getrunken hat, in den 
Körper gelangt sein. Es ist auch möglich, daß Arsen zufällig 

') Der gesondert untersuchte Inhalt von Magen und Darm, dessen Gewicht 
nicht angegeben und daher nicht mit umgerechnet werden konnte, enthielt 
außerdem 0,119 g Arsenik. 
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von außen in die Leiche eingedrungen ist z. B. durch arsen¬ 
haltige künstliche Blumen oder arsenhaltige Kleidungsstoffe, die 
sich im Sarge befunden haben. Der Gerichtschemiker hat durch 
sein Gutachten nur darzulegen, daß in diesen und jenen Leichen¬ 
teilen sich Arsenik hat nachweisen lassen, und wieviel davon 
vorhanden ist. Wenn aber, wie das zuweilen geschieht, der 
chemische Sachverständige sich für oder gegen das Vorliegen 
einer Arsenikvergiftung ausspricht, so überschreitet er damit die 
Grenzen seiner Sachverständigkeit. Bei der Arsenikvergiftnng muß 5 
wie auch bei jeder anderen Vergiftung, das Ergebnis der chemischen 
Analyse mit den Erscheinungen, unter denen der Mensch ver¬ 
storben ist, und mit dem Leichenbefund sorgfältig verglichen 
werden. Dies kann aber nur die Aufgabe eines auf dem Gebiete 
der Giftlehre gründlich erfahrenen medizinischen Sachverständigen 
sein. Sich die Mitwirkung eines solchen zu sichern, wird Auf¬ 
gabe des Gerichts sein, denn man kann von unseren mit so 
vielerlei Aufgaben betrauten Kreis- oder Bezirksärzten in der 
Regel nicht erwarten, daß sie auf diesem schwierigen Gebiete 
hinlängliche Sachkenntnis nnd Erfahrung besitzen. 

Für die Entscheidung der Frage, wie festzustellen ist, ob 
eine absichtliche (akute oder subchronische) oder eine unabsicht¬ 
liche, chronische Arsenvergiftung vorliegt, kommen zunächst die 
Krankheitserscheinungen in Betracht. Es ist schon darauf 
hingewiesen worden, daß für die akute und die subchronische 
Vergiftung das heftige und langdauernde Erbrechen bezeichnend 
ist, dem in der Regel Durchfälle folgen. Bei der chronischen 
Vergiftung wird dagegen ein schleichend sich ausbildender Krank¬ 
heitszustand vorhanden sein. Das war bei Kieper der Fall. Schon 
mehrere Wochen, bevor er bettlägerig wurde, sah er elend aus, 
klagte über Frost und Mattigkeit und äußerte, er sei „rein ver¬ 
braucht“. ln den ersten Januartagen 1911 bestand Brechreiz, 
ohne daß es zu Erbrechen kam, und mäßiger Durchfall. Als er 
dann dauernd bettlägerig wurde, stellte der Arzt Fieber und be¬ 
schleunigten Puls, Druck in der Magengegend und Appetitlosig¬ 
keit fest. Der Stuhlgang war in den folgenden Tagen geregelt. 
Auf Brust und Bauch entwickelte sich ein scharlachfarbener 
Ausschlag, der sich allmählich in viele, mit gelbem Inhalt ge¬ 
füllte Bläschen verwandelte. Das Fieber ließ nach, der Kranke 
.wurde immer hinfälliger. Wieder trat mäßiger Durchfall ein. 
Der Brechreiz wurde wieder stärker, doch kam es erst dann zum 
einmaligen mäßigen Erbrechen, als brechenerregende Hausmittel 
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(Salzwasser und Abkochung von Pfefferkraut) ihm in der vor¬ 
letzten Nacht vor seinem Tode gereicht wurden. Häufig klagte 
er während seiner Krankheit über Kälte und Eingeschlafensein 
der Glieder. Innerhalb der letzten zwei Tage entwickelte sich 
eine zunehmende Bewegungsunfähigkeit, die ihm das Verlassen 
des Bettes immer mehr erschwerte. Unter zunehmender Herz¬ 
schwäche erfolgte am 12. Januar der Tod. 

Wenn man dieses nur in den Hauptzügen wiedergegebene 
Krankheitsbild unter Berücksichtigung der Tatsache, daß später 
Arsenik in der Leiche gefunden wurde, einer sorgfältigen Prüfung 
unterzieht, so ergibt sich, daß es nach unseren Erfahrungen am 
meisten einer chronischen Arsenikvergiftung ähnlich ist. Eine 
akute Vergiftung wird nicht blos durch die lange Dauer der Krank¬ 
heit, sondern auch durch das Fehlen des plötzlich einsetzenden, 
heftigen Erbrechens ausgeschlossen. Dieser Umstand macht auch 
das Vorliegen einer subakuten oder subchronischen Vergiftung 
sehr unwahrscheinlich. Dagegen sprechen für die chronische Ver¬ 
giftung das Fieber, die Pulsbeschleunigung, die abwechselnd auf¬ 
tretenden Durchfälle und namentlich die Klagen über das Ein¬ 
geschlafensein und das Kältegefühl, die mit großer Wahrschein¬ 
lichkeit auf Schädigung der Empfindungsnerven durch das Gift 
zu beziehen sind, wie vielleicht auch die Lähmungserscheinungen 
auf Vergiftung der Bewegungsnerven hindeuten. Von besonderer 
Wichtigkeit aber für die Auffassung der Krankheit als chronische 
Arsenvergiftung war die durch verschiedene Zeugen bekundete 
Wahrnehmung, daß Kieper schon 1 1 /j Jahr vor seinem Tode eine 
eigentümliche Bronzefarbe des Gesichts gezeigt habe. Da andere 
Ursachen für eine derartige Verfärbung der Haut (Addisonsche 
Krankheit oder Zuckerharnruhr) sicher ausgeschlossen werden 
konnten, so mußte sie auf eine chronische Arsenaufnahme bezogen 
werden, deren Beginn demnach schon lange Zeit zurückliegen 
mußte. 

Der Befund an der Leiche Wilhelm Kiepers ergab außer 
der erwähnten Verfärbung des Gesichts und dem Ausschlag auf 
der Vorderseite des Rumpfes keine für die Aufklärung der Todes¬ 
ursache wesentlichen Tatsachen. Insbesondere zeigten die Schleim¬ 
häute des Magens und des Darmkanals nicht jene Veränderungen, 
wie man sie bei der akuten gastrischen Arsenvergiftung häufig 
beobachtet. 

Wichtige Anhaltspunkte lieferte dagegen der Giftnachweis 
in der Leiche. In sämtlichen inneren Organen waren 0,025 g 
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Arsenik gefunden worden. Außerdem hatte sich ein namhafter 
Arsengehalt der Haare und der Haut nachweisen lassen. Aus 
diesem letzteren Befund konnte zwar geschlossen werden, daß 
das Gift vor oder während längerer Zeit — mehrere Tage bis 
zwei Jahre — vor dem Tode in den Körper eingeführt worden 
war, aber ein Unterscheidungsmerkmal zwischen chronischer und 
subakuter oder subchronischer Vergiftung war damit nicht ge¬ 
geben. Dagegen gab die ganz auffallende Verteilung des Giftes 
— 0,003 g in den ersten und 0,022 g Arsenik in den. zweiten 
Wegen — einen deutlichen Hinweis, ln der auf Seite 1 172 befind¬ 
lichen Tabelle sind die in der Leiche Kiepers gefundenen Arsenik¬ 
mengen übereinstimmend mit den anderen Analysenbeispielen be¬ 
rechnet und unter D aufgeführt worden. Ein Blick auf diese Tabelle 
lehrt, daß die Verteilung des Giftes im vorliegenden Falle inso¬ 
fern von den anderen Fällen abweicht, als die in den zweiten 
Wegen enthaltene Giftmenge ein Vielfaches der in den ersten 
Wegen enthaltenen Menge beträgt, während das Verhältnis sonst 
umgekehrt ist. Der ungewöhnlich geringe Arsenikgehalt des 
Magens.und der Därme samt Inhalt spricht nicht für die von 
den Sachverständigen im ersten Verfahren gemachte Annahme, 
daß dem Verstorbenen in den letzten Tagen vor seinem Tode 
eine größere Menge von Arsenik verabreicht worden sei. Viel¬ 
mehr handelt es sich bei der geringen Arsenikmenge des Ver¬ 
dauungskanals schwerlich um durch den Mund aufgenommenes 
Gift-, sondern sehr wahrscheinlich um solches, das durch Magen- 
und Darmdrüsen, sowie mit der Galle aus dem Blut in den Ver¬ 
dauungskanal abgeschieden worden ist. Dem gegenüber macht 
der erheblich höhere Gehalt der zweiten Giftwege eine lange 
fortgesetzte Arsenikaufnahme, die zu einer chronischen Vergiftung 
führte, wahrscheinlich. 

Auf Grund der bei Wilhelm Kieper aufgetretenen Krankheits¬ 
erscheinungen und der Verteilung des Giftes in der Leiche kam 
ich in dem von mir abgegebenen Gutachten zu dem Schluß, 
daß Wilhelm Kieper an einer chronischen Arsenvergiftung ge- 
storbe'n sei. 

Auf welche Weise die fortgesetzte Aufnahme kleiner Arsen¬ 
mengen stattgefunden hat, diese Frage ließ sich auf Grund der 
obigen Ausführungen nicht beantworten. Aus der Erfahrung 
heraus konnte nur gesagt werden, daß Beibringung des Arseniks 
von anderer Seite mit einer an Gewißheit grenzenden Wahrschein¬ 
lichkeit ausgeschlossen werden könnte. Die Ursache der Ver- 
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giftung kann in solchen Fällen nur durch Würdigung der äußeren 
Umstände festgestellt werden. Für eine gewerbliche Vergiftung 
ist die Beschäftigung des Betreffenden maßgebend. Bei öko¬ 
nomischen Vergiftungen, die durch arsenhaltige Nahrungsmittel 
oder Gegenstände des täglichen Gebrauchs entstehen können, 
erkranken in der Regel alle oder mehrere Bewohner in derselben 
Haushaltung. Die medizinale Vergiftung wird sich, wie im Falle 
Kieper, durch Zeugenaussagen oder durch Auffinden arsenhaltiger 
Medikamente, bezüglicher Rezepte usw. erweisen lassen. 
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Bromsilberpapier als Abziehfolie beim Spurensichern. 

— Ein Kriegsersatzmittel. — 

Von 

Kriminaloberwachtmeister Max Kunath, Dresden. 

Der im Krieg eingetretene Mangel an Rohstoffen macht sich 
neuerdings auch auf kriminaltechnischem Gebiet unliebsam be¬ 
merkbar. Die fast bei allen Polizeibehörden Deutschlands zur 
Sicherung von Tatortsfingerspuren in Gebrauch befindlichen sogen. 
Schneider’schen Folien sind nur schwer zu beschaffen, und man 
muß sich nach einem Ersatz umsehen. 

Der Erkennungsdienst der Königl. Polizei-Direktion Dresden 
bringt deshalb das früher bereits bekannt gegebene Verfahren, 
Finger-Abdruckspuren mit Bromsilberpapier zu sichern 1 ), wieder 
zur Anwendung und macht dabei die Erfahrung, daß dieses Ver¬ 
fahren in vielen Fällen nicht nur den Schneiderschen Folien gleich¬ 
wertig ist, sondern daß es in bezug auf seine Anwendungsmög¬ 
lichkeit manchmal diese noch überholt. 

Bei der Sicherung von Finger-Abdruckspuren gelangen zwei 
Arten von Bromsilberpapier zur Anwendung, ein unbelichtetes 
weißes und ein belichtetes schwarzes Papier. Diese beiden Arten 
ermöglichen die Sicherung von Spuren, die nicht nur mit dem 
bekannten hellfarbigen Einstäubungsmittel — Argentorat — sondern 
auch mit anderen dunkelfarbigen Chemikalien, wie Zinnober, 
Graphit u. dergl. hervorgerufen worden sind. 

Als besonders geeignet für den Zweck erscheint ein halb- 
mattes Bromsilberpapier, dessen Emulsionsschicht im angefeuchteten 
Zustand starke Quellung ergibt. In den meisten Fällen wird das 
bei den verschiedenen Polizeistellen zur Anfertigung der Licht¬ 
bilder in Gebrauch befindliche Bromsilberpapier vollauf genügen. 

Die Vorbereitung des Papieres geschieht in einfacher Weise 
wie folgt: Je nach Bedarf werden ein oder mehrere Blätter Brom- 


l ) Bd. 46 S. 220 des Archivs. 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. 12 
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Silberpapier — etwa 18x24 cm groß — in unbelichtetem Zu¬ 
stand vorschriftsmäßig fixiert, gewässert und getrocknet. Dasselbe 
geschieht mit einer weiteren Anzahl Blätter, die jedoch vor dem 
Fixieren im Kopierrahmen belichtet und alsdann entwickelt worden 
sind. Das unbelichtete nur fixierte Papier ergibt weiße, das be¬ 
lichtete und in möglichst tiefschwarzem Ton entwickelte Papier 
schwarze Blätter. Mit Hilfe dieser beiden Arten Papier wird man 
in fast allen Fällen die Sicherung von Tatortfingerspuren vor¬ 
nehmen können. 

Soll zur Sicherung geschritten werden, so wird bei heller 
Einstäubung der Spur ein entsprechend großes Stück vom 
schwarzen, bei dunkler Einstäubung ein Stück vom weißen Brom¬ 
silberpapier zurechtgeschnitten und dasselbe etwa drei bis fünf 
Minuten in eine Schale mit Wasser gelegt. Nachdem die Schicht 
des Papieres genügend erweicht und klebrig geworden ist, wird 
es herausgenommen und das noch anhaftende Wasser zwischen 
Fließpapier unter leichtem Druck entfernt. Setzt man nun das 
noch feuchte Papier etwa eine Minute der Luft aus, so erhöht 
' sich die Klebkraft der Schicht und es ist fertig für den Gebrauch. 

Bei dem Abheben der zu sichernden Spur ist zu beachten, 
daß das Bromsilberpapier mit der Schichtseite vorsichtig auf die 
eingestäubte Spur gelegt und mit einer Gummiwalze oder dem 
Handballen leicht und gleichmäßig angedrückt wird. 

Nachdem die klebrige Schicht des Papieres in etwa ein bis 
zwei Minuten sich innig mit der Spur verbunden und man sich 
durch Anheben einer Ecke davon überzeugt hat, wird das Brom¬ 
silberpapier vorsichtig abgezogen und es haftet nunmehr die ein¬ 
gestäubte Spur als seitenverkehrtes Bild an demselben. 

Die auf diese Weise gesicherte Spur ist für alle weiteren Er¬ 
mittelungszwecke durchaus brauchbar. 

Bei zu langem Belassen des Papieres auf der Spur würde 
die Schicht so fest antrocknen, daß sie sich beim Abziehen vom 
Papier löst und dadurch eine Vernichtung der Spur herbeiführt. 

Ein kürzlich in Dresden vorgekommener Fall hat die viel¬ 
seitige Anwendungsmöglichkeit des Bromsilberpapieres bei der 
Spurensicherung erwiesen: Bei den Erörterungen gelegentlich 
eines Treibriemendiebstahles in einer Fabrik wurden an Maschinen¬ 
teilen Fingerabdruckspuren gefunden. Die Finger hatten in eine 
dicke Maschinenölschicht gegriffen und in dieser die Papillar¬ 
linieneindrücke hinterlassen. Die klebende Oberfläche der zu 
behandelnden Maschinenteile schloß die Anwendung des Ein- 
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staubverfahrens und der Schneiderschen Folien völlig aus. Die 
räumlichen Verhältnisse machten auch eine direkte photographische 
Aufnahme der Spuren unmöglich, da für die Aufstellung der 
Kamera nicht genügend Platz war. 

Hier war das Bromsilberpapier der einzige Ausweg. Es 
wurde ein entsprechendes Stück mit weißer Schicht ohne vor¬ 
herige Anfeuchtung auf die Fingerspur gelegt und es gelang 
diese so abzuheben und zu sichern, daß sie für die weiteren 
Ermittelungszwecke als durchaus brauchbar bezeichnet werden 
konnte. 

Mit dem Hinweis, daß die Anschaffungskosten des Brom¬ 
silberpapieres erheblich geringer sind, als die der Schneiderschen 
Folien, kann die Verwendung des Bromsilberpapieres zur Spuren¬ 
sicherung nur empfohlen werden, wenigstens solange Schneidersche 
Folien nicht zu beschaffen sind. . 


12 * 
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I. 

Die Kriminalität nach dem Krieg. 

Von 

Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 

(Mit 3 Figuren.) 

f 

Im Augenblick der Kriegserklärung trat plötzlich in dem rast¬ 
losen Widerstreit der Verbrecher und der Polizei eine Kampfpause 
ein. Der Dieb vergaß zu stehlen. Der Hochstapler stockte in 
der Ausführung seines wohlvorbereiteten Coups. Der Erpresser 
ließ von seinem lang verfolgten Opfer ab. Der Arm des Ver¬ 
brechens war gelähmt. 

Und auch der Apparat der Kriminalpolizei war wie von einem 
Zauberschlag erstarrt. Die Maschine stand still. 

Erst allmählich wurde wieder neben der einen großen Idee, 
die alle gebannt hatte, Raum für die Gedanken, Sorgen und 
Sünden des Alltags. Es liefen wieder Anzeigen ein und die Erör¬ 
terung halberledigter Fälle wurde wieder weitergefübrt. Ja im 
weiteren Verlauf des Krieges schwoll die Kriminalität zu einer bis 
dahin nie gekannten Höhe an. Besonders das letzte Halbjahr 
brachte eine unerhörte Hochkonjunktur auf dem Markt des Ver¬ 
brechens. 1 ) 

') Ein schwacher Trost ist dabei für uns, daß im feindlichen Ausland die 
Kriminalität ebenso gestiegen ist. 

Bezüglich England: 

1. Report of the Commissioner of Police of the Metropolis for the year 1916. 
Presented to both Houses of Parliament by Command of His Majesty (Londoner 
Polizeistatistik) London 1917. 

2. Times vom 28. 9. 17. 

3. Times vom 1. 10. 17. 

4. Times vom 3. 10. 17. 

5 Times vom 1. 11. 17. 

6. Times vom 1. 12. 17. 

Bezüglich Frankreich: 

1. Larousse mensuel illustre vom Juli 1917. 

2. Revue polilique et parlamentaire vom April 1917 (I. A. Roux: Ce que sera 
la criminalit6 aprös la guerre). 
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Nach dem Krieg werden die Verhältnisse nicht so rasch 
besser werden. G. Bamberger hat das im 3. Heft der „Schriften 
der D. Ges. f. soz. Recht ', mit überzeugenden Gründen und in 
einem Stil, der die Lektüre zu einem besonderen Genuß macht, 
ausgeführt. 

Die jetzt so hochgehenden Wellen werden noch oft über das 
Ufer spülen, bis der Strom wieder in seinem ruhigen Lauf dahin¬ 
fließt. Es ist nur natürlich, daß der Soldat, der sich in Erfüllung 
seiner vaterländischen Pflicht Tag für Tag an Gewalttaten aller 
Art gewöhnen mußte, sich nicht am Demobilisierungstag in einen 
ruhigen Bürger verwandeln kann. Mancher von denen, die an 
der Front unfreiwillig verwildert sind, wird sich zu Mord und 
Totschlag, zu Körperverletzungen und Eigentumsverbrechen hin¬ 
reißen lassen und so die Kriminalität in der Heimat steigern. Auch 
die Daheimgebliebenen werden sich häufiger als vordem strafbar 
machen. Viele, die früher in scheuer Achtung vor dem Gesetz 
gelebt haben, begehen jetzt Handlungen, die zwar nicht unser 
natürliches angeborenes Rechtsempfinden, wohl aber die Kriegs¬ 
wirtschaftsgesetzgebung unter Strafe gestellt hat. Der verbotene 
Weg, zunächst zaghaft betreten, wird mit von Monat zu Monat 
sicherer werdenden Schritten begangen. Und es besteht die Ge¬ 
fahr, daß die jahrelang geübte Gewohnheit der Gesetzübertretung 
mit dem Friedensschluß nicht aufgegeben werden kann. Dazu 
kommt, daß die jetzigen hohen Löhne gewisser Arbeiter Bedürf¬ 
nisse gezeitigt haben, die nach dem Krieg auf redliche Weise kaum 
mehr zu stillen sein werden. Das unausbleibliche Sinken des 
Einkommens dieser Kreise wird eine reiche Quelle kriminalpoli¬ 
tischer Aufgaben werden. 

In einem Punkt wird sich die moralische Wühlarbeit des 
Krieges erst im nächsten Dezennium offenbaren. Das väterliche 
Auge, das jahrelang auf den feindlichen Schützengraben gerichtet 
war, konnte die heranwachsende Generation nicht überwachen. 
Die Folgen dieser fehlenden Aufsicht werden sich erst später der 
Kriminalpolizei voll und ganz zeigen. Dazu kommt, daß der 
Mangel an Arbeitskräften die Jugendlichen beiderlei Geschlechts 
frühzeitig ins öffentliche Leben hinausgestoßen hat und sie plötz¬ 
lich in den Besitz übermäßiger Geldmittel setzte. Mancher, der 
unter normalen Verhältnissen über die ohnehin gefährlichen Jahre 
unversehrt hinweggekommen wäre, ist jetzt auf Abwege geraten 
und wird in den nächsten Jahrzehnten die Sicherheitsbehörden 
beschäftigen. 
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Die Kriminalstatistik der siebziger Jahre des vorigen Jahr¬ 
hunderts bietet ein wertvolles Belegmaterial für die Behauptung, 
daß die Kriminalität nach dem jetzigen Krieg steigen wird. All 
das bisher Ausgeführte hat ja eigentlich schon die Beweiskraft des 
Selbstverständlichen; wenn trotzdem im Folgenden noch statistische 
Belege herangezogen werden, so geschieht dies lediglich, weil einer 
der bedeutendsten Statistiker, Georg von Mayr, in seiner jüngst 
(1917) erschienenen „Moralstatistik und Kriminalstatistik“ die hier 
diskutierte Frage als zweifelhaft hinstellt 1 ) und weil Starke 2 ), der 
die Frage „Kriminalität und Krieg“ von allen deutschen Kriminal¬ 
statistikern am eingehendsten behandelt hat, fast nur von der ver¬ 
sittlichenden Kraft des Krieges spricht. 

Es ist richtig, daß im Zeitraum 1870/71, auf den Starke seine 
Behauptungen stützt, die deutsche und französische Kriminalitäts¬ 
kurve außerordentlich sank. Man darf aber zwei wichtige Faktoren 
nicht vergessen. In der amtlichen französischen Kriminalstatistik 
blieben im Kriege gewisse Landesteile unberücksichtigt. Im De¬ 
partement de la Seine — Paris — fanden keine statistischen Erhe¬ 
bungen statt und in den von den deutschen Truppen besetzten 
Gebieten konnte von einer korrekten Statistik auch keine Rede sein. 

In Deutschland andrerseits trat 1871 ein neues Strafgesetz in 
Kraft. Das neue Strafgesetzbuch hat nicht bloß eine Milderung 
der Strafen herbeigeführt, sondern auch völlige Straflosigkeit für 
gewisse rechtswidrige Handlungen, so sind z. B. alle Delikte, die 
von Personen unter 12 Jahren begangen wurden, straflos geworden. 
Ferner wurde die Strafverfolgung bei vielen Delikten vom Straf¬ 
antrag abhängig gemacht. Gutmütigkeit, Furcht vor Rache und — 
wenn keine Aussicht auf Schadenersatz bestand — Interesselosig¬ 
keit, haben daher ab 1871 manche Delikte ungesühnt gelassen. 

Das Sinken der amtlich festgestellten Verbrechensziffer während 
des Krieges 187071 dürfte also bezüglich Deutschlands und Frank¬ 
reichs nur mit Vorsicht moralstatistisch zu verwerten sein. Wert¬ 
voller erscheint ein Vergleich der französischen Kriminalität vor 
und nach dem Krieg. 

’) Seite 948; .Wenn ich darauf verzichte, das Problem Kriminalstatistik und 
Krieg erschöpfend zu behandeln, so darf ich mich darauf stützen, daß die gewaltigen 
Erfahrungen, die der jetzige Weltkrieg bringen wird, vor allem abzuwarten sein wer¬ 
den, um klarzustellen, inwieweit der Krieg die Verfehlichkeit mindert oder auch sie 
erhöht, wie dies beispielsweise neuzeitlich — wenigstens soweit jugendliche Ver¬ 
fehlichkeit in Frage kommt — als Folge der mit dem Krieg sich entwickelnden stär¬ 
keren Kinderverwahrlosung, allerdings nicht unwidersprochen, behauptet wird!* 

s ) „Verbrechen und Verbrecher in Preußen,“ Berlin 1884. 
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Als ßeobachtungszeilraum werden zweckmäßig die Jahre 1864-— 
1874 gewählt. Denn vor 1863 und nach 1874 galten andere straf¬ 
gesetzliche Bestimmungen (die Revision des Code penal 1863 ver¬ 
änderte die Einteilung in Verbrechen [crimes] und Vergehen [delits] 
sehr wesentlich. 1874 erfolgten, mildere Strafbestimmungen). 

Wenn wir in dem zur Beobachtung gewählten Zeitraum nur 
die schweren Straftaten (Verbrechen, crimes) und davon nur die 
numerisch wichtigste Gruppe der Eigentumsverbrechen be¬ 
trachten, so erhalten wir folgende Zahlenreihe: 


1864 

1995 

1869 

1966 

1865 

1950 



1866 

2145 

1872 

2733 

1867 

2203 

1873 

2735 

1868 

2171 

1874 

2690 


(Mangels französischer Quellen zusammengestellt aus: Enrico Ferri, 
Studi sulla criminalitä in Francia, 1881 pag. 42). 

Zeichnerisch dargestellt ergibt das folgende Kurve der Eigen¬ 
tumsverbrechen (wobei der Einfachheit halber die Einer und Zehner 
der Zahlen unberücksichtigt seien). 



Fig. 1. Steigen der (absoluten) Zahl der schweren Eigentumsdelikte (crimes 
contre 1. prop.) in Frankreich (Anzeigenstatistik). 

Also eine Steigerung von ca. 25°/o hach jenem kurzen Krieg, 
was außerordentlich viel zu bedeuten hat, wen man bedenkt, daß 
es sich dabei ausschließlich um schwere (Schwurgerichts-) Fälle 
handelt! 

Bezüglich Deutschlands sind die einschlägigen Verhältnisse 
kaum darstellbar. Denn die Einführung des neuen Strafgesetzbuchs 
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im Jahre 1871 bedeutet, wie schon erwähnt, eine Zäsur in unserer 
Statistik. Da eine gemeinsame Basis fehlt, wäre ein Vergleich der 
absoluten Zahlen vor und nach dem Kriege sinnlos. Doch dürfte 
die Kriminalitätskurve nach dem Kriege 1870 71, für sich allein 
betrachtet, gewisse Schlüsse erlauben. 

Die Deliktziffer stieg in Preußen (vergl. Tafel) und den übrigen 
Bundesstaaten 1 ) unheimlich. 

Die Kurven sind berechnet auf den Kopf der 
Bevölkerung. Die absoluten Zahlen der De¬ 
likte, also die tatsächliche Zunahme der Kri¬ 
minalität, würden eine noch steilere Kurve 
darstellen, i 



Fig. 2. Preußen: Verbrechen und Ver- Fig 3. Preußen: Verbrechen und 
gehen vor dem Deutsch-französischen Kriege Vergehen nach dem Deutsch-fran- 
1870/71. zösischen Krieg. 

Daraus läßt sich nun noch keine allgemein gültige Folgerung 
für das Thema: „Kriminalistische Nachwirkung der Kriege“ ziehen, 
da ja die 1873 beginnende wirtschaftliche Krisis, die sich 1874 
steigerte und die 1875 zu einer trostlosen wirtschaftlichen Lage 
des deutschen Volkes führte, die Vermehrung der Delikte verur¬ 
sacht haben könnte, und wir noch nicht wissen, ob nach dem Welt¬ 
krieg ebenfalls eine wirtschaftliche Krise in Deutschland eintritt 
oder ein allmähliger gleichmäßiger Aufschwung ohne Rückschlag 
ermöglicht wird. 

Vielleicht gewinnen wir aber ein klares Bild der unmittelbaren 
Kriegsnachwirkung auf die Kriminalität, wenn wir für jedes Jahr 
von 1871—1876 2 ) das Verhältnis der Deliktskategorien zueinander 
berechnen 3 ). 

') Reichsstatistisches Material fehlt. 

*) Von da ab verschärfende Strafgesetzgebung (Novelle von 1876). 

*) Zu dieser Berechnung sind die statistischen Tabellen von öttingen „Moral- 
statistik" Erlangen 1882 benutzt. 
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Von den Verbrechen und Vergehen waren in den acht älteren 
Provinzen Preußens gerichtet gegen 


das Eigentum: 

die Person 

1871 

54,8o/o 

13,6o/o 

1872 

52,2 o/o 

16,20 0 

1873 

49 o/o 

18,7 o‘o 

1874 

47,5o/o 

19,6» 0 

1875 

45,3o 0 

20,2« 0 

1876 

46,6° 0 

21,2 o/ 0 


Die Eigentumsdelikte haben sich also nach dem Krieg 
zwar erheblich vermehrt (von 48387 Untersuchungen wegen 
Verbrechen und Vergehen im Jahre 1871 auf 62410 Untersuchungen 
im Jahre 1876) aber noch viel rapider wuchs die Zahl der Delikte 
gegen die Person (von 12056 auf 28359). 

Diese Erscheinung kann man wohl nur mit Einflüssen 
des Krieges erklären. Denn die wirtschaftlichen Nöte hätten 
wohl nur ein Steigen der Eigentumsdelikte allein oder zu mindest 
ein gleichmäßiges Steigen der Eigentums- und Personendelikte 
hervorrufen können. Das ungleich raschere Anwachsen der Per¬ 
sonen (Roheits-) Delikte gegenüber allen andern Deliktsarten läßt 
sich dagegen nur aus einem vermehrten Hang zum Ver¬ 
brechen erklären, der sich nach dem Kriege zeigte. 

In Sachsen sind die Verhältnisse noch gravierender. (Die 
Zahl der wegen Diebstahl und Unterschlagung Verurteilten stieg 
in den sieben Jahren nach dem Krieg nur von 7197 auf 10452. 
Die Zahl der wegen Verbrechen und Vergehen wider das Leben 
Verurteilten dagegen von 340 auf 1949.) 

In Bayern ein ähnliches Bild. Auch hier eine Kriminalitäts¬ 
bewegung, die nur einem vermehrten Hang zum Verbrechen, nicht 
aber objektiven Faktoren entsprungen sein kann 1 ). 

Wie lautet die Lehre daraus für die Zeit nach dem gegen¬ 
wärtigen Krieg? 

Die schlimmsten wirtschaftlichen Krisen fördern den Hang 
zum Verbrechen nicht annähernd so stark, wie ein Krieg 2 ). Mö- 

'l Von anderen Kriegen neuester Zeit sei nur der amerikanische Bürgerkrieg 
kurz gestreift. Nach seiner Beendigung (1864) stiegen in New York die gewalt¬ 
samen Verbrechen von 624 auf 995 (1865). Vergl. 21. annual report of the prison 
association of New York pag. 40. Über den russisch- japanischen Krieg steht kein 
zuverlässiges Zahlenmaterial zur Verfügung. Der Burenkrieg ist zum Vergleich 
ungeeignet, da er in den Kolonien spielte. 

s ) Besonders in dem Staat, der militärisch als Sieger hervorgeht, wie ein 
Vergleich der deutschen und französischen Kriminalität nach 1871 zeigt. Näher 
äuf diesen Vergleich hier einzugehen, dürfte zu weit führen. 
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gen also die wirtschaftlichen Verhältnisse in Deutschland nach 
dem Weltkrieg sich gestalten, wie sie wollen, wir werden auf 
jeden Fall mit einer stark vermehrten Inanspruchnahme 
der Kriminalpolizei rechnen müssen. 

Mag das Mißtrauen gegen die Statistik im allgemeinen noch 
so berechtigt sein, so muß doch die Skepsis gegenüber solchen 
enormen Veränderungen, wie sie die Kriminalität in den siebziger 
Jahren zeigte, verstummen. 

Einen Anhaltspunkt für die voraussichtliche Entwicklung der 
Kriminalität gewinnen wir auch, wenn wir die Verhältnisse wäh¬ 
rend des Krieges 1870/71 und während des gegenwärtigen Krie¬ 
ges vergleichen. Da die einschlägigen neuesten Zahlen für das 
gange Deutsche Reich noch nicht veröffentlicht sind, müsseri wir 
uns allerdings bezüglich des jetzigen Krieges auf ein kleines Orts¬ 
gebiet, z. B. den Bereich der Polizeidirektion Dresden, beschränken. 
Vom Jahr 1870 zum Jahr 1871 sank die Zahl der Verbrechen und 
Vergehen in Preußen erheblich. Nach 1871 begann aber dann das 
schon beschriebene steile Emporklettern der Kriminalitätskurve. 
Vom Jahr 1914 zum Jahr 1915 sank die Zahl der Erörterungen 
(Verbrechen und Vergehen) der Dresdner Kriminalpolizei ebenfalls 
stark und nach 1915 setzte gleichfalls ein schnelles Wachsen der 
Erörterungszahl ein. 

. Obwohl die statistischen Berechnungen der Dresdner Kriminal¬ 
polizei sich nur auf einen kleinen Ausschnitt der deutschen Gesamt¬ 
bevölkerung beziehen, so geben sie vielleicht doch ein Bild von 
dem, was wir von der Zukunft zu erwarten haben, und seien des¬ 
halb hier wiedergegeben. Das Jahr 1914 bleibe dabei unberück¬ 
sichtigt, da es teils Kriegs- teils Friedenszeit repräsentiert. 

Akteneingänge in der Kanzlei der Dresdner Kriminalpolizei.^ 


1908 . 

22835 

1913 . 

. 27720 

1909 

. 23607 

1915 . 

. 19909 

1910 . 

. 24287 

1916 . 

. 24196 

1911 . 

25596 

1917 . 

. 38953 

1912 . 

27935 




Man wird einwenden, daß diese Statistik keine Schlüsse auf 
die Zukunft erlaube, da die vielen Kriegsverordnungen sie beein¬ 
flußt haben, die nach dem Krieg ja größtenteils wieder wegfallen 
werden. Deshalb sei ausdrücklich betont, daß von den 38953 
Akteneingängen des Jahres 1917 nur 4135 sich auf Kriegswucher 
und sonstige Verstöße gegen kriegswirtschaftliche Vorschriften be¬ 
zogen. Auch sind politische (Spionage und sonstige mit dem Krieg 
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unmittelbar zusammenhängende) Delikte und alle Übertretungen 
in den obigen Zahlen nicht inbegriffen. Die Jahressumme der 
Akten, die nur über die auch in der Friedenszeit üblichen Ver¬ 
brechen und Vergehen entstanden, ist also von 25330 (Durchschnitt 
der letzten fünf Friedensjahre) im Jahre 1917 auf 34818 gestiegen. Es 
ist somit die Befürchtung gerechtfertigt, daß diese Zahl nach Friedens¬ 
schluß nicht sinken, sondern weiter progredieren wird. 

Es wird einer Reihe organisatorischer Maßnahmen auf kriminal¬ 
polizeilichem Gebiet bedürfen, um dieser Kriminalitätswelle gegen¬ 
über hinreichend gerüstet zu sein. Mit erzieherischen, sozialpoli¬ 
tischen und sonstigen präventiven Maßnahmen allein wird man 
leider nicht auskommen. Sie mögen die idealste Form der Ver¬ 
brechensbekämpfung sein, aber eine energische Repressivtätigkeit 
der Kriminalpolizei wird besonders in den Übergangsjahren von 
außerordentlicher Wichtigkeit bleiben. 

In Rücksicht auf die schweren Schädigungen, die der Freiheit 
und Ehre des Einzelnen aus Mißgriffen der unteren kriminalpoli¬ 
zeilichen Vollzugsorgane erwachsen können, ist ein sorgfältig ge¬ 
schultes und gesiebtes Personal die Voraussetzung jeder Reform. 
Und nicht nur in Rücksicht auf die Unschuldigen muß die Exe¬ 
kutive in bewährte Hände gelegt werden, sondern auch im Hinblick 
auf die Schuldigen. Nur ein routinierter Detektiv ist ein ernst 
zunehmender Partner des Verbrechers. Gerade weil der Kriminal¬ 
beamte — im Gegensatz zu anderen Subalternen — meist selbst 
rasche Entschlüsse fassen muß, ohne zur Einholung von Instruk¬ 
tionen Zeit zu haben, und weil das Arbeitsgebiet der Kriminalbeamten 
von einer kaleidoskopartigen Vielgestalt ist, sind Beamte mit län¬ 
gerer kriminalistischer Erfahrung unerläßlich. 

Zu jeder Verbesserung und Ausgestaltung der Kriminalpolizei 
braucht man also nicht nur Geld, sondern auch Zeit. 

Es dürfte deshalb im hohen Maße wünschenswert sein, die 
kriminalpolizeiliche Übergangswirtschaft schon jetzt zur Diskussion 
zu stellen. Wenn die Sturmflut kommt, ist’s zum Dammbau zu spät. 
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Die Neuordnung der Kriminalpolizei. 

Von 

Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Lindenau, Berlin. 


Die Entwicklung der Kriminalpolizei bewegte sich in den 
letzten Jahren vor Kriegsausbruch in stark aufsteigender Richtung. 
Ein lange in der Stille gefördertes Reformwerk zeitigte seine 
Früchte und beseitigte allmählich die Schäden, die namentlich in 
einer Reihe großer Strafprozesse zu Tage getreten waren und in 
Parlament und Presse lebhafte Erörterung gefunden hatten. Den 
Unterbau lieferte durchweg die wissenschaftliche Forschung. Die 
soziologische Strafrechtsschule lehrte das Verbrechen als gesell¬ 
schaftliche Erscheinung erkennen und legte die Psychologie des 
Verbrechers dar, wodurch die Strafverfolgungsbehörden erst in 
den Stand gesetzt wurden, systematisch und planmäßig bei der 
Aufdeckung der einzelnen Straffälle vorzugehen und die Ver¬ 
folgung bis zu den Quellen der Kriminalität fortzuführen. Die 
von dem Begründer dieses Archivs neu geschaffene Wissenschaft 
der Kriminalistik verschaffte zum ersten Male einen vollen Über¬ 
blick über die sogen. Realien des Strafrechtes und brachte die 
Lehren von der Tatbestandsfeststellung, der Spurenverfolgung und 
-Erhaltung sowie die Kunst ihrer Deutung und Verwendung im 
Gerichtssaale zu einer Höhe, die der alten, nur auf der Anwen¬ 
dung mündlich überlieferter Kniffe und Praktiken beruhenden 
Polizeitechnik unerreichbar geblieben war. Mit größtem Eifer 
hatten die Behörden sich der Überleitung dieser Forschungs¬ 
ergebnisse in den praktischen Dienst gewidmet. Es genügt, in 
diesem Zusammenhänge die Namen des verstorbenen Hamburger 
Polizeipräsidenten Roscher und des gegenwärtigen Leiters der 
Dresdner Polizei, Köttig zu nennen. Hier wie in Berlin, München 
und an anderen Orten waren kriminalpolizeiliche Ämter enstanden, 
die jeder Anforderung der Gegenwart entsprechen, deren Samm¬ 
lungen, büromäßige und technische Einrichtungen von Tag zu 
Tag dem Stande der Entwicklung und dem Fortgange der Er- 
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findungen und Entdeckungen angepaßt werden. Freilich bedarf 
dieses Anerkenntnis einer Einschränkung auf die kriminalpolizei¬ 
lichen Dienststellen der Großstädte, denen schon mittlere Orte 
nur in weitem Abstande folgen konnten, während die Verhältnisse 
auf dem flachen Lande vielfach noch als außerordentlich zurück¬ 
gebliebene bezeichnet werden mußten. 

Der Krieg hat der Fortführung des so verheißungsvoll be¬ 
gonnenen Werkes vorläufig Halt geboten. Überall fehlen die 
Kräfte, neue Mittel und Wege zu erproben und anzuwenden. Der 
durch die Einziehungen außerordentlich geschwächte Beamten- 
und Mannschaftsbestand ist bis zum äußersten angespannt, um 
nur den Anforderungen des täglichen Dienstes im Kampfe gegen 
die über Hand nehmende Kriegskriminalität zu genügen. Spionage, 
Sabotage, Kriegsschwindel und Kriegswucher, Fälschungen von 
Lebensmitteln und Bedarfsartikeln, Raub und Diebstahl breiten 
sich mehr und mehr aus und halten die gesamte Kriminalpolizei 
so in Atem, daß für Neuerungen und Reformen gegenwärtig wenig 
Zeit bleibt. Aber wenn die Kriegsfurie vorüber gerast sein wird, 
muß zumal in den Jahren des Überganges — wie mit Gewiß¬ 
heit vorausgesagt werden kann — mit einem weiteren unheim¬ 
lichen Anschwellen der Kriminalität gerechnet werden und deshalb 
ist schon heute die dringende Forderung zu erheben, daß die 
Kriminalpolizei überall in den Stand gesetzt wird, nach dem 
Friedensschlüsse den schweren an sie herantretenden Aufgaben 
gerecht zu werden. Sobald wie irgend möglich müssen die Reform¬ 
arbeiten wieder aufgenommen und mit allen Kräften gefördert 
werden. Dies wird am zweckmäßigsten im Rahmen der in den 
verschiedenen Bundesstaaten bevorstehenden allgemeinen Ver¬ 
waltungsreform geschehen, bei der durchweg die Neuordnung der 
Polizei eine wichtige Rolle spielen dürfte. Von diesem Gesichts¬ 
punkte aus sollen im folgenden einige Richtlinien für die Um¬ 
gestaltung der Kriminalpolizei gegeben werden, wobei von den 
preußischen Verhältnissen ausgegangen wird. 

An erster Stelle erhebt sich die Frage, ob die Kriminalpolizei 
eine Staats- oder Kommunalbehörde darstellen soll. Die Ab¬ 
grenzung zwischen Staats- und Kommunalverwaltung wird im 
allgemeinen eine wichtige Rolle spielen und sicher zu einer er¬ 
heblichen Ausdehnung des Machtbereiches der Selbstverwaltung 
führen. Gilt es nun, den Verbleib der Kriminalpolizei zu be¬ 
stimmen, so darf die Frage, wie überhaupt bei der Scheidung 
der Zuständigkeiten, selbstverständlich nicht so gestellt werden. 
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ob dieser oder jener Dienst von einer Staats- oder Kom¬ 
munalbehörde „besser ' 1 versehen wird. Es kann gar keinem 
Zweifel unterliegen, daß in Deutschland die Persönlichkeiten auf 
den entsprechenden Stufen beider Verwaltungen gleichwertig sind 
und mit derselben Hingabe und Geschicklichkeit ihren Obliegen¬ 
heiten gerecht werden. Vielmehr gilt es zu prüfen, ob die Inter¬ 
essen, die im einzelnen Arbeitszweige wahrzunehmen sind, mehr 
örtlicher oder mehr allgemeiner Natur sind, und hiernach muß 
die Zuteilung entweder an die im Ortsgebiete wurzelnde und 
deshalb seinen Sonderinteressen näher stehende lokale Selbst¬ 
verwaltung oder aber an die das Gesamtgebiet umspannende 
Staatstätigkeit erfolgen. Zuzugeben ist, daß die Aufgaben der 
Polizei vorwiegend örtliche sind und daß sich aus diesem Grunde 
die Übertragung der meisten Polizeizweige an die Kommunen 
rechtfertigt. Eine Ausnahmestellung nimmt jedoch die Kriminal¬ 
polizei ein. Nur das Gelegenheitsdelikt entspringt der engeren 
Umgebung. Die schwere Kriminalität, deren Verfolgung den 
Mittelpunkt der kriminalpolizeilichen Tätigkeit bildet, insbe¬ 
sondere das berufsmäßige Verbrechertum, dehnt sich breit und 
gleichmäßig über Stadt und Land aus, arbeitet in weit verzweigten 
internationalen Organisationen, sodaß ihr nur ein ebenso aus¬ 
gebreiteter und zusammenhängender Bekämpfungsapparat ge¬ 
wachsen ist. Daher ist auch das Interesse an der Aufdeckung 
und Sühne der einzelnen Straftat keineswegs auf den Verletzten 
und die zu ihm in persönlicher oder örtlicher Beziehung Stehen¬ 
den beschränkt, sondern berührt die Sicherheit und Ordnung im 
Gesamtstaate. Aus alledem ergibt sich die Forderung, die als 
Staatsbehörden bestehenden kriminalpolizeilichen Dienststellen in 
dieser Form zu belassen und die noch in Händen der Kommunal¬ 
verwaltung ruhende Kriminalpolizei zu verstaatlichen. Nach der¬ 
selben Richtung wirkt der Umstand, daß die Kriminalpolizei ganz 
vorwiegend auf das Zusammenarbeiten mit den Gerichten und 
Staatsanwaltschaften, also mit Staatsbehörden, angewiesen ist. 
Die heute wohl überall vertretene Erkenntnis, daß ein möglichst 
enges Zusammenarbeiten zwischen den genannten Justizbehörden 
und der Kriminalpolizei erstrebt und erreicht werden muß, legt 
also ebenfalls die Vereinigung der gesamten Strafverfolgungs¬ 
tätigkeit in der Hand des Staates nahe. Die Abgabe der kriminal¬ 
polizeilichen Befugnisse an den Staat wird auch bei den Ver¬ 
tretern der Selbstverwaltung kaum auf Bedenken stoßen. Sie 
werden sich dem Gewichte der vorstehend entwickelten sachlichen 
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Gründe nicht verschließen und andererseits aus persönlichen 
Rücksichten kaum die Entlastung von einer Arbeit bedauern, die 
so wie die Handhabung der Kriminalpolizei dauernd zu den 
schwersten Eingriffen in die Rechte des Einzelnen zwingt und des¬ 
halb wenig geeignet ist, Freunde und Zuneigung zu erwerben, 
auf die der Selbstverwaltungsbeamte als gewählter Vertrauens¬ 
mann seiner Mitbürger mit Recht besonderen Wert legen muß. 

Wenden wir uns nunmehr dem Aufbau der zukünftigen Staats¬ 
kriminalpolizei zu, so tritt auch hier zunächst ein Umstand in 
den Vordergrund, der die Verstaatlichung dieses Dienstzweiges 
dringend wünschenswert macht. Gerade weil die kriminalpolizei¬ 
liche Tätigkeit sich mehr und mehr zu einem Anwendungsgebiet 
wissenschaftlicher Arbeitsweise und -Methoden entwickelt hat, be¬ 
darf sie eines Stabes spezialistisch geschulter Kräfte und einer 
Fülle technischer Vorrichtungen, deren Anstellung und Beschaffung 
den Einzelgemeinden in ihrer überwiegenden Mehrzahl schon 
aus Kostspieligkeitsgründen nicht zugemutet werden kann. Es 
sei nur an die Einrichtungen des Erkennungsdienstes, der Finger¬ 
abdruck- und Meßkartensammlungen, der photographischen Werk¬ 
stätten einschließlich der Vergrößerungs- und Vorführungsapparate 
erinnert. Die Beschaffung aller dieser Gegenstände durch die 
Ortsbehörden würde sich um so unwirtschaftlicher gestalten, als 
in ihrem Zuständigkeitsgebiete doch nur selten die Gelegenheit 
zur Anwendung geboten wäre. Dadurch aber wird zugleich ausge¬ 
schlossen, daß die Beamten, insbesondere auch die mit der Hand¬ 
habung des technischen Apparates betrauten, in der täglichen 
Übung bleiben, die allein die Zuverlässigkeit ihrer Arbeiten 
gewährleistet. 

• Für die Einteilung des kriminalpolizeilichen Staatsdienstes 
ergibt sich hieraus die Folgerung, daß die Organisation von einer 
Reihe über das Gesamtgebiet planmäßig verteilter Hauptdienst¬ 
stellen ausgehen muß, für die zweckmäßig die Sitze der Landgerichte 
und der damit verbundenen Staatsanwaltschaften gewählt werden, 
um die ständige Fühlung zwischen diesen und der Kriminalpolizei 
zu sichern. Jede solche Hauptstelle muß die technische Aus¬ 
rüstung und die der Bezirksgröße entsprechende Anzahl von krimi¬ 
nalistisch vorgebildeten Oberbeamten und Mannschaften erhalten. 
Ihr Dienstbereich erstreckt sich aber nicht nur auf das Weichbild 
ihres Sitzes, sondern begreift das gesamte umliegende Bezirks¬ 
gebiet in sich, über das netzartig eine Reihe von Wachen und 
Posten verteilt werden, mit deren Hilfe die Beamten am Haupt- 
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orte ihren Dienst erfüllen, nach Art der in Frankreich, Dänemark, 
Sachsen und Hamburg bereits eingerichteten fliegenden Brigaden, 
ln kleinen und einfacher liegenden Sachen werden die Haupt¬ 
stellen sich begnügen, die Arbeiten der nachgeordneten örtlichen 
Dienststellen zu überwachen, zu ergänzen und zur Abgabe an die 
Gerichte und Staatsanwaltschaften fertigzustellen, ln größeren, wich¬ 
tigeren Angelegenheiten werden sie sofort nach Eingang der auf 
schnellstem Wege zu erstattenden Meldungen selbst durch Entsen¬ 
dung ihrer Beamten eingreifen. Das würde einen erheblichen Vor¬ 
zug vor der jetzt in sogen. Kapitalsachen üblichen Anforderung 
eines hauptstädtischen Kriminalkommissars bedeuten, die zumeist 
erst erfolgt, wenn die Ortsbehörde die Erfolglosigkeit ihrer ge¬ 
raume Zeit fortgesetzten Bemühungen einsieht, also nachdem der 
Tatbestand mit allen Spuren meist ebenso verwischt ist, wie die 
Erinnerungsfrische der Auskunftspersonen gelitten hat. Demgegen¬ 
über kann das Eingreifen der benachbarten kriminalpolizeilichen 
Hauptstelle in kürzester Frist erfolgen, womit sich noch der Vor¬ 
zug verbindet, daß deren Beamten über die außerordentlich wichtige 
Orts- und Personalkenntnis in dem ihnen vertrauten Bezirke ver¬ 
fügen im Gegensatz zu dem aus großer Entfernung, meist aus 
Berlin, herbeigeholten Kriminalkommissar. 

Die ganze Organisation wird also ein über das Staatsgebiet 
ausgespanntes Netz gleichartiger Dienststellen darstellen, die nicht 
nur für ihre Einzelarbeit bestens geeignet sind, sondern auch im 
Zusammenarbeiten hervorragende Erfolge erzielen können. Solche 
gemeinsame Tätigkeit wird in Frage kommen bei der Verfolgung 
flüchtiger Verbrecher, beim Aufdecken verzweigter verbrecherischer 
Organisationen, der Lahmlegung von Banden und ähnlichen Ge¬ 
legenheiten. Hier kann die mit der Leitung des Verfahrens be¬ 
faßte Stelle bestimmt darauf rechnen, daß jede ihrer Anweisungen 
von gleichmäßig vorgebildeten Empfängern im richtigen Sinne 
aufgefaßt und mit fachmännischer Sorgfalt ausgeführt wird. Es 
liegt auf der Hand, daß damit der öffentlichen Sicherheit andere 
Dienste geleistet werden können als unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen, die es mit sich bringen, daß an der einen Stelle 
ein ehrenamtlich tätiger Amtsvorsteher, an der zweiten ein durch 
ganz andere Aufgaben überlasteter Landrat, an dritter Stelle ein 
in militärischem Verbände stehender Gendarm als örtlich zuständige 
Polizeiverwaltung um Diensthilfe angegangen werden muß. Der 
ganze Aufbau muß zukünftig seine Spitze in einer polizeilichen 
Zentralbehörde finden, die für Preußen ihren Sitz in Berlin er- 
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hält und mit Rücksicht auf ihre hauptsächlich exekutiven Auf. 
gaben zweckmäßig nicht dem Ministerium des Innern, sondern 
dem Polizeipräsidium anzugliedern ist. Ihre Aufgabe wird in der 
Aufsicht über den gesamten kriminalpolizeilichen Dienst bestehen 
und ferner die Erledigung der Beschwerden, die Vornahme von 
Besichtigungen und Prüfungen der Einrichtungen wie des Ge¬ 
schäftsganges umfassen. Sie wird aber auch eine eigene Polizei¬ 
tätigkeit ausüben, sei es durch Entsendung von Spezialkommissaren 
in ganz besonderen Einzelfällen, sei es bei der Leitung von ein¬ 
heitlichen kriminalpolizeilichen Maßnahmen, die im gesamten 
Staatsgebiet gleichmäßig und gleichzeitig ausgeführt werden sollen. 

Diese oberste kriminalpolizeiliche Behörde wird die Zentral¬ 
stellen in sich aufnehmen, die bereits heute vom Berliner Polizei¬ 
präsidium aus für die Gesamtmonarchie zuständig sind, wie die 
Zentralstellen zur Bekämpfung der Spionage, der anarchistischen 
Verbrechen, des internationalen Mädchenhandels und der Schund¬ 
literatur. Schließlich wird diese den Aufbau abschließende Dienst¬ 
stelle dem Studium allgemeiner Polizeifragen obliegen, die grund¬ 
legenden Dienstanweisungen ausarbeiten, vor allem aber auch 
den Ausbildungsgang der Anwärter für den kriminalpolizeilichen 
Dienst und zwar sowohl der Oberbeamten wie auch der Mann¬ 
schaften regeln und überwachen. 

Denn nicht minder wie die straffe Zusammenfassung der 
Organisation ist ein einheitlicher Ausbildungsgang des Personales 
für die Neuordnung der Kriminalpolizei Bedingung. Gewiß darf 
nicht verkannt werden, daß auch in dieser Hinsicht bereits eine 
erhebliche Wendung zum bessern eingetreten ist. Längst über¬ 
wunden sind die Zeiten, in denen die Laufbahn des Kriminal¬ 
beamten nicht selten nach langem Umherirren in den verschie¬ 
densten Berufen, womöglich als letzter Rettungsanker ergriffen 
wurde. Schon gegenwärtig bilden die Oberbeamten des krimi¬ 
nalpolizeilichen Exekutivdienstes bei den größeren Polizeibehör¬ 
den eine Körperschaft von Fachmännern, die nach abgeschlos¬ 
sener höherer Schulbildung, vielfach nach durchgeführtem Stu¬ 
dium der Rechtswissenschaft, ihrer besonderen Veranlagung für 
die kriminalistischen Aufklärungsarbeiten gefolgt sind und bei 
ihrer Behörde noch eine theoretische und praktische Ausbildung 
genossen haben. Aber auch dabei kann es in Anbetracht des 
fortgeschrittenen Standes der kriminalistischen Wissenschaft sein 
Bewenden nicht behalten. Ich darf in dieser Beziehung Bezug 
nehmen auf meine in Gemeinschaft mit Professor Dr. v. Liszt 
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und Professor Dr. Straßmann verfaßte Denkschrift über die Ein¬ 
richtung kriminalistischer Institute, die auch in diesen Blättern 
zum Abdruck gelangt ist. Hier soll nur soviel wiederholt werden: 

Den Beamten der Kriminalpolizei muß eine Laufbahn eröffnet 
werden, für die der Bewerber sich von vornherein entschließt und 
ausgebildet wird und in der er Aussicht auf Vorwärtskommen nach 
Stellung, Rang und Gehalt findet. Um das unentbehrliche Zu¬ 
sammenarbeiten zwischen der Kriminalpolizei und dem übrigen 
Sicherungsdienste zu gewährleisten, wird für die Anwärter 
des allgemeinen Polizei- und Kriminaldienstes zweckmäßig in 
den Unterstufen eine einheitliche Ausbildung vorgesehen. Der » 
Kriminalbeamte kann seinen besonderen Aufgaben nicht gerecht • 
werden, wenn er nicht imstande ist, die Hilfen richtig einzu¬ 
schätzen und heranzuziehen, die er durch die Mitwirkung der 
allgemeinen Polizei erhalten kann. Es braucht nur an die Auf¬ 
gaben erinnert zu werden, die beispielsweise den Straßenaufsichts-, 
Bahn- und Hafenbeamten bei der Fahndung nach flüchtigen Ver¬ 
brechern zufallen, oder an das wertvolle Nachrichtenmaterial, das 
von der Fremden- und Gasthofs-, der Gewerbe- oder Sittenpolizei 
herangezogen werden kann. Auch ist zu berücksichtigen, daß 
eine besondere Fähigkeit, die den Polizeianwärter für einen be¬ 
stimmten Dienstzweig, insbesondere für den Kriminaldienst ge¬ 
eignet erscheinen läßt, meist erst im Laufe des Ausbildungsganges 
klar zu Tage tritt. Die Grundlagen des gesamten Polizeidienstes 
sind einheitlich und können deshalb im gemeinsamen Unterricht 
erteilt werden. Hierfür wird ein einjähriger praktischer Kursus 
bei einer Polizeibehörde genügen, an den sich der ebenfalls ein¬ 
jährige Besuch einer Polizeihochschule schließen muß. Auch die 
Vorbereitung für den höheren Dienst in der uniformierten Polizei 
kann auf die Dauer des Abschlusses durch eine solche wissen¬ 
schaftliche Hochschulausbildung nicht entbehren, die aber die 
Begründung solcher bisher nicht vorhandener höherer Polizei¬ 
lehranstalten voraussetzt. Sollte dieser Wunsch sich vorerst als 
undurchführbar erweisen, so muß mindestens der in der oben 
erwähnten Denkschrift eingehend begründete Ruf nach der Schaffung 
eines wissenschaftlichen Kriminalinstitutes aufs neue erhoben 
werden, dessen Besuch für die Anwärter der höheren kriminal- 
polizeilichen Laufbahn zwingend vorzuschreiben ist. Nach be¬ 
standener Hochschulprüfung beenden die Anwärter ihre praktische 
Ausbildung. Der hier vorgeschlagene Bildungsgang läßt erkennen, 
daß als Vorbedingung der Annahme die Reifeprüfung an einer 
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Mitttelschule gefordert werden muß. Doch sollte eine Beförderung 
bewährter Unterbeamter in die höhere Laufbahn nicht ausge¬ 
schlossen sein und könnte, wenn auch als Ausnahme, bei besonders 
hervorragenden Leistungen erfolgen. Auch die Vorbereitung der 
Unterbeamten muß sich aus praktischem Instruktionsdienste und 
theoretischer Anleitung zusammensetzen. Die endgültige An¬ 
stellung ist von dem erfolgreichen, auf mindestens sechs Monate 
zu bemessenden Besuche einer Polizeischule, wie sie bereits 
an zahlreichen Orten bestehen, abhängig zu machen. Ohne 
eine solche planmäßige und gründliche Vorbildung ihrer Be¬ 
amten wird die Kriminalpolizei trotz dpr besten Organisation 
nicht in der Lage sein, die schweren, ihr bevorstehenden Auf¬ 
gaben zu erfüllen. Die Vorbereitung des Personales wird aber 
bald beginnen müssen, wenn sie zur rechten Zeit ihre Wirkung 
äußern soll. Weitere Voraussetzung dafür ist ferner, daß mit 
Geschick und Umsicht bei der Auswahl der Bewerber vorge¬ 
gangen wird, die sich diesem verantwortungsvollen und wichtigen 
Berufe widmen wollen. Hohe Anforderungen an körperliche und 
geistige Leistungsfähigkeit müssen'gestellt werden. Keine anderen 
als die in der Sache begründeten Gesichtspunkte dürfen bei der 
Annahme der Anwärter wie bei der Beförderung entscheiden. 
Schon jetzt und mehr noch nach der Beendigung des Krieges 
wird dabei auch die Frage auftauchen, wie weit ausgeschiedene 
Offiziere und Mannschaften in den Polizeidienst übernommen 
werden sollen. Unter besonderer Berücksichtigung der kriminal- 
polizeilichen Anforderungen ist hierüber folgendes zu sagen: 
Zweifellos verleiht die militärische Erziehung eine Reihe von 
Eigenschaften, die auch dem Kriminalbeamten nicht fehlen dürfen. 
Ordnung und Pünktlichkeit im Dienste, schnelle Auffassung und 
Ausführung der erteilten Befehle wie auf der anderen Seite die 
Fähigkeit, klare Anordnungen zu erteilen und die Kräfte der 
Untergebenen richtig anzusetzen, fallen hier in das Gewicht. Auch 
Mut und Selbstzucht werden sich im Kampfe gegen das Verbrecher¬ 
tum bewähren. Auf der anderen Seite ist zunächst darauf hin¬ 
zuweisen, daß der polizeiliche Exekutivdienst von den höheren 
wie von den unteren Rangstufen volle körperliche Leistungsfähig¬ 
keit und bei Beobachtungen, Streifen und Verfolgungen soviel 
Ausdauer und Kraft voraussetzt, daß eine Verwendung Kriegs¬ 
beschädigter nur in sehr beschränktem Umfange möglich sein 
wird. Ferner darf ausgesprochen werden, daß eine Verpflanzung 
der dem militärischen Tone leicht anhaftenden Schroffheit un- 
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bedingt vermieden werden muß. Weder im Verkehr der einzelnen 
Dienststufen zueinander noch zum Publikum ist dafür Raum. 
Noch weniger kann ein „strammes Auftreten“ als Regel gegenüber 
Beschuldigten empfohlen werden. Soweit es sich um Verüber 
von Gelegenheitsdelikten, namentlich auch um jugendliche Täter 
handelt, bedarf dieser Grundsatz keiner weiteren Erörterung. 
Aber auch gegenüber dem Berufsverbrechertum hat es sich ge¬ 
zeigt, daß die Tonart den besten Erfolg zeitigt, die mit allem 
Ernste und aller Bestimmtheit psychologisches Verständnis für das 
Seelenleben des Schuldigen verbindet und ihn dies empfinden 
läßt. Von dem allgemein vorgeschriebenen Ausbildungsgange 
kann angesichts des Umfanges der dem Kriminalbeamten unent¬ 
behrlichen Kenntnisse auch bei der Übernahme von Militärpersonen 
nicht abgewichen werden. 

Gelingt es unter Wahrung der vorstehend entwickelten Ge¬ 
sichtspunkte die genügende Anzahl geeigneter Anwärter für den 
Kriminaldienst einzustellen und diese — nach gründlicher fach¬ 
wissenschaftlicher Ausbildung — in einem einheitlichen kriminal¬ 
polizeilichen Behördenaufbau, der mit dem vollen kriminaltech¬ 
nischen Apparate ausgerüstet ist, den gesellschaftsfeindlichen 
Mächten entgegenzuwerfen, so werden wir auch dem Ausgange 
dieses Kampfes mit Vertrauen entgegensehen können. Schwer 
genug wird er sich gestalten. Schon die Erfahrungen der Gegenwart 
schließen jeden Zweifel aus, daß die Übergangszeit und die ersten 
Friedensjahre ein furchtbares Anwachsen der Kriminalität mit sich 
bringen werden. Unter den Erfolg versprechenden Gegenmaß¬ 
nahmen steht mit an erster Stelle die Neuordnung der Kriminal¬ 
polizei. 
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Die Kriminalpolizei in Baden. 

Von 

Geheimrat Duffner, Ministerialdirektor im badischen Justizministerium, Karlsruhe. 

Zur Erforschung des Sachverhaltes steht im Ermittelungsver¬ 
fahren dem Staatsanwalt als Hilfsorgan die Polizei zur Verfügung. 
Ihre Mitwirkung kann nach Art und Umfang wesentlich verschie¬ 
den geregelt sein. Der Staatsanwalt kann unter eigener Leitung 
der gesamten Ermittelungen durch Erteilung besonderer Auf¬ 
träge an die Polizei die Aufklärung des Straffalles herbeiführen, 
die Polizei kann aber auch allgemein angewiesen sein, über den 
Einzelfall die Erhebungen selbständig zu machen und die Akten 
dann erst dem Staatsanwalt vorzulegen, wenn — nach ihrer An¬ 
sicht — der Zweck der Untersuchung erfüllt, d. h. der Fall so 
aufgeklärt ist, daß die Entschließung über Anklageerhebung oder 
Einstellung getroffen werden kann. 

Das erste Verfahren verdient den Vorzug. Es entspricht am 
meisten der Stellung des Staatsanwaltes im Verfahren zur Vor¬ 
bereitung der öffentlichen Klage, dient auch am meisten den Zwecken 
der Strafrechtspflege. Es wird durchaus anerkannt, daß befähigte 
Polizeibeamte unabhängig vom Staatsanwalt eine Untersuchung 
vorzüglich zu führen imstande sein können. Allein nicht zu 
übersehen ist, daß der Polizeibeamte nur die Vorerhebungen 
macht, daß dagegen die Entscheidung über Erhebung der Anklage 
dem Staatsanwalt obliegt. Wer eine verantwortungsvolle Ent¬ 
schließung in einer wichtigen Sache zu treffen und sodann vor 
Gericht zu vertreten hat, wird sehr häufig anders arbeiten, als 
jemand, der lediglich für einen anderen das Material zur Ent¬ 
schließung zu sammeln hat. Er wird intensiver in die Sache 
eindringen, Einseitigkeiten peinlichst zu vermeiden suchen, auch 
scheinbaren Nebensächlichkeiten nachgehen, der Verteidigung des 
Beschuldigten entsprechendes Gewicht beilegen, kurz, durch eine 
erschöpfende Klärung alle unliebsamen Überraschungen vor Ge¬ 
richt fern zu halten suchen. 
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Ergibt sich hiernach die zu bevorzugende Regelung von selbst, 
so ist ihr ein durchschlagender Erfolg meines Dafürhaltens nur dann 
verbürgt, wenn das Hilfsorgan — die Kriminalpolizei — de r 
Staatsanwaltschaft dienstlich unmittelbar unterstellt 
und örtlich angegliedert ist. Diese Voraussetzung ist für 
das Großherzogtum Baden durch die Verordnung vom 17. Juli 
1879, die Einrichtung der Kriminalpolizei nach der deutschen 
Gerichtsverfassung und Strafprozeßordnung betreffend, gegeben. 

ln § 2 der Verordnung wird bestimmt, daß zur Besorgung 
der kriminalpolizeilichen Geschäfte, namentlich zur Erledigung 
von Aufträgen der Staatsanwaltschaft, des landgerichtlichen Unter¬ 
suchungsrichters und des Amtsrichters aus der Zahl der in § 1 
unter lit. c als Hilfsbeamte der Staatsanwaltschaft bezeichneten 
Polizeibediensteten in den Städten mit Staatspolizei besondere 
Beamte aufgestellt worden können, die nach § 3 ibid. im Ver¬ 
hältnis zur übrigen Schutzmannschaft zur Erledigung der kriminal- 
polizeilichen Geschäfte ausschließlich bestimmt sind, während die 
Verwendung der übrigen Schutzmannschaft, von. unaufschiebbaren- 
Maßnahmen abgesehen, nur im Falle des Bedürfnisses und im 
Benehmen mit dem zuständigen Bezirksamt stattfindet. Nach 
§ 4 ist die Kriminalpolizei dem ersten Staatsanwalt untergeordnet, 
dem, wenn auch der einzelne Kriminalbedienstete in seiner allge¬ 
meinen Beamtenstellung nach wie vor dem Bezirksamt unterstellt 
ist, in Hinsicht der Erledigung der kriminalpolizeilichen Geschäfte 
über ihn disziplinäre Strafbefugnisse zustehen. 

Die enge Verbindung zwischen Kriminalpolizei und Staats¬ 
anwaltschaft kommt äußerlich darin zum Ausdruck, daß jene 
überall — von wenigen Außenstationen abgesehen — in den 
Diensträumen der Staatsanwaltschaft untergebracht ist, ferner in 
täglichen, wenn nötig mehrmaligen Meldungen des leitenden 
Polizeikommissärs. Sie hat zur Folge, daß der Staatsanwalt jeden 
einzelnen Mann der Kriminalpolizei, seine besonderen Fähigkeiten 
und Schwächen genau kennt. Sie ermöglicht jederzeit den denk¬ 
bar einfachsten und raschesten Verkehr, ermöglicht die sofortige 
Aufklärung von Zweifeln und Unklarheiten, Besprechung und 
Beseitigung von Fehlern und Mißgriffen, ermöglicht mündliche 
Instruierung des mit der Sache zu befassenden Beamten, erspart 
dem Staatsanwalt Ersuchsschreiben, befördert überhaupt die Be¬ 
schleunigung und Belebung des Verfahrens. Sie bietet auch 
Gewähr dafür, daß der sogen, erste Angriff in den richtigen Händen 
liegt und der Staatsanwalt raschestens unterrichtet wird. 
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Erhält die Kriminalpolizei Kenntnis von einer strafbaren Hand- 
iung, so erstattet sie Meldung an die Staatsanwaltschaft, in wich¬ 
tigen Fällen — bei Tag und Nacht — mittels Fernsprechers. 
Handelt es sich um ein schweres Verbrechen, so begibt sich der 
Staatsanwalt unverzüglich an den Tatort. Er veranlaßt die zweck¬ 
dienlich erscheinenden gerichtlichen Feststellungen, sorgt unter 
Benutzung aller technischen Hilfsmittel für die Erhaltung der 
Spuren und leitet ohne Verzug die Verfolgung des bekannten 
und die Fahndung nach dem unbekannten Täter ein. Großen 
Wert legt er auf persönliche Vernehmung des Beschuldigten und 
der Zeugen; dem Entlastungsbeweis schenkt er die gleiche Auf¬ 
merksamkeit wie dem Belastungsbeweis. Die sachgemäße Er¬ 
füllung dieser Aufgaben wird wesentlich durch die Mitwirkung 
der Kriminalpolizei gefördert. 

Im Verhältnis der Kriminalpolizei zur allgemeinen Staats- 
(Lokal-)polizei bestimmt die Dienstweisung der Schutzmannschaft, 
daß sich bei Entdeckung oder Anzeige einer strafbaren Handlung 
der Lokalschutzmann auf die Maßnahmen beschränkt, die keinen 
Aufschub gestatten, und daß er bei Verbrechen und wichtigeren 
Vergehen sofort telephonisch die Kriminalpolizei verständigt. Mit 
dem Erscheinen dieser geht die Leitung und Verantwortung auf 
die Kriminalpolizei über. 

Für den Kriminaldienst werden besonders geeignete Polizei¬ 
beamte aus der allgemeinen Staatspolizei ausgewählt, die ihre 
Schulung in der Schutzmannsschule, bei der Fahndungsabteilung 
der allgemeinen Staatspolizei, durch kriminaltechnischen Unterricht 
erhalten haben. Auf ihre Weiterbildung ist der Staatsanwalt fort¬ 
dauernd aus Anlaß des einzelnen Falles bedacht. Entspricht ein 
Mann den Erwartungen nicht, so wird er gegen eine andere ge¬ 
eignetere Person ausgetauscht. 

Wenn sich auch die Organisation der Kriminalpolizei in Baden 
durchaus bewährt hat, so bleibt doch noch viel zu verbessern — 
durch gesteigerte Ausbildung der Mannschaft, durch Übernahme 
aller Einrichtungen, die anderwärts mit gutem Erfolg erprobt 
worden sind, namentlich auch durch Vermehrung des Mannschafts¬ 
bestandes. 

Zur Würdigung des badischen Systems aber darf wohl auf 
die geringe Zahl unaufgeklärter schwerer Verbrechen, sowie auf 
die Reichsstatistik hinsichtlich der Freisprechungen im Oberlandes- 
gerichsbezirk Karlsruhe vefwiesen werden. 
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Juweliereinbrecher und Goldwarenhehler. 

Vom 

Kgl. Kriminalkommissar kiebermann v. Sonnenberg. 

I. 

Einbrüche in Juweliergeschäfte sind seltener, als man im all- 


gemeinen denkt. In Berlin mit 

seinem gewerbsmäßigen Ver- 

brechertum sind in den Jahren 

- 


1912 . . 

. . . 26 


1913 . . 

. . . 18 


1914 . . 
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1915 . . 
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1916 . . 
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Fälle zur Anzeige gekommen. 

t 


Aus ganz Deutschland sind, 

die Berliner Fälle 

ungerechnet. 

bei der Berliner Polizei durch Fahndungsersuchen 
worden: 

bekannt ge- 

1912 . . 

. . . 23 


1913 . . 

. . . 40 


1914 . . 

. . . 24 


1915 . . 

. . . 14 


1916 . . 

. . . 24 



Einbruchsdiebstähle in Juwelier- oder Goldwarengeschäften. Ge¬ 
messen an der Gesamtsumme der Einbruchsdiebstähle aller Art 
erscheint diese geringe Zahl auffallend. Sollte man doch meinen, 
daß die blitzenden Goldsachen in den auch nachts hellerleuch¬ 
teten Ladenauslagen verbrecherische Instinkte ganz besonders 
anreizen müßten. Auffallend auch deshalb, weil Goldsachen vorn 
Verbrecherstandpunkte aus als Diebstahlsobjekte alle wünschens¬ 
werten Vorzüge haben. 

Sie haben hohen Wert bei geringer Größe und kleinem 
Gewicht, sind also leicht wegzuschaffen. Sie sind, soweit sie 
Fabrikware sind, schwer zu rekognoszieren und als Sonderstücke 
leicht durch Umfassen oder Umschmelzen unkenntlich zu machen. 
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Da für Goldsachen jedermann Verwendung hat, kann man sie 
leicht, gegebenenfalls einzeln oder partieweise, umsetzen, wäh¬ 
rend beispielsweise der Einbrecher, der gestohlene Stoffe ver¬ 
schärfen will, immer erst einen Stoffhehler an der Hand haben 
muß, der Verwendung für „Stoffsorten“ hat. Goldwaren sind 
mithin geborene Diebstahlsobjekte. 

Auf die Frage, weshalb trotzdem Juweliereinbrüche so gar 
nicht häufig Vorkommen, könnte man zutreffend die überraschende 
Antwort geben: Weil die Diebstahlsversicherungen Goldwaren¬ 
geschäfte nicht mehr in ihre Versicherung aufnehmen. Sie ver¬ 
sichern wohl noch Juweliergeschäfte, aber, durch manchen Schaden 
klug geworden, verlangen sie solche Sicherheitseinrichtungen für 
das Geschäftslokal als Vorbedingung, daß der kleine Juwelier sie 
ihrer Kostspieligkeit wegen sich nicht leisten kann. Der wohl¬ 
habende Juwelier aber, der sich die vorgeschriebenen Sicherheits¬ 
einrichtungen machen läßt, glaubt — und im großen und ganzen 
nicht mit Unrecht —, in ihrem Besitz keiner Versicherung mehr 
zu bedürfen und die Prämie sparen zu können. 

So kommt es, daß bei Juweliereinbrüchen der Schaden selten 
durch Versicherung gedeckt ist. Seine unversicherte Ware muß 
der Geschäftsmann selber hüten, und niemand schützt Eigentum 
besser als der Eigentümer. Eisenvergitterte Fenster und Türen, 
Kunstschlosser, Alarmklingeln, elektrische Sicherungen, Nacht¬ 
beleuchtung, Wachhunde, Nachtwächter, Nachtkontrolle, eisen¬ 
gefütterte Fußböden und Decken, Geldschränke und Safes — mit 
den modernsten Sicherheitsmaßregeln sucht der Juwelier, dem 
keine Versicherung Diebstahlsschaden ersetzt, seine Habe zu 
schützen. Der kleine Goldwarenhändler, dem diese Einrichtungen 
zu teuer sind, bewacht seine Ware in eigener Person. Er wohnt 
und schläft in einem unmittelbar an den Laden stoßenden Raum. 

Es gibt Goldwarenhändler-Ehepaare, von denen Mann und 
Frau schon seit Jahrzehnten nicht mehr zusammen das Haus 
verlassen haben, weil ein Teil immer Zurückbleiben mußte, um 
den Inhalt des Ladens, der häufig fast ihr ganzes Vermögen dar¬ 
stellt, zu hüten. Diese Verhältnisse erklären die geringe Anzahl 
Juweliereinbrüche. Modernste Sicherheitsmaßregeln oder persön¬ 
liche Bewachung durch die Geschäftsinhaber machen den Juwelier¬ 
einbruch zu der schwierigsten Einbruchsart. Wer Juweliereinbrüche 
ausführen, Goldwarengeschäfte „abstoßen“ will, muß schon ein 
„ausgekochter Junge“ sein, muß sein Einbrecherhandwerk über 
das Durchschnittsmaß hinaus verstehen. 


Digitized by Google 


Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



202 


Liebermann v. Sonnenberg 


Digitized by 


Der Juweliereinbruch ist an sich keine Einbruchsspezialität, 
wie etwa der Geldschrankeinbruch. Die Juweliereinbrecher setzen 
sich aus allen Einbrecherarten, vorzugsweise aus Geschäftsein¬ 
brechern, die vom Eindringen in Läden und Kontore her die 
erforderlichen Vorkenntnisse haben, zusammen. 

Die Ausführung der Einbrüche ist verschieden. Wo die Sicher¬ 
heitsmaßnahmen eine schwache Stelle bieten, da wird angegriffen. 
Wenn um die gleiche Zeit in derselben Stadt Juweliereinbrüche 
Vorkommen, bei denen die Täter vom Keller durch den Fuß¬ 
boden eingedrungen sind, und andere, wo sie von oben her durch 
die Decke kamen, so wäre es grundfalsch, allein hieraus zu 
folgern, daß es sich um zwei verschiedene Banden handeln müsse, 
von denen die eine mit dem „Keller-“, die andere mit dem „Decken¬ 
trick“ arbeite. 

Der Einbruch von vorne, durch die Ladentüre ist selten. 
Einmal ist die Ladentüre neben einem sehr guten Schloß ge¬ 
wöhnlich noch durch ein Eisengitter versichert, und dann liegt 
sie meist in der belebten Straße. Durch das Oberlichtfenster der 
Ladentüre, das von der Eisengittertüre häufig nicht mitgesichert 
wird, geht der Einbrecher viel öfter. Nie sollte es der Geschäfts¬ 
mann nachts offenstehen lassen und nie zu leicht auf die Un¬ 
möglichkeit eines Einbrechens von dort aus vertrauen. Schon 
mancher Juwelier hat zu seinem Schaden erkannt, daß ein Ein¬ 
dringen durch dieses schmale, enge Fenster, das er von seinem 
Standpunkt aus für unmöglich hielt, jüngeren, schlankeren und 
gewandteren Leuten leider möglich war. Einbrüche durch das 
Oberlichtfenster sind selbst in den belebtesten Straßen wieder¬ 
holt ausgeführt worden, und das unzureichende Eisengitter 
hat gewöhnlich dem Einbrecher als Klettergerüst gute Dienste 
geleistet. 

Scheint dem Einbrecher ein Eindringen von vorn nicht mög¬ 
lich oder zweckmäßig, so sieht er sich die Lage der hinteren 
Räumlichkeiten an. Stößt ein Arbeitsraum oder eine Reparatur¬ 
werkstatt an den Laden und münden dessen Fenster auf den Hot 
des Hauses, so liegt für ihn die Sache gut. Eisentraillen, welche 
die Fenster sichern, sind leicht zu durchsägen. Freilich trennt 
oft eine feste eiserne Türe den Verkaufsraum von dem Arbeits¬ 
raum. Hierüber verschafft sich der Einbrecher beim Betrachten 
des Schaufensters, mit einem Blick durch die im Sommer häufig 
offenstehende Ladentüre, nötigenfalls bei einem kleinen Einkaut 
im Laden, Klarheit. 
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Verhältnismäßig einfach und daher sehr beliebt und recht 
häufig ist der Einbruch durch die Decke. Eine leerstehende 
Wohnung oder Kontorräume über einem Juweliergeschäft sind für 
dieses immer eine Gefahp Tagelang streift der Juweliereinbrecher 
durch die Straßen, nur um auszuspähen, wo über Goldwaren¬ 
geschäften Wohnungen leerstehen. 

Bietet sich auch keine Gelegenheit, durch die Decke in den 
Laden zu dringen, so kommt der Einbrecher vom Nebenladen her 
durch die Wand hinein. In eine Ziegelsteinwand ein Loch zu 
brechen, genügend groß, daß ein schlanker Mensch durchschlüpfen 
kann, ist weder sehr schwierig noch zeitraubend. 

Der Juwelier, welcher dem Besitzer des Nachbarladens auf 
seine Kosten ein gutes Kunstschloß an der Ladentüre anbringen 
läßt, hat das Geld gut angelegt. 

Bei dem letzten größeren Juweliereinbruch in Berlin war die 
Türe des Juweliergeschäftes zwar durch Kunstschloß, Rolljalou¬ 
sien und Eisengitter diebessicher verwahrt. Die Türe eines da¬ 
nebenliegenden Friseurgeschäftes, durch das die Täter kamen, 
aber so schwach und so schlecht verschlossen, daß man sie, wie 
ein Kriminalbeamter drastisch aber treffend meinte, mit der Nase 
aufpusten konnte. ' 

Kann der Einbrecher auch von der Seite nicht an die Gold¬ 
sachen heran, so bleibt noch der Weg von unten. Der Einbruch 
vom Keller aus kommt jedoch viel weniger oft vor, weil er un¬ 
gleich mühsamer ist. Die Kellerdecke ist dicker als eine Zwischen¬ 
wand und ihr Durchbrechen ist unangenehmer, weil dem Einbrecher 
bei der Arbeit ständig der Mörtel- und Ziegelsteinstaub von oben 
in die Augen fällt. Wer auf „diese Tour geht“, pflegt deshalb 
Wasser mit sich zu führen, mit dem die Angriffstelle zur Vermin¬ 
derung der Staubbildung dauernd bespritzt wird. 

Als Kriminalbeamte bei einer Durchsuchung in der Wohnung 
eines des Juweliereinbruchs Verdächtigen nichts fanden als eine 
mit Wasser gefüllte Sektflasche, wußten sie gleichwohl, daß sie an 
der richtigen Adresse waren, auch wenn jenes Ausrede, das sei 
seine Wärmflasche, weniger schwach gewesen wäre. 

Die Bande, zu der dieser Mann gehörte, hatte eine besondere 
Vorliebe für den Weg durch die Kellerdecke, obwohl auch bei 
ihr trotz aller Übung immer erst auf mehrere Versuche ein Ge¬ 
lingen kam. Diese Vorliebe erklärte sich daraus, daß einer der 
Einbrecher, ehe er sich zu Besserem berufen fühlte, gewerbsmäßig 
Bierschlangen aus Gastwirtskellern gestohlen hatte. So war ihm 
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der Weg durch den Keller vertraut und geläufig geworden. Es 
hat eben alles seine Ursachen und Zusammenhänge. — 

Wie der Einbrecher baldowert? Auf die einfachste und natür¬ 
lichste Art. Er fährt mit der Elektrisches durch die Straßen und 
sucht leere Wohnungen über Juweliergeschäften. Er geht, scheinbar 
wohnungsuchend, in die betreffenden Häuser und sieht sich die 
Lage der hinteren Räume an. Er kauft im Nebenladen eine 
Kleinigkeit oder läßt sich dort rasieren. Er oder seine Geliebte 
läßt allenfalls im Laden selbst eine Reparatur machen, wenn er 
nicht schon von außen sehen kann, was er sehen will. Wer im 
Verbrecheralbum schon „abgeklatscht“ ist, hält sich hierbei freilich 
klüglich zurück. 

Auch die Lebensgewohnheiten des Geschäftsinhabers auszu¬ 
kundschaften, wann der Inhaber abends weggeht, ob jemand 
nachts im Geschäft schläft, und ob und welche Nachtkontrolle 
stattfindet, erfordert keine große Mühe. Unauffällige Beobach¬ 
tung des Ladens, insbesondere schon vor Ladenöffnung und über 
den Ladenschluß hinaus, Dauerbeobachtung mit Ablösung ein, 
zwei Nächte hindurch, und die Kolonne weiß, was sie zu wissen 
braucht. 

In Einzelfällen freilich dauert die Beobachtung des Ausge¬ 
suchten Geschäftes durch die Diebe tagelang. Das ist der Fall, 
wenn der Juwelier beim Laden wohnt, so daß die Täter die Zeit 
seiner Abwesenheit abpassen und ausnützen müssen. Ein Juwelier 
aus, einem Vorort Berlins verließ am zweiten Pfingstfeiertage auf 
eine halbe Stunde seinen Laden, um in Sehweite vom Laden 
entfernt mit Bekannten auf der Straße zu plaudern. Als er zurück¬ 
kam, war eingebrochen und die wertvollsten Stücke gestohlen. 

In diesem Fall müssen die Einbrecher den Laden tagelang 
unausgesetzt beobachtet haben, ohne daß auch nur einer der 
Beobachter dem Juwelier jemals aufgefallen wäre. — 

Der Durchschnittseinbrecher von heute arbeitet mit ganz 
einfachen Mitteln, und nicht seiner Geschicklichkeit, sondern der 
Sorglosigkeit der Geschäfts- und Wohnungsinhaber, den schlechten 
Schlössern und mangelhaften oder unzweckmäßig angebrachten 
Sicherheitsvorrichtungen verdankt er vielfach den Erfolg. — 

Was der Polizeibeamte am Tatort sieht, darüber seien einige 
Sätze aus einem im „Pitaval der Gegenwart“, Band 8, erschienenen 
Aufsatz des Verfassers wiederholt: 

„Die Zeiten, wo ein bekannter Berliner Kriminalist sagen konnte, 
..jeder Verbrecher schreibt seine besondere Handschrift, und wir 
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kennen die Handschrift unserer Verbrecher ziemlich genau“, sind 
längst vorbei. Die Zahl der Einbrecher ist heute viel zu groß, als 
daß Begehungsart und Begehungsort einen sicheren Schluß auf 
die Person des Täters zuließen. Auch der Befund am Tatort bietet 
selten einen Anhalt. Die Art der Ausführung zeigt dem Beamten 
gewöhnlich nur, ob die Arbeit gewerbsmäßiger und geübter oder 
weniger geübter Einbrecher vorliegt. Spuren werden wenig am 
Tatort gefunden, und brauchbare Fingerabdrücke bleiben selten 
zurück.“ % 

Fingerabdrücke werden bei Juweliereinbrüchen häufiger gefun¬ 
den, weil die Täter beim Wegraffen derGoldsachenmitder Glasscheibe 
der Auslagekästen in Berührung kommen. Da der Geschäftsinhaber 
und sein Personal aber ständig mit diesen Scheiben in Berührung 
kommt und bei Entdeckung des Einbruches und Feststellung des 
Entwendeten in seiner Erregung natürlich nicht besonders behutsam 
ist, so stammen die meisten Fingerabdrücke von diesen Personen 
her. Leider auch gewöhnlich die brauchbarsten, da der Einbrecher 
sich besser vorsieht. 

Auf eins muß der Polizeibeamte beim Juweliereinbruch be¬ 
sonders achten: Läßt die Auswahl der entwendeten Sachen auf so 
viel Sachkenntnis schließen, daß die Mitwirkung eines Fachmanns 
zu vermuten ist? Erfreulicherweise sind selten Fachleute unter den 
Einbrechern. Die Goldarbeiter sind ehrliche Leute. Sie stammen 
meist aus guten Handwerkerkreisen, und der tägliche Umgang 
mit Goldsachen stumpft sie ab gegen den Reiz des Goldes. 

Nach den Ermittelungen am Tatort und seiner Umgebung geht 
ein Teil der Beamten sofort gegebenen Fingerzeigen nach. Leute, 
die etwas gesehen haben sollen, werden aufgesucht und befragt, 
dem Personal wird das Verbrecheralbum gezeigt, und Durch¬ 
suchungen bei bekannten, auf freiem Fuß befindlichen Juwelierein¬ 
brechern und Hehlern werden gemacht. 

Die Anhaltspunkte, welche der Geschädigte geben kann, führen 
selten weit. Es ist ein Erfahrungssatz, daß auf Verbrechensgebieten, 
wo gewerbsmäßige Einbrecher die Täter sind, gut 90°/o der von 
den Bestohlenen ausgesprochenen Verdächtigungen falsch sind. Da 
sind die schlecht gekleideten jungen Leute, die sich abends vor 
dem Laden herumgedrückt haben, da ist der Käufer mit dem 
scheuen Blick, und da ist die Dame, die sich so auffällig im Laden 
umgesehen hat. Auf den wirklichen Baldowerer fällt selten der 
Verdacht, weil der Einbrecher klug genug ist, sich eben nicht auf¬ 
fällig zu benehmen. 
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Trotzdem darf keine Spur unverfolgt bleiben. Natürlich stellt 
der Beamte nach dem Befund am Tatorte gewissermaßen eine 
Diagnose. Er folgert vielleicht: Gewerbsmäßige Einbrecherbande 
mit Erfahrung in Göldsachen, gewandte, Übung verratende Arbeit. 
In seltenen Fällen können auch besondere Umstände auf einen be¬ 
stimmten Täter, auf eine bestimmte Bande schließen lassen. Gleich¬ 
wohl wäre es abwegig, eine Spur nur deshalb nicht zu verfolgen, 
weil sie in das gemachte Bild nicht hineinpaßt. 

Vor einem Trugschluß muß man besonders warnen: Wenn ein 
Einbruch unter sehr ungünstigen Umständen doch glücklich durch¬ 
geführt wird, und die Täter einen hohen Grad von Keckheit, Ver¬ 
wegenheit und Kaltblütigkeit bewiesen haben müssen, so begegnet 
man leicht in den Akten dem Vermerk: „Als Täter können nur ganz 
gewiegte Verbrecher in Frage kommen.“ Mit diesem Schluß muß 
man sehr vorsichtig sein. Kipling erzählt in seinen „Anspruchslosen 
Geschichten von den Bergen“ von einer glücklichen, sehr verwegenen 
Waffentat junger Rekruten und sagt dabei: 

„Die dreifache Anzahl altgedienter Soldaten hätten das Stück 
nicht fertiggebracht, denn sie überschauen die ganze Gefahr. Aber 
die jungen Burschen wissen wenig von ihr und fragen noch weniger 
danach, und wo keine Furcht ist, da ist auch keine Gefahr.“ 

Mit dem Einbrecher geht es wie mit dem Soldaten. Je länger 
er im Felde ist, um so vorsichtiger wird er. „Frechheit siegt“ ist 
meist nur das Motto von „Rabenjungen“, grünen Anfängern.- 

Ob die polizeilichen Nachforschungen Erfolg haben werden, 
das hängt — selbst alles vorausgesetzt, was zum Erfolg gehört, 
Erfahrung, Scharfsinn, Arbeitseifer und gute technische Hilfsmittel 
der Beamten — noch von vielen Faktoren ab. Vor allem davon, 
wie sich der Einbrecher nach der Tat verhält, zu einem nicht unerheb¬ 
lichen Teil aber auch davon, wie sich der Bestohlene nach der 
Tat verhält. 

Die erste und wichtigste Polizeimaßnahme ist stets: Sofortiges 
Herausbringen einer öffentlichen Bekanntmachung unter Aussetzen 
einer Belohnung für Wiederherbeischaffung des gestohlenen Gutes. 
Wertvolle Nachrichten über Einbrecher und Hehler können nur aus 
deren Kreisen kommen. Diese Leute machen natürlich ihre Mit¬ 
teilungen nicht um der schönen Augen der Polizei willen, sondern 
nur bei Aussicht auf klingenden Lohn. Es ist die Pflicht der Be¬ 
amten, hierauf den Geschädigten sofort hinzuweisen. Nun entsteht 
gewöhnlich die erste Schwierigkeit. Der Bestohlene will darüber 
erst mit der Versicherung sprechen oder mit der Fachvereinigung 
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oder mit seinem Teilhaber. Die Versicherung entscheidet sich erst, 
wenn der Inspektor an Ort und Stelle war. Stunden vergehen 
nutzlos. 

Mit der Bekanntmachung zugleich müßte ein möglichst ge¬ 
naues Verzeichnis der gestohlenen Waren verbreitet werden. 
Vielfach entsteht hier die zweite Schwierigkeit. Die Uhrnummern 
müssen erst von der Fabrik besorgt werden. Sind Frauen In¬ 
haberinnen der geschädigten Firma, so ist es für den Beamten 
doppelt schwer, sie, ohne rücksichtslos zu erscheinen, aus dem 
Klagen und Jammern heraus zu den notwendigen ersten Fest¬ 
stellungen zu bringen. Kostbare Zeit verstreicht ungenutzt, während 
irgendwo draußen das gestohlene Gut schon von der zweiten in 
die dritte Hand wandert. 

Eine gestohlene Uhr oder ein Ring kann, bald nach der Tat 
angehalten, wenn alle Spuren noch frisch sind, zur Aufklärung des 
Einbruches führen. Mit jedem Tag wird diese Möglichkeit geringer. 

Zu den Vorsichtsmaßregeln, die ein Juwelier für alle Fälle 
zweckmäßig trifft, sollte deshalb stets ein tunlichst genaues, im 
wesentlichen auf dem laufenden gehaltenes Verzeichnis des Laden¬ 
inhaltes gehören. Natürlich darf dieses Verzeichnis nicht im Laden 
aufbewahrt werden, damit es beim Einbruch nicht mitgestohlen wird. 

Ein solches Verzeichnis, nach dem sich die Diebesbeute schnell 
nach Stückzahl, Art, Uhrnummern und Erkennungszeichen auch 
nur einigermaßen genau bestimmen ließe, würde den Beamten in¬ 
stand setzen, sofort die ersten Maßnahmen zur Wiederherbeischaffung 
des gestohlenen Gutes wirksam zu treffen. Die Schnelligkeit des 
ersten Angriffes entscheidet vielfach über den Erfolg. 

II. 

Die Aussicht auf Ermittelung der Täter kann man bei Juwelier¬ 
einbrüchen optimistischer beurteilen als die Aussicht auf Wieder¬ 
herbeischaffung der entwendeten Qoldsachen. Es ist leider bei 
Juweliereinbruchssachen die Regel, daß man trotz Überführung 
der Einbrecher und Hehler das gestohlene Gut höchstens zu einem 
Teil wieder beizuschaffen vermag. Durchschnittlich werden jähr¬ 
lich in Deutschland Goldsachen im Gesamtwerte von mehreren 
hunderttausend Mark aus Geschäften mittels schweren Diebstahls 
entwendet. Wenn man annehmen will, daß der fünfte Teil davon 
durch Gericht oder Polizei dem Eigentümer zurückverschafft wird, 
so greift man hoch. 
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Wo internationale Einbrecher die Täter sind, ist das leicht zu 
verstehen. Juwelen, die heute in Berlin gestohlen werden und 
nach wenigen Tagen schon wohlversteckt in Budapest oder Nizza 
beim Hehler lagern, sind schwer zu finden. 

Ist der Täter ein Fachmann, so faßt er die Sachen um oder 
schmilzt sie ein. Der Einbrecher Linke verkaufte einen Teil seiner 
Diebesbeute schon am nächsten Morgen eingeschmolzen an eine 
Goldschmelze, den Rest hatte er bereits wenige Stunden nach der 
Tat in einem fremden Keller vergraben. 

Das Versetzen der Goldsachen auf falsche Legitimationspapiere 
ist nur ein Notbehelf in Ermangelung eines kaufkräftigen Hehlers. 

Auf den freihändigen Verkauf der einzelnen Stücke in Juwelier- 
und Uhrmacherläden verfallen nur unerfahrene Gelegenheitsdiebe. 
Hier geben zahlreiche Juweliere erfreuliche Beweise ihres Solidaritäts¬ 
gefühls mit geschädigten Kollegen, indem sie von derartigen An¬ 
geboten sofort diesen oder die Polizei verständigen. Sie erkennen 
das gemeinsame Interesse, das sie an der Aufklärung von Einbrüchen 
haben, und halten sich den alten Spruch vor Augen: „Was heute 
dir, kann morgen mir passieren.“ Leider zeigen sich nicht alle 
Juweliere geneigt, dem Standesinteresse einen kleinen Vermögens¬ 
vorteil zu opfern. Einen nicht unerheblichen Teil seiner Beute 
aus einem Goldwarendiebstahl in einem Berliner Warenhaus hat 

i 

der Dieb am nächsten Tage in Berliner Juweliergeschäften in aller 
Ruhe verkaufen können, obwohl der Einbruch durch Preßveröffent- 
lichung bekannt war. In solchen Fällen fügt es ein seltsamer Zufall 
immer wieder, daß gerade die Goldsachen, deren Ankauf zu 
polizeilichen Nachfragen führt, überraschend bald nach dem Erwerb 
schon weiterverkauft sind. Die Juweliere, die es angeht, werden 
wissen, wie das kommt. 

Immerhin nimmt nur ein verschwindend kleiner Bruchteil des 
Diebesgutes diesen Weg. Einen ebenfalls geringen Teil kauft aus 
dritter und vierter Hand das Publikum, und er bleibt in dessen Besitz. 

Ein größerer Teil verschwindet in den Kreisen der Dirnen und 
Zuhälter, von ihren Einbrecherbekanntschaften ihnen billig abge¬ 
lassen, und schmückt Hals und Hände mancher Schönen* oder die 
Phantasieweste dieser Kavaliere. 

Auch in die Goldschmelzereien wandert manches gestohlene 
Stück. Da lebt in Berlin ein Mann, dessen Spitznamen nicht einmal 
wiedergegeben werden kann, um ihn nicht weiten Kreisen erkenn¬ 
bar zu bezeichnen. Von Beruf Goldarbeiter, ist er vor 17 Jahren 
wegen eines Juweliereinbruchs zu einer Zuchthausstrafe verurteilt 
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worden. Seitdem läßt er die Finger von Tandel und Elle und 
ernährt sich, wie er sagt, redlich, vom Goldwarenhandel. Er hat 
eine kleine Stube mit anstoßendem schmalen Arbeitsraum gemietet 
wo er polizeilich gemeldet ist, aber nicht wohnt. Er inseriert hin 
und wieder, daß er Zahngebisse und altes Bruchgold aufkaufe, 
und führt ein Buch über An- und Verkauf. Er sagt selbst, daß 
er im Jahre für etwa 20000 Mark Gold zur Schmelze bringe. 
Gegenstände, die er in späten Abendstunden aufkauft, schmilzt er 
oft noch nachts ein. Die Eintragungen in seinem Geschäftsbuch 
stehen in schreiendem Mißverhältnis zu seinem tatsächlichen Umsatz. 
17 Jahre kauft er schon Goldsachen von beliebigen Privatpersonen 
auf, und erst einmal konnte er mit einem Jahr Gefängnis wegen 
Hehlerei zur Strecke gebracht werden. Welche gestohlenen Werte 
durch seine Hände gegangen sind und in Zukunft noch gehen 
werden, das läßt sich auch nicht annähernd zuverlässig schätzen. 

Zum Glück ist ein so vorsichtiges Geschäftsverfahren nicht 
häufig. Das Einschmelzen böte ja niemandem Schwierigkeit, und der 
Absatz in den Schmelzereien vollzieht sich sehr leicht. Es ist be- 
iremdend, wie wenig Mißtrauen manche Schmelzereibesitzer ihren 
oft recht merkwürdigen Kunden entgegenbringen. — Freilich bringt 
das eingeschmolzene Schmuckstück einen viel geringeren Erlös, 
und das hält die meisten Goldwarenhehler von diesem Verfahren 
ab. Nicht allzuoft bietet sich ihm der Ankauf einer Goldsore, 
und er kann deshalb kein Freund des Grundsatzes sein „Großer 
Umsatz, kleiner Nutzen.“ 

Der weitaus größte Teil der Goldsachen behält deshalb seine 
Gestalt und verschwindet in ihr in dem breiten Kanal des wilden 
Goldwarenhandels. Der wilde oder unterirdische Goldwarenhandel, 
wie man ihn bezeichnender nennen kann, obwohl er wenigstens 
den Verkauf seiner Ware recht offen und überirdisch betreibt, hat 
eine'so vielseitige Gestalt und so verschiedenartige Vertreter, daß 
man ein geschlossenes Bild seines Wesens kaum geben kann. Es 
sind gewiß ehrenhafte Männer unter seinen Vertretern, und es 
mögen nicht allzuviele ausgesprochene Hehler darunter sein. 
Mit der Bezeichnung „Goldwarenschieber“ wird man vielen von 
fhnen eher gerecht, wiewohl manchen von ihnen kaum zu Unrecht 
wehe getan wird, wenn man sie mit Hehlern in einem Atem nennt. 

Vom Juwelier unterscheidet diese Goldwarenhändler zunächst, 
daß sie keinen Laden haben. Ihre Goldsachen verwahren sie in 
ihrer Wohnung auf. Verwandte, Freunde und Bekannte, aber auch 
Provisionsagenten weisen ihnen Käufer aus dem Püblikum zu oder 
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treten für sie als Verkaufsvennittier auf. Mit einer Auswahl ihrer 
Sachen in einer Reisetasche gehen sie von Juwelier zu Juwelier 
und Uhrmacher zu Uhrmacher, unter denen sie bald einen Kreis 
fester Kunden haben, und bieten ihre Stücke an. Andere verlegen 
ihr Hauptgewicht auf den Zwischenhandel, kaufen Goldsachen in 
ganzen Posten auf und verkaufen sie sofort wieder weiter. Mit 
großer Schnelligkeit wandern so manche Posten von Hand zu 
Hand, und mit jedem neuen Käufer wird es schwerer, ihren Ur¬ 
sprung festzustellen, und mit jedem neuen Verkäufer ihren Verbleib 
zu ermitteln. Teile werden abgezweigt und wandern besondere 
Wege. Führen diese nach außerhalb, so halten die polizeilichen 
Nachforschungen, durch den Schriftwechsel verzögert, erst recht 
nicht Schritt. 

Sonderbare Leute sind unter denen, die mit Goldsachen um¬ 
gehen, von dem Schärfer an, der unmittelbar von den Einbrechern 
kauft, und der das Attest in der Tasche trägt, wonach er geistes¬ 
krank, aber nicht gemeingefährlich ist, bis zu der letzten Hand, 
von der die Goldsachen aus vielleicht wieder ins Juweliergeschäft 
wandern. Leute der verschiedensten Berufe sind darunter, vom 
Zigarettenreisenden bis zum Möbelhändler, vom gewerbsmäßigen 
Spieler bis zum Hausbesitzer. Bei vielen handelt es sich nur um 
Gelegenheitskäufe, weil alle das Gold reizt, an dem sie zu ihrem 
Erstaunen weit weniger als erwartet verdienen, da jede Zwischen¬ 
hand die Ware verteuert, für manche ist es der Hauptberuf. Wer 
von den letzteren einen guten Teil zusammensehen wollte, der 
brauchte nur in den „Großen Seidel“ in der Neuen Friedrichstraße 
zu gehen. Da war der kleine Pinscher, der keck und verwegen 
anfing, Gold zu kaufen und zu verkaufen, und der die einzelne 
Uhr brühwarm vom Fledderer oder Taschendieb kaufte. Da war 
der große Händler, der schon lange einen glänzenden Laden hatte 
und nur noch aus alter Gewohnheit in den Seidel ging. Und von 
jenem zu diesem war da manche Zwischenstufe und Spielart zu 
sehen. Redliche Männer waren dazwischen, die mit sehenden 
Augen nicht unehrliches Gut erwarben, aber auch viele mit straf¬ 
gesetzwidrig weitem Gewissen. 

Der „Große Seidel“, der seineTüren in diesen Tagen geschlossen 
hat, um in einer anderen Straße neu zu erstehen, war ein mittel 
großes Bierlokal, auf dessen Tischen alle möglichen Händler ihre 
Waren zum Verkauf stellten. Hosenträger, Pelzboas, Reiherfedern, 
Handtaschen, goldene Uhren und Brillantringe, Hemden und Perl¬ 
kolliers konnte man alles dort billig haben. Die Händler waren 
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im wesentlichen immer dieselben Personen. Käufer und Verkäufer 
traten dort an sie heran, und unter sich selbst machten sie dort 
manches Tausch - und Kaufgeschäft. So oft die Polizei den „Großen 
Seidel - aushob, so oft fand sie auch unter den Goldsachen der 
Händler einige gestohlene Stücke. Strafrechtlich kam dabei selten 
etwas heraus. Daß Händlern, die von Privatleuten Goldsachen 
aufkaufen, auch gestohlene Stücke mit unterlaufen, ist erklärlich, 
Gutgläubigkeit jedenfalls leicht zu behaupten und Bösgläubigkeit 
schwer nachzuweisen. 

Wie der richtige Schärfer schon gar nicht einmal wissen will, 
ob und aus welchem Einbruch die Sachen herstammen, sondern 
zu seiner Information höchstens die Frage stellt: „Ist es von hier 
oder außerhalb?“ so scheut man sich in diesen Händlerkreisen 
noch viel mehr vor indiskreten Fragen. Je weniger man weiß, um 
so besser. Ein charakteristisches Beispiel: Die Kriminalpolizei 
erfuhr bald nach einem Juweliereinbruch, daß ein Händler eine 
große Goldsore erhalten habe. Der Händler wird mit zwei Reise¬ 
taschen voll Goldsachen sistiert. Er ist vollkommen bestürzt und 
bleibt dauernd in der größten Unruhe, nennt aber seinen Vorder¬ 
mann. Man kommt von Zwischenhand zu Zwischenhand, und 
schließlich ergibt sich, daß die Sachen nicht aus einejn Einbruch 
herrühren, sondern von einem vor dem Konkurs stehenden Kauf¬ 
haus verschleudert worden sind. Als der Händler das hört, fällt 
ihm offensichtlich eine schwere Last von der Seele. „Ich danke 
Ihnen, Herr Kommissar daß Sie mich haben festnehmen lassen“, 
sagte er treuherzig, „jetzt wo ich weiß, daß die Sachen nicht ge¬ 
stohlen sind, haben sie für mich dreifachen Wert. Denn jetzt kann 
ich sie ja ganz offen verkaufen.“ — 

Daß auch aus fingierten Juweliereinbrücheu Gold in diese Händ¬ 
lerkreise abfließt, ist gewiß, doch ist dieses Delikt an sich selten und 
seine Aufdeckung noch seltener. 

Ob hinter einzelnen sehr kaufkräftigen Vertretern des unter¬ 
irdischen Goldwarenhandels noch kapitalstärkere Hintermänner 
mit Handelsbeziehungen zum Auslande stehen, über diese Frage 
hat man sich im kriminalpolizeilichen Spezialdezernat für Juwelier¬ 
einbrüche schon manchmal den Kopf zerbrochen. Der Umstand, 
daß einige dieser Händler, nachdem gerüchtweise verlautet hatte, 
daß sie einen großen Coup gelandet hätten, ohne daß aber an sic 
heranzukommen gewesen wäre, später einen großen, wohlaus- 
gestatteten Juwelierladen aufgemacht haben, läßt eigentlich nicht 
darauf schließen. 

14* 
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Immerhin ist es bisher noch nicht gelungen, bis in die letzten 
Geschäftsgeheimnisse dieser Händlergilde hineinzublicken und den 
letzten Kanälen nachzugehen, durch die Goldwaren abfließen und 
wieder auftauchen. 

Als Kuriosum mag erzählt werden, daß ein großer Posten 
gestohlener goldener Uhren an die Teilnehmer einer Anarchisten¬ 
konferenz verkauft worden ist. Einige und nicht ganz unbekannte 
Berliner Anarchisten hatten, wie ihnen später bewiesen wurde, „Krieg 
den Juweliergeschäften“ auf ihr Banner geschrieben. 

Das Bild von dem Abfluß der Goldsachen würde unvollständig 
sein, wenn man des Berliner Judenviertels nicht gedächte. Jenes 
Straßenviertel stellt Wohngegend und Sammelpunkt für die meist 
aus Rußland kommenden, minderbemittelten Juden dar, die sich 
vorübergehend oder dauernd in Berlin aufhalten wollen. Es sind 
ärmere Elemente, die sich von hier aus eine Existenz zu gründen 
versuchen. Mit dem Handel fangen sie an. Aus ihrer russischen 
Heimat bringen sie eine Vorurteilslosigkeit mit, die sie beim An¬ 
kauf von Waren wenig nach der Herkunft fragen läßt. Durch 
verwandtschaftliche und bekanntschaftliche Beziehungen bleiben sie 
mit ihrer alten Heimat verbunden. Zureisende und abfahrende 
Freunde und Bekannte, hin- und herfahrende Händler vermitteln 
Nachrichtenaustausch und Handelsverkehr. Die kleinen Häuser in 
jenen Straßen sind vollgepfropft von Menschen derselben Natio¬ 
nalität und derselben Klasse, die alle gleich aufgeweckt, wiß¬ 
begierig und betriebsam sind und ein starkes Zusammen¬ 
gehörigkeitsgefühl haben. Tausendfältige Verbindungen entstehen 
so und ein wirres, unentschlingbares Durcheinander von Geschäfts¬ 
beziehungen. 

Es ist keine Freude für den Kriminalbeamten, wenn er merkt, 
daß eine Fährte in diese Gegend verläuft, denn das Arbeiten mit 
diesen Leuten ist recht schwer. 

Was in diesem Wohnviertel ausländischer Juden an ent¬ 
wendetem Gut verschwindet, davon kann sich nur der ein Bild 
machen, der in dieser Gegend jahrelang tätig gewesen ist, 
und selbst dessen Vorstellung wird die Wirklichkeit kaum voll 
erfassen. 

Die Straßen, in denen das Judenviertel liegt, gehören zu dem 
ehemaligen übelberüchtigten Scheunenviertel. Billige Wohnungen 
in kleinen, dichtbevölkerten Häusern, in denen niemand danach 
fragt, ob mehr Personen, als gemeldet wohnen, weil die wenigsten 
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Hausgenossen Sehnsucht nach einer Berührung mit der Polizei 
haben, ziehen auch andere zweifelhafte Ausländer dorthin. So ist 
das Haus eines österreichischen Stadtreisenden jahrelang ein Sammel¬ 
punkt der ungarischen Taschendiebe auf ihren Geschäftsreisen über 
Deutschland gewesen. Der Bruder des Stadtreisenden war selber 
Taschendieb, und während er im Gefängnis saß, hielten Bruder 
und Schwägerin für ihn die Verbindungen aufrecht. Irgendwo, auf 
der Brüsseler Weltausstellung oder den Pariser Rennen, auf der 
Leipziger Messe oder bei den Pferderennen in Baden-Baden er¬ 
hielt der ungarische Taschendieb von einem Zunftgenossen jene 
Berliner Adresse und eine mündliche Empfehlung. Die Adresse 
war für ihn von erheblichem Wert. Er hatte nun eine sichere 
Unterkunft, wo ihn keine Meldepflicht beunruhigte, und wo er bei 
dem ständigen Kommen und Gehen von Zunftgenossen, die von 
überallher kamen und überallhin fuhren, die wertvollsten Infor¬ 
mationen erhielt. Neben dem Aufenthalt und Ergehen seiner Be¬ 
kannten interessiert ja den reisenden Verbrecher noch vieles andere, 
vor allem die Frage, ob in der Stadt, die er besuchen will, nicht 
gerade auf seinem Spezialgebiet besonders streng bestraft wird. 
Monatelang haben die Verkehrsgäste jenes Hauses eine bestimmte 
süddeutsche Stadt gemieden, weil einer von ihnen dort außer¬ 
gewöhnlich hart bestraft worden war. 

Zwei dieser Taschendiebe hatten noch einen einträglichen 
Nebenerwerb. Sie sahen sich überall, wohin ihr Hauptberuf sie 
führte, nach günstigen Gelegenheiten zu Juweliereinbrüchen um. 
Hatten sie eine gefunden, so ging eine Depesche nach Ungarn 
ab, und 48 Stunden später war Jenö Horvath, ein sehr eleganter 
ungarischer Juweliereinbrecher, an Ort und Stelle. Wo jene Taschen¬ 
diebe hingekommen sind, in Österreich, Frankreich, Deutschland, 
Italien, Belgien und Skandinavien, da hat auch Jenö Horvath ein¬ 
gebrochen. Seine in aller Herren Ländern zusammengestohlene 
Beute ist im Berliner Judenviertel untergetaucht. Fast ausschließlich 
hat sie ein kleiner Zigarrenreisender aufgekauft, der selbst den 
Wert der in einem Jahre von Horvath erworbenen Goldsachen auf 
zweimal hundertausend Mark beziffert hat. —- 

Sahen wir so die Wege des Einbrechers und die Abflußkanäle 
des Diebesgutes, so wäre es reizvoll, einmal die Mittel und die 
Art und Weise darzustellen, mit denen die Kriminalpolizei beiden 
nachspürt. Naheliegende Gründe verbieten das jedoch. Der Fall 
des Handlungsgehilfen Oppermann, der seinen Verbrechertrick 
einem bekannten kriminalistischen Handbuch entlehnte, das sich 
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noch in seinem Besitzefand, isteine zu deutliche Warnung. Technische 
Schwierigkeiten machen es unmöglich, zahlenmäßig das Verhältnis 
der aufgeklärten und der unaufgeklärt gebliebenen Juwelierein¬ 
brüche zu geben, obwohl dieses Verhältnis gerade bei Juwelier¬ 
einbrüchen nach Berliner Erfahrungen ein sehr günstiges ist. Über¬ 
haupt kann man vom gewerbsmäßigen Verbrecher sagen, daß der 
Krug nicht allzulange zu Wasser geht. 
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Der progressive Strafvollzug im Jugendgefängnis zu 

Wittlich. 

Von 

Geheimem Oberregierungsrat Dr. Finkelnburg, Referent für Gefängniswesen im 
preußischen Ministerium des Innern ') 

(Mit 4 Bildern). 

- - \ 

Die Aufgabe des Jugendgefängnisses in Wittlich ist die Durch¬ 
führung eines erzieherischen und streng individualisierenden Straf¬ 
vollzuges. Im Unterschied zu den amerikanischen Reformatory 
Prisons und dem englischen Borstal-System bleibt jedoch der 
Charakter der Strafe vollkommen gewahrt. Das Jugendgefängnis 
bleibt ein Gefängnis und wird nicht zur Erziehungsanstalt. 

Um diese Aufgabe zu erfüllen, ist im Jugendgefängnis der 
progressive Strafvollzug eingeführt worden. Die Art seiner Durch¬ 
führung geht aus folgenden Zusätzen zur Hausordnung hervor: 

Nr. 1. Die Insassen werden in drei Klassen eingeteilt. Der Ncu- 
eingelieferte kommt in die 3. Klasse, in welcher er 4 Monate ver¬ 
bleibt. Hat er sich in dieser Zeit gut geführt, rückt er in die 
2. Klasse auf.' Hat er sich auch hier 4 Monate gut geführt, ge¬ 
langt er in die 1. Klasse. 

Nr. 2. Die 3. Klasse hat Einzelhaft, trägt gewöhnliche Anstalts¬ 
kleidung, erhält kein Arbeitsgeschenk, erhält keine Zusatznahrungs¬ 
mittel. 

Die 2. Klasse arbeitet in gemeinschaftlichen Werkstätten, trägt 
gewöhnliche Anstaltskleidung mit rotem Band, erhält ein Arbeits¬ 
geschenk von 1 bis 4 Pfennig, erhält Verpflegungszulage I, kann 
ein Tagebuch, ein Zeichenheft mit Buntstiften bezw. Wasserfarben 
und monatlich ein Extrabuch belehrenden Inhaltes außer dem 
wöchentlichen Unterhaltungsbuch erhalten. 

Die 1. Klasse arbeitet in Gemeinschaftshaft, trägt blaue Kleidung, 
erhält ein Arbeitsgeschenk von 5 bis 30 Pfennig, erhält Verpfle- 

’) Vergleiche die vom Kgl. Preuß. Ministerium des Innern herausgegebene 
Denkschrift „Jugendgefängnis in Wittlich“. 
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gungszulagc II und wöchentlich zweimal je 100 g Wurst oder Obst 
in demselben Wert, kann ein Tagebuch, ein Zeichenheft mit Bunt¬ 
stiften bezw. Wasserfarben und monatlich ein Extrabuch belehrenden 



Schusterzelle. 

Inhaltes außerdem wöchentlichen Unterhaltungsbuch, sowie ein Ver¬ 
zeichnis der Gefangenen-Bücherei erhalten, darf sich die Zelle durch 
Blumen, Bilder und einen Spiegel wohnlicher machen und hat einen 
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Schemel mit Lehne, darf eine Stunde länger aufbleiben und ge¬ 
gebenenfalls Licht brennen, hat wöchentlich eine Exlraturnstunde, 
in der nach Belieben geturnt und Turnspiele gemacht werden, und 



Schneiderzelle. 

am Sonntag Nachmittag alle 14 Tage eine Vortrags- und Vor¬ 
lesungsstunde. 

Nur Angehörige der 1. Klasse können zu irgendwelchem Straf- 
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erlaß, wie z. B. vorläufiger Entlassung oder Begnadigung, voi"- 
geschlagen werden. 



Zelle 2. u. 3 Klasse. 


Nr. 3. Die Vergehen gegen die Hausordnung werden je nach 
ihrer Schwere in drei Grade geteilt. Sie haben außer den gewöhn¬ 
lichen Disziplinarstrafen noch eine Verzögerung des Aufrückens 
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in eine höhere Klasse oder sogar die Rückversetzung des Betref¬ 
fenden in die Strafklasse zur Folge. 

Ein Vergehen 1. Grades bewirkt, daß sich das Aufrücken in 



Zelle 1. Klasse. 

eine höhere Klasse um 5 Tage hinausschiebt, bei einem Vergehen 
2. Grades tritt eine solche Hinausschiebung um 10 Tage, bei einem 
Vergehen 3. Grades um 15 Tage ein. Beträgt innerhalb eines 
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Monates der Verlust an Tagen mehr als 30, so tritt Rückversetzung 
in die Strafklasse ein, die bei besonders schweren Fällen nach 
Konferenzberatung schon nach einer einzigen Meldung erfolgen 
kann, ln der Strafklasse nimmt der Gefangene nicht am Schul- 
und Exerzierunterricht teil, verliert alle Vergünstigungen und er¬ 
hält nur alle 14 Tage ein Unterhaltungsbuch. Um sich aus ihr 
in die 2. Klasse wieder emporzuarbeiten, muß der Betreffende einen 
Monat tadelloser Führung ohne jegliche Meldung aufweisen können. 
Gehörte er vorher der 1. Klasse an, so genügt auch ein tadelloser 
Monat, um die 2. Klasse zum zweiten Male zu durchlaufen. 

Um gleichzeitig ein gutes Verhalten zu belohnen, kann die 
Frist für jede Woche tadelloser Führung um einen Tag verkürzt 
werden, bei besonderem Fleiß in der Schule und Werkstätte wird 
die Frist um einen weiteren Tag für jede Woche verkürzt. Außer¬ 
dem hat der Direktor das Recht, wenn der Zeitpunkt des Aui- 
rückens in eine höhere Klasse gekommen ist, bis zu 7 Tagen - 
1 Woche zu schenken. 

Nr. 4. Jeder Gefangene hat das Recht, sich zum Direktor zu 
melden, welche Meldung unverzüglich an diesen weitergegeben 
werden muß. 

Außerdem ist im Erdgeschoß ein Briefkasten für den Direktor 
angebracht, in den die Leute schriftliche Mitteilungen einwerfen 
können. Briefpapier und Umschläge, die mit den Namen der Be¬ 
treffenden zu versehen sind, sind zu diesem Zwecke von dem Auf¬ 
seher zu erbitten. 

Nr. 5. Im gesundheitlichen Interesse der Leute ist Turn- und 
Exerzierunterricht eingeführt, woran jeder einzelne teilzunehmen hat. 

Die Vorzüge des progressiven Strafvollzuges bestehen vor¬ 
nehmlich darin, daß die durch diesen geschaffene Gruppenbildung,, 
wenn auch nicht ein unfehlbares Merkmal — ein solches gibt es 
nicht — so doch unzweifelhaft ein wertvolles Hilfsmittel für die rich¬ 
tige Beurteilung des Mannes gibt und so die gerechte und indi¬ 
vidualisierende Behandlung erleichtert wird. Der andere Vorzug 
ist darin zu sehen, daß, während der Strafvollzug bei längeren 
Strafen leicht die Gefahr mit sich bringt, den Gefangenen in dem 
selbständigen Streben nach einem bestimmter* Ziel zu erschlaffen 
und willensschwach zu machen, da er ja während der Strafzeit 
nichts an seinem Schicksal ändern kann und ihm alle Sorge für 
sein Leben abgenommen ist, der Gefangene im progressiven Straf¬ 
vollzug bestimmte Ziele vor sich sieht, die er durch eigene Kraft 
erreichen kann, er sieht im Gefängnis nicht eine weltfremde Gleich- 
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förmigkeit, die sich auf alle wie ein betäubender Druck legt, 
sondern erkennt, daß trotz der Gleichheit, mit der alle Gefangenen 
behandelt werden, jeder einen Einfluß auf seine Lebensgestaltung 
und seine Lage hat. Dabei wird dem Gefangenen nicht jene ge¬ 
fährliche Ruhe gelassen, in der er ohne Nachdenken hindämmern 
kann, sondern er muß, um sich nicht eine Meldung zuzuziehen, 
stets auf sich achten und sich selbst in Zucht nehmen. 

Nach den bisherigen Erfahrungen hat sich das Progressiv¬ 
system des Jugendgefängnisses durchaus bewährt, und die Er¬ 
wartung, daß es hauptsächlich dazu beitragen würde, das Ehr- 
und Pflichtgefühl zu wecken und zu fördern, die Gefangenen zum 
selbsttätigen Streben und zur Betätigung ihres Willens anzu¬ 
spornen, hat sich vollauf bestätigt, so daß z. B. die Verzögerung 
des Aufrückens oder die Zurückversetzung in die Strafklasse fast 
vollkommen als Disziplinarmittel genügen. Die Bedenken in¬ 
dessen, die hier und da geltend gemacht werden und hauptsäch¬ 
lich dahin gehen, daß durch das Progressivsystem ein äußerlicher 
Schematismus großgezogen werde und durch das Wertlegen auf 
den erzieherischen Zweck der Strafe eine Erweichung des Straf¬ 
begriffes eintrete, können in dem Strafvollzug des Jugendgefäng¬ 
nisses keine Begründung finden. 
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Das deutsche Jugendgesetz. 

Von 

Oberstudienrat Dr. Georg Kerschensteiner, München. 

Mitglied des Reichstages. 

Das Bedürfnis nach einem Jugendgesetz ist längst gefühlt. 
Aber wenn man über die Frage entscheiden will, ob hier eine 
reichsgesetzliche oder landesgesetzliche Regelung notwendig und 
hinreichend ist, ob nicht teilweise auch ministerielle Verordnungen, 
Polizeibestimmungen, Disziplinarsatzungen von Schulen und Er¬ 
ziehungsanstalten genügen, ja sogar vorzuziehen sind, so muß 
man sich vor allem erst klar sein, was denn mit einem solchen 
Jugendgesetz erreicht werden will, von welcher Art, von welchem 
Umfang und Inhalt die Materie ist, die durch dieses Gesetz ge¬ 
regelt werden soll. Gewöhnlich denkt man nämlich bei diesem 
Gesetz an eine Neugestaltung der Jugendgerichtsbarkeit, eine 
Angelegenheit, mit der sich der gegenwärtige Reichstag bis vor 
Ausbruch des Krieges eingehend befaßt hatte. Der damals von 
der Regierung vorgelegte Entwurf über die Neugestaltung des 
Jugendgerichtsverfahrens passierte* sogar die zweite Lesung —, 
verschwand aber nachher geräuschlos in der Versenkung. 

Nun aber muß ein einheitliches Jugendgesetz, wenn man 
schon einmal an die Schaffung eines solchen gehen will, einen 
sehr viel weiteren Umfang haben. Viele der in das Gesetz auf- 
zunehmenden Angelegenheiten sind zwar schon anderweitig ge¬ 
regelt. Aber die Buntscheckigkcit dieser Regelungen macht die 
Sache höchst unübersichtlich, und was das Wichtigste ist, sie läßt 
einen einheitlichen Geist in der Jugendgesetzgebung, der ja nur 
ein Geist der Erziehung sein kann, überhaupt nicht auf- 
kommen. Dabei läßt sich die Schwierigkeit der Zusammenfassung 
all der mannigfaltigen Bestimmungen in einem einzigen Jugend¬ 
gesetz gar nicht leugnen. Die bestehenden einzelnen Gesetze 
und Verordnungen sind auf die verschiedensten Rechtsgebiete 
verteilt und sind vielfach nur dem Wesen des reifen Menschen 
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angepaßt. Ein einheitliches Jugendgesetz müßte aus allen Rechts¬ 
gebieten die auf die Jugend bezüglichen Bestimmungen heraus¬ 
greifen, sie von dem Gesichtspunkte aus, daß das Kind eine 
ganz andere Psyche hat als der Erwachsene, prüfen, sodann unter 
erziehungspolitischen Erwägungen zusammenfassen und dabei 
immer darauf Rücksicht nehmen, daß die nun einmal verfassungs¬ 
mäßig und, wie ich glaube, auch vernünftigerweise den einzelnen 
Staaten in allenjErziehungsfragen zugebilligten selbständigen Be¬ 
fugnisse nicht verletzt werden. 

Es dürfte nun aber für weite Kreise recht lehrreich sein, 
darüber klar zu werden, was für Gebiete denn überhaupt ein 
solches Jugendgesetz in sein Bereich zu ziehen hätte. Ich will 
diese Gebiete unter vier Gesichtspunkte gliedern: L unter den 
Gesichtspunkt des Jugendschutzes, 2. unter den Gesichtspunkt 
der Jugendpflege, 3. unter den Gesichtspunkt der Jugendgerichts¬ 
barkeit, 4. unter den Gesichtspunkt der Jugenderziehung und des 
Jugendunterrichtes. 

Dabei bemerke ich von vornherein, daß ich es für ausge¬ 
schlossen, ja für schädlich halte, wenn die unter den letzten Ge¬ 
sichtspunkt fallende Materie in ein Reichsjugendgesetz mit ein¬ 
bezogen würde, wie das von verschiedener Seite gefordert wird. 

Unter die Abteilung des Jugendschutzes fallen die Be¬ 
stimmungen über „Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben“ (be¬ 
reits in einem besonderen Reichsgesetz von 1903 geregelt), „die 
Verwendung von Kindern zwischen 14 und 16 Jahren in Fabrik¬ 
arbeit“ (geregelt in der Reichsgewerbeordnung vom Jahre 1897), 
„Bestimmungen des Vormundschafts- und Familienrechts“ (ge¬ 
regelt im Bürgerlichen Gesetzbuch), „Bestimmungen über das 
Kostkinderwesen“ (durch landesgesetzliche und ministerielle Ver¬ 
ordnungen geregelt), „Bestimmungen über Behandlung von 
Armenkindern“ (Armengesetzgebung), „Ausbau der Berufsvor¬ 
mundschaft“ (noch nicht geregelt), „Ersatzerziehung bei schlechten 
Familienverhältnissen“ (landesgesetzliche Regelung), „Fürsorge¬ 
erziehung für verwahrlosende, geistig und körperlich nicht normale 
und für Kinder, die durch häusliche Verhältnisse sittlich gefährdet 
sind“ (durch Ministerialentschließungen geregelt). 

Verstehen wir sodann wieder unter Jugendpflege die er¬ 
ziehliche, aber nicht schulmäßige Fürsorge für geistig und körper¬ 
lich normale Kinder, die auch unter normalen Erziehungsverhält¬ 
nissen leben, so haben wir eine solche Jugendpflege in erster 
Linie für die schulentlassene Jugend vom 13. oder 14. bis zum 
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18. Lebensjahre nötig, in zweiter Linie aber auch für die schul¬ 
pflichtige und die vorschulpflichtige Jugend. Wichtig, ja geradezu 
vordringlich sind hier reichsgesetzliche Maßnahmen, wie sie 
während des Krieges mangels hinreichender Landes- und Reichs¬ 
gesetze die stellvertretenden Generalkommandos mit größerem 
oder geringerem Geschick getroffen haben. Hierher gehören die 
Bestimmungenüber den Besuch von Wirtshäusern, Kinos, Varietes, 
Kabaretts usw. für alle Jugendlichen unter 18 Jahren; weiterhin 
über die Abgabe von Alkohol, Zigarren und Zigaretten an Jugend¬ 
liche, dann die so viel umstrittenen und keineswegs allgemein 
gebilligten Verfügungen über Arbeitszwang und Sparzwang für 
jugendliche Arbeiter; endlich das von einzelnen Generalkom¬ 
mandos, z. B. München, erlassene Verbot der Verbreitung von 
gewissen mit Titel und Verlag bezeichneten Schundschriften, mit 
denen spekulative Berliner und Dresdner Firmen das Deutsche 
Reich schon in Friedenszeiten überschwemmt hatten. Neben all 
diese mehr prohibitiv wirkenden Anordnungen gehören in das 
Gebiet der Jugendpflege die höchst mannigfaltigen Maßnahmen 
und Einrichtungen zur Entwicklung des Gemütes in seiner ganzen 
Weite und Tiefe, wie sie wohl freie und doch weise geleitete 
oder — bei entsprechender Reife — auch völlig autonome Jugend¬ 
vereinigungen und Jugendvereine, kaum aber obligatorische Er- 
ziehungs- und Unterrichtsveranstaltungen, entfalten können^ 

Dieses positive Arbeitsgebiet der Jugendpflege ist den Er¬ 
wachsenen erst aufgegangen als zahlreiche, wenig erfreuliche Er¬ 
scheinungen im Leben der Jugendlichen, vor allem der in den 
Großstädten aufwachsenden, den Menschen die Augen öffneten, 
in welch unerhörter Erziehungsnot Tausende von 14—18 jährigen 
Knaben und Mädchen sich befinden. Unfertig im Charakter, ja 
mitten im Sturm der Pubertätsjahre entlassen aus dem Erziehungs¬ 
bereich der Volksschule, hinausgestoßen in den rücksichtslosen 
Kampf ums tägliche Brot, heim- und familienlos, preisgegeben 
allen Versuchungen, die in den dunklen Schatten der Großstädte 
wuchern, ohne Führer in das Reich der höheren Werte, lebten 
und vegetierten Tausende und Abertausende in unseren Groß¬ 
städten dahin. Da erbarmte sich nicht etwa die Gesellschaft oder 
der Staat dieser Armen, nein, einzelne von dieser Not ergriffene 
Menschen, kirchliche und politische Vereine nahmen sich ihrer 
an, und hätte die sozialdemokratische Partei nicht die Jugend¬ 
pflege im großen Stile organisiert, vielleicht hätte sich der Staat 
noch nicht um diese Not gekümmert. Man muß es aussprechen: 



Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



Das deutsche Jugendgesetz 


225 


die Jugendpflege ist entstanden, weil der Staat es ver¬ 
säumte und die Gesellschaft sich weigerte und sich 
vielfach heute noch weigert, auch die 14— 18jährige 
Jugend durch ausreichende schulische Einrichtungen 
noch zu erziehen und zu führen. Sie wäre freilich auch dann 
noch nicht überflüssig, wie die Notwendigkeit von Horten neben 
der Volksschule beweist; aber sie wäre mit einer guten Fort¬ 
bildungsschule im Rücken ungleich fruchtbringender und all¬ 
umfassender in freier Liebestätigkeit zu organisieren. 

Zur Jugendpflege gehören endlich die so oft empfohlenen 
Maßnahmen zur körperlichen Ertüchtigung der männlichen und 
weiblichen Jugend, so vor allem die in den letzten zehn Jahren 
immer stärker erhobene Forderung der militärischen Jugender¬ 
ziehung, für deren prinzipielle Regelung beispielsweise Dr. Müller- 
Meiningen ein deutsches Reichsjugendwehrgesetz verlangt. Aber 
die Meinungen über das Maß und die Wirkung einer reichs¬ 
gesetzlichen Zwangsorganisation für militärische Jugenderziehung 
sind außerordentlich geteilt. Wie es Laien gibt, welche die 
Jugend nicht früh genug in den militärischen Drill einführen 
können, so gibt es hohe Offiziere, die dringlichst warnen, schon 
die Jugend unter 18 Jahren körperlich anders zu ertüchtigen, als 
dies heute schon in unseren ausgezeichneten deutschen Turn¬ 
vereinen, in den Pfadfindergruppen und in jenen Wehrkrafteinrich¬ 
tungen geschieht, die sich möglichst von militärischen Spielereien 
freihalten. Wie es Erzieher gibt, die alle Erfolge in der Er¬ 
ziehung von strenger Gebundenheit, mechanischem Gehorsam und 
unbedingter Unterwerfung erhoffen, so gibt es andere, die da der 
festen Überzeugung sind, daß mit wachsendem Alter wachsende 
Freiheit und Selbstbestimmung in der Erziehung eintreten muß, 
sollen sich Persönlichkeiten entwickeln und nicht Gamaschen¬ 
knöpfe. 

Was die Maßnahmen betrifft, die unter dem Gesichtspunkt 
der Jugendgerichtsbarkeit in einem deutschen Jugendgesetz 
zu treffen wären, so handelt es sich einmal um die Regelung des 
Jugendstrafrechtes, wie z. B. um die Hinaufrückung des 
Jugendstrafalters von 12 auf 14 Jahre, um die Durchbrechung 
des Legalitätsprinzipes usw., weiter um die Regelung des Jugend- 
strafverfahrens, z. B. um die Einrichtung besonderer Jugend¬ 
gerichte, bedingte und unbedingte Verurteilung usw. und endlich 
um die Neuregelung des Straf Vollzuges gegen Jugendliche, so 
vor allem der Schutzaufsicht im Falle der Freisprechung mangels 
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Einsicht, lauter Materien, die zu einem guten Teil in Bayern 
wenigstens durch die Justizministerial-Entschließungen von 1908 
und 1910 bereits geregelt sind. 

Welch eine verwirrende Mannigfaltigkeit und Ungleichheit 
heute in der Jugendgerichtsbarkeit im deutschen Reiche vorhanden 
ist, das haben die Erhebungen der deutschen Zentrale für Jugend¬ 
fürsorge in Berlin im Sommer 1912 gezeigt. Sie haben aber auch 
gezeigt, welche Summe von Meinungsverschiedenheiten in den 
Fragen einer endgültigen Neuregelung in Richter- wie in Laien¬ 
kreisen besteht. Von größter Bedeutung ist die Einfügung von 
Bestimmungen in das Gesetz, welche die fakultative Schutzauf¬ 
sicht im Falle der bedingten Strafaussetzung sowohl als im Falle 
der Freisprechung mangels erforderlicher Einsicht betreffen. Diese 
Schutzaufsicht wäre als der wichtigste Teil der Jugendgerichtshilfe 
anzusprechen, zu der dann noch die Mitarbeit der Jugendgerichts¬ 
hilfe im Vorverfahren käme. Ich habe schon gelegentlich der 
Beratung des Gesetzes über das Verfahren gegen Jugendliche im 
Jahre 1912 mit Professor von Liszt und Müller-Meiningen zu¬ 
sammen den Antrag gestellt, daß vor Entscheidung über die 
Anklageerhebung die Anklagebehörde Erkundigungen über die 
geistige, soziale und moralische Gesamtlage des Jugendlichen 
einzuziehen hat, und daß sie zu diesem Zweck der Mitwirkung 
der an ihrem Amtsitz bestehenden Organisation der Jugendgerichts¬ 
hilfe sich zu bedienen hat. Endlich wäre in Bezug auf die Frage 
der Jugendgerichtshilfe, die mir eben vom pädagogischen Ge¬ 
sichtspunkt aus am nächsten liegt, in das neue Jugendgesetz auch 
ein Paragraph einzufügen, der die Bereitstellung von ausreichen¬ 
den öffentlichen Mitteln für die Zwecke der Jugendgerichtshilfe 
sichert. 

Ich habe schon eingangs bemerkt, daß man beim Jugend¬ 
gesetz im allgemeinen immer zunächst nur an diesen dritten 
Gesichtspunkt der Jugendgerichtsbarkeit denkt. In der Tat haben 
auch verschiedene Staaten bereits Jugendgesetze mit diesem In¬ 
halt, so Dänemark ein Jugendgerichtsgesetz vom April 1905, so 
Frankreich ein Jugendgerichtsgesetz vom Juli 1912, so England 
die children acts von 1908, die übrigens ähnlich wie das Jugend¬ 
schutzgesetz von Belgien aus dem Jahre 1912 auch andere An¬ 
gelegenheiten, vor allem den gewerblichen Kinderschutz, regeln. 

Neben der einheitlichen Festlegung der rechtlichen Verhält¬ 
nisse auf diesen mannigfachen Gebieten des Jugendrechts ver¬ 
langt nun Geheimrat Dr. Fe lisch in seinem Büchlein „Ein 
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deutsches Jugendgesetz“, Verlag Mittler & Sohn, Berlin, auch die 
Aufnahme von Bestimmungen über die Organisation von Schül- 
und Erziehungseinrichtungen überhaupt in das Reichsgesetz, also 
eine reichsgesetzliche Regelung von Angelegenheiten, deren Ge¬ 
staltung bisher verfassungsmäßig den einzelnen Bundesstaaten 
überlassen ist. Es ist kein Zweifel, daß diese Forderung, ganz 
abgesehen von aller prinzipieller Stellungnahme zu einem ein¬ 
heitlichen Reichsschulgesetz, weit über das Maß dessen hinaus¬ 
geht, was ein Jugendgesetz vernünftigerweise enthalten darf. Es 
unterliegt weiter keinem Zweifel, daß damit ein so nützliches Ge¬ 
setz mit der ganzen Wucht des schulpolitischen Streites belastet 
würde. Ein Jugendgesetz ist stets von einem Schulgesetz scharf zu 
trennen und wer-für eine reichsgesetzliche Regelung der Ange¬ 
legenheit des Jugendschutzes, der Jugendpflege und der Jugend¬ 
gerichtsbarkeit eintritt, kann eine reichsgesetzliche Festlegung der 
öffentlichen Schulangelegenheiten, ohne mit sich in Widerspruch 
zu geraten, energisch bekämpfen. 

Jugendschutz und Jugendgerichtsbarkeit müssen 
und können einheitlich durch das ganze Reich geregelt sein. Sie 
sind heute schon auf staatliche und zwar gesetzliche Maßnahmen 
unbedingt angewiesen. Auf beiden Gebieten handelt es sich im 
wesentlichen um Abwendung von Gefahren für die Jugend, um 
vorbeugende Maßnahmen, um Ausmerzung von Übeln zwecks 
Verhütung schlimmerer Übel. Diesen beiden Tätigkeitsgebieten 
gegenüber steht die positive Erziehungsarbeit der Jugend¬ 
pflege und des Jugendunterrichtes. Schon die Jugend¬ 
pflege verträgt eine staatliche oder gar reichsgesetzliche Regelung 
nur in ganz wenigen Forderungen. Eine obligatorische für alle 
verbindliche Jugendpflege nimmt unweigerlich den Charakter des 
Schulbetriebes an. Nun gibt es gewiß umsomehr Arbeitsgebiete 
der Jugendpflege, je kümmerlicher die schulische Versorgung 
des jugendlichen Alters vom 14. bis 18. Lebensjahre ist. Eine 
wöchentlich sechs- oder gar nur vier- oder dreistündige sogen. 
Fortbildungsschule bedeutet wenig mehr für die Jugenderziehung, 
als eine Einschläferung des Erziehungsgewissens der Erwachsenen. 
Solange die Fortbildungsschule ein so kümmerliches Erziehungs¬ 
instrument ist, und noch dazu kaum die Hälfte der Jugend zwischen 
dem 14. und 18. Lebensjahre trifft, sind natürlich zahlreiche obli¬ 
gatorische Forderungen der Jugendpflege unvermeidlich. Was 
aber dabei pflichtgemäß geregelt werden muß, scheidet für mich 
aus der eigentlichen Jugendpflege aus, deren beste Leistungen 

15* 


Digitized by Google 


Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



228 


Dr. Georg Kerschensteiner 


Digitizea by 


mit wachsendem Jugendalter aus Freiheit und Freiwilligkeit, aus 
eifier von fernher überwachten und geleiteten Selbstregierung der 
Jugend emporblühen. Wenn einmal unser Fortbildungsschulwesen 
alle Knaben und Mädchen im Alter von 14 bis 18 Jahren umfaßt, 
wenn dieses Fortbildungsschulwesen so gestaltet wird — was es 
heute nicht ist —, daß es die beruflichen Interessen der Jugend¬ 
lichen nicht bloß theoretisch, sondern vor allem auch praktisch 
aufgreift und fördert und wenn es eine wöchentliche Unterrichts¬ 
zeit umspannt, die qualitativ und quantitativ einigermaßen Gewähr 
bietet, daß die von ihr ausgehenden erziehlichen Einflüsse die 
moralischen Schädigungen des außerschulischen Lebens bei der 
Mehrzahl der Zöglinge zu überwinden vermögen, dann können 
in dieses Fortbildungsschulwesen alle jene -Forderungen der 
Jugendpflege eingegliedert werden, die im Interesse der Jugend¬ 
erziehung als obligatorische Forderungen bezeichnet werden 
müssen. Aber die eigentliche Jugendpflege, die auf Ergreifung 
des Gemütes der Jugendlichen ausgeht, die den Sinn für edle 
Kameradschaftlichkeit und Menschlichkeit wecken will, für mora¬ 
lische Tapferkeit und Selbstverantwortlichkeit, für Liebe und Hin¬ 
gabe an die geistig, körperlich, wirtschaftlich und moralisch 
Schwächeren, für Ehrfurcht vor allen Trägern echter Werte, für 
freiwillige Ein- und Unterordnung, für ein gesundes Autoritäts¬ 
gefühl, kurz für alle jene Eigenschaften, die den freien Bürger 
eines gesunden Staatswesens zieren, sollen, diese Jugendpflege 
verträgt keine gesetzlichen Regelungen und keinen Zwang. Sie 
gilt auch niemals allen Jugendlichen, sie gilt vor allem den 
bildungsfähigen unter ihnen, sie gilt jenen, die der sittlichen 
Autonomie fähig sind. Ja gerade die echte Sittlichkeit wächst 
niemals aus einer erzwungenen Führung, sondern aus freier 
Gestaltung in eigener Verantwortlichkeit heraus. Für alle übrigen 
mögen die Maßnahmen der erweiterten pflichtgemäßen Fort¬ 
bildungsschule genügen. Man darf niemals vergessen, daß nicht 
alle Menschen auf gleiche sittliche Höhe gebracht werden können, 
daß aber diejenigen, in welchen die Möglichkeit zu hoher Sitt¬ 
lichkeit aufzusteigen liegt, nur aus eigener Kraft auf diese Höhe 
kommen. Eine staatliche Regelung der eigentlichen Jugendpflege 
wird also vor allem Bestimmungen treffen über die Qualitäten 
der Jugendvereine und der Jugendpfleger, über Verpflichtungen 
von Kreis und Gemeinde zu geeigneten Maßnahmen, über die 
Art der Unterstützung von Jugendpflegeverbänden, über die Hint¬ 
anhaltung ungeschickter Eingriffe untergeordneter Organe in die 
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freie Initiative der Jugendpfleger usw.; sie wird aber von inhalt¬ 
lichen Bestimmungen jeglicher Art möglichst Abstand nehmen. 

Verbietet sich also schon eine reichsgesetzliche und damit 
uniforme Regelung gerade des besten Teiles der Jugendpflege, so 
verbietet sich noch mehr, die Organisation des Jugendunterrichtes 
in ein Jugendgesetz aufzunehmen, soweit es Sich nicht etwa um 
ganz allgemeine Bestimmungen handelt, wie die Dauer der Schul¬ 
pflicht, den Umfang der wöchentlichen und jährlichen Unterrichts¬ 
zeit, kurz um rein zeitliche quantitative Bestimmungen. Dieses 
Verbot ergibt sich noch aus einem anderen Gesichtspunkte, aus 
der Schädlichkeit aller Zentralisierung der positiven Kulturarbeit 
des Reiches. Man kann das Eisenbahnwesen, die Gerichtsbar¬ 
keit, das Militärwesen einheitlich für die größten Gebiete regeln. 
Ja es ist nützlich, zweckmäßig, sogar notwendig, es zu tun. Aber 
Religion, Kunst, Wissenschaft, Unterricht, Erziehung einheitlich 
regeln zu wollen, ist eine große Torheit. Denn eine derartige 
einheitliche Regelung würde nur lähmend auf die freie Initiative 
derer wirken, die im‘ Dienste der Entwicklung unserer höchsten 
Kulturgüter schöpferisch tätig sind. Die Jugend hat nicht nur 
ein Recht, überhaupt unterrichtet zu werden, sondern sie hat ein 
Recht nach ihrer Individualität unterrichtet zu werden. Und dies 
setzt immer Freiheit der Bewegung voraus. Was in bezug auf 
den Jugendunterricht ein deutsches Jugendrecht enthalten könnte, 
wäre nach meiner Meinung der lapidare Satz: jeder Knabe und 
jedes Mädchen hat das Recht, von der Gesellschaft zu fordern, 
nach Maßgabe seiner Bildungsfähigkeit erzogen zu werden, ohne 
Rücksicht auf Geburt, Stand, Herkommen und Reichtum. Wann 
dieser öffentliche Unterricht für das einzelne Individuum beginnt, 
welche Wege er gehen soll, wie lange er dauern soll, das darf 
ein Reichsgesetz höchstens in den allgemeinsten Zügen regeln, 
wobei dem Verantwortlichkeitsgefühle der ausführenden Organe 
bis zu den Unterorganen herunter weit mehr in eigener Zuständig¬ 
keit überlassen bleiben muß, als ihnen die Regelung inhaltlich 
vorschreiben darf 

Mit Ausschluß aller Fragen aber, welche die Organisation 
der öffentlichen Schulen betreffen, und beschränkt auf die noch 
immer sehr umfangreiche Materie von Jugendschutz und Jugend¬ 
gerichtsbarkeit, sowie auf Teile der Jugendpflege, wird ein deutsches 
Jugendgesetz, geschaffen aus dem Geiste einer klaren Erziehungs¬ 
politik, von großem Segen für unser Volk sein. Am 8. No¬ 
vember 1917 hat sich eine Anzahl Vertreter von zentralen Organi- 
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sationen für die drei erwähnten Gebiete zusammengeschlossen 
und eine Arbeitsgemeinschaft für Jugendrecht begründet. Sie 
hat sich die Aufgabe gesteckt, das geltende Jugendrecht zusammen 
zu prüfen und Vorschläge für seine zukünftige einheitliche Ge¬ 
staltung auszuarbeiten, ln ihrem Verwaltungsausschuß stoßen wir 
auf bekannte Persönlichkeiten von großer Sachkenntnis: Frl. Dr. 
Duensing, München; Amtsgerichtsrat Dr. Friedeberg, Berlin 
(Deutsche Zentrale für Jugendfürsorge); Prof. Klumker, Frank¬ 
furt a. M. (Archiv deutscher Berufsvormünder); Prof. Langstein, 
Berlin (Deutsche Vereinigung für Säuglingsschutzi; Dr. Pollig- 
keit, Frankfurt a. M. (Deutscher Ausschuß für Kleinkinderfürsorge); 
Geh. Kirchenrat Schlosser, Frankfurt a. M. (Deutscher Verein 
für Armenpflege und Wohltätigkeit); Wirkl. Geh. Oberregierungs¬ 
rat Wuermeling, Berlin (Charitasverband für das kath. Deutsch¬ 
land); Prof. Dr. Albrecht, Berlin (Zentralstelle für Wohlfahrts¬ 
pflege). 

Alle die Arbeiten, die uns heute schon auf das lebhafteste 
beschäftigen und die heute von den einzelnen großen Zentral¬ 
organisationen bereits eingehend beraten werden, dürften dort ihre 
Zusammenfassung finden; so die Vorschläge für die Verbesserung 
des Jugendstrafrechtes, wie sie der Reichsausschuß für Jugend¬ 
gerichte und Jugendgerichtshilfe, der von der Deutschen Zentrale 
für Jugendfürsorge gegründet ist, entwirft; so die Vorschläge des 
Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit für reichs¬ 
gesetzliche Regelung der öffentlichen Jugendfürsorge, so die 
Jugenderlasse der stellvertretenden Generalkommandos, die der 
Reichsausschuß des allgemeinen deutschen Fürsorgeerziehungs¬ 
tages aufgegriffen und zu denen gerade die Zentralstelle für Volks¬ 
wohlfahrt ein reiches Material von Erfahrungen während des 
Krieges gesammelt hat. Auch die Frage der künftigen Gestaltung 
der militärischen Vorbereitung der männlichen Jugend hat im 
Deutschen Wehrverein bereits einen verständigen Berater gefunden. 
Alle von diesen einzelnen Organisationen geförderten Materien 
sollen dann in der Arbeitsgemeinschaft für Jugendrecht bzw. in 
dessen Ausschuß zu einem einheitlichen Jugendrecht verarbeitet 
werden. 

Tausend Hände sind also bereits am Werke. Aber das Werk 
wird nicht so schnell vollendet sein, als die Sanguiniker glauben. 
Wir werden uns noch geraume Zeit behelfen müssen mit Einzel¬ 
gesetzen, wie wir sie bisher schon haben, mit ministeriellen und 
polizeilichen Verordnungen, mit Disziplinarverfügungen der Schul? 
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behörden, bis die Zeit des deutschen Jugendrechtes endlich reif 
ist. Und sie wird reif werden. Wir werden sie noch erleben 
müssen, wenn anders unser Volk nach den ungeheuerlichen sitt¬ 
lichen Krankheiten, die ihm dieser Krieg eingetragen hat, wieder 
gesund werden soll. Welch ein tausendstimmiger Hymnus war 
zu Beginn dieses Krieges auf seine Erziehungskraft angestimmt 
worden! Ich habe mich niemals in diesen Chor mischen können. 
Nicht bloß die Psychologie des Menschen, sondern auch die Tat¬ 
sachen der Weltgeschichte haben mich eines besseren belehrt. 
Jetzt aber können es auch die leidenschaftlichen Kriegsverehrer 
mit den Händen greifen, daß lange dauernde Kriege ein Volk 
sittlich nicht fördern und auch gar nicht fördern können. Die 
Not allein erzieht nur die bereits erzogenen Menschen und auch 
nur die starken unter ihnen. Man lähmt nicht ungestraft lange 
Zeit hindurch die öffentlichen Erziehungsmaßnahmen, wie dieser 
Krieg es getan hat. Kultur ist etwas, was sehr rasch verloren 
geht, wenn es nicht täglich erworben wird. Darum muß es unsere 
große Sorge sein, ein Jugendrecht zu schaffen, das uns hilft, die 
junge Generation von ihrer gegenwärtigen Erziehungsnot und 
deren unheimlichen Folgen zu befreien. Das Vordringlichste 
meiner Meinung nach aber ist, daß gewisse Bestimmungen der 
Jugenderlasse der stellvertretenden Generalkommandos und ge¬ 
wisse zeitlich quantitative Bestimmungen über den Ausbau 
des Fortbildungsschulwesens im deutschen Reiche dauernd reichs¬ 
gesetzlich festgelegt werden. 

Eine für alle Jugendlichen, Knaben wie Mädchen, im Alter 
von 14 bis 18 Jahren verbindliche, psychologisch richtig organi¬ 
sierte, durch qualitativ und quantitativ hinreichende Zeit päda¬ 
gogisch wirksame Fortbildungsschule trifft das Grundrecht der 
nachwachsenden Generation an die lebende Gesellschaft. 
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Schutz vor verbrecherischen Dienstboten. 

Ausstattung der Dienstbotenbücher mit Photographien. 
Von Regierungsrat Dr. Robert Hein dl, Dresden. 


Ein aufsehenerregender Raubmord hat mich im Frühjahr 1917ver¬ 
anlaßt, behördliche Maßnahmen zum Schutz der Dienstherrschaften gegen 
verbrecherische Dienstboten anzuregen. Mein Vorschlag, der vor allem 
die Ausstattung der Dienstbotenbücher mit Photographien und genauer 
Personenbeschreibung anstrebte, wurde in einem Teil der Presse energisch 
abgelehnt und insbesondere ein Berliner Blatt prophezeihte mit sachlich 
nicht ganz zutreffender Begründung, daß dieser Vorschlag eines „sonder¬ 
baren Kauzes“ . . . „kein Glück“ haben wird. Nichtsdestoweniger ist 
das, was ich damals anregte, nunmehr in Ungarn praktisch durchgeführt 
worden. Vom 1. Juni 1918 ab müssen in Ungarn nach einer Verord¬ 
nung des Ministeriums des Innern 2 ) alle Dienstbotenbücher mit be¬ 
hördlich abgestempelten Photographien und Signalements versehen sein. 
Die Lichtbilder sind vom Dienstbuchinhaber vor der Behörde zu unter¬ 
schreiben. Werden nach dem 1. Juni Dienstbücher, die der Ministerial- 
verordnung nicht entsprechen, benützt, so wird gegen den Dienstboten, 
die 'Herrschaft und den Vermittler polizeilich eingeschritten. In der 
Verordnung war ursprünglich auch vorgeschlagen, daß neben der Photo¬ 
graphie ein Fingerabdruck anzubringen sei, doch hat man diese Forde¬ 
rung wieder fallen lassen, da sie auf den heftigsten Widerstand der 
davon Betroffenen stieß. 

Vielleicht veranlaßt die Entschließung der ungarischen Regierung 
nunmehr auch die deutschen Behörden, dem Vorschlag näherzutreten. 

Die Gefahren, die von verbrecherischen Dienstboten drohen, dürfen 
nicht unterschätzt werden. Der Raubmordfall Lichtenecker und der 
Einbruchsfall Einhard, die ich beide seinerzeit als Beispiele der Dienst¬ 
botenkriminalität anführte, sind typisch. Sie können heute in Berlin, 
morgen in München und übermorgen in einer stillen kleinen Provinz¬ 
stadt sich wiederholen. Jeder, der Dienstboten im Haushalt hat, kann 
das Opfer eines ähnlichen Attentats auf Leben und Eigentum werden. 

‘i Vergl. meinen Artikel in den „Leipziger Neuesten Nachrichten“ vom 
11. II. 17 und einer Anzahl anderer Tageszeitungen. 

5 ) Vergl. zahlreiche Notizen im Pesti Naplo u. Magyar Orzag. 
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Das Verbrechen in der Schwarzspanierstraße und in der Damjanich- 
Utca zeigt uns eine Gefahr, die am eigenen Herd auf uns lauert, in 
der so viele von uns tagtäglich und allnächtlich schweben. Eine Ge¬ 
fahr, gegen die das raffinierteste Sicherheitsschloß nichts hilft und vor 
der der wachsamste Haushund uns nicht beschützen kann. Eine Ge¬ 
fahr, in die sich selbst der Vorsichtigste gezwungenermaßen begeben 
muß, weil die gegenwärtigen staatlichen Abwehrmaßregeln nicht ge¬ 
nügend schützen. 

Die Einzelheiten der Wiener Bluttat sind so symptomatisch, daß 
es sich lohnt, sie kurz wiederzugeben. Die Ermordete, Frau Loschütz, 
war die Tochter des Zahnarztes Dr. Pfeffermann, dessen Zahnpasta, ehe 
andere Erzeugnisse aufkamen, den Markt beherrschte. Nach dem Tode 
Pfeffermanns wurde Frau Loschütz nicht nur Erbin des väterlichen 
Vermögens, sondern auch die Hüterin des Fabrikationsgeheimnisses. 
Und sie hütete beides argwöhnisch. Sie war keine vertrauensselige 
Frau und liebte es, hinter versperrten Türen zu leben. Nur einer ein¬ 
zigen Person mußte die vorsichtige alte Dame notwendigerweise Einlaß 
gewähren: der Bedienung. Die tragische Ironie dieses Dramas ist, daß 
Frau Loschütz aus Argwohn ihren Freunden die Tür verriegelte, daß 
sie nicht einmal ihrer eigenen Tochter Einblick in ihre Verhältnisse ge¬ 
währte, daß sie aber die Zuchthäuslerin Lichtenecker ungehindert ein- 
und ausgehen ließ. Die Lichtenecker hatte am 1. Januar 1917 den 
Dienst angetreten. Sie hatte sich auf eine Zeitungsanzeige der Frau 
Loschütz gemeldet und zwei Dienstzeugnisse vorgelegt. Die beiden 
Zeugnisse waren vorzüglich, lauteten auf drei und sechs Jahre und 
hatten nur den einen Fehler, daß sie gestohlen waren. Doch die alte 
Dame merkte nichts von dem Betrug, hielt die Wilhelmine Lichtenecker 
für die in den zwei Zeugnissen so sehr gelobte „Josefine Leitner“ und 
engagierte sie. Wer greift heutzutage nicht mit beiden Händen zu, 
wenn das Dienstbotenbuch eine sechsjährige Dienstzeit enthält? Die 
angebliche Leitner diente ihrer Herrin zwanzig Tage — still, fleißig 
und unverdrossen —, am einundzwanzigsten aber, als endlich die Ge¬ 
legenheit günstig war, griff sie zum Mordbeil. Sie zertrümmerte mit 
ihrem Liebhaber, den sie einschleichen ließ, der wehrlosen, überfallenen 
Greisin den Schädel, plünderte die Schränke und flüchtete, nicht ohne 
vorher noch — als guter Dienstbote! — die Wohnung säuberlich vom 
Blut zu reinigen. 

Weniger grauenvoll, aber, vom kriminalistischen Standpunkt 
aus betrachtet, noch interessanter ist die Verbrecherlaufbahn der 
Linhard. Auch sie arbeitete grundsätzlich mit gestohlenen Dienst¬ 
botenbüchern. Schon ihr Erstauftreten im Jahre 1907 erfolgte unter 
einem Pseudonym, das ein in Dresden gestohlenes Dienstbuch liefern 
mußte. Dieser erste Einbruch bei ihrer Dienstherrschaft trug ihr 600 Mark 
Beute uqd 1 */2 Jahr Gefängnis ein. Als sie das Gefängnis wieder ver¬ 
ließ, ging sie zum nächsten Zeitungskiosk, studierte die Inserate, suchte 
eine der stellungslosen „Stützen der Hausfrau“ auf, mietete sie mit 
3 Mark „Draufgeld“, nahm ihr das Dienstbuch ab und verschwand 
damit aus Dresden. Bald darauf — noch im Jahre 1909 — tauchte 
dieses Dienstbuch wieder am Schauplatz eines Verbrechens auf, und 
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die Dresdener Kriminalpolizei sah sich abermals veranlaßt, die Akten 
der Linhard um einige Blätter zu vermehren. Anfangs 1913 wurden 
dann einem Grafen in Dresden Juwelen im Werte von über 13000 Mark 
durch Einbruch entwendet. Mit den gräflichen Pretiosen verschwand 
auch die gräfliche Köchin. Sie ließ neben einem Dienstbotenbuch auf 
den Namen Chott ein paar Fingerabdruckspuren an dem erbrochenen 
Juwelenkasten zurück. Mit Hilfe der Daktyloskopie wurde die Ein¬ 
brecherin in Prag ermittelt: es war abermals die Linhard. Die Pretiosen 
wanderten vollständig wieder in die Schatulle der Gräfin, die Linhard 
wieder ins Gefängnis. Mach der Entlassung benützte dieser unermüd¬ 
liche Dienstbote sofort die wiedererlangte Freiheit zu zwei Einbrüchen 
im Salzburgischen und in Ungarn. Und schließlich im Frühjahr 1917 
stahl die Linhard in Budapest ihrer Herrschaft 60000 Kronen. Auch 
in den drei letztgenannten Fällen blieb das Mädchen der alten lieb¬ 
gewonnenen Methode treu und verschaffte sich mit gestohlenen Dienst¬ 
büchern Zugang zu den Familien, die als Opfer auserkoren waren. 

Die Arbeitsweise der Linhard und der Lichtenecker ist, wie ge¬ 
sagt, typisch. Diese ruchlosen Räuber im niedlicheu weißen Häubchen 
sind Vertreterinnen einer Verbrechergruppe, die außerordentlich zahlreich 
ist und die sich nicht ausrotten läßt. Es soll selbstverständlich keines¬ 
wegs behauptet werden, daß es unter den Dienstboten prozentual mehr 
Verbrecher gibt, als in anderen Personenkreisen. Es wird in allen Be¬ 
rufs- und Gesellschaftsschichten gesündigt, ja es gibt zweifellos Menschen¬ 
klassen, die viel mehr zu Delikten neigen, als die Tag und Nacht zur 
Arbeit verpflichteten, über wenig freie Zeit verfügenden Dienstboten. 
Wenn für sie besonders wirksame Ausweisvorschriften gefordert werden, 
so soll das keineswegs ein Mißtrauensvotum gegen den ganzen Stand 
sein, sondern die Forderung hat ihren Grund lediglich in dem eigen¬ 
artigen engen räumlichen Verhältnis, in dem diese Personen zum 
Arbeitgeber stehen. Sie müssen in die engste häusliche Gemeinschaft 
aufgenommen werden. Man ist gezwungen, ihnen dauernd die Wohnungs¬ 
schlüssel anzuvertrauen, was man selbst den intimsten Bekannten nicht 
gewähren möchte. Man überläßt, solange man von zu Hause abwesend 
ist, sein gesamtes Hab und Gut ihrer Ehrlichkeit. Und schließlich, 
— was die höchste Vertrauenssache ist — wir stellen unsere Kinder 
unter ihre Obhut. Da ist denn doch die Forderung nach erhöhten Vor¬ 
sichtsmaßregeln berechtigt und kann nicht als einseitige und undemo¬ 
kratische Ausnahmebestimmung angesehen werden. 


Nachrichtensammelstelle über Vermißte und unbekannte Tote 
für das Königreich Preußen. 

Bemerkungen zum Preuß. Min.-Erlaß v. 19. 1. 1918. 

Von Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 

Durch Verordnung vom 11.1.1912 hat das König). Sächs. Ministerium 
des Innern eine „Zentralstelle für Vermißte und unbekannte Tote im 
Königreich Sachsen“ eingerichtet. Die Zentrale entsprach einem Bedürf- 
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nis. Bis dahin stieß die Ermittlung Vermißter und die Feststellung 
unbekannter Toter auf Schwierigkeiten, da die notwendige Verbindung 
zwischen den Polizeibehörden des Ortes, an dem die Person vermißt 
wurde, und des Ortes, an dem man sie fand, häufig nicht hergestellt 
werden konnte. 

Die Neuerung bewährte sich, und die Kgl. Preuß. Regierung faßte 
deshalb 1916 den Plan, beim Polizeipräsidium Berlin eine gleiche Zen¬ 
trale zu errichten und sie zur Refchszentrale auszugestalten. Später 
wurde der Gedanke einer (obligatorischen) Reichszentrale wieder fallen 
gelassen und man beschränkte sich in Berlin darauf, im Januar 1918 
eine „Nachrichtensammelstelle über Vermißte und unbekannte Tote für 
das Königreich Preußen“ zu schaffen und den anderen Bundesstaaten 
anheimzugeben, ihr Staatsgebiet in den Zuständigkeitsbereich der Nach¬ 
richtensammelstelle mit einzubeziehen. Die Folge war, daß sich zwölf 
Bundesstaaten der preußischen Zentrale anschlossen: 

1. das Großherzogtum Baden, 

2. „ „ Mecklenburg-Schwerin, 

3. „ „ Oldenburg. 

4. „ Herzogtum Sachsen-Meiningen, 

5. „ „ Sachsen-Coburg und Gotha, 

6. „ Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt, 

7. „ „ Schwarzburg-Sondershausen, 

8. „ „ Schaumburg-Lippe, 

9. die freie und Hansastadt Lübeck, 

10. „ „ Bremen, 

11. , * , n Hamburg, 

12. Elsaß-Lothringen. 

Die drei Königreiche Sachsen, Bayern und Württemberg haben 
•sich, wie man sieht, ablehnend verhalten. Sachsen behielt seine selb¬ 
ständige Zentrale, und Bayern zeigt sich abwartend. 

Welche Lösung ist die glücklichste»? 

Zweifellos ist eine einheitliche Behandlung der Toten- und Ver¬ 
mißtenfälle im ganzen Reichsgebiet sehr erwünscht. Fraglich ist aber, 
ob diese gleichartige Behandlung nur durch Errichtung einer Reichs¬ 
zentrale erreicht werden kann, oder ob mehrere Gebietszentralen emp¬ 
fehlenswert sind oder ob drittens — wie dies bei der Personenfest¬ 
stellung durch Fingerabdrücke der Fall ist — eine Reichszentrale neben 
mehreren Gebietszentralen vorzuziehen ist. 

Auf Grund der mehr als fünfjährigen Erfahrungen der sächsischen 
Landeszentrale für Vermißte und Tote und auf Grund der bei der Per¬ 
sonenfeststellung Lebender (Körpermessung, Fingerabdruckverfahren) 
mit Landes- und Reichszentralen gesammelten Erfahrungen des Dresdner 
Erkennungsdienstes glaube ich, meine Ansicht folgendermaßen zu¬ 
sammenfassen zu können: 

1. Die Errichtung einer Reichszentrale neben Gebietszentralen dürfte 
sich m. E. nicht empfehlen; denn es wäre unmöglich, eine klare Grenze 
zwischen den Fällen zu ziehen, die sich zur Behandlung in der Reichs¬ 
zentrale und zur Behandlung in den Landeszentralen eignen (bei dem 
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Fingerabdruckverfahren liegen die Verhältnisse anders, weil hier eine 
einfache Scheidung in „gewerbsmäßige“ und „nicht gewerbsmäßige 
Verbrecher“ möglich ist . Beim Fehlen klarer Zuständigkeitsgrenzen 
würde aber die Errichtung einer Reichszentrale neben Landeszentralen 
lediglich doppelte Arbeit bedeuten. 

2. Auch die Zentralisierung des gesamten Toten- und Vermißten- 
Erkennungsdienstes in einer einzigen Reichsstelle halte ich für sehr be¬ 
denklich. Das Registrierverfahren der Toten- und Vermißtenkarten zeigt im 
Gegensatz zur daktyloskopischen und anthropometrischen Regiestrierung 
unvermeidliche Schwierigkeiten und wird stets zu Irrtümern Anlaß 
bieten. Es ist deshalb unbedingt nötig, eine allzu große Anhäufung 
von Karten in einer Registratur zu verhindern. Nach den praktischen 
Erfahrungen der sächsischen Toten- und Vermißtenzentrale halte ich es 
für ausgeschlossen, daß eine Reichszentrale das Kartenmaterial des 
ganzen Reichsgebietes technisch bewältigen kann. 

Zu beachten ist auch, daß erfahrungsgemäß Registraturen, bei denen 
viele Grenzfälle zu beachten sind, nur in der Hand eines einzigen Be¬ 
amten gut arbeiten. Verschiedene Beamte klassifizieren die Grenzfälle 
verschieden, so daß Unordnung in der Registratur entsteht. Eine Regi¬ 
stratur für das ganze Reichsgebiet ist aber in der Hand eines einzigen 
Beamten undenkbar. 

Zu diesen rein technischen Bedenken gegen eine Reichszentrale 
kommt noch ein weiterer Einwand: das Verlangen des Publikums nach 
rascher Aufklärung einer Anzeige ist bei wenigen polizeilichen An¬ 
gelegenheiten so berechtigt als bei Vermißtensachen. Die Erfahrung 
mit der daktyloskopischen und früher mit der antropometrischen Reichs¬ 
zentrale in Berlin hat gelehrt, daß hier naturgemäß ein-rasches Arbeiten 
unmöglich ist. Es treten beim Verkehr mit einer derartigen Reichs¬ 
zentrale notwendiger- und entschuldbarerweise Verzögerungen von vielen 
Tagen ein. Inzwischen würde die Familie des Vermißten in banger 
Sorge warten. Vor allem abey würden die Angehörigen meist nicht 
mehr in der Lage sein, rechtzeitig zur Beerdigung der aufgefundenen 
Leiche einzutreffen. 

3. Bei Errichtung einzelner Gebiets- oder Landeszentralen werden 
sich diese Mängel ganz oder größtenteils beheben lassen. Wenn man 
insbesondere bei der Abgrenzung der örtlichen Zuständigkeit der Zen¬ 
tralen die Stromgebiete berücksichtigt, würde die Mehrzahl der Fälle 
sich außerordentlich rasch und einfach erledigen, weil eben der Ort des 
Verschwindens und Auffindens meist nur einige Kilometer voneinander 
entfernt liegen. Die sächsische Landeszentrale wenigstens erledigt 
den weitaus größten Prozentsatz ihrer Vermißten und 
Auffindungsanzeigen ohne Benutzung der Register karten 
oder sonstiger komplizierter technischer Behelfe — lediglich durch auf¬ 
merksamen Vergleich des täglichen Einlaufes. Man darf nicht ver¬ 
gessen, daß sich Vermißtenanzeigen zwar nicht lokal erledigen lassen 
(weshalb Landeszentralen nötig sind), daß aber doch in der Mehrzahl 
der Fälle ein nur beschränktes Gebiet für die Erledigung in Frage 
kommt, und es deshalb ganz überflüssige Arbeit ist, immer gleich einen 
großen Reichsapparat in Bewegung zu setzen. Die Ausdehnung einer 
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Fahndung auf das ganze Reichsgebiet hat m. E. nur in der Weise zu 
erfolgen, daß jeder Vermißte oder jeder aufgefundene unbekannte Tote, 
der nicht durch die Gebietszentrale des Ortes des Verschwindens oder 
Auffindens ermittelt wird, von dieser Zentrale den anderen Zentralen 
mitgeteilt und eventuell im Deutschen Fahndungsblatt ausgeschrieben 
wird. 

Die beste, ja meines Erachtens einzig mögliche Lösung ist also 
die folgende: 

Es werden (nicht willkürlich, sondern nach Stromgebieten) •einzelne 
Gebiets- oder Landeszentralen mit einheitlicher Organisation und Technik 
geschaffen. Jede Zentrale sucht, sobald aus ihrem Gebiet eine Ver¬ 
mißten- oder Totenanzeige erstattet wird, in ihrer Toten- oder Ver¬ 
mißtenkartothek nach dem Prius. Ist keines zu finden, so muß sie 
die Anzeige nach den anderen Zentralen weitergeben, damit diese 
ihrerseits in ihren Registern nachsehen: Erst nachdem auch die Re¬ 
cherche der anderen Zentralen ergebnislos war, hat die Übertragung der 
Anzeige in die Kartothek (der örtlich zuständigen Zentrale) zu erfolgen. 
Registriert werden die Toten- und Vermißtenanzeigen also nur in der 
Kartothek der örtlich zuständigen Zentrale, vigiliert werden sie da¬ 
gegen durch Vergleich mit dem Kartenmaterial aller Zentralen. 

Daß die örtliche Abgrenzung der einzelnen Zentralen nicht will¬ 
kürlich (je nach der Geneigtheit der einzelnen Bundesstaaten, selb¬ 
ständig vorzugehen oder nicht) gewählt werden kann, sondern daß 
verschiedene Gesichtspunkte (besonders hydrographische) maßgebend 
sein müssen, zeigt zum Beispiel die Tatsache, daß die Dresdner Zen¬ 
trale bis zum Januar 1918 mit der preußischen Stadt Torgau einen 
stärkeren Geschäftsverkehr hatte, als mit irge ndeiner sächsischen 
Stadt! 


Daktyloskopie und Evidenz. 

Von Dr. Eduard Ritter von Liszt, 
k. k. Bezirksrichter i. z. R. und Privatdozent des Strafrechtes an der 
k k. Universität Graz. 

Bekanntlich hat die Daktyloskopie hauptsächlich zwei Aufgaben: 
Die eine besteht darin , die Identität einer verdächtigen Person dahin 
festzustellen, ob sie wirklich jene Person ist, für die sie sich ausgibt; 
mit anderen Worten: festzustellen, ob der von einer beanstandeten Per¬ 
son angegebene Name auch wirklich ihr Nanje ist. Ist der Betreffende 
früher schon einmal daktyloskopiert worden, so erfolgt diese Fest¬ 
stellung mit zweifelfreier Sicherheit. In derselben Art kann natürlich 
gegebenenfalls die Identität einer Person festgestellt werden, die die 
Angabe ihres Namens verweigert. Daneben kann in einzelnen Fällen 
die Daktyloskopie auch dazu dienen, die Identität eines Getöteten festzu¬ 
stellen, wenn dieser früher einmal daktyloskopisch aufgenommen wurde.') 

’) Für uns nicht in Betracht kommt die Identifizierung von Taubstummen 
und Geisteskranken mit Hilfe der Daktyloskopie. 
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Die zweite Aufgabe der Daktyloskopie ist die, aus etwa am Orte eines 
begangenen Verbrechens aufgefundenen Fingerabdruckspuren den Be¬ 
weis für die Täterschaft einer der Verübung des Verbrechens verdäch¬ 
tigen Person abzuleiten. Ist ein des Verbrechens Verdächtiger aus¬ 
geforscht worden, so wird der Vergleich des aufgefundenen, selbst¬ 
verständlich auch abgenommenen und aufbewahrten, Fingerabdruckbildes 
mit den entsprechenden Fingerabdrücken des Verdächtigen gegebenen¬ 
falls den Beweis für die Anwesenheit des Verdächtigen am Tatorte 
und dämit vielleicht aucli für seine Täterschaft liefern. 

Die von dem Verdächtigen neu aufzunehmenden Fingerabdrücke 
werden demnach unter den entsprechenden Voraussetzungen in zwei 
Richtungen verwendet werden können: 1. zur Identifizierung seiner 
Person, 2. zur Nachweisung seiner Täterschaft. 

Aus den am Tatorte aufgefundenen Fingerabdruckspuren den Täter, 
dessen bereits früher erfolgte Registrierung überdies vorauszusetzen ist, 
nach dem im Erkenmmgsamte vorhandenen Materiale auszuforschen, ist 
wohl nur selten möglich. J ) Liegen nur einzelne Abdrücke vor, so wird 
sich schon einmal kaum feststellen lassen, von welchen Fingern des 
Täters sie herrühren. Aber selbst wenn dies festgestellt würde, so wäre 
damit so viel wie nichts gewonnen. Die im Erkennungsamte auf¬ 
bewahrten Fingerabdrucksbogen sind nach Formeln eingeordnet, die aus 
gewissen Bezeichnungen aller zehn Finger beider Hände gebildet sind. 
Ein einzelner Fingerabdruck kann nach diesen Formeln nicht gesucht 
werden. Selbstverständlich ist es aber auch eine glatte Unmöglichkeit, 
einen aufgefundenen einzelnen Fingerabdruck ohne jeden weiteren Anhalts¬ 
punkt mit den Millionen der registrierten Fingerabdrücke zu vergleichen. 

Im Erkennungsamte der Polizeidirektion Wien z. B. erlagen Ende 
1917 über 138 000 Abdruckbogen, von denen nur ausnahmsweise einer 
oder der andere weniger als 10 Fingerabdrücke aufweist. Es müßte 
also ein am Tatorte eines Verbrechens aufgefundener Fingerabdruck mit 
ungefähr 1380000 Fingerabdrücken verglichen werden. Anders liegt 
der Fall, wenn der Täter eine Reihe von zusammengehörigen Finger¬ 
abdrücken zurückgelassen hat. 

Handelt es sich um einen Einbrecher, so ist die Sache allerdings 
einfacher. Fast jeder „berufliche“ Einbrecher hat seine besondere Taktik 
und Technik der Verübung seiner Verbrechen, die den erfahrenen Funk¬ 
tionären der Polizei und Gendarmerie bekannt zu sein pflegen. Alle 
diese Kunden sind abgesondert registriert. Von ihnen werden je zwei 
Fingerabdruckbogen aufgenornmen: Einer für die allgemeine Regi¬ 
stratur, einer für die Ei n brech erregistratur. Sprechen nun in einem 
einzelnen Falle gewisse Anzeichen für die Täterschaft eines oder einiger 
dieser polizeibekannten Individuen, so wird in der „Spezialisten“-Regi- 
stratur nachgesucht. Selbstverständlich gibt das eine sehr mühsame 
Nachforschung, die nur dann etwas vereinfacht wird, wenn mehrere 
Fingerabdrücke in solcher Anordnung aufgefunden wurden, daß man 
feststellen kann, von welchen Fingern sie stammen. 

' i Ein schönes Beispiel fiir die doch manchesmal bestehende Möglichkeit 
gab am 9. April 1918 die Wiener Polizei im Falle des Raubmordes an Aloisia 
Sliva durch Ladislaus Prazan. 
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Immerhin bleibt selbst in solchen Fällen noch ein großes Material, 
dessen Studium viel Mühe und Zeit erfordert. Jede Erleichterung 
ist deshalb von großem Wert. Eine wesentliche Erleichterung besteht 
darin, daß regelmäßig eine Anzahl der in Betracht Kommenden in 
„Verschütt“ (= Haft) sich befindet. Durch diese Alibinachweisungen 
erfährt der Kreis der zu studierenden Fingerabdruckbogen eine will¬ 
kommene Verminderung. 

Es liegt sonach im dringenden Interesse des Sicherheitsdienstes, daß 
die Behörden immer genau darüber unterrichtet sind, welche der even¬ 
tuell in Betracht kommenden Personen in Haft — gleichviel, ob Unter- 
suchungs- oder Strafhaft —, welche auf freiem Fuße sich befinden. 

Wie steht es nun in diesem Punkte? Es sei mir erlaubt, dies¬ 
bezüglich auf eine kleine Notiz hinzuweisen, die ich vor Jahren in der 
„Allgemeinen österreichischen Gerichtszeitung“ (52. Jahrg., Nr. 6; Wien, 
2. Februar 1901) veröffentlicht habe. Sie lautet wie folgt: 

„Jedem praktisch erfahrenen Kriminalisten ist das Existieren von 
Gaunerspezialitäten, d.i. von besonderen Methoden bekannt, nach welchen 
bestimmte Verbrecher ihre Unternehmungen ins Werk setzen. Dies gilt 
nicht nur von Betrügern und anderen mehr auf „geistigem“ Gebiete 
arbeitenden, sondern auch von den meisten anderen Verbrechern, bei¬ 
spielsweise von den Einbrechern. Gibt es doch solche, die eine Tür 
meist nur von der Angelseite aus öffnen, solche, die niemals ohne die 
Setzung bestimmter abergläubischer Zeichen ans Werk gehen, nur be¬ 
stimmte Gegenstände entwenden, u. dgl. m. 

Erfahrene Beamte, Defektives und Gendarmen sind mit diesen 
Eigenheiten vorbestrafter Gauner wohlvertraut, und diese Kenntnis gibt 
oft wertvolle Fingerzeige zur Führung der Erhebungen; sowohl durch 
baldige Auffindung der richtigen Spur, wie durch Vermeidung von Irr¬ 
wegen und unnützen Bemühungen in falscher Richtung. 

In dieser Beziehung aber kann durch die Konsequenzen eines 
Gesetzes aus dem Jahre 1872 eine wesentliche Erschwerung der Er¬ 
hebungen bewirkt werden. 

Dieses Gesetz (vom 1. April 1872, RGBl. Nr. 43) ordnet im §4 
an, wie folgt: 

„Hat ein Sträfling mindestens drei Monate in Einzelhaft zugebracht, 
so gelten in Berechnung der Dauer der nach diesen drei Monaten ab¬ 
gebüßten Strafe je zwei vollständig in Einzelhaft zugebrachte Tage als 
drei Tage.“ 

Folglich gelten auch zwei Monate in Einzelhaft für drei Mo¬ 
nate usw. 

Die praktische Folge ist, daß der Sträfling seine Freiheit früher 
zurückerlangt, als die Auskunftstabellen, Strafkarten und sonstigen 
Evidenzbehelfe besagen. 

Dieser Umstand ist praktisch höchst wichtig. Gerade solche 
Verbrecher, welche „eigene“ Methoden haben, sind gewöhnlich routi¬ 
nierte, unverbesserliche Individuen. Oft delinquiert ein solcher schon 
wenige Wochen, ja Tage, nach seiner Entlassung. 

N. N., dessen Strafe laut Tabelle am 1. Juli 1901 endet, hat in¬ 
folge Strafverbüßung in Einzelhaft bereits am 1. Dezember 1900 die 
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Freiheit wiedererlangt. Schon am 20. Dezember verübt er wieder ein 
Verbrechen. 

Das Delikt — nehmen wir als Beispiel einen Einbruch — weist 
alle jene charakteristischen Merkmale auf, welche die „Arbeit“ unseres 
Mannes auszeichnen. Naturgemäß fällt auch den Amtsorganen der 
Name des Täters ein. Seine Habhaftwerdung wäre verhältnismäßig 
leicht, da den Gendarmen und Agenten sein Umgang bekannt ist, — 
aber die Vormerkungen sagen, daß dieser Mensch erst in Monaten aus 
der Strafanstalt kommen wird. Dadurch ist die richtige Spur verwischt. 
Der Täter, dessen Äußeres vielleicht noch ein Bart verändert, lebt un¬ 
angemeldet unter falschem Namen. Seine Ausforschung wird nicht in 
Angriff genommen, denn er sitzt ja scheinbar noch ein halbes Jahr 
lang hinter den Kerkermauern. Wohl aber vergeudet die Behörde ihre 
Kräfte mit weitläufigen Erhebungen auf falschem Wege, und unser 
Mann gewinnt unbehelligt das Weite, soferne ihm nicht gerade sein 
„lnkognito“-Arbeiten am alten Platze ganz besonders sicher vor Ent¬ 
deckung erscheint. 

Abhilfe in dieser Richtung könnte nur durch die Verpflichtung der 
Strafanstalten erzielt werden, das Ende jeder durch Einzelhaft abge¬ 
kürzten Strafe den entsprechenden Behörden — der Staatsanwaltschaft 
und Bezirkshauptmannschaft, eventuell der Polizeidirektion — bekannt¬ 
zugeben. Von diesen wäre die Verständigung weiterzuleiten etwa an 
die Polizeidirektion und das Landesgendarmeriekommando, von diesen 
an die Abteilungskommanden usw. 

Ich habe bereits im Jahre 1892 eine diesbezügliche Anregung 
gegeben, und damals wurden auch Besprechungen zwischen ein¬ 
zelnen Ämtern gepflogen. Jedenfalls aber ist das Ergebnis — wenn 
überhaupt eines erzielt wurde — noch ganz ungenügend. 

Weder die Untersuchungsgerichte, noch die Polizeidirektionen oder 
Bezirkshauptmannschaften werden von dem Ende einer durch Einzel¬ 
haft abgekürzten Freiheitsstrafe benachrichtigt, so daß infolgedessen auch 
die Gendarrnerieposten und sonstigen in Betracht kommenden Stellen 
keinerlei Kenntnis darüber erhalten.“ 

An diesem Zustande hat sich, wie mir kürzlich im Evidenzbureau 
der k. k. Polizeidirektion Wien mitgeteilt wurde, trotz meiner vor 
26 Jahren gegebenen Anregung nichts geändert. 


Die Überschätzung des Fingerabdrucks. 

Eine Antwort an Landrichter Dr. Krönig. 

Von Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 

Im 39. Band der „Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissen¬ 
schaft“ zitiert Krönig meine Ausführungen in der Deutschen Straf¬ 
rechtszeitung über „Die Fingerabdrücke als Überführungsmittel“. Ich 
schrieb: „Die beiden Grundprinzipien der Daktyloskopie lauten be¬ 
kanntlich: 1. Jeder Mensch hat andere Papillarlinienmuster, 2. die 
Papillarlinienmuster eines Menschen bleiben während des ganzen 



Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAlGN 



Kleinere Mitteilungen 


241 


Lebens unverändert.“ Dann führte ich aus, daß die Richtigkeit dieser 
beiden Leitsätze durch die Praxis erwiesen sei. Die deutschen Finger¬ 
abdruckzentralen allein hätten nach meiner Schätzung ca. 6000000 Ab¬ 
drücke gesammelt. Dazu komme die ungeheure Zahl der im Ausland 
registrierten Abdrücke. Nirgends sei bisher bei zwei verschiedenen 
Individuen dieselbe Papillarlinienzeichnung gefunden oder eine nach¬ 
trägliche Veränderung des Musters beim selben Individuum festgestellt 
worden. Und ich schloß: „Unsere praktische Erfahrung, aus der wir 
die Richtigkeit der beiden Sätze herleiten, stützt sich also auf ein Be¬ 
obachtungsmaterial von vielen Millionen nachgeprüfter Einzelfälle.“ 
Krönig, nach dessen Ansicht die Zuverlässigkeit der daktyloskopischen 
Identifizierung mehr Hypothese als wissenschaftlich erwiesene Tatsache 
ist, fragt, ob ich „wirklich behaupten wollte, daß von den 6 000000 
jeder Einzelne mit den übrigen 5999999 verglichen sei oder ob nur 
Stichproben gemacht worden seien.“ Diese Frage stellen, heißt das 
Wesen der Registrierverfahren verkennen. Jeder Abdruckbogen muß 
beim Einordnen in die Sammlung analysiert werden, damit er an die 
Stelle der Registratur zu liegen kommt, wo die ihm ähnlichsten lagern. 
Beim Einlegen wird er dann mit sämtlichen in dieser Klasse bereits 
liegenden Abdrücken verglichen. Darin besteht eben die Identifi¬ 
zierungsarbeit. Der Zweck der ganzen Registratur ist ja, festzustellen, 
ob gleiche Abdrücke mit gleichen oder anderen Personalangaben 
schon vorliegen. Daß nicht sämtliche Abdrücke des Inlands und Aus¬ 
lands miteinander verglichen wurden, ist klar. Aber bei dem regen 
Austauschverkehr, in dem die Registraturen vor dem Krieg standen, 
ist wenigstens ein beträchtlicher Teil zum Vergleich gelangt. Auf jeden 
Fall beziffert sich das verglichene Material auf viele Millionen, wie ich 
gesagt habe. 

Wie viele wissenschaftliche Behauptungen, deren Richtigkeit nie¬ 
mand mehr zu bezweifeln wagt, stützen sich auf ein geringeres Be¬ 
obachtungsmaterial ! 

Krönig fragt weiter skeptisch, in wie vielen Fällen schon von derselben 
Person zu verschiedenen Zeiten Abdrücke genommen und miteinander 
verglichen wurden. Auch diese Frage beantwortet sich von selbst, 
wenn man Zweck und Einrichtung der Registraturen bedenkt. So oft 
z. B. irgendwo in Sachsen eine Person rückfällig wird, wird unausbleib¬ 
licherweise ein Vergleich ihrer Abdrücke mit den früher von ihr ge¬ 
nommenen Abdrücken erfolgen. Nur so kann ja die Registrierung und 
Identifizierung der neuerdings angefertigten Daktylogramme bewerk¬ 
stelligt werden. Wenn man berücksichtigt, wie groß die Zahl der 
Rückfälligen ist, kann man sich ausrechnen, wie viele derartige Ver¬ 
gleiche bereits stattgefunden haben. Die Zahl dieser Vergleiche ist 
nach meiner Schätzung sogar noch höher, als die der im vorigen Ab¬ 
satz erwähnten Vergleiche. Denn mancher Registraturstamnigast kehrt 
zwanzig- und dreißigmal wieder. Jedesmal werden seine Abdrücke mit 
seinen Reliquien von früher verglichen. In der Registratur zählt er aber 
nur einmal. 

Krönig bezweifelt, ob — vor allem im Ausland — alle die Ver¬ 
gleiche von Beamten ausgeführt wurden, die sich der vollen Verant- 

Arehiv ftlr Kriminologie. 70. Bd. 16 
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wortung bewußt sind. Demgegenüber sei erwähnt, daß wir die Daktylo¬ 
skopie vom Ausland übernommen haben und deshalb wenigstens auf 
diesem Gebiet nicht gut von einer Inferiorität des Auslands sprechen 
können. Und wenn er sagt, daß „es keiner Ausführung bedürfe, daß 
die Vergleiche der Asiaten uns keine Gewähr bieten können, außer sie 
seien nachträglich von europäischen Wissenschaftlern nachgeprüft worden, 
so möchte ich daran erinnern, daß die — gerade in minutiöser Klein¬ 
arbeit und gewissenhaften Geduldsproben bewundernswerten — Chinesen 
bereits daktyloskopierten, als in ganz Europa noch keine einzige Uni¬ 
versität bestand. 
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Kriminalistische Zeitschriften. 

Von Regierungsrat Dr. Robert Heindl, Dresden. 


Archiv für Strafrecht und Strafprozeß: 

Bd. 64, S. 418: Anuschat E.: „Verbrecherlist und Fahndung 
im Film, eine feuilletonistisch gehaltene Aufzählung von Verbrecher¬ 
und Detektivtricks moderner Kinostücke, aus denen der Kriminalist 
manche brauchbare Anregung schöpfen kann. 

Bd. 64, S. 511: Hellwig: „Zur Geschichte der Kriminaltaktik“. 
Hellwig versteht unter dem meines Wissens von Weingart erstmals (1904) 
gebrauchten Wort „Kriminaltaktik“ „diejenigen naturwissenschaftlichen 
Kenntnisse und technischen Fertigkeiten, die zur Aufklärung von Straf¬ 
fällen dienlich und nach dem geltenden Strafprozeßrecht zulässig sind“. 
(Eine meines Erachtens nicht ganz einwandfreie Definition). „Vom 
kriminaltaktischen Standpunkt aus (?)“ können wir — wie Hellwig sagt 
und im weiteren Verlauf seiner Arbeit ausführlich erörtert — „zwei große 
Perioden der Wahrheitserforschung in Straffällen unterscheiden: die Zeit 
der mystischen Wahrheitserforschung (Gottesurteil, Orakel, Bahrproben 
usw.) und die Zeit der vernunftsgemäßen Wahrheitserforschung“. Die 
letztere Periode teilt er wieder in die Zeit der vorwissenschaftlichen 
Wahrheitserforschung (Folter) und der wissenschaftlichen (mit Hilfe der 
Chemie, Photographie usw). Der größere Teil der Hellwig’schen Aus¬ 
führungen besteht in einer Wiedergabe von Stellen eines 1832 anonym 
in Marburg erschienenen Schriftchens: „Über das Wesen und die Eigen¬ 
schaften des Strafrichters, Resultate der Erfahrung eines praktischen 
Kriminalisten.“ 

Bd.64, S. 533: Hellwig „Kriminologie, Kriminalistik und Pöno¬ 
logie in ihrer Stellung im System der Kriminalwissenschaft“. Der 

Verfasser versucht in die Terminologie unseres Spezialgebietes Ordnung 
zu bringen. Ähnlich wie Hans Groß meines Erachtens nicht bean¬ 
spruchen kann, mit seiner dem „Handbuch für Untersuchungsrichter“ 
vorangestellten Tabelle eine definitive Lösung zu bieten, dürfte auch 
die von Hellwig vorgeschlagene Umgrenzung und Nebeneinanderstellung 
und Untergruppierung der Begriffe keineswegs unanfechtbar sein. Mir 
scheint, daß dieser Streit um Worte noch lange nicht ausgekämpft ist. 
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Bd. 65, S. I: Über die Bedeutung der strafrechtlichen Hilfswissen¬ 
schaften spricht Köhler in einem „Geleitwort“, das auch dem „Archiv 
für Kriminologie“ als Geleitwort vorangestellt sein könnte. Köhler bricht 
mit der in Dozentenkreisen nicht seltenen Auffassung, die Realien des 
Strafrechts als quantit£ negligeable zu betrachten. Das Strafrecht müsse 
sich zur Lehre vom Verbrechertum ausgestalten. Namentlich sei 
auch die Gefängniskunde einer der wichtigsten Teile dieser Wissen¬ 
schaft. Auch die Lehre von der Verbrechensverfolgung sei Wissen¬ 
schaft, wie schon Bartolus und Schwarzenberg die Erforschung der In¬ 
dizien als Aufgabe der Wissenschaft behandelt hätten. Es sei die 
Wissenschaft von der richterlichen Überzeugung, von den Methoden, 
diese Überzeugung zu erwerben, und von den Erfordernissen, welche 
bei einem vollständigen Überzeugtsein erfüllt werden müßten. Die 
näheren Einzelheiten gehören allerdings der Technik an, aber einer 
Technik, die für den Strafprozeß von grundlegender Bedeutung sei; 
denn mit dem Moment, wo alles auf die richterliche Überzeugung ge¬ 
stellt werde, müsse die Gerechtigkeit mit den Naturwissenschaften ringen, 
um ihnen die Sprache abzugewinnen und sie zu zwingen, uns von der 
Vergangenheit so viel zu erzählen, als wir für die richterliche Überzeu¬ 
gung nötig haben. 

Bd. 65, S. 141: Leo Haber schreibt über „Selbstkorrektur der 
Gedanken als Fehlerquelle der Zeugenaussagen“ und Hellwig 
über „die Schundliteratur und ihe Bekämpfung“. 


Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft: 

Bd. 38, S. 872: „Das Arbeitshaus als Sicherungsmaßregel in 
Ungarn“ von Dr. R. Vämb^ry. Ein Gesetz vom Jahre 1913 (GA. XXI) 
über die gemeingefährlichen Arbeitsscheuen hat in Ungarn das Arbeits¬ 
haus als Sicherungsmaßregel eingeführt. Auch Schwerverbrecher, deren 
Tat mit einem arbeitsscheuen Lebenswandel zusammenhängt, wurden 
dem Arbeitshause zugewiesen (mit dem Mindestmaße von einem und 
dem Höchstmaße von fünf Jahren). Die Verordnung des Justizministers 
vom 10. Dezember 1916 enthält eine vorläufige Regelung des Vollzugs. 
Grundlage des Vollzugs bildet naturgemäß der Arbeitszwang. Der Ver¬ 
urteilte kann für Staats- oder Privatzwecke auch außerhalb der Anstalt 
beschäftigt werden. Für die Arbeit kann ein Tagelohn von 20 Heller 
bis 1 Kr. gewährt werden. Sehr ausführlich ist in der Verordnung das 
System der Belohnungen geregelt, und zwar auf Grund der in Ungarn 
bisher unbekannten Markenordnung. 1 ) Fleiß und Führung sind monat- 


') Vämbery meint wohl das engl, mark System. Sonderbarerweise findet 
sich in der ganzen deutschen Literatur dies Wort immer mit Markensystem oder 
Markenordnung übersetzt. Von Marken ist bei diesem System in England nie 
die Rede gewesen. Es werden lediglich Einträge (Striche = mark) in die Listen 
gemacht. 
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lieh viermal zu prüfen. Die Einschätzung geschieht durch Erteilung 
von Fleißniarken (0 bis 4). Völlig neu und beachtenswert ist die Be¬ 
stimmung (§ 25), daß der Anstaltsleiter dem Insassen, der bereits sechs 
Monate in der Anstalt verbracht und tadellose Führung bekundet hat, 
monatlich einmal auf drei Stunden Urlaub erteilen kann, ln besonders 
berücksichtigenswerten Fällen darf der Beurlaubte die Anstalt in eigener 
Kleidung verlassen, sich jedoch vom Sitze des Arbeitshauses nicht ent¬ 
fernen. Auf Antrag des Anstaltsleiters kann der zu Arbeitshaus Ver¬ 
urteilte nach Ablauf von mindestens einem Jahr bedingt entlassen werden. 
Im Entlassungsbeschluß bestimmt die Aufsichtsbehörde die Aufenthalts¬ 
gemeinde des Entlassenen. Die Entlassung kann durch Gerichts¬ 
beschluß widerrufen werden. In diesem Falle beginnt der Vollzug der 
Maßregel ohne Einrechnung der in Freiheit verbrachten Zeitspanne stets 
von neuem. Somit besteht nötigenfalls die Möglichkeit, die Dauer der 
Sicherungsmaßnahme über das Höchstmaß von fünf Jahren so lange 
zu erstrecken, als es die Sicherheit der Gesellschaft erfordert. 

B.39, S.60: „Über die Reform der Geldstrafe“ von Dr. J. Werber. 
Verfasser kommt zu folgenden Vorschlägen: Neben Zuchthaus-, Ge¬ 
fängnis- und Haftstrafe tritt für jeden Werktag der Freiheitsstrafe noch 
die Entziehung eines Einkommensteiles für die Staatskasse. Die Geld¬ 
strafe wird nach Einkommensteilen bemessen. Der Einkommensteil ist 
der dreihundertste Teil des Einkommens, welches der Bestrafte nach 
Abzug der zum Unterhalt für sich und die in ihrem Unterhalt von ihm 
abhängigen Personen erforderlichen Beträge besitzt. Die zum Unter¬ 
halt erforderlichen Beträge werden jährlich für die verschiedenen vom 
Bundesrat festzustellenden Landesteile von der Verwaltungsbehörde fest¬ 
gesetzt. Der Mindestbetrag der Geldstrafe ist bei Verbrechen und Ver¬ 
gehen fünf Einkommensteile, bei Übertretungen ein Einkommensteil. 
In sämtlichen Reichs- und Landesgesetzen tritt, soweit in solchen Geld¬ 
strafe ausgesprochen ist, an Stelle je einer Mark der bisher angedrohten 
Geldstrafe ein Einkommensteil im Sinne dieses Gesetzes. Für Per¬ 
sonen, welche in häuslicher Gemeinschaft mit einer anderen (Familien¬ 
haupt) leben und kein selbständiges Einkommen nachweisen können, 
hat das Familienhaupt die Strafe vorzulegen. Bei Unbeibringlickeit der 
Geldstrafe erhält der Verurteilte die Aufforderung, an einer von den 
Landesbehörden bestimmten Stelle die Strafe durch Arbeit zu tilgen. 
In diesem Falle hat er Anspruch auf den Teil des Arbeitslohnes, welcher 
zum Unterhalt für ihn und die in ihrem Unterhalt von ihm abhängigen 
Personen erforderlich ist. Wer sich der Tilgung einer Geldstrafe durch 
Verweigerung der auferlegten Arbeitsverpflichtung entzieht, wird mit 
Haft nicht unter vier Wochen bestraft, auch muß Überweisung an die 
Landespolizeibehörde zur Unterbringung in ein Arbeitshaus erfolgen. 

Bd. 39, S. 71: „Zum Kampf gegen Bettel, Landstreicherei und 
Prostitution“ von Lilienthal. Die Schrift von Alfred Bozi, „Soziale 
Rechtseinrichtungen in Bielefeld“ (Stuttgart, Ferdinand Enke 1917), be¬ 
sprechend, empfiehlt v. Lilienthal, die Einweisung ins Arbeitshaus künftig 
durch Unterbringung in Arbeiterkolonien zu ersetzen. Dazu bedarf es 
keiner neuen Gesetzgebung, sondern nur einer geeigneten Ausdehnung 
des bedingten Straferlasses. Dem Amtsgericht in Bielefeld, d. h. den 
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Bemühungen Alfred Bozis, ist es gelungen, den geeigneten Weg zu 
finden. Sobald ein Bettler oder Landstreicher dem Amtsgericht vor¬ 
geführt wird, wird in allen geeigneten Fällen auf Überweisung an die 
Landespolizeibehörde erkannt. Diese aber hat sich allgemein mit der 
Aussetzung der Überweisung in das Arbeitshaus unter der Voraussetzung 
einverstanden erklärt, daß der Bettler oder Landstreicher freiwillig eine 
Arbeiterkolonie aufsucht. Ein Erlaf3 des preuß. Ministers des Innern 
empfiehlt dies Verfahren den Landespolizeibehörden zur Nachahmung. 
Der Zentralvorstand deutscher Arbeiterkolonien ist von dieser Anord¬ 
nung verständigt und ersucht worden, bei den Untergebrachten während 
ihres Aufenthaltes in den Kolonien.das erforderliche Material zu sam¬ 
meln und ein psychiatrisches Gutachten herbeizuführen, daß der be¬ 
treffende Wanderarme wegen Geistesschwäche seine Angelegenheiten 
nicht zu besorgen vermag. Das Material und Gutachten soll alsdann 
. der Staatsanwaltschaft zur Herbeiführung der Entmündigung vorgelegt 
werden. Auch für Prostituierte läßt sich ein ähnliches Verfahren ein¬ 
führen. Man hat auch das in Bielefeld versucht. Die Aufgabe besteht 
darin, über alle nicht nur prostituierten, sondern auch nur sittlich ge¬ 
fährdeten Mädchen zu wachen, sie zu freiwilliger Unterwerfung unter 
eine Schutzaufsicht zu veranlassen und, wenn es trotzdem zu einer 
Verurteilung kommen muß, darüber ein Gutachten abzugeben, ob bei 
der nunmehr möglichen Überweisung an die Landespolizeibehörde die 
Festsetzung einer Nachhaft durch andere Maßregeln ersetzt werden 
könne (freiwillige Unterstellung unter Schutzaufsicht oder freiwilliger 
Eintritt in eine Kolonie), v. Lilienthal begrüßt diese neue Form der 
Prostitutionsbekämpfung. Ob mit Recht, bleibt abzuwarten. Als der 
weitaus wichtigste und entwicklungsfähigste Gedanke in der zitierten 
Preuß. Min.V.O. erscheint mir die Anordnung, eine Entmündigung der 
Willensschwächen anzustreben. Auf dem Umweg über die Entmündi¬ 
gung könnte man zu ihrer dauernden Internierung gelangen. Dies Ver¬ 
fahren, nicht bloß auf Bettler und Landstreicher, sondern auf die — ja 
auch meist psychopathischen — Gewohnheitsverbrecher angewandt, 
könnte zu einer außerordentlich wirkungsvollen Einrichtung werden. 
Es würde damit auf einem Umweg erreicht, was der australische Habi- 
tual criminal act bezweckt, der nach meinen in Neusüdwales gesammelten 
Erfahrungen sich vorzüglich bewährt hat: Säuberung des Landes vom 
gewersmäßigen Verbrechertum. 

Bd. 39, S. 87: „Briefmarkengeheimschrift“ von Schneickert. 
Durch Abschneiden einzelner Zähnchen am Rand der in möglichst 
großer Zahl zur Frankierung verwendeten Briefmarken wird auf jene 
Buchstaben (auch Wörter) hingewiesen, die aus dem Brief herauszu¬ 
schreiben sind. Setzt man diese Buchstaben oder Wörter zusammen, 
so ergeben sie den geheimen Text. Die Zählung der Lücken im ge¬ 
zahnten Rad beginnt man an der linken untern Ecke der ersten Brief¬ 
marke und geht in der Richtung des sich drehenden Uhrzeigers weiter. 
Die österreichische Postzensur hat praktische Fälle dieser Geheimschrift 
aufgedeckt. 

Bd. 39, S. 88: „Ein neues Reproduktionsverfahren“ von Sc h n e i c ke r t. 
Schneickert weist auf das Verfahren von Dr. Blumenthal hin, von 
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Drucksachen in einfachster Weise, ohne Photographie, direkte seiten¬ 
richtige positive Abzüge herzustellen (D.R.P. 287516). Da Schneickert 
das Verfahren -in der Zeitschrift für Strafrechtswissenschaft bespricht, 
vermute ich, daß er an eine Ausbeutung für kriminaltechnische Zwecke 
denkt, wenn er diese Verwendungsmöglichkeit auch nicht ausdrücklich 
erwähnt. Auch ich habe, als vor Jahren erstmals Näheres über das 
Verfahren in die Öffentlichkeit drang, an diese Eventualität gedacht. 
Ich setzte mich damals mit Dr. Blumenthal in Verbindung und stellte 
mit ihm Versuche an (Herstellung von Duplikaten der Fingerabdruck¬ 
blätter usw.). Aber ich muß leider mitteilen, daß die Experimente zu 
keinem brauchbaren Ergebnis führten. Das Verfahren ist offenbar noch 
verbesserungsbedürftig. 

Bd. 39, S. 88„Graphometrie“ von Schneickert behandelt das 
bereits bis zum Überdruß debattierte Thema, ob die Langenbruchsche 
„Schriftmessung“ etwas taugt oder nicht. Langenbruch hat seinerzeit, 
bevor er mit seinem Verfahren an die Öffentlichkeit trat, mich ersucht, 
mich gutachtlich zu seiner Idee zu äußern. Ich habe -das damals ab¬ 
gelehnt. Und auch heute möchte ich mich in diese so unerquicklich 
gewordene Debatte nicht mischen. 

Bd. 39, S. 95: „Der Züricher Strafprozeßentwurf“ wird von 
Delaquis besprochen (bedingte Verurteilung, Strafregisterwesen). 

Bd. 39, S. 135: „Die Überschätzung des Fingerabdrucks“ von 
Krönig. Landrichter Dr. Krönig, der die Beweiskraft der Daktylo¬ 
skopie noch nicht für genügend erwiesen erachtet, wendet sich gegen 
Ausführungen von Schneickert im „Archiv für Strafrecht und Straf¬ 
prozeß“ und gegen Ausführungen von mir in der „Deutschen Straf¬ 
rechtszeitung“. Es erscheint mir sehr begrüßenswert, wenn zu der 
wichtigen Frage sich auch einmal ein Gegner, oder vielmehr ein Skep¬ 
tiker, zum Wort meldet, vor allem, wenn die Bedenken in so sach¬ 
licher, vornehmer Weise vorgetragen werden, wie dies Krönig tut. 
Schneickert hat bereits im direkten Anschluß an Krönigs Artikel eine 
Erwiderung veröffentlicht. Meine Erwiderung findet sich im vorliegenden 
Heft des „Archivs für Kriminologie“. Hoffentlich trägt die Diskussion 
zur Klärung der Frage bei und zerstreut die Zweifel Dr. Krönigs. Im 
Interesse einer ersprießlichen Weiterarbeit der kriminalpolizeilichen „Er¬ 
kennungsämter“ möchte ich ausdrücklich betonen, daß nach der über¬ 
einstimmenden Ansicht aller Praktiker auf diesem Gebiet (Gerichtsärzte 
kann ich auf diesem Spezialgebiet nicht als Praktiker anerkennen) die 
Beweiskraft der Daktyloskopie nach wie vor als unerschüttert zu gel¬ 
ten hat. 

Bd. 39, S. 171: Über das „Strafverfahren gegen Jugendliche“ 
bringt von Liszt verschiedene Notizen (Entwurf eines Notgesetzes- 
betr. das Strafverfahren gegen Jugendliche, Hochschulsonderkurs für 
Jugendgerichtsbarkeit, Tätigkeit des Ausschusses für Jugendgerichte und 
Jugendgerichtshilfen, Grundsätze und Winke für Helfer der Berliner 
Jugendgerichtshilfe, eine Schwurgerichtsverhandlung gegen zwei fünf¬ 
zehnjährige Jungen). 

Bd. 39, S. 186: „Verbrecherhandschriften“ von Schneickert. 
Schneickert bespricht den auf Verbrecherhandschriften bezüglichen Teil 
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des Büchleins „Die Handschriftenbeurteilung von Schneidemühl“ (Leipzig 
1916). Er gelangt zu einem ähnlichen ablehnenden Standpunkt wie 
Prof. Dück in seiner Rezension, die im vorliegenden Heft des „Archivs 
für Kriminologie“ erscheint. Auch ich bin mit Schneickert der Mei¬ 
nung, daß die Behauptungen Schneidemühls etwas voreilig sind, der 
aus bestimmten Schriftformen herauslesen will, welche Verbrechens¬ 
spezialität der Schreiber kultiviert. Das Handschriftenmaterial, das den 
Schneidemühlschen Untersuchungen als Grundlage diente, habe ich 
seinerzeit Herrn Prof. Schneidemühl mit Genehmigung des Herrn 
Polizeipräsidenten Köttig zur Verfügung gestellt und ausgewählt. Trotz¬ 
dem ich so zur Entstehung der Schrift etwas mit beigetragen habe, 
bin ich mit ihren Resultaten nicht ganz einverstanden. 

Bd. 39, S. 1 88: „Kinomatographische Steckbriefe“ von Schneickert. 
Um den vielleicht irreführenden Artikel richtig zu stellen, sei erwähnt, 
daß Schneickert nicht kinomatographische Steckbriefbilder meint (auch 
solche sind schon allen Ernstes vorgeschlagen worden. Ich erinnere 
mich an eine Broschüre der Pariser Advokatin Dyvrande). ‘ Schneickert 
bespricht nur die Vorführung von Verbrecherlichtbildern in Kinomato¬ 
graphentheatern während der Pausen. Ergänzend zu Schneickerts Notiz 
kann ich mitteilen, daß die Münchner Polizei erst kürzlich wieder die 
Photographie des steckbrieflich verfolgten Anton Christoph auf diese 
Weise einer breiten Öffentlichkeit vor Augen führte. Die Polizei lieferte 
die Glasdiapositive und konnte der Nachfrage kaum genügen. Selbst 
auswärtige Theater baten um Zusendung eines Diapositivs, wie mir 
Oberregierungsrat Rainer, der Chef der Münchner Kriminalpolizei, mit¬ 
zuteilen die Güte hatten. 

Bd. 39, S. 188: „Künstliche Irisfärbung“ von Schneickert. 
Gelegentlich der Verhaftung der Melsunger Mörder tauchte die Ver¬ 
mutung auf, die mitbeschuldigte Frau K. habe auf künstlichem Wege 
ihre blauen Augen „schwarz und stechend“ gemacht. Es wäre denk¬ 
bar, daß zum Zweck der Signalementsfälschung die Pupille 
künstlich vergrößert würde (Atropin, Belladonna). 

Bd. 39, S. 189: „Polizeischule in Altona.“ Nach Mitteilungen 
von Oberpolizeiinspektor Weiß im „Altonaer Stadtkalender für 1918“ 
wurde in Altona am 8. Januar 1914 eine Vorbereitungsschule für (kom¬ 
munale) Polizeiwachtmeister eingerichtet. 

Bd.39, S. 190 : „Die Strafanstalt Hadra bei Alexandrien“ (Ägypten) 
von Delaquis mit interessanten Angaben über Gefängnisarbeit. 

Bd. 39, S. 194: „Der neue dänische Strafgesetzentwurf.“ Fr. Rü - 
dinger (Strafgerichtsrat in Kopenhagen) bespricht den allgemeinen Teil 
des vom Kopenhagener Universitätsprofessor Carl Torp hergestellten 
Entwurfs. Uns interessiert hier vor allem das Kapitel 6 über die Strafen. 
Personen unter 18 Jahren sollen stets und Personen unter 23 Jahren 
sollen in der Regel die Strafe in besonderen Jugendgefängnissen ver¬ 
büßen, mit relativ unbestimmter Strafdauer. Das progressive System 
ist bei Arbeitsgefängnis von über sechs Monaten angeordnet. Torp 
erstrebt sodann eine erweiterte Verwendung von Geldstrafen. Hierauf 
zielen die Bestimmungen des Entwurfs ab, welche anordnen, daß die 
Geldstrafen nach den Einnahmen des Übertreters (nicht unter der Ein- 
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nähme eines Tages und nicht über die Einnahmen von 90 Tagen hin¬ 
aus) festzusetzen seien, dann das Bestreben des Entwurfs, bei Geld¬ 
strafe abschlagsweise Zahlung zuzulassen. Das größte Interesse erwecken 
die Bestimmungen des Entwurfes über Verwahrung der Verbrecher. Für 
die gemeingefährlichen, chronischen, von Strafe nicht beeinflußbaren 
Verbrecher sieht der Entwurf Unterbringung in eine Verwahrungsanstalt 
(§ 54) vor, falls der Täter schon dreimal wegen Verbrechen, die er nach 
dem vollendeten 21. Jahre begangen, mit Arbeitsgefängnis von insge¬ 
samt wenigstens vier Jahren bestraft oder früher dem § 54 zufolge zur 
Verwahrung verurteilt worden ist, binnen drei Jahren nach seiner letzten 
endgültigen Entlassung sich aufs neue der Strafe von Arbeitsgefängnis 
schuldig macht- und die vorliegenden Umstände ihn dabei als einen für 
die Rechtssicherheit gefährlichen gewerbs- oder gewohnheitsmäßigen 
Verbrecher kennzeichnen. Die Entlassung, die regelmäßig nur probe¬ 
weise erfolgt, kann frühestens nach Ablauf einer im Urteile festgesetzten 
Zeit (deren Länge der Strafe entsprechen soll, an deren Stelle die Ver¬ 
wahrung stattfindet), soll aber spätestens zehn Jahre nach Ablauf dieser 
Zeit stattfinden. 

Bd. 39, S. 255: „Eugenik und Strafrecht“ von v. Lilienthal. 
Verfasser behandelt die kriminalanthropologisch wichtige Frage der 
Unfruchtbarmachung von Verbrechern. Er lehnt vom straf¬ 
rechtlichen Standpunkt aus die Unfruchtbarmachung sowohl als Strafe 
wie als Sicherungsmaßregel ab. Ebenso die Sterilisation von geistig 
und körperlich (z. B. Geschlechts-) Kranken. Sodann erörtert er die 
Frage, ob der Staat die Unfruchtbarmachung, wenn er sie nicht selbst 
anordnen will, geschehen lassen oder verbieten und bestrafen soll. 
Unfruchtbarmachung gegen den Willen der Betroffenen sei zweifellos 
zu verbieten und zu bestrafen. Aber auch die Unfruchtbarmachung 
des Einwilligenden sei außer zu unmittelbaren Heilzwecken einstweilen 
strafbar. 

Bd. 39, S. 276: „Strafrechtliche Kriegsziele“ von Ernst Dela- 
quis. Verfasser will das Strafrecht in Mitteleuropa nur insoweit ver¬ 
einheitlicht wissen, als der Kampf gegen das internationale Ver¬ 
brechertum dies unbedingt nötig macht. Des weiteren erörtert er 
das Steigen der Kriminalität im Krieg und bezieht sich dabei 
auf die nach dem „deutsch-französischen Krieg“ erschienene Broschüre 
des Pastors Stursberg: „Die Zunahme der Vergehen und Verbrechen“ 
(eine Arbeit, die meines Erachtens zu ganz falschen Resultaten gelangt, 
weil sie zum Auspangspunkt der Statistik die Anfangsmonate des Krieges, 
statt die Zeit vor dem Krieg nimmt). Als Kampfmittel gegen die 
Kriminalität behandelt Delaquis vor allem die den Schutz der Jugend¬ 
lichen bezweckenden Maßnahmen: Rauchverbot, Sparerlasse, Ein¬ 
schränkung des Kinomatographenbesuchs und Ausrottung der Schund¬ 
literatur. 

Bd. 39, S. 328: „Das erste deutsche Jugendgefängnis“ von Dr. 
Friedrich Preiser behandelt das Jugendgefängnis in Wittlich. 

Bd. 39, S. 355: „Sicherungsmittel gegen Einbruch und Scheck¬ 
fälschung“ und die „Statistik des Berliner Erkennungsdienstes 1917“ 

werden von Dr. Schneickert besprochen, während über den „Jahres- 
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bericht der Zwangserziehungsanstalt Aarburg, für das Jahr 1916,“ 
und die „Schweizer Kriminalstatistik, 1909—11,“ von Delaquis 
referiert wird. 

Bd. 39, S. 459: Schmidt und Hippel befassen sich mit der 
„Vereinheitlichung des Gefängniswesens in Preußen“. Der erstere 
befürchtet für Preußen abermals einen Dualismus, wenn das neue Straf¬ 
gesetz eine Reihe „sichernde Maßnahmen“ bringt, deren Vollzug nach 
seiner Meinung unmöglich der Justizverwaltung überlassen werden kann. 
Hippel ist für strikte Vereinheitlichung und will nicht nur den Vollzug 
der sichernden Maßnahmen, sondern auch den der Haftstrafen auf Grund 
polizeilicher Strafverfügungen der Justizverwaltung überlassen. Meines 
Erachtens verdient die Auffassung Schmidts den Vorzug. 

Bd. 39, S. 477: Delaquis referiert über „Jugendstrafrecht und 
Rehabilitation in Österreich,“ Hellwig über „Kriegskriminalität der 
Jugendlichen in Österreich.“ 


Deutsche Strafrechtszeitung: 

4. Jahrg., S. 251: „Fürsorgeerziehung und Politik“, v. Lilien¬ 
thal warnt, die Fürsorgeerziehung als Maßnahme gegen politisch Miß¬ 
liebige zu gebrauchen, wobei er von dem Kammergerichtsbeschluß vom 
27. 4. 1917 ausgeht, der die Anordnung der Fürsorgeerziehung über 
einen 17jährigen sozialistischen Arbeiter betraf. 

4. Jahrg. S. 254: „Die Organisation der Polizei in Ungarn“ wird 
von dem Budapester Bezirkshauptmann Dr. Dorning ausführlich dar¬ 
gestellt. Der Aufsatz, von dem ich vermute, daß er auf eine Anregung 
der Polizeigruppe der Waffenbrüderlichen Vereinigung zurückzuführen 
ist, beschäftigt sich mit der Polizei in Stadt und Land, mit KQmmunal- 
und Staatspolizei und Gendarmerie, mit der Polizeigerichtsbarkeit und 
insbesondere mit den einschlägigen Verhältnissen in Budapest (Sicher- 
heits-, Kriminal-, Sitten-,, Straßen-, Theaterpolizei usw.). Auch das 
Arbeitsfeld des Landeskriminalevidenzbureaus (Landeserkennungsdienst) 
und seine Stellung im Behördenorganismus wird eingehend dargelegt. 
Ergänzend zu den Ausführungen des Aufsatzes möchte ich auf eine Tat¬ 
sache hinweisen, die vielleicht für unsere Leser besonders interessant 
ist, die wenigstens mir beim Studium der Budapester Polizeiverhältnisse 
besonders auffiel: die Budapester Kriminalpolizei zählt, wenn ich mich 
recht erinnere, ca. 50 juristische Beamte, beschäftigt also 10- bis 20mal 
so viel Juristen als derartige Institute in Deutschland. Man ersieht dar¬ 
aus, daß in Budapest jene Arbeit, die bei uns der Staatsanwalt und 
Untersuchungsrichter besorgt, hauptsächlich dem Polizeibeamten anver¬ 
traut ist. Ein Zustand, der meines Erachtens der Aufklärung der Straf¬ 
taten, vor allem der Verbrechen Gewerbsmäßiger, nur förderlich ist. 

4. Jahrg. S. 271 : „Kriegskriminalität“ von Hilda Rosenbaum. 
S. 268: „Über den Schutz der Jugendlichen vor homosexueller Ver- 
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führung“ von Dr. Ko pp. S. 288: „Die Jugendgerichte Ungarns im 
Krieg“ von Pie sch (enthält Zahlenmaterial). 

4. Jahrg. S. 323: Gefängnisdirektor Göbel sucht nachzuweisen, 
daß der „Strafvollzug eine Sache der Justizverwaltung“ und nicht 
der inneren Verwaltung ist. Fraglich, ob alle seine Gründe stich¬ 
haltig sind. 

4. Jahrg. S. 336: „Polizei und Postgeheimnis.“ Oberstlandesgerichts¬ 
rat Dr. Schierlinger kommt zu dem Ergebnis, daß dem Polizei¬ 
beamten lediglich die nach § 99 St.P.O. zu begründende Erwirkung 
einer staatsanwaltschaftlichen oder richterlichen Beschlagnahme zusteht. 
Inwieweit darf der Polizeibeamte diese Beschlagnahme vorbereiten? 
Wichtig ist hierfür in Ermittlungsfällen das Auskunftsbegehren bei öffent¬ 
lichen Behörden i§ 159 St.P.O.). Nach Schierlinger können die Aus¬ 
kunft auch nur die Justizbehörden, nicht aber die Polizeibehörden ver¬ 
langen. Sonach ist es der Polizei schlechthin versagt, bezüglich der 
einer Postanstalt anvertrauten Sendungen irgendwie durch Anfragen oder 
Nachforschungen bei der Post oder gar durch eigenen Zugriff tätig zu 
werden — nicht einmal auf Grund der präventivpolizeilichen Befugnisse. 

4. Jahrg. S. 339: „Armengesetz und Trunksuchtsbekämpfung in 
Bayern“ von Rupprecht (Arbeitszwang, Wirtshausverbot). 

4. Jahrg. S. 356: „Feste Wohnung und Fluchtverdacht.“ Dr. 
Goldberger führt aus, daß beim Nichtbesitz einer festen Wohnung 
noch nicht ohne weiteres der Fluchtverdacht gegeben ist (wie die poli¬ 
zeiliche Praxis oft annimmt), sondern daß das Fehlen einer festen Woh¬ 
nung nur ein psychologisches Indiz für den Fluchtverdacht ist. 

4. Jahrg. S. 361: Zschucke referiert über den Jahresbericht 1916 
des „Erkennungsdienstes der Münchner Polizeidirektion.“ 

4. Jahrg. S. 386: „Kleine Mittel zur Beschleunigung und 
Verbesserung des Vorverfahrens.“ Generalstaat'sanwalt Supper 
befürwortet eine Verstärkung des Einflusses der Staatsanwaltschaft 
auf die Führung und Leitung der kriminalpolizeilichen Geschäfte. 
Auch die vortrefflichsten Protokolle über die durch die Organe des 
Polizei- oder Sicherheitsdienstes oder durch den Richter erfolgten 
Vernehmungen können dem Staatsanwalt, der sich über die Erhebung 
der Anklage oder die Einstellung des Verfahrens schlüssig zu machen 
hat, den bei der persönlichen Vernehmung gewonnenen Eindruck 
nicht ersetzen. Diese Erwägungen haben die im Jahre 1910 mit der 
Beratung des Entwurfs einer Strafprozeßordnung betraute 7. Kom¬ 
mission des Reichstages zur Aufnahme einer Vorschrift bewogen, durch 
welche der Staatsanwaltschaft bei Verbrechen und Vergehen die Selbst¬ 
vornahme wichtiger Ermittlungen zur Pflicht gemacht werden sollte. * 
Die alsbaldige allgemeine Durchführung eines solchen bisher nur in 
einzelnen Bundesstaaten eingebürgerten Verfahrens kann nicht dringend 
genug empfohlen werden. Schon die geltende Strafprozeßordnung steht 
auf dem Standpunkt, daß die Kriminalpolizei bei Lösung ihrer Auf¬ 
gabe, strafbare Handlungen und deren Täter zu erforschen (§ 161), über¬ 
all als Organ der Staatsanwaltschaft handelt. Die Fälle, in welchen die 
schleunige Vornahme von Ermittlungshandiungen durch solche Hilfs¬ 
beamten nur dann gewährleistet ist, wenn diese von der Staatsanwalt- 
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schaft unmittelbar damit beauftragt werden, sind keineswegs selten. 
Bedenklich erscheint daher die Rundverfügung des preußischen Justiz¬ 
ministers vom 20. Juni 1883, wonach, von besonderen Ausnahmen ab¬ 
gesehen, auch die den Hilfsbeamten erteilten Aufträge unter der Adresse 
des Vorstandes der Pölizeibehörde abgesendet i;nd in der Regel sogar 
von solchen Aufträgen ganz abgesehen und statt ihrer der Weg des 
Ersuchens an die Polizeibehörde gewählt werden soll, damit diese in 
die Lage versetzt wird, ihrerseits zu bestimmen, wie und durch welchen 
Beamten sie die gewünschte Handlung vornehmen lassen will. Der 
Entwurf der Strafprozeßordnung vom Jahre 1909 stand, wie sich aus 
der Begründung der $$ 162 bis 165 ergibt, auf dem Standpunkt, daß 
die unmittelbaren Anordnungen und Anfragen der Staatsanwaltschaft an 
die Hilfsbeamten keinen Einschränkungen unterliegen dürfen. Es emp¬ 
fiehlt sich durchaus, dementsprechend schon jetzt zu verfahren, wie 
denn überhaupt eine engere Verbindung der gesamten Kriminalpolizei 
mit der Staatsanwaltschaft und ein unmittelbarer schriftlicher und münd¬ 
licher Verkehr der beiderseitigen Beamten geboten erscheint. Der Staats¬ 
anwalt muß in der Lage sein, alsbald nach Eingang einer Anzeige bei 
der Polizei von ihr Kenntnis zu nehmen und über ihre Behandlung 
Bestimmung zu treffen. — Ich glaube, daß man, wenigstens im Hin¬ 
blick auf die Kriminalpolizei großer Städte, den Ansichten des Ver¬ 
fassers nicht allenthalben zustimmen kann. 

4. Jahrg. S. 402: Kadecka referiert über zwei Gesetzentwürfe der 
österreichischen Regierung über „Fürsorgeerziehung und Jugendstraf¬ 
recht“. 

4. Jahrg. S. 404: E. Wilhelm bespricht in „Beseitigung der 
Ze ugun gs fähi gke i t in rechtlicher Beziehung“ die Zwecke,, 
denen die Unfruchtbarmachung dienen kann, sowie ihre Beziehungen 
zum Straf-, Zivil-, Verwaltungsrecht, zur Sozialpolitik und Rasseshygiene 
und kommt zu dem Resultat, daß vorläufig Kastration und Vasektomie 
lediglich zur Verhütung degenerierten Nachwuchses bei gewissen 
Klassen von Geisteskranken und Verbrechern in öffentlichen An¬ 
stalten „ins Auge zu fassen“ sei. 

4. Jahrg. S. 423: Die Ausführungen von Körber auf S. 203 der 
„Strafrechtszeitung“ über die „Traumanalyse als Hilfsmittel im Straf¬ 
verfahren“ werden von Popp ablehnend kritisiert. 

4. Jahrg. S. 426: Bericht über „die 88. Jahresversammlung der 
Rhein.-Westf. Gefängnisgesellschaft“. 

5. Jahrg. S. 10: Hesse: „Vereinheitlichung der preußischen 
Gefängnisverwaltung“. S. 21: Heindl: „Der Erfinder des Finger- 

’ abdruckverfahrens“. S. 40: Polzer: „Gaunerbriefe“. S. 46 : „Aus 
dem Jahresbericht des Berliner Erkennungsdienstes“. 

5. Jahrg. S. 66: Hasse: „Organisation der preuß. Gefängnis¬ 
verwaltung“ behandelt unter anderen die Frage der Besetzung der 
Direktorenstellen. S. 77: „Der Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten“ wird von Campe und Lindenau — von 
ersterem mit viel Skepsis — besprochen. S. 97: Gäbel: „Dezen¬ 
tralisierung der Berliner Kriminalpolizei“. Die durch die Errich¬ 
tung von sechs Polizeibezirksämtern bewirkte Dezentralisierung der 
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Berliner Polizei betrifft auch die Kriminalpolizei. Die Zentrale, der die 
gewerbs- und gewohnheitsmäßigen Verbrechen und die Kapitalverbrechen 
verblieben, wird von Kleinarbeit entlastet. Das Publikum hat den Haupt¬ 
vorteil von der Dezentralisation: es braucht bei Vernehmungen nicht 
mehr den weiten Weg zur Zentrale zu machen. Ein Vorteil ist auch, 
daß die dezentralisierten Kriminalbeamten mehr Ortskenntnisse und 
bessere Fühlung mit der Bevölkerung haben und rascher an den Tat¬ 
ort gelangen können. Diesen unverkennbaren Vorzügen einer dezen¬ 
tralisierten Kriminalpolizei steht aber auch eine Reihe von Nachteilen 
gegenüber, die sich namentlich bei der fachtechnischen Bearbeitung 
fühlbar machen. Schon die dezentralisierte Buchführung kann zu Unzu¬ 
träglichkeiten führen. Man nehme den Fall, daß gegen dieselbe Person 
Strafanzeigen bei verschiedenen Bezirksämtern eingehen. Jedes Bezirks¬ 
amt wird die Nachforschungen aufnehmen, was zu einer Zersplitterung 
der Kriminaltätigkeit führt. Bei der Zentrale würden die -Fälle zu¬ 
sammen von einem Beamten bearbeitet werden und in seiner Hand 
würden die Fäden zusammenlaufen. Die Bezirksämter sind aber auch 
fortgesetzt genötigt, die Einrichtungen der Zentrale in Anspruch zu 
nehmen. Einsichtsnahmen in die Personalakten, in das Verbrecher¬ 
album, in die allgemeinen Nachschlagsyverke, in die mannigfachen Re¬ 
gister (Kaschemmen, Verkehrsorte usw.), in die Handschriftensammlung, 
photographische Abteilung, Nachfragen beim Paßbureau und vieles 
andere müssen tagtäglich stattfinden. Diese ganze Arbeit wird durch 
die Dezentralisierung erschwert. Es können dadurch Verzögerungen 
herbeigeführt werden, die die Erreichung des Endziels in Frage stellen. 
Nicht allein die geschilderten Arbeitserschwerungen sprechen gegen eine 
Übertragung der Kriminalpolizei auf die Polizeibezirksämter, eine De¬ 
zentralisation ist an sich auch jetzt schon ohne die Bezirksämter in 
weit größerem Umfange insoweit vorhanden, als jedes der 98 vor¬ 
handenen Berliner Polizeireviere über die nötige Anzahl von Kriminal¬ 
beamten verfügt. Der Bequemlichkeit des Publikums ist also hinreichend 
Rechnung getragen. Die Erfahrungen der nächsten Zeit werden lehren, 
ob sich die mit der Errichtung der neuen Bezirksämter verbundene 
Dezentralisierung der Kriminalpolizei bewährt. 

5. Jahrg. S. 99: Tenner: „Der Erkennungsdienst der Polizei¬ 
direktion München und die Zigeunerpolizeistelle München“ im 
Jahre 1917“. Interessant ist daraus die Mitteilung, daß in weniger als 
fünf Stunden von einem Beamten tadellose Fingerabdrücke von 180 
Personen hergestellt wurden. Also nicht mihr als zwei Minuten für 
eine daktyloskopische Aufnahme! Ein wertvoller weiterer Ausbau des 
Fingerabdruckverfahrens in Bayern wurde dadurch eingeleitet, daß die 
Heil- und Pflegeanstalten ersucht wurden, von den Anstaltsinsassen, 
— und zwar nicht nur, wie in Württemberg, von den gemeingefähr¬ 
lichen Geisteskranken — Fingerabdrücke aufzunehmen. Damit die Samm¬ 
lung nicht unnötig belastet wird, bleiben die Fingerabdruckblätter zu¬ 
nächst bei den Anstalten und werden erst dann eingesendet, wenn 
ein Anstaltsinsasse entwichen ist oder entlassen wird. Bezüglich des 
Zigeunerunwesens konnte die Zentralstelle keine erhebliche Abnahme 
feststellen. 


Digitized by Google 


Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



254 


Zeitschriften 


Digitized by 


5. Jahrg. S. 111: „Nachrichtensammelstelle über Vermißte und 
unbekannte Tote für das Königreich Preußen“. (Kurze Inhaltsangabe 
der preuß. Ministerialverordnung vom 19. 1. 1918, vergl. auch unter 
„Kleineren Mitteilungen“.) 


Der Gerichtssaal: 

Bd. 86, S. 27: „Die wissenschaftliche Bedeutung des neuesten 
schweizerischen Strafgesetzentwurfes“ von Dr. Plazid Meyer von 
Schauensee. Verf. unterzieht den Entwurf einer strengen, ablehnenden 
Kritik. Insbesondere glaubt er, daß eine vernünftig angewendete Rück¬ 
fallsstrafe die „Sicherungshaft“ überflüssig mache. Das Über¬ 
wiegen des Sicherungssystems über das Strafsystem im Entwurf führe 
zur Zersetzung des ganzen Strafsystems. Wenn man das Strafgesetz¬ 
buch im Sinne Delaquis zu einem Kodex des Verwaltungsrechts mache, 
ebne man den Weg zur Elimination der Vergeltungsstrafe und messe 
der Gerechtigkeit im Staat eine bloß sekundäre Bedeutung bei. Fragen 
des Rechts* und der Gerechtigkeit verlangen aber vor allem Klarheit, 
sie ertragen auf die Dauer keinerlei Verquickung mit anderen Maß¬ 
nahmen. 1 ) 

Bd. 86, S. 105: Finger bespricht den Gesetzentwurf zur Be¬ 
kämpfung der Geschlechtskrankheiten vom rein strafrechtlich-dog¬ 
matischen Standpunkt. 


Österreichische Zeitschrift für Strafrecht: 

8. Jahrg. S. 1 : Graf Gl ei spach behandelt in längeren Ausführungen 
„Die Regierungsvorlage über das Jugendstrafrecht“. S. 25: Lenz: 
„Das Strafverfahren und der Strafvollzug bei Jugendlichen“ und an 
diese beiden Aufsätze schließt sich ein Referat „Die Diskussion über 
das Jugendstrafrecht in der Wiener Juristischen Gesellschaft“ von 
Löffler. 

8. Jahrg. S. 71: „Experimentelle Psychologie und Strafrechts¬ 
pflege“. A schaf ffenburg erwähnt die verschiedenen Verhörsmethoden, 
die von Experimentalpsychologen zur Verwendung in Ermittlungsver¬ 
fahren vorgeschlagen wurden. Eingehender wird die sogen. „Tatbestands¬ 
diagnostik“ von Wertheimer und Klein (mit berechtigtem Skeptizis¬ 
mus) behandelt, die vor Jahren von unserem Archiv aus den Weg in 
die Öffentlichkeit antrat und viele Diskussionen pro und contra erregte. 
Löffler fügt den Aschaffenburgschen Ausführungen noch ein Nach¬ 
wort hinzu. 


‘) Eine sehr handliche Ausgabe des Strafgesetzvorentwurfs ist im Verlag 
von Orell Fiissli-Zürich erschienen (deutscher und französischer Text, deutsches 
und französisches Sachregister), auf die hier ganz besonders empfehlend hinge¬ 
wiesen sei. 



Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



Kriminalistische Zeitschriften 


255 


Bünügyi Szemle: 

Bd. 6, S. 116 u. 142: Dr. Elemer Karman: „Die Pädagogik der 
Jugendgerichte“. S. 156 u. 181: Dr. Bela Szent-lstvany: „Die kri¬ 
minologische Bedeutung der Spielleidenschaft“. S. 169: Dr. Erich 
Heller berichtet über die Kontroverse Krönig-Schneickert-Heindl be¬ 
treffend „Beweiswert der Tatortfingerabdrücke“. S. 246: „Öster¬ 
reichische Gesetzentwürfe über Strafrecht und Rehabilitation der Ju¬ 
gendlichen“. 


Jogtudomanyi Közlöny: 

1917, Nr. 49: Dr. Georg Auer: „Von der allgemeinen Sicher¬ 
heit und ihren Hütern“. Nr. 50: Dr. Rüstern Vämbery: „Das Duell“. 
Josef Sandor: „Budapester Jugendgericht“. 1918, Nr. 3: Dr. Stephan 
Rath-Vegh: „Jugendschutz im Krieg“. Nr. 6: „Das Justizprogramm 
der Regierung“. 

Ügyvedek Lapja: 

1917, Nr. 49 u. 50: Dr. Alexander Mahler: „Von den Gold¬ 
schmugglern“. 1918, Nr. 1: „Von unserer allgemeinen Sicherheit“. 
Nr. 4: Dr., Karl Artur Szilagyi: „Der Rechtsschutz der Kriegspfleg¬ 
linge, insbesondere der Kriegswaisen“. 1918, Nr. 5: Dr. Johann 
Darvai: „Die Regeln des Wirkungskreises der Beschlagnahme, Haus¬ 
durchsuchung und Personendurchsuchung“. 

'* 

Magyar Jogelet: 

1918, Nr. 1: Dr. Aloys Kartsoke: „Rechtsannäherung im Straf¬ 
recht“. Nr. 6: Ludwig Kovacs: „Die Strafenstatistik des vergangenen 
Jahres im Rahmen des Wirkungskreises der Einzelrichter“. Nr. 7: Felix 
Revay: „Die forensische Psychologie und ihre Möglichkeiten“. Nr. 9, 
B. s.: „Der Krieg in der Strafjudikatur“. 


Gyermek: 

1917, Nr. 9 u. 10: Elemer Kärmän: „Das Budadester kriminal¬ 
pädagogische Institut“. Dr. Emerich Latkoczy: „Die Kinderwohlfahrt¬ 
vereinigung des Jugendgerichtes“. 


Gyermekvödelem Lapja: 

1917, Nr. 10: Emerich Bencze: „Von der Erziehung und regel¬ 
mäßigen Beschäftigung der Kinder“. 

Magyar Tärsadalomtudomänyi Szemle: 

1917, Dec.: J. F. Dempsey: „Verbrechen der Jugendlichen“. 
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Katholikus Gyermekvedelem: 

1917, Nr. 10: Dr. Emerich Latköczy: „Die Jugend im Kinder¬ 
schutz“. Emerich Hamar: „Gährende Fragen im Kinderschutz“. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht, Revue 
pdnale suisse: 

30. Jahrg., S. 311: Thormann bringt eine umfangreiche Abhand¬ 
lung über „Die amtliche Schutzaufsicht im Kanton Bern 1911 bis 
1916“. Er bietef eine Zusammenstellung der Berner Gesetzgebung über 
bedingten Straferlaß und Schutzaufsicht, behandelt die Organisation und 
die Resultate der Schutzaufsicht und schließlich Zukunftsprobleme im 
Hinblick auf den Schweizer Strafgesetzentwurf. Er warnt (m. E. zu 
weitgehend) vor polizeilicher Einmischung, der Schutzaufsichtler dürfte 
keinesfalls mit Polizeiorganen in Berührung kommen. 

30. Jahrg., S. 354: v. Speyer veröffentlicht ein „Ärztliches Gut¬ 
achten über den Geisteszustand des Christian Binggeli“, der vier 
Morde beging. Er tritt darin dem im Mordprozeß Binggeli früher er¬ 
statteten Gutachten entgegen. 

30. Jahrg., S. 405: Referat über „Die 28. Versammlung des 
Schweizerischen Vereins für Straf-, Gefängniswesen und,Schutzauf¬ 
sicht“ (insbesondere über die Vorträge von Müller und Gautier, betr. 
Behandlung der Jugendlichen im Schweizer Strafgesetzvorentwurf 1916) 
und über „Die Jahresversammlung der schweizerischen Landesgruppe 
der IKV.“ 

31. Jahrg., S. 1: „Thyrens Präventionstheorie und der schwe¬ 
dische Strafgesetzentwurf“ wird von Stooss einer eingehenden Be¬ 
sprechung unterzogen. Der Lunder Strafrechtslehrer Thyren, der be¬ 
kanntlich im Aufträge der schwedischen Regierung den Entwurf zu 
einem Strafgesetz ausgearbeitet hat, veröffentlicht den kriminalpolitischen 
Plan zu seinem Entwurf in dem Werk „Prinzipien einer Strafgesetz¬ 
reform“, von dem der erste Teil „Die soziale Aufgabe der Strafe“ auch 
in deutscher Sprache in Berlin 1910 erschien. 1 ) Nach Thyren muß die 
Prävention vor der Vergeltung kapitulieren, wenn sie eine strengere 
Behandlung erheischen sollte, als mit dem Vergeltungsprinzip verträg¬ 
lich wäre. Trotzdem kommt er zu einer Sonderbehandlung der Jugend¬ 
lichen, Gewohnheitsverbrecher, Trinker, „Faulenzer“ und geistig Ab¬ 
normalen, die nichts anderes als „sichernde Maßnahme“ ist. Bezüglich 
der Gewohnheitsverbrecher im speziellen schlägt er Internierung vor, 
die höchstens 15 oder 20 Jahre, mindestens die Dauer der Rückfalls¬ 
strafe währen soll. Die Internierung soll in so gelinder Form als mög¬ 
lich erfolgen, was Stooss bemängelt, was aber meines Erachtens sehr 
richtig ist. 


') Neuerdings ist auch ein Abschnitt des .Besonderen Teils* in deutscher 
Sprache publiziert: „Die Verbrechen gegen die körperliche Unversehrtheit“. 
Leipzig, Harrassowitz 1918. Ferner erschien im gleichen Verlag: Thyren: Re¬ 
marques sur la partie generale d’un avant-projet de code penal suedois. 
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Chemische Zeitschriften. 

Von Dr. Ing. Adolf Markus, kriminalistisches Polizeilaboratorium Dresden. 


\ 


Buff, Die Wiederherstellung der Schriftzüge in verkohlten Doku¬ 
menten. 

Bei einer Feuersbrunst wurden die in einem älteren Geldschrank 
eines öffentlichen Bureaus enthaltenen Papiere so gänzlich verkohlt, 
daß eine Entzifferung der darauf befindlichen Schriftzeichen völlig un¬ 
möglich war. Verf. gelang es, durch Überpinseln der Kohleteilchen 
mit Blutlaugensalz an den von der Tinte herriihrenden Stellen Reste von 
Eisenoxyd in Berlinerblau umzuwandeln und auf frisches Papier zu 
übertragen, so daß die Schrift deutlich hervorkam. (Vortrag aus Sitzg. 
d. Norsk Kemisk Selskap Kristiania, Bericht Chemiker Ztg. 1916, 
S. 596.) 

L. J. Curtmann und P. Daschavsky, Eine Studie über die Silberarseniat- 
probe auf Arsen. 

Die zu prüfende Lösung (ca. 20 cc) wird mit Ammoniak neutrali¬ 
siert, mit starker Salzsäure angesäuert, zum Sieden erhitzt und Arsen 
durch Schwefelwasserstoff gefällt; das Einleiten dieses Gases wird nach 
Verdünnung mit Wasser auf ca. 100 cc wiederholt. Der so entstandene 
Niederschlag wird abfiltriert, in ein Becherglas gebracht und mit Salz¬ 
säure gekoclit. Nach abermaliger Filtration wird der Filterrückstand in 
einer Schale mit konzentrierter Salpetersäure oxydiert, die entstandene 
Arsensäure filtriert, das Filtrat auf 2 cc eingeengt und in ein Reagens¬ 
rohr gebracht. Nach Zusatz von 2 cc 5°/oiger Silbernitratlösung und 
1 Tropfen Phenolphtalein wird mit Ammoniak alkalisch gemacht und 
mit Essigsäure neutralisiert. Die Reaktion tritt nach einigen Minuten 
auf und sind so noch 0,5 mg Arsen nachweisbar. (Journ. of Americ. 
Chemical Society 1916, S. 1280.) 

J. Ch. Hibbert, Neuer Arsenbestimmungsapparat. 

Arsen wird in Arsenwasserstoff übergeführt und wirkt auf ein 
Indikatorpapier, bestehend aus einem mit Sublimat getränkten Filtrier¬ 
papierstreifen, ein. Als Entwicklungsgefäß dient ein Fläschchen mit 
einem eingeschliffenen und durchbohrten Stopfen. In der Bohrung be¬ 
findet sich ein 5 mm weites Glasrohr, das oben in einen Hahntrichter 
endet und mit dem Indikatorpapier verschlossen wird. Die Herstellung 
arsenfreier Chemikalien (Zink und Salzsäure) wird beschrieben. (Journ. 
of the Society of ehern. Industry, London 1916, S. 672.) 

P. Carles, Nachweis des Arsens im offizinellen Natriumsulfat. 

In einer Flasche werden ca. 100 cc dest. Wasser mit 5 g reiner 
Schwefelsäure und 5 g reinem Zink versetzt und das Fläschchen mit 

Archiv für Kriminologie. 70. Bd. 17 
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einem Hütchen aus dem gleichen Indikatorpapier, wie bei vorstehender 
Methode beschrieben, verschlossen. Durch 15 4 stündige Einwirkung des 
Gases auf das Hütchen prüft man die Arsenfreiheit der benutzten Chemi¬ 
kalien. War das Hütchen nach dieser Zeit weiß geblieben, so bringt 
man 25 g des zu prüfenden Salzes in die Flasche und stellt nach einiger 
Zeit fest, ob Verfärbung des Papiers eingetreten ist. Gelb- bis Braun¬ 
färbung zeigt Arsen an. Empfindlichkeitsgrenze 1 /100 mg Arsen in 100 g 
Salz. (Annales de Chirnie analytique. appliquee, Paris 1916, S. 116.) 

G. Meillere, Industrielle Arsenikvergiftung; Nachweis von Arsenik 

in den Haaren (Haupt- und Barthaar). 

Ganz geringe Mengen Haar genügen schon zum Nachweis (ca. 2 gY, 
da sich Arsenik in den Haaren^ am besten ansammelt. (Annales de 
Chirnie analytique appliquee, Paris 1917. S. 6.) 

H. J. 'Lemkes, Phosphornachweis nach dem Verfahren von Dusart 

und Blondlot in der Toxilogie. 

Prüft den Verlauf der Reduktion der niederen Phosphorsauerstoff- 
Verbindungen und angebliche Mängel des Verfahrens von D. und Bl., 
sowie Phosphornachweis in gerichtlichen Fällen. Die Reagentien müssen 
rein sein auch von solchen Stoffen, die die'Wasserstofflamme färben 
können. Die Methode ist sehr empfindlich, wenn auch geringer, als 
Hillger und Nattermann angaben. Man kann für die Absorbtion kleiner 
Mengen Phosphorwasserstoff Silbernitrat benutzen, ohne Verluste be¬ 
fürchten zu müssen. Es wird die Verteilung des Phosphors bei akuter 
Vergiftung erörtert und die Frage, wie lange er nachweisbar ist, des¬ 
gleichen die Möglichkeit, daß sich aus anderen Stoffen durch obiges 
Verfahren nachweisbare Verbindungen bilden. Aus stark phosphor¬ 
haltigem Gehirn erhielt Verf. niemals solche, die Methode von D. und 
Bl. scheint vorläufig nicht erschüttert zu sein. (Apothekerztg. 1916, S.551). 

O. Tunmann, Der Nachweis des Opiums mit Hilfe des Mekonins 
und der Mekonsäure. 

Bei geringen Opiummengen nur mit mikroskopischen Methoden. 
Folgende haben von der bisher allein zur Verfügung stehenden Eisen¬ 
chloridreaktion bedeutende Vorzüge, sind mit wenigen Milligramm Opium 
oder mit 80—100 Millionstelgramm Mekonsäure ausführbar; da das 
Silber- und Eisensalz zur Erkennung genügen, kommt man in günstigen 
Fällen bereits mit Bruchteilen eines Milligramms zum Ziel. Auch geben 
sie handliche und dauerhafte Corpora delicti. 

1. mekonsaures Kupfer, mit Kupfersulfat, 2. mekonsaures Silber, 
mit Silbernitrat, 3. mekonsaures Eisen, mit trockenem Eisensulfat, 4. mekon¬ 
saures Pyridin, 5. als Ergänzung Jodreaktion. Bei 1—4 entstehen so¬ 
fort oder nach wenigen Minuten gut ausgebildete Kristalle. ( Apothekerztg. 
1918, S. 499—500, 503—504.) 

O. Tunmann, Über mikrochemische Alkaloidfällung mit Chlorzink¬ 
jodlösung. 

Zum Nachweis von Alkaloiden auf mikrochemischem Wege eignen 
sich ihre Jodverbindungen; diese lassen sich nach Verf. aus unreinen 
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Lösungen sehr gut mit Chlorzinkjodlösung herstellen. Es reagieren 
mit diesen Lösungen: Strychnin, Spartein, die Opiumalkaloide Morphin, 
Papaverin und Codein, ferner Atropin, Hyoscyamin. Andere Alkaloide, 
wie Brucin, Cocain, Chinin, Cinchonin und Nicotin reagieren nicht. 
(Apothekerztg. 1917, S. 76.) 

O. Tunmann, Mikrochemische Sparteinreaktion. 

Als neues Alkaloidreagens gibt Verf. eine Lösung von 1 g Cad¬ 
miumbromid und 2 g Kaliumbromid in 7 g Wasser an. Dieses Reagens 
sowie folgende sind für mikrochemischen Nachweis des Sparteins ver¬ 
wendbar: verdünnte Chromsäure, Chlorzink, Kupferchlorid, Quecksilber¬ 
chlorid, Chlorzinkjod und Jodwasserstoffsäure. (Apotherztg. 1917, S. 100.) 

Erich Liebmann, Über eine einfache Methode zum Nachweis des 
Kohlenoxyds im Blut und in hämoglobinhaltigen Organen. 

Blut, das mit Leuchtgas geschüttelt wurde, bleibt auf Zusatz von 
Formaldehydlösung auch nach längerer Zeit rot. Gewöhnliches Blut 
dagegen wird durch das gleiche Reagens bald schmutzigbraun gefärbt. 
Ebenso verhält sich Blut von mit Leuchtgas vergifteten Tieren. 
(Apothekerztg. 1917, S. 184.) 

A. Gulterink und W. van Ryn, Über den Nachweis des Morphins 
in Leichenteilen. 

In den faulenden Leichenteilen eines mit Morphin Vergifteten 
konnte noch 2 1 /2 Jahre nach dem Tode dasselbe mit absoluter Sicher¬ 
heit nachgewiesen werden. Es wären aus der Magenwand nur ganz 
kleine Mengen Flüssigkeit zu gewinnen, so daß quantitative Bestim¬ 
mung ausgeschlossen war. Diese Flüssigkeit wurde mit Chloroform 
aufgenommen und mit dem Verdunstungsrest folgende Reaktionen auf¬ 
gestellt: 1. mit Marquisreagenz, 2. mit Eisenchlorid, 3. mit Ferricyan- 
kalium und Eisenchlorid, 4. mit Fröhdes Reagens, 5. mit Jodsäure. 

In dem Verdampfungsrückstand konnten durch Auflösen in Salzsäure 
und Zusatz von Natriumkarbonat mikroskopische Morphinkristalle nach¬ 
gewiesen werden. (Apothekerztg. 1917, S. 203.) 

E. Philippi, Über den Einfluß von Chinin auf die chemischen und 
physiologischen Eigenschaften des Strychnins. 

Bei Anwesenheit größerer Mengen von Chinin neben geringeren 
Strychninmengen versagen typische Reaktionen des letzgenannten Alka¬ 
loids; so die Reaktion mit Kaliumbichromat-Schwefelsäure, die mit 
Pikrinsäure und auch die physiologische Wirkung auf den Frosch. 
Chinin muß deshalb vor Prüfung auf Strychnin entfernt werden, was 
durch Ausfällung als weinsaures Salz gelingt. (Schweizer Apotherztg. 
1917, S. 329, Refert., Zeitschr. f. angewandte Chemie 1917, S. 338.) 

G. Anderson, Prüfung der wichtigsten Methoden zum qualitativen 
Nachweis der Blausäure. 

Die bekannte Schönbein-Pagenstechersche Methode mittels Kupfer- 
vitriol-Guajackharz ist am empfindlichsten, doch nur als Vorprobe taug¬ 
lich, da andere Stoffe täuschen können. Weniger empfindlich ist die 

17* 


Digitized by Google 


Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



260 


Zeitschriften 


Digitized by 


Berlinerblau-Probe, unzuverlässig die Prüfung mit Pikrinsäure. Emp¬ 
fehlenswert ist Vorprobe mit Kupfersulfat-Guajackharz verbunden mit 
dem Nachweis der Blausäure als Silbersalz. (Zeitschr. f. analytische 
Chemie 1916, S. 459.) 

» x 

A. Cardosa Pereira, Lissabon, Über die Reinigung der Verdunstungs¬ 
rückstände der Äther- und Chloroformauszüge bei dem foren¬ 
sischen Nachweis der Alkaloide. 

Nach Panzer (Zeitschr. f. analytische Chemie 1908, S. 572) gelingt 
es nicht, Gehirn im Fäulniszustand durch die üblichen Reinigungsver¬ 
fahren ganz zu reinigen und soll daher Gehirn bei der forensischen 
Untersuchung auf Alkaloide ausgeschaltet werden. Verf. weist in einer 
vorläufigen Mitteilung darauf hin, daß es ihm gelungen ist, durch Ver¬ 
wendung von Perhydrol-Merck die Äther- und Chloroformauszüge von 
störenden Ptomainen ganz zu befreien, selbst bei Verwendung stark 
verwester Gehirnmassen. Manche Alkaloide werden von Perhydrol ver¬ 
ändert. (Chemikerztg. 1916, S. 39.) 

P. Lavialle und L. Varenne, Der Nachweis der Blausäure mit Hilfe 
der Ferrisulfocyanatreaktion. 

Verf. geben eine Variation der in der analytischen Chemie üblichen 
Methode an, bei welcher die zu prüfende Lösung mit überschüssigem 
Schwefelammon gekocht und dann auf ganz kleines Volumen einge¬ 
dampft wird. Zu dem so erhaltenen Rückstand werden 9 cc Wasser 
und 10 Tropfen konzentrierte Salzsäure zugesetzt, worauf diese Lösung 
dreimal mit Äther ausgeschüttelt wird. Nach freiwilligem Verdunsten¬ 
lassen des Äthers betupft man den Rückstand mit ganz verdünnter 
Eisenchloridlösung und bringt ihn mittels Äthers in ein Reagenzglas; 
auftretende rotviolette Färbung zeigt schon Spuren (0,000054 g) Blau¬ 
säure an. (Zeitschr. f. analytische Chemie 1917, S. 128.) 

A. Heiduschka und M. Faul, Methoden zum quantitativen Nach¬ 
weis sehr geringer Mengen Morphin auf colorimetrischem 
Wege. 

Als neu wird mitgeteilt, daß durch Ammoniakzusatz die für obige 
Bestimmung angewandte Methode mit Jodsäure noch brauchbarer wird. 
Konzentrationsoptima und Empfindlichkeitsgrenzen werden angegeben 
und das Kolorimeter von Wolff empfohlen. (Archiv der Pharmazie 
1917, S. 172.) 

A. Heiduschka und H. Bauch, Über die Erkennung von Klebstoffen 
auf Briefen 

Der Nachweis, ob ein Brief unbefugterweise geöffnet und wieder 
verschlossen worden ist, wird durch die Untersuchung des Klebstoffs 
versucht. Material bilden die mit Klebstoff versehenen Papierstückchen, 
die an möglichst unauffälligen Stellen in der Größe von etwa 1 2 qcm 
herausgeschnitteu werden. Diese werden mit lauwarmem Wasser aus¬ 
gelaugt, worauf die so erhaltene Lösung mit Bleiessig, Jodkaliumlösung 
und Tanninlösung geprüft wird. So lassen sich verschiedene Klebstoffe 
wie Pflanzengummi, Stärkepräparate und tierischer Leim nachweisen. 
(Zeitschr. f. öffentl. Chemie 1916, S. 192.) 
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A. Heiduschka, Über merkwürdige Vergiftungsverfahren. 

Dr. Wendel berichtet in seinem Artikel „Rumänische Kleie“ 
(Zeitschr. f. öffentliche Chemie, Heft 22) über ein möglicherweise an¬ 
gewendetes Vergiftungsverfahren mit zerkleinerten Teilen einer be¬ 
stimmten Pflanze, ähnlich demjenigen, wie es in Niederländisch-Indien 
die Frauen und Mädchen an ihren treulosen Liebhabern ausüben sollen. 
Es wird erzählt, daß sie ihr Haar in äußerst kleine Stückchen schnei¬ 
den und dem Ungetreuen ins Reisgericht mischen. Die Haarteilchen 
sollen sich in Magen und Darm des Menschen einstechen und Ent¬ 
zündungen hervorrufen, die den langsamen aber sicheren Tod zur Folge 
haben. 

Eine Bestätigung dieser Behauptung ist aber bis jetzt noch nicht 
gefunden worden. (Zeitschr. f. öffentliche Chemie 1916, S. 351.) 

Willibald Hanikirsch, Ein Beitrag zur Erkennung von Schrift¬ 
fälschungen. 

Eine Schrift kann durch Radierung unlesbar gemacht worden sein, 
oder die Schrift, d. h. das Papier selbst, ist verloren gegangen. Im 
ersteren Fall muß, um sie wieder aufzufinden, die Schrift mit einer 
freie H 2 SO 1 enthaltenden Tinte geschrieben sein und dürfen vor der 
Radierung nicht mehr als 12 und nach der Radierung höchstens 
4 Wochen vergangen sein. Im zweiten Falle muß das verloren ge¬ 
gangene Papier mit der Schrift längere Zeit auf einem zweiten Papier, 
welches vorhanden ist, gelegen haben. Auch hier sind bestimmte 
Altersgrenzen vorgeschrieben, und zwar: 

höchstes Alter der Schrift vor dem Abdruck 2-3 Wochen, 
das Abdrucken dauert 2—48 Stunden, 

der Abdruck erhält sich 3—6 Wochen. 

Um die radierte Schrift sicher zu finden, wird die betreffende Stelle 
vorsichtig mit einer Lösung von 2 g Silbernitrat in 50 g destilliertem 
Wasser bestrichen, bei 50° getrocknet und dann das Papier dem Sonnen¬ 
lichte ausgesetzt. Bei der Belichtung färbt sich das Papier braun. Die 
Stellen, wo die Schrift gewesen ist, färben sich infolge der Säurespuren, 
welche die Tinte zurückgelassen hat, rascher, so daß die Schrift wieder 
lesbar wird. Eine ständige Beobachtung während der Belichtung ist 
notwendig. Wenn eine radierte Schrift neu überschrieben ist, streicht 
man die Lösung mit einem feinen Pinsel so auf, daß die neue Schrift 
nicht davon berührt wird, da andernfalls um diese Schriftzüge ein dunkler 
Hof entsteht, der die alte Schrift verdeckt. 

Im zweiten Falle, bei dem man das Papier besitzt, auf welchem 
die Schrift längere Zeit gelegen hat, geht man genau so vor und findet 
die Schrift als Spiegelschrift wieder. Än der Deutlichkeit, mit welcher 
die Schriftzüge hervortreten, kann man auch das ungefähre Alter der 
Schrift erkennen, ebenso ob einzelne Worte später eingefügt wurden. 
Auch Fingerabdrücke sind auf diese Weise bemerkbar. (Zeitschr. f. 
Untersuchung von Nahrungs- und Genußmittel 1917, S. 74.) 

Referate über 

Medizinische Zeitschriften und Photographische Zeitschriften 

folgen im nächsten Band. 
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Sommer, Robert: „Über Familienähnlichkeit“. XI. Band der Urania- 
Bücherei. Verlag des Volksbildnngshauses Wiener Urania 1917. 
/ Im Buchhandel bei Waldheim-Eberle-Wien und Otto Klemm- 
Leipzig. Preis M. 1.—. 

Die vorliegende Schrift schließt sich an das Büch über „Familien¬ 
forschung und Vererbungslehre“ an. Sie gibt im ersten Teil eine An¬ 
leitung zur Untersuchung der Familienähnlichkeit, wobei körperliche, 
geistige und seelisch-körperliche Eigenschaften berücksichtigt werden, 
im zweiten Teil eine Darstellung der Beziehungen der Familienähnlich¬ 
keit zur Familienforschung und Rassenlehre. Bei der Durchführung 
ergeben sich im ersten Teil vielfach Beziehungen zur Physiognomik, 
im zweiten zur Vererbungslehre. • 

Bei der Anleitung zur Untersuchung der Familienähnlichkeit wird 
zuerst die körperliche Beschaffenheit, und zwar 1. körperliche Systeme, 
2. die verschiedenen Körperteile, 3. morphologische Abnormitäten, 

4. Krankheiten, sodann die geistige Beschaffenheit (Temperamente, Aus¬ 
drucksbewegungen, geistige Eigenschaften) behandelt. Hierbei sind 
vielfache Beziehungen auch zur Kriminal-Anthropologie gegeben. Die 
ganze Darstellung bewegt sich in der Richtung einer praktischen Dia¬ 
gnostik körperlicher und geistiger Eigenschaften. 

Im zweiten Teil „Beziehungen zur Familienforschung und Rassen¬ 
lehre“ werden behandelt: 1. Familienähnlichkeit und Physiognomik, 

2 . Ahnentafeln, Abstammungslinien, Stammbäume und Sippschaftstafeln, 

3. die Mendelsche Regel, 4. die Ähnlichkeit der Kinder mit den Eltern, 

5. die Unähnlichkeit der Kinder mit den Eltern, 6. Ahnenverlust und 
Inzucht, 7. Familie, Stamm, Rasse, 8. Familienforschung als Grundlage 
der Rassenlehre. 

Von forensischer Bedeutung sind besonders die Ausführungen über 
Ähnlichkeit und Unähnlichkeit der Kinder und ihrer Eltern. — Das 
Buch schließt mit dem Hinweis auf die Regenerationslehre, zu der der 
Verfasser aus dem Gebiet der pathologischen und kriminellen Familien¬ 
ähnlichkeit gelangt. 

Geheimrat Univ.-Prof. Dr. Sommer, Gießen (Selbstbericht). 
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Schnei d emiihl G., Dr. phil. Prof. d. vergl. Pathol. an d. Univ. Kiel: 
„Die Handschriftenbeurteilung“. Eine Einführung in die 
Psychol. d. Handschrift. Aus Natur u. Geisteswelt, 514. Bdchen. 
B. G. Teubner, Leipzig u. Berlin 1916. 

Schneidemühl gliedert den Stoff in zwei Hauptabschnitte: einen 
allgemeinen Teil, in dem er über Geschichtliches, die allgemeinen wissen¬ 
schaftlichen Grundlagen und die Methode der wissenschaftlichen For¬ 
schung, über die Bedeutung und Aufgaben der Lehre von der Hand¬ 
schrift-Beurteilung für die Wissenschaft und für das Leben, endlich mit 
Bezug auf die gerichtlichen Sachverständigen auch von Schriftvergleichung 
spricht. 

ln dem besonderen Teil bespricht er: Handschrift der Kinder 
und Eltern, Vererbung der Handschrift, Handschrift jüngerer, älterer, 
männlicher und weiblicher Personen, solche verschiedener Völker und 
Zeiten, Berufshandschrift, Verbrecherhandschrift, endlich noch eine Reihe 
von äußerlichen Eigenarten in Briefen und die Bedeutung einiger Hand¬ 
schrift-Eigentümlichkeiten. Dies alles auf 82 Seiten, wovon noch der 
Raum für 51 Nachbildungen im Text, darunter mehreren ganzseitigen, 
in Abrechnung zu bringen ist. 

An dem Büchlein ist der ungewöhnlich stark hervortretende ,,lch-T on“ 
auffällig und in Verbindung damit der Umstand, daß wiederholt aus¬ 
führlich auf das eigene vorher erschienene Werk hingewiesen wird, 
während die übrige Literatur sehr mangelhaft verarbeitet, ja zum aller¬ 
größten Teil gar nicht erwähnt ist. So fehlen, um nur das Allerwichtigste 
verschiedener Seiten des Stoffes zu erwähnen, die Arbeiten von Tardieu, 
Fursac, Köster, Osborn, Reiß, Minovici, Urban und Schneickert; sogar 
das „Archiv für gerichtliche Schriftunkrsuchungen und verwandte Gebiete“ 
(Leipzig 1909) ist nicht einmal dem Namen nach erwähnt, ja selbst 
nicht einmal die beiden Bücher von Ludwig Klages. „Die Probleme 
der Graphologie“ und „Prinzipien der Charakterologie“ (Leipzig 1910) 
Oder solften sich am Ende die recht zahlreichen und merkwürdig be¬ 
rührenden Angriffe („hochtönende abstrakt philosophische Betrachtungen, 
wie solche neuerdings als wissenschaftliches Rüstzeug von unwissenden, 
auch akademisch vorgebildeten Dilettanten ausgegeben werden“) auf 
diese beiden Bücher beziehen? Demgegenüber müßte man doch auf 
Herbertz verweisen, der in seiner Kritik darüber zu dem Urteil: „Philo¬ 
sophen und Mitforschern ganz unerläßlich“ kommt. Auch sonst ist das 
Büchlein voller Angriffe auf die „unwissenschaftlichen“ (lies Philosophen 
und Nicht-Physiologen!) Vertreter der Handschrift-Beurteilung. Ob aber 
Schneidemühl mit diesem Büchlein selbst den von ihm geforderten 
„Ausweis über die Wissenschaftlichkeit“ erbracht hat, muß angesichts 
dieser Leistung doch bezweifelt werden. Es dürften nicht bloß die 
Vertreter der spekulativen und experimentellen Psychologie sein, welche 
dieses Büchlein als eine arge Entgleisung ansehen und — weil es von 
einem deutschen Hochschulprofessor herrührt—doppelt bedauern! 

Im übrigen muß an dieser Stelle eine Ausführung Schneidemühls 
als irrig bezeichnet werden; er behauptet, „Mischhandschrift“, d. h. wenn 
dasselbe Wort bald mit lateinischen bald mit deutschen Buchstaben 
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geschrieben ist, sei ein Zeichen für eine verbrecherische Anlage! 
Aber solche Mischungen sind in den kaufmännischen Schritten die Regel 
und in erster Linie durch die verschiedene Flüchtigkeit der Schriftzeichen, 
in zweiter durch die Nachahmung fremder Vorlagen (meist unbewußt) 
bedingt. Ganz besonders oft aber kommt diese ,,Mischhandschrift“ 
in — Österreich mit seinen vielen Nationen und verschiedenen Schriften 
vor und die Schneidemiihlsche „Statistik“ wäre ganz anders ausgefallen, 
wenn er auch österreichische Unterlagen benutzt hätte; es geht denn docli 
nicht an, den ungewöhnlich vielen Österreichern mit „Mischhandschrift“ 
allen „verbrecherische Anlagen“ zuzuschreiben! Ebensowenig fast allen 
Kaufleuten — trotz der Gottheit Merkur! Professor D ii c k, Innsbruck. 


Dornin g, Dr. Heinrich, k. Bezirkshauptmann der Budapester Staatspolizei. 
„Optika a nyomozäs szolgälatäban“. (Die Optik im Dienst 
der Verbrech enserf orschung ). Budapest 1916. 

Eine kurze und allgemein verständliche, aber keineswegs unwissen¬ 
schaftliche Zusammenstellung der physikalischen Gesetze, auf denen die in 
der Kriminalistik benützten optischen Hilfsmittel beruhen. Die Arbeit ist 
besonders für jene Erkennungsdienstbeamten lesenswert, die aus dein 
Polizeiberuf und nicht aus der naturwissenschaftlichen Fakultät hervor¬ 
gegangen sind. Nur wer die Prinzipien einigermaßen versteht, nach denen 
die Apparate funktionieren, kann aus ihnen alles herausholen, was heraus¬ 
zuholen ist. Nur ein theoretisch Unterichteter wird abnorm gelagerten 
Fällen der Praxis gewachsen sein, während der rein handwerksmäßig 
arbeitende Beamte versagt, so oft sich eine noch nicht dagewesene 
technische Schwierigkeit zeigt, was am Tatort eines Verbrechens zu irre¬ 
parablen Unterlassungssünden führen kann. 

Unter anderem behandelt der Verfasser auch die Grundzüge der Photo- 
grammetrie und beschäftigt sich dabei sehreingehend mit meiner bei Vogel 
in Leipzig erschienenen „Photogrammetrie ohne Spezialkamtnera“. ln 
der abfälligen Beurteilung des Bertillonschen photogrammetrischen Ver¬ 
fahrens stimmt er mit mir überein. Das von mir vorgeschlagene ver¬ 
einfachte Verfahren billigt er, soweit es sich auf die Herstellung-von 
Grundrissen bezieht. Dagegen lehnt er mein Verfahren, soweit es die 
rechnerische Feststellung von Maßen aus den Bildern betrifft, als un¬ 
zuverlässig ab. Auf Einzelheiten einzugehen, würde hier zu weit 
führen. Wer sich für die Spezialfrage interessiert, lese die Seiten 41 
u. ff. des ausgezeichneten Werkchens von Dorning nach. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


Polzer, W.: „Praktischer Leitfaden für kriminalistische Tatbestands¬ 
aufnahmen“. Wien 1918, im Selbstverlag des Verfassers. 

Daß dieses Büchlein, das auf Wissenschaftlichkeit keinen Anspruch 
erhebt, aber doch überall eine gründliche Kenntnis der einschlägigen 
Wissenschaften verrät, dem Gedenken Prof. Hans Groß gewidmet ist, 



Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



Buchbesprechungen 


265 


ist eine Empfehlung, soferne es einer solchen überhaupt noch bedarf. 
Es ist im Geiste des bekannten Kriminalfachmanns gehalten; das be¬ 
zeugt der allgemeine Teil. Wer sich diesen zu eigen gemacht hat, 
kann beruhigt auf den Tatort gehen. Ein unter praktischer Verwertung 
der darin enthaltenen Winke fixierter Tatbestand wird die Freude jedes 
Untersuchungsrichters bilden. Ein nach diesen Anleitungen klargestellter 
Sachverhalt wird die Hälfte der Untersuchung vorausnehmen. Es sei 
hier besonders auf die ausgezeichnete Zusammenstellung der allgemeinen 
Anhaltspunkte zur Eruierung und Überführung des Täters und auf die 
Abschnitte über Skizzierung und'Zeichnen hingewiesen. Aber auch der 
besondere Teil, welcher das Verhalten auf dem Tatorte bei einzelnen 
Delikten ins Auge faßt, bietet dem exekutiv tätigen Sicherheitsorgan 
Anregung und Anleitung in reichem Maße. Ein ausführliches Nach¬ 
schlagregister erleichtert den Gebrauch des sehr übersichtlich angelegten 
Behelfes. 

Dr. Hugo Weinberger, k. k. Polizeioberkommissär im Sicherheits¬ 
bureau der Polizeidirektion in Wien. 


Groß, Dr. Hans: „Die Erforschung des Sachverhalts strafbarer 
Handlungen“. 4. Auflage. München, G. Schweitzer. 1918. 

Es ist überflüssig, den Lesern des von Groß gegründeten Archivs 
den Inhalt und die Vorzüge des Buches zu erörtern. Es genügt, 
zu bemerken, daß die soeben erschienene, auf 218 Seiten erwei¬ 
terte Auflage dieses nn Polizeidienst längt eingebürgerten Leitfadens 
von Hofrat Dr. Erwein Ritter von Höpler, dem Ersten Staatsanwalt in 
Wien, äußert pietätvoll besorgt wurde. Das Buch ist im großen und 
ganzen das alte geblieben. Im „Allgemeinen Teil“ erfuhr es nur einige 
Einschaltungen über das Geständnis und die Vernehmung Jugendlicher. 
Im „Besonderen Teil“ ist der Abschnitt „Kindermißhandlung“ neu, der 
Abschnitt „Betrug und Fälschung“ erweitert. 

Regierungsrat Dr. Hein dl, Dresden. 


Mayer, Max Ernst: „Der allgemeine Teil des Deutschen Straf¬ 
rechts“. Lehrbuch. Heidelberg, Carl Winter. 1916. 

Ein gedankenreiches Werk, das vielfach wertvolle Anregung gibt 
und an dem keiner, der sich mit strafrechtlichen Problemen ernstlich 
befaßt, achtlos vorübergehen wird, mag er dem Verfasser zustimmen 
oder sich — was freilich nicht selten der Fall sein wird — zu ihm in 
Widerspruch setzen. Aus der Fülle des Gebotenen sei nur einiges be¬ 
sonders Bemerkenswerte hervorgehohen. In der im ersten Buch be¬ 
handelten Lehre vom Strafgesetz unterscheidet Verfasser, treu dem früher 
schon von ihm festgehaltenen Standpunkte, von den Strafrechtssätzen, 
den „abstrakten Befehlen des Staates an die Staatsorgane“, scharf die 
an die Untertanen sich richtenden „Kulturnormen“. Das weitaus um¬ 
fangreichste zweite Buch hat „Das Verbrechen“ zum Gegenstände 
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Dessen positiven Merkmale erblickt M. in der Tatbestandsmäßigkeit 
(dazu gehören u. a. die Handlung, der Kausalzusammenhang, Einheit 
und Mehrheit des Verbrechens), der Rechtswidrigkeit und der Zurechen¬ 
barkeit (Zurechnungsfähigkeit, Schuld). Diese Merkmale werden unter 
dem Gesamttitel „Strafvoraussetzungen“ erörtert. Entsprechend der eben 
erwähnten Auffassung der Strafgesetze verlangt M. für den Begriff der 
Schuld nicht Bewußtsein der Rechtswidrigkeit, sondern nur, daß der 
Täter gewußt hat oder hätte wissen können, daß er eine durch Kultur¬ 
normen begründete Pflicht verletze, gleichviel ob er diese auch als 
Rechtspflicht erkannte oder nicht. Die Vorsatzlehre gründet sich auf 
die schon früher von M. aufgestellte „Motiventheorie“. An die Dar¬ 
stellung der positiven Verbrechensmerkmale schließt sich die der nega¬ 
tiven Merkmale, nämlich der Strafausschließungsgründe an. Innerhalb 
dieser werden unterschieden „Rechtfertigungsgründe“ ufTd „Entschuldi¬ 
gungsgründe“. Die ersteren sind in drei Gruppen eingeteilt: „Unrechts¬ 
bekämpfung“ (Notwehr, Selbsthilfe), „Wahrung berechtigter Interessen“ 
(wie Verletzung des Einwilligenden, Heilung des Widerstrebenden) und 
„Privilegien“ (darunter Straffreiheit der Parlamentsmitglieder). Die Ent¬ 
schuldigungsgründe umfassen „die Not“, d. i. Notstand und Nötigung, 
und den Irrtum. Sehr eigenartig ist des Verfassers Auffassung von 
Versuch und Teilnahme; er sieht in diesen nicht, wie die herrschende 
Meinung, Erscheinungsformen des Verbrechens, sondern „Strafaus¬ 
dehnungsgründe“, d. h. „Umstände, die die Tatbestandsmäßigkeit eines 
Verhaltens dadurch begründen, daß sie den Merkmalen der einzelnen 
Delikte eine über ihren begrifflichen Umfange hinausgehende Geltung 
beilegen.“ Das dritte Buch handelt von der Strafe, und zwar zunächst 
von den Strafrechtstheorien. M. selbst erachtet zur Rechtfertigung des 
Strafens nur die Idee der Gerechtigkeit für tauglich, für die Gestaltung 
des Strafvollzugs dagegen allein die Idee der Spezialprävention für 
brauchbar. An Zurechnung und Bestrafung muß trotz der Willensun¬ 
freiheit festgehalten werden —, dem Einspruch des Determinismus be¬ 
gegnet Verfasser, wie schon früher, mit der Annahme, wir seien zum 
Indeterminismus determiniert. Die Unterscheidung von Haupt- und 
Nebenstrafen gibt M. auf. Von den sog. Nebenstrafen betrachtet er > 
nur die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte als Strafe; alle übrigen 
und dazu die Genugtuungsmittel (Buße, Urteilspublikation) faßt er unter 
dem Begriff „Ergänzung der Strafmittel“ zusammen und nennt sie 
„Sicherungsmittel“. Die Stellung unter Polizeiaufsicht ist ihm ein 
„Muster zweckwidriger Verbrechensbekämpfung“, da sie nur dem Streb¬ 
samen den Weg zur Rechtschaffenheit erschwert; die ganze Maßnahme 
soll gestrichen werden. Die»Überweisung an die Landespolizeibehörde 
dagegen wünscht Verfasser nicht nur beibehalten, sondern weiter aus¬ 
gebaut. Im Vorentwurf und noch besser im Gegenentwurf erachtet er 
die in dieser Hinsicht zu stellenden Forderungen der Hauptsache nach 
als erfüllt. — Eine Kritik des Werkes im einzelnen müßte viel weiter 
ausholen, als es der tfaum und der Zweck dieses Berichtes gestatten. 

Geheim. Hofrat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 
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Feuerbach, Anselm, Ritter von, „Merkwürdige Verbrechen in 
aktenmäßiger Darstellung“. München, Georg Müller. O. J. 
(1917). 

Der Münchner Verlag Georg Müller, der in beispielloser Produk¬ 
tivität neuerdings neben der Belletristik sich mit allen denkbaren Ge¬ 
bieten der Literatur befaßt, hat sich jetzt auch der Kriminalistik zuge¬ 
wandt. Er veranstaltete eine von Wilhelm von Scholz besorgte Neuausgabe 
der erstmals im Jahre 1808—1811 erschienenen „Merkwürdigen Kriminal- 
rechtsfälle (1828 als erweiterte Auflage unter dem Titel „Aktenmäßige 
Darstellung merkwürdiger Verbrechen“ publiziert). Durch diese Samm¬ 
lung, die den „causes cöKbres et interessantes“ des Franzosen Gayot 
de Pitaval (Paris 1734ff.) nachgebildet ist, wurde einer tieferen psy¬ 
chologischen Behandlung solcher Fälle in der deutschen Literatur Bahn 
gebrochen. Während aber die romanhaft zurechtgestutzten und „auf 
Spannung gearbeiteten“ Fälle, die der alte Pitaval seinen schauerdurch¬ 
rieselten Lesern vorsetzte, nur mit größter Vorsicht als Unterlage kri¬ 
minalpsychologischer Forschung zu verwerten sind, bietet Beuerbach 
dem Kriminalpsychologen solid verarbeitetes wissenschaftliches Material. 
Gleichzeitig ist Feuerbachs Buch für den Polizeipraktiker eine lehrreiche 
Paradigmensammlung des Indizienbeweises (wenn wir auch heute die 
Feuerbachsche Theorie des Indizienbeweises, die allzu äußerliche Ein¬ 
teilung in indicia antecedentia, concurrentia und subsequentia in seinem 
Lehrbuch § 547 ff. ablehnen). Dankenswert ist die vorzügliche, moderne 
Ausstattung der beiden zusammen 700 Seiten umfassenden Bände, die 
beim Verlag Georg Müller nicht anders zu erwarten war. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


Lallement, Ave, „Geschichte des Deutschen Gaunertums“. Neu¬ 
ausgabe, besorgt von Max Bauer. München, Georg Müller. 
O. J. (1918). 2 Bände. 

Es ist dankbar zu begrüßen, daß der Verlag Müller das berühmte 
Werk einem größeren Publikum wieder zugänglich gemacht hat. Er 
setzt dadurch viele Kriminalisten endlich in den Stand, eine schmerz¬ 
lich empfundene Lücke in ihrem Bücherschrank auszufiillen. Mancher 
hätte diese reiche Quelle kriminalanthropologischer und kriminalistischer 
Belehrung gern als Nachschlagewerk ständig zur Hand gehabt, konnte 
es sich aber nur für kurze Zeit aus öffentlichen Bibliotheken entleihen. 
Denn die erste Auflage war seit Jahrzehnten aus dem Buchhandel ver¬ 
schwunden. Der Inhalt kann als bekannt vorausgesetzt werden und sei 
nur kurz rekapituliert. „Geschichte des Gaunertums“ und „Literatur 
des Gaunertums“ füllen den ersten Band. Der zweite Band ist eine 
unerschöpfliche kriminalanthropologische Fundgrube und gibt Auskunft 
über alle erdenklichen Gaunerpraktiken. Den Schluß dieses Bandes 
bilden einige Kapitel, die sich mit der Bekämpfung des Gaunertums 
befassen. Die Bearbeitung, die durch den Herausgeber im großen und 
ganzen sehr verständnisvoll vorgenommen wurde, hätte sich vielleicht 
noch mehr ans Original halten sollen. So ist es z. B. unerfindlich, 
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warum bei der Darstellung der Literatur des Gaunertums einige biblio¬ 
graphische Anmerkungen weggeblieben sind, die mir ebenso wichtig 
oder unwichtig wie der Text erscheinen. Auch ist die Disposition der 
Abschnitte, die „Gaunerpraxis“ und „Paralyse des Gaunertums“ in der 
Originalausgabe übersichtlicher. Die Ausstattung durch den Verlag ist 
vorzüglich; an Stelle der wenigen Strichzeichnungen der Erstauflage 
werden zahlreiche geschickt ausgewählte Illustrationen geboten. Schade, 
daß nicht auch ein Sachregister beigefügt wurde. Dies wäre eine wert¬ 
volle Bereicherung gegenüber dem Original gewesen. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


Schober, G.: „Öffentliche Jugendfürsorge“. Breslau, Korn, 1917. 
Aschrott, D. P. F.: „Die Fürsorgeerziehung Minderjähriger“. 

3. Auflage. Berlin Guttentag, 1917. 

Das in vollkommener Neubearbeitung erschienene Buch von Asch¬ 
rott nennt sich bescheiden „Textausgabe mit Einleitung und Erläute¬ 
rungen“, bringt aber neben einem sehr ausführlichen Kommentar des 
(preußischen) Fürsorgeerziehungsgesetzes von fast 200 Seiten und den 
Ausführungsbestimmungen und einschlägigen Ministerialerlassen noch 
eine umfangreiche, den ganzen Fragenkomplex systematisch behandelnde 
Darstellung. Neben der Judikatur wird die in letzter Zeit lawinenhaft 
angeschwollene Literatur dieses Spezialgebietes sorgfältig verwertet und 
ein Einblick in die praktische Durchführung der Fürsorgeerziehung ge¬ 
geben. Der insgesamt 374 Seiten umfassende Band ist somit nicht 
nur eine sehr brauchbare Handausgabe für die mit der Anwendung des 
Gesetzes betrauten Behörden, sondern auch ein wertvolles Informations¬ 
werk für alle kriminalpolitisch interessierten Kreise. — Mit demselben 
Thema befaßt sich die „Öffentliche Jugendfürsorge“ des Geheimen 
Regierungs- und Landesrates und Provinzialkommissar für die Fürsorge¬ 
erziehung in Schlesien, G. Schober. Das Büchlein gibt fünf Vor¬ 
lesungen wieder, die Schober im Fachhochschulkursus für Wirtschaft und 
Verwaltung (Universität Breslau) hielt. Besonders lesenswert ist die 
fünfte dieser Vorlesungen, die die Wirkung des Krieges auf die Für¬ 
sorgeerziehung, auf die Fürsorgezöglinge und auf den Kriegsnachwuchs 
an verwahrlosten Jugendlichen behandelt. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


A. Gregor u. Else Voigtländer: „Die Verwahrlosung“. Ihre kli¬ 
nisch-psychologische Bewertung un4 ihre Bekämpfung. 
Für Pädagogen, Ärzte, Richter.— Berlin, J. Karger. 1918. — 585 S. 

Je 100 männliche und weibliche jugendliche Verwahrloste werden 
in ihrer Eigenart und ihrem Lebensgang dargestellt und nach allen 
Richtungen charakterologisch und sozial, natur- und kulturwissenschaft¬ 
lich daraufhin geprüft, was sie für die Verursachung und die Bekämp¬ 
fung der Erscheinung der Verwahrlosung lehren. Daß diese, in inniger 
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Beziehung zum Verbrechertum steht, braucht nicht besonders aus¬ 
geführt zu werden, und so wird in der Tat sowohl in ausdrücklichen, 
diese Zusammenhänge beleuchtenden Abbhandlungen wie auch mittel¬ 
bar, durch die auf andere Zusammenhänge zielenden Erörterungen und 
Schilderungen sehr Belangvolles in kriminal-psychologischer wie in 
kriminal-politischer Hinsicht zutage gefördert. Sowohl das Material an 
sich — Jugendliche! —, wie die Gunst seiner Erfahrungs- und Be¬ 
obachtungsbedingungen — Anstalt! —, wie vor allem die Spezial¬ 
erfahrung und Urteilsschärfe der beiden Verfasser — Arzt und Fachpsycho¬ 
login! —, deren Zusammenarbeit und doch wieder Arbeitsteilung sich 
als sehr glücklich erkennen lassen, haben ein Werk von ungewönlichen 
Qualitäten erzeugt, das auch, vielleicht sogar: besonders innerhalb der 
kriminologischen Literatur auf vorgeschobenem Posten steht. 

Dr. Max Marcuse, Berlin. 


Dr. E. von Kärmän: „Ein kriminalpädagogisches Institut“. Langen¬ 
salza 1917. (Heft 136 der „Beiträge zur Kinderforschung und 
Heilerziehung“. Preis 80 Pfg., 41 Seiten. 

Wie Kärmän in dem Werkchen ausführt, beabsichtigt das Kriminal¬ 
pädagogische Institut in Budapest (vorläufig ein Privatinstitut des dor¬ 
tigen Fürsorgevereins) „die Praxis des Jugendgerichts und der daneben 
wirkenden Jugendgerichtshilfe auf die wissenschaftlichen Grundlagen der 
modernen kriminalistischen und pädagogischen Forschungen zu stellen.“ 
Es will verhindern, daß die Behandlung der verwahrlosten und ver¬ 
brecherischen Jugend allzu sehr ins Fahrwasser der Wohltätigkeitsge¬ 
sellschaften gerät, die der Kriminalität nicht ernst genug entgegentreten. 
Was die pädagogische Seite betrifft, so pflegt Kärmäns Institut die 
Lehren Pestalozzis und Herbarts, in kriminalistischer Beziehung bekennt 
es sich zu Hans Groß. Kärmän sagt: „Die Großsche Lehre verlangt, 
daß im Gegensätze zur heutigen Strafprozeßpraxis, welche alle Ergeb¬ 
nisse des Strafverfahrens von der formellen Hauptverhandlung erwartet, 
das Hauptgewicht des Strafverfahrens auf ein exaktes, mit den Mitteln 
der modernen Kriminalistik geführten Vorbereitungsverfahren zu legen 
ist und welches den kriminalistisch und psychologisch ausgebildeten 
Untersuchungsrichter für den Typus des echten Kriminalisten hält. 
Durch eingehende Versuche ist es mir gelungen, dieses Prinzip im 
Rahmen des geltenden ungarischen Jugendstrafprozeßrechtes bei dem 
von mir geführten Jugendgerichte durchzuführen und das Verfahren so 
einzurichten, daß — ausgenommen die sehr seltenen Fälle, wo auf eine 
Gefängnisstrafe erkannt wird — nur eine Voruntersuchung stattfindet, 
und gleich nach Beendigung derselben ohne formelle Prozeßhandlungen 
sofort die Endverfügung folgt, und daß selbst in den Fällen, wo auf 
eine Gefängnisstrafe erkannt wird, die formelle Verhandlung sofort der 
Untersuchung nachfolgt, aber in allen Fällen die eigentlich eingehende 
Arbeit der Voruntersuchung zufällt; alle meine Erfahrungen bestätigen 
es, daß man im Strafverfahren überhaupt, aber unbedingt in dem Ver- 
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fahren der Jugendgerichte nur durch die Anwendung des Großschen 
Prinzips psychologisch Vorgehen kann.“ 

Das Institut besteht aus zwei Abteilungen: 

1. der „praktischen Abteilung“: a) allgemeine Fürsorge, b) Jugend¬ 
gerichtshilfe im Vorbereitungsverfahren, c) Schutzvorrichtungen 
während des Gerichtsverfahrens, und zwar Beobachtungsheim 
und Werkstatt, d) Erziehungsaufsicht nach dem Gerichtsver- 
verfahren, 

2. der „theoretischen Abteilung“ in Anlehnung an das Großsche 
kriminalistische Uni versittätsinstitut zusammengesetzt aus: a) Hand¬ 
bibliothek, b) Vorträgen, c) Laboratorium für psychologsche 
Experimente, wie Intelligenzprüfungen und Assiziationsprüfungen, 
d) kriminal-pädagogischem Museum. 

Regierungsrat Dr. Heindl, Dresden. 


Universitätsprofessor Dr. H. Kisch: „Die sexuelle Untreue der Frau, 

zweiter Teil: „Das feile Weib, eine sozialmedizinische Studie“. 

(A. Marcus & E. Weber Verlag, Bonn 1917.) 

Der erste Teil dieses Werkes ist in Band 68 dieses Archivs, 
Seite 304, von mir besprochen worden. In diesem ersten Teil behandelt 
der Verfasser den Werdegang der weiblichen Geschlechtsuntreue auf 
dem Gebiet der Ehe und den Zusammenhang des Ehebruchs mit der 
angeborenen Keimanlage der Frau, mit der Beschaffenheit des heim¬ 
ständigen Bodens und der Eigentümlichkeit der erworbenen Umwelt. 
Die subjektive Färbung der wissenschaftlichen Darlegungen des ersten 
Teiles tritt in diesem zweiten Bande ungleich schärfer hervor. Was Pro¬ 
fessor Kisch über das feile Weib darlegt, ist gewiß die Äußerung eines 
tiefgebildeten, namentlich literarisch außergewöhnlich belesenen Mannes, 
kann aber wissenschaftlich doch keinen über den Rahmen einer in den 
äußersten Umrissen sich bewegenden Studie hinausgehenden Wert 
beanspruchen. Die neueren Forschungen über das so überaus wichtige 
Thema der Prostitution, insbesondere das für die neueste Zeit grund¬ 
legende Werk von Dr. Bloch, dessen zweiter Teil leider immer noch 
durch den Krieg verzögert ist, lassen den Abstand zu den mehr feuille- 
tonistisch gehaltenen Ausführungen des Verfassers mitunter grell hervor¬ 
treten. Auch die einzelnen Beispiele, die der Verfasser über die Er¬ 
scheinung der Prostitution bringt, lassen den Zusammenhang mit den 
wissenschaftlichen Forschungen häufig vermissen und erheben sich nicht 
beträchtlich über die mitunter so flachen Darlegungen, die vom Stand¬ 
punkt der landläufigen Moral in Zeitungen und Zeitschriften immer 
wieder zutage treten. Wenn Verfasser auf Seite 180 den Ausspruch 
Nietzsches: „Du gehst zum Weibe, vergiß die Peitsche nicht“ mit der 
Prostitution in Verbindung bringen will, so verkennt er nicht bloß den 
viel tieferen Zusammenhang des Nietzschen Wortes, sondern auch voll¬ 
ständig das Wesen seines Problems. Durchaus unrichtig ist es auch, 
wenn der Verfasser auf Seite 201 der Meinung Ausdruck gibt, „daß die 



Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



Buchbesprechungen 


271 


sittliche Verkommenheit der sexuellen Lebensgewohnheiten der Gegen¬ 
wart weit tiefer stünde, als die so sehr verrufene Unsittlichkeit des 
Mittelalters mit der derben Liebeslust der Ehefrauen und mit dem Ge¬ 
triebe der Frauenhäuser und in den Badestuben“. Gerade Bloch hat 
in seinem grundlegenden Buch darauf hingewiesen, daß die gesamte 
moderne Organisation und Differenzierung der Prostitution aus dem 
Altertum stammt und daß die Stellung des mittelalterlichen und mo¬ 
dernen Staates auf jenen Erfahrungen heute noch beruht. Er hat weiter 
nachgewiesen, daß die noch heute geltende Sexualethik mit ihrem Sy¬ 
stem der doppelten Moral das notwendige Produkt der staatlichen 
Reglementierung und der auf diesem Gebiet auch heute noch maß¬ 
gebenden, aus dem Altertum stammenden Sklaverei ist. Mit diesem 
System der doppelten Moral, mit den Forderungen der Einehe und der 
sexuellen Treue, die'Kisch auf Seite 200 aufstellt, ist für das eminent 
wichtige Gebiet ebensowenig etwas gesagt, als wenn er am Schlüsse 
die drakonische Forderung stellt: „Jede Dirne muß im Interesse der 
öffentlichen Moral und der Volksgesundheit ihre uneingeschränkte Frei¬ 
heit verlieren, sie muß überwacht, untersucht und die von ihr aus¬ 
gehende Infektion verhütet werden. Dem durch Not in den Sumpf 
geratenen Weibe soll Staat und Gesellschaft die Möglichkeit bieten, 
wieder ehrlich zu werden, um in den geheiligten Kreis freien sittlichen 
Menschentums zurückzukehren.“ 

Wenn nur dieses sogenannte freie sittliche Menschentum sich so 
leicht reglementieren ließe, wie die Prostitution! 

Der zweite Teil der Kischschen Arbeit bietet mannigfache Anre¬ 
gung, ist das Ergebnis eines ehrlichen Strebens und einer außergewöhn¬ 
lichen Belesenheit, dagegen kaum geeigryet, der wissenschaftlichen For¬ 
schung über Prostitution einen beachtenswerten Anhalt zu geben. 

Geh. Justizrat Dr. Horch, Mainz. 


K. v. Lilienthal: „Künstliche Fehlgeburt und künstliche Unfrucht¬ 
barkeit vom Standpunkt des Rechtes“. — S. A. aus Placzeks 
Handbuch: „Künstliche Fehlgeburt und künstliche Unfrucht¬ 
barkeit, ihre Indikationen, Technik und Rechtslage“. — Leipzig 
(Georg Thieme), 1918. 

Die besondere Stellung der ärztlichen Eingriffe — ihre unter regel¬ 
mäßigen Voraussetzungen anerkannte Straflosigkeit trotz ihres Wesens 
einer „Körperverletzung“ — stützt sich weder auf ein „Gewohnheits¬ 
recht“ oder „Berufsrecht“ des Arztes noch auf ein „Recht über sich 
selbst“ des Patienten, sondern auf den Heilzweck der Handlung, die, 
wenn sie nicht rechtswidrig sein soll, allerdings der Einwilligung 
des Kranken bedarf. Die künstliche Fehlgeburt stellt objektiv 
nicht nur eine „Körperverletzung“, sondern sogar eine „Abtreibung“ dar. 
Ihre Herbeiführung durch den Arzt läßt diesen nur dann straflos, wenn 
auch bei ihr Motiv und Ausführung ausschließlich jenem „Heilzweck“ 
entsprechen, d. h. der Arzt darf nur aus medizinischen Indikationen im 
strengsten Wortsinn die Schwangerschaft unterbrechen. Eine Erweite- 
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rung des ärztlichen Rechts namentlich auch auf soziale und wirtschaft¬ 
liche Indikationen scheitere „an der Unmöglichkeit der steten Abgren¬ 
zung des Erlaubten und Unerlaubten“. „Die weitaus einfachste Lösung 
wird es sein, den Richter in besonders leichten Fällen zur Straflos¬ 
erklärung zu ermächtigen.“ Die künstlich e Un fruch tbarmachung 
ist eine nach $ 225 StGB, mit Zuchthaus von 2 —10 Jahren strafbare 
Handlung. Ihre Rechtswidrigkeit wird nur aus den gleichen Gründen 
ausgeschlossen wie die anderer ärztlicher Eingriffe. „Eugenische“ 
Zwecke können den mangelnden Heilzweck nicht ersetzen und durch 
die Einwilligung der unmittelbar und mittelbar Beteiligten nicht ge¬ 
rechtfertigt werden; namentlich auch wegen der Unsicherheit der Ver¬ 
erbungs-Tatsachen. Daher seien auch de lege ferenda dahinzielende 
Reformvorschläg^ von sehr fragwürdiger Begründung und für Deutsch¬ 
land wenig aussichtsreich. Der Erfolg der amerikanischen und schwei¬ 
zerischen Gesetzgebung in dieser Beziehung ist noch nicht zu über¬ 
sehen. 

Dr. Max Marcuse, Berlin. 



Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



GENERALREGISTER 

DES 

ARCHIVS FÜR KRIMINOLOGIE 

(KRIMIN ALANTHROPOLOGIK UND KRIMINALISTIK) 

/ 

BAND 61—70. 

(Die fett gedruckten Zahlen geben den Band, die einfach gedruckten die Seitenzahl an.) 


I. Sachregister. 


A, jenische Stammwörter 65. 67. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 03. 
31. 97. 

Aberglaube, ein Beitrag zu — 61.110. 

— der neapolitanischen Camorristen 62. 
229. 

— von der Entstehung des Wechsel¬ 
fiebers 66. 230. 

— von der Heilkraft des Beischlafs bei 
Geschlechtskrankheiten 67. 152. 

— krimineller 67. 123. 

-in Deutsch-Ostafrika 61. 130. 

-im Königreich Sachsen 61. 112. 

— — in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika 61. 123. 

— der fahrenden Leute 63. 372 

— Mord aus — eines Epileptischen 65- 
253. 

— an verborgene Schätze 61. 128. 

— Schwangerer betr. des Eides 61. 111. 

— der Verbrecher 68. 58. 59. 

-Primitives 6s. 35. 

Abhängigkeitsgefühl bei Dienst¬ 
boten, Veranlassung zu Delikten 

65. 200. 

Abfassung des Protokolls im gericht¬ 
lichen Verfahren 67. 207. 
Abneigung bei Tieren 61. 231. 
Absehen von Strafe bei Jugendlichen 

66. 83. 

.Absehen vom Munde “.Anwendung 
zur Entlarvung Schwerhöriger 67. 71. 
Absicht und Motiv 63. 268. 

Archiv für Kriminologie, 70. Band. 


A bs t r e i f e n von Krankheiten in Amerika 

61. 129. 

Addisonsche Krankheit, Haarfarbe 
66 . 8 . 

Adnexe an Irrenanstalten für ver¬ 
brecherische Geisteskranke 70 . 96.100. 
-zur Verwahrung krimineller ver¬ 
mindert Zurechnungsfähiger in der 
Schweiz 70 . 124 

Äther, Genuß zur Ausführung von 
Diebstahl 61. 7. 

Affekt, entgleister 65. 140. 

— Tötung im — 60. 208. 

A f f e k t h a n d 1 u n g e n bei Tieren 61.232. 
Affektivität Hysterischer 64. 2. 
Affektreaktion und normale Ver¬ 
zweiflung als Motive des Selbstmords, 
Unterscheidung 61. 287. 
Affektverbrecher,Definition 65_. 173. 
Affentypus der Verbrecher nach Ferri 

62. 143. 

Ahndung strafbarer Handlungen 
Jugendlicher 65. 316, 321, 325. 
Akteneinsicht durch den Sachver¬ 
ständigen 61. 278. 

— zu wissenschaftlichen Zwecken 61 
147. 

Albinismus, Haarfarbe 66. 8. 
Alkoholiker, Fürsorge 62. 108. 
Alkoholismus, Äußerungen beim 
Menschen 62. 34, 35 

— Anwendung der Strafrechtsreform in 
einem Fall 68. 312. 

18 


Digitized by Google 


Original from 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



2 


Generalregister Bd. 61—70. 


Digitized by 


Alkoholismus, ursächliche Bedeutung 
bei Delikten 62. 1. 63. 321. 

— chronischer, forensisph-psychiatrische 
Betrachtung 63. 231. 

— Einfluß au? die Häufigkeit und die 
Erscheinungsformen des Verbrechens 
in Bayern 64. 211 

— als Form geistiger Erkrankung (Wiren) 

62. 277 

— Klassifikation von Boumann 62. 91. 

— als Motiv zum Selbstmord, statistische 
Mitteilungen 62. 89 

— und Psychosexualität 6». 159. 

— Reaktion einzelner Berufe auf — 

63. 325. 

— und Verbrechen von Geill 62. 259. 

— der Verbrecher 62. 21. 

Alkohol-Kriminalität, kasuistisches 

Material 62. 83. 

Alkoholvergiftung vom gerichts¬ 
ärztlichen Standpunkt 62. 87. 

Alkoholversuche zur Feststellung des 
Geisteszustandes im Rausch 62. 199. 

Alpdrücken, Glaube an den Schutz 
vor — in Nordamerika 61. 126 

Alraun (Mandragorawurzel), abergläu¬ 
bische Kraft in früheren Zeiten und 
jetzt bei Dieben 68. 59, 60, 61. 

Altersschwäche und Simulation 63. 
218. 

Altersverhältnisse der einzelnen 
Verbrecherkategorien 69. 8. 

Amnesie, retrograde, Verhandlungs¬ 
fähigkeit bei — 69. 303. 

— wirkliche und vorgetäuschte 63. 154. 

Amnestie während des Krieges67.21. 

Amoralität weibl. Fetischisten 61. 37. 

Amtsgewalt als Hilfsmittel zu Ver¬ 
brechen 68. 28. 

Amtsvermerke im Protokoll des Vor¬ 
verfahrens 67. 213. 

Analphabeten, Schrift derselben und 
ihre Ähnlichkeit mit den graphischen 
Zinken der Gauner 68. 69. 

Analyse des Erfolgsbegriffes 65. 90, 

— eines Falles mit Homosexualität 66. 
94 96 

Anarchismus und Strafrecht 62. 238. 

Angehörige des Feldheeres, straf¬ 
bare Handlungen psychisch kranker 
69. 300. 

Angeklagter, suggestive Zeugenbe¬ 
fragung 64. 125. 

Angestellte und Arbeiter im Handel 
und Gewerbe, Kriminalität 63. 320. 

— öffentliche und private in Italien, 
Kriminalität 63. 349. 

Angriffe auf Menschen, Werkzeuge 
68. 40. 

Angst vor Schwangerschaft, Veranlas¬ 
sung zu Geistesstörung 66. 57. 


Angstmelancholie, Motiv zu Selbst¬ 
mordversuch und Kindestötung 67. 
273. 

Angstzustände als Motiv der Fahnen¬ 
flucht 68. 271. 

Anilinfarbe, Verbot des Gebrauchs 
als Stempelfarbe 61. 88. 

Anklage, Teilung der Funktionen 61.40. 

Anklageform im Strafprozeß 61. 57. 

Anklagekamme r im Strafprozeß61.49. 

Anklageschrift betr. Gewalttätigkeit 
65. 161. 

Anlage zu Gesetzübertretungen, Aus¬ 
druck in der Handschrift 69. 14. 

Anlaß und Reaktion bei Jugendlichen 
65. 200. 

Anonymität und Sexualität 65. 359. 

-Statistik 68. 293. 

Anpreisung empfängnisverhütend er 
Mittel 66. 172. 69. 291, 292 

Anschuldigungen des Gesindes we¬ 
gen Diebstahl 65. 241. 

Anstaltsarzt, Stellung zum sexuellen 
Problem 66. 187. 

Anstaltsbehandlung geistigMinder- 
wertiger auf Antrag 66. 334. 

Anstaltsgefährlichkeit, Begriff 70- 
69. 

Ansteckung der Kriminalität 62. 1 

Anthropologie, Einreihung im Wis¬ 
senschaftkreise 61. 218. 

— Resultate bei Verbrechern 61. 243. 

— Unterteilung 61. 219. 

Anthropologische Beziehungen der 

Verbrecher zu den Wilden 68. 67. 

An th ropometrie, Zweckmäßigkeiten. 
135. 

Antiquitäten, Fälschungen und deren 
Nachweis 67. 94 

Antisoziale Elemente 64. 51. 

Anwälte, Berufsbefangenheit 69. 213. 

— der Rasse 66. 180. 

— s. auch Rechtsanwälte und Staats¬ 
anwälte. 

Anzeigepflicht der Einweisung und 
Entlassung gefährlicher Geistes¬ 
kranker in der Schweiz 70. 127. 

Aphrodisiaca, gifthaltige Zaubermix¬ 
turen als — 66. 226. 

— aus dem Tier- und Pflanzenreich, 
Rolle der Form und Geruch 62. 390. 

Apophysis lemurica am Unterkiefer¬ 
winkel 63. 283. 

Arbeiter im Handel und Verkehr, 
Straffälligkeit 63. 328. 

— der chemischen Industrie, Zahnmerk¬ 
male 66. 326. 

— invalide, Auftreten als Ritter des 
eisernen Kreuzes 67. 106. 

Arbeiterschutzbestimmungen, 
Verstöße gegen — 63. 329, 330. 



Original ffom 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



I. Sachregister. 


3 


Arbeitsbücher, falsche zur Begehung | 
eines Delikts «1. 87. 

Arbeitsgelegenheit und Arbeits¬ 
nachfrage im gegenwärtigen Krieg 
«7. 19, 20. 

Argot, französische Gaunersprache 
68. 29. 

Argyrie, Haarfarbe 66. 8. 

Arkadenschrift 69. 9. 

— u. Mischschrift 69. 13: als Ausdruck 
verbrecherischer Neigung 14. 

— bei Verbrechern 69. 10, 11. 

Armeelieferungen, Betrug 67. 11. 

Armierungsarbeiten, Verwendung 

der Zuchthausgefangenen 67. 261. 

Armut als Ursache der Kriminalität 
62. 120. 

Arreststrafen bei Jugendlichen, Wert 
65. 318. 

Arsenikvergiftung, freiwillige oder 
Giftmord 70. 163. 

Arsennachweis in der Asche der 
Mutter Hopfs 61. 92. 

— in der Leiehe nach Vergiftung 70. 
169. 

Arsenverbindungen als geschlechts¬ 
erregende Mittel 66. 226, 237, 241. 

— Vergiftungen mit — 66. 243. 

— arzneiliche Verwendung in Deutsch- ' 
land 66. 235. 

Arzneimittel zur Erregung des Ge¬ 
schlechtstriebs 62. 383. 

Arzt, Stellung gegenüber der Geburten¬ 
beschränkung 67. 159. 

Atavismus, Einfluß beim Tätowieren 
61. 250. 

— und Verbrechen, Beziehungen 62. 

1, 266 

Attentat auf Erzherzog Franz Ferdi¬ 
nand, Mordwaffen des Komplotts I 
64. 99. 

Attentate Jugendlicher in der Jetzt¬ 
zeit 65. 200. 

Aufbewahrung gefälschter Stempel I 
61. 85. 

Aufenthaltsort verbrecherischer 
Geisteskranker, Anweisung oder Ver¬ 
bot eines bestimmten nach schweize¬ 
rischem Zivilgesetzbuch 70. 129. 

Aufgebotsschwindel mit einem 
Rote Kreuz-Los 68. 293. 

Aufsichtsamt für geistig Minder¬ 
wertige nach englischem Gesetz 66. 
336. 

Aufsichtsorgane, Vorgehen gegen ! 
Stempel- und Siegelfälschungen 61. 

88 . 

Aufwiegelung, Entscheidungen der 
ungarischen Kurie 62. 189. 

Augenblicksverbrecher 62. 367. 


Ausbildung, psychologische und 
psychiatrische der Organe der Straf¬ 
rechtspflege 69. 221. 

Ausnahmedelikte 61. 1. 

Ausnützung, planmäßige eintretender 
Verhältnisse bei Verbrechen 62. 261. 

Aussehen, Änderung der Verbrecher 
68. 15. 

Auswanderung, überseeische unter 
irrenärztlichem Gesichtspunkt (mit 
besonderer Berücksichtigung der Aus¬ 
wanderung aus Ungarn) 61. 303. 

Ausweispapiere der Gauner und 
Verbrecher 68. 14, 20; siehe auch 
Fleppen. 

Ausweisung gemeingefährlicher gei¬ 
steskranker AusländerausderSchweiz 
70. 127. 

Autosuggestibilität Hysterischer 64. 
2. 13. 

Azetylengas, Verwendung bei einem 
Raubversuch 66. 157. 


B, jenische Stammwörter 65. 67. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 63.372. 

64. 127. 

Bachstelze, abergläubische Bedeu¬ 
tung bei jenischen Leuten 63. 372. 
Backen von Kranken als Heilverfahren 
61. 118. 

Bagatell-Kriminalität bei weib¬ 
lichen Dienstboten 65. 190. 
Bagatellsachen im Gesindediebstahl 

65. 246, 249. 

— Justizirrtümer‘in — 61. 98. 
Banknoten, gefälschte 68. 24, 25. 

-Erkennung 61. 89. 

Bankfiotenklischees von Ver¬ 
brechern 68. 48, 49. 

Battistig, Johann, als Spezialist für 
schwere Einbrüche: Persönlichkeit. 

66. 148. 

-Simulation in der Haft 

66- 150. 

Bauchgeschwülste, Verwechselung 
mit Schwangerschaft 66. 55, 
Bauhand langer, Straffälligkeit in der 
Schweiz 63. 343 

Bayern, Alkohol-Kriminalität 62.84,86. 
Beccariaals Begründer einer modernen 
italienischen Gesetzgebung 61. 194. 
Beeinflußbarkeit und Schriftsach¬ 
verständige 64. 284. 

Befruchtung, künstliche in juristischer 
Beleuchtung 66. 165. 

— — beim Menschen 66. 186. 
Begnadigung, neue Wege bei De¬ 
likten der Alkoholiker 62. 91. 

Begnadigungsgesuch des wegen 

18* 


Digitized by Google 


Original ffom 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 




•4 


Generalregister Bd. 61— 70. 


Digitized by 


Mords zum Tode verurteilten Bellenot 
65. 254, 259. 

Begutachtun g, forensisch-psychia¬ 
trische bei sexuellen Falschbeschul¬ 
digungen 64. 36. 

--des Geisteszustands 70. 71, 74. 

— gerichtliche des Todes im epilep¬ 
tischen Anfall 65. 356. 

— der Simulation psychischer Krank¬ 
heiten vor dem gerichtlichen Forum 
63. 134 

Behandlung gemeingefährlicher ver¬ 
brecherischer vermindert Zurech¬ 
nungsfähiger nach den Strafgesetz- 
Vorentwürfen 70. 111. 

Beischlaf außerehelicher an Blöd¬ 
sinniger 66. 59. 

— — Bestrafung 66. 64. 

Beiwohnung, Begriff im Sinne $ 1717 

BGB. 66. 187. 

Bekämpfung der Prostitution am 
Niederrhein (Geschichte) 66. 179. 

Beleidigungen im Handel und Ge¬ 
werbe, Statistik 63. 319. 

— der Person des Königs in Ungarn, 
gesetzliche Maßnahmen 62. 198. 

Bellenot, Mord ans Blutaberglaube 
65. 252. 

Beruf u. Geburtenrückgang 66. 175. 

Beru fsb efan gen heit der Organe der 
Strafrechtspflege 60. 213, 287. 

Berufsethik, Verletzungen 63. 312. 

Berufskleidung des Mannes, An¬ 
passung der Kleidung der Frau und 
deren forensische Bedeutung 6S. 292. 

— — — — Kasuistische Ergänzung 
69. 144. 

Berufskriminalität der Dienst¬ 
mädchen 65. 200. 

-* italienische Statistik 63. 344. 

Berufsmerkmale an den Zähnen 
67. 114. 69. 142. 

Berufspsychologen als Sachverstän¬ 
dige 67. 231. 

Berufstätigkeit u. sexual- ethische 
Anschauungen der Dienstboten 65. 
220 . 

Berufswerkzeuge, kriminalistische 
Bedeutung 62. 392. 

Berufung gegen Strafurteile 66. 81. 

Beschäftigungsart, Einfluß auf die 
Straffälligkeit 63. 345. 

Beschlußkammern. Befangenheit 
durch Vorgesetzte Meinungen 69.219. 

Besitzlosigkeit. Einfluß auf Verbre¬ 
chen 68 65- 

Bestimmtheit (Exaktheit) der Aus¬ 
sage eines Zeugen 61. 168. 169. 

Bestrafung des außerehelichen Bei¬ 
schlafs an geisteskranken Frauens¬ 
personen 66. 64. 


Bestrafung der während des Krieges 
begangenen Delikte 67. 144. 

— des Diebstahls der Dienstboten 65 
244. 

— des Geschlechtsverkehrs venerisch 
Kranker 68. 158. 

— von Unfallsimulanten 63 224. 

Betrüger, Eigenschaften 62. 13. 26. 

— durch die durch den Krieg geschaf¬ 
fenen Verhältnisse 67. 8. 

Betrügerische Beschwerung der 
Wertbriefe 67. 81. 

Betrug, Beispiele 68. 24. 

— Beurteilung vom ungarischen ober¬ 
sten Gerichtshof 62. 194. 

— bewußter Hysterischer. Vermischung 
mit Selbstbetrug 64. 16. 

— im Handelsgewerbe, statistische An¬ 
gaben 63. 320. 

— mit goldenen Herrenuhrketten 69. 69. 

— durch Kartenschlagen u Gaukelei 64. 

121 . 

Betrugsähnliche Handlungen bei 
Tieren 61. 233. 

Betteln, Heilkraft erbettelter Gegen¬ 
stände 61. 120. 

Bettler, Einfluß des Kriegs 67. 20. 

Bettlerzinken 68 S, französische 9. 

Beurteilung, forensische der Erblich¬ 
keit von morphologischen Abnormi¬ 
täten u. der Papillarlinien der Finger 
67. 161. 

— der Kastraten 64. 68. 

— — von Versuchs- und Unfallsachen 
61. 304. 

— der psychischen Hemmungen durch 
Schul- u. Gerichtsärzte 68. 308. 

Bevölkerungsdichtigkeit, Einfluß 
auf Verbrechen 62. 120. 

Bevölkerungspolitik, Methodik 69. 
292. 

Bewahrungshäuser für unsoziale 
Geisteskranke 70. 96, 100, 101 

— für kriminelle vermindert Zurech¬ 
nungsfähige 70. 121. in der Schweiz 
124. 

Bewegungsfreiheit, eingeschränkte 
der Dienstboten, Veranlassung zu 
Delikten 65. 192, 200. 

Beweiswert von Mordwerkzeugen 61. 
165. 

Bewußtlosigkeit, Begriff nach dem 
österreichischen Gesetzbuch 66. 59. 

— Blödsinniger 66. 60. 

Bewußtsein, Polarität der Erschei¬ 
nungen 62. 71. 

— verschiedene Zustände 62. 45. 

Bewußtseinstrübung, Vortäuschung 

63. 141. 

Bezirksgerichtsstempel, gefälschte 
u. deren Gefahr 61. 87. 



Original ffom 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



I Sachregister. 


5 


Bezirksha uptma nnschaft, gefälsch¬ 
te Stempel 61. 87. 

Bibi iothekdesGiftmördersHopf61.137. 
Bilderschrift bei den Naturvölkern 
68. 30, 31. 

Bildungsfehler, Vererbung 67. 161 
Bildzauber, Glaube der Verbrecher 
an — 68. 60. 

Biologie des geborenen Verbrechers 
nach Lombroso 61. 249. 

Blausäure. Mechanismus der toxischen 
Aktion 62. 112. 

Blödsinn. Simulation 6:5. 141. 

Blüten (Reklamezettel), Verwendung 
von Gaunern 68. 25. 26 
Blut, Differentialdiagnose zwischen müt¬ 
terlichem u. fötalem 62. 112. 

— von Hingerichteten, Glaube an die 
Heilkraft 61. 120. 

Blutaberglaube im Falle Bellenot 
(1861) 65. 252, 269. 

Blutreinigungstee, Zusammenset¬ 
zung u. Wirkung 66. 245. 
Blutschande, Verleumdung des Vaters 
wegen — 69. 67. 

— ,s. auch Incest. 

Blutuntersuchung zur Beurteilung 
des Geisteszustands 69. 288. 

Böses, Einflüsse vor der Begehung 62. 
57. 

Bordell - Geschä ft, Zeitungsanzeige 
65. 346 

Bordel 1- Miets v e rtrag aus Nürnberg 
65. 345. 

Borstals System 62. 112. 

Bosheit, angeborene bei Tieren infolge 
von Schädelanomalien 61. 230. 
Brandlegungsapparate, primitive 
Konstruktion 68. 51. 

Brandstifter, zur Psychologie 65.351. 

— Psychologie u Psychopathologie 65*. 
149. 

— Säufer als — 62. 99. 
Brandstiftung, Motiv 64. 184. 

-Rache 61. 281. 

Brandu rsache, eine nicht alltägliche 

62. 394. 

Branntwein verkauf im Krieg, Ein¬ 
schränkung 67. 19. 

Brief marken fälsch un gen 68. 26, 27. 

— Feststellung 68. 214 

— — durch das Wasserzeichen im Pa¬ 
pier 67. 92. 

Brillenschlangengift als Mordmittel 

63. 68. 

— s. auch Cobragift. 

Broadmoor criminal lunatic asv- 

lum 70 93. 

Bromsilberpapier als Abziehfolie 
beim Spurensichern — ein Kriegs¬ 
ersatzmittel 70. 177. 


Buschmannzeichnungen Südaf 
rikas 68. 33. 

Busenfetischisten 64. 82. 
Busenpillen zur Erzielung einer ide¬ 
alen Büste 66 239. 


C, deutsch- jenisches Wörterbuch 64.133. 

Camorra in Neapel, eigenes Gericht 
68. 18. 

— u. Maffia als kriminal-soziologische 
Erscheinungen in Italien 62. 225. 

Canitics praematura nach Hemiplegie 
66. 9. 

Cant der englischen Gauner 68. 29. 

Capintesta, Oberhaupt der neapoli¬ 
tanischen Camorra 62. 226. 

Carvaische Epilepsie bei Verbre¬ 
chern 61. 253. 

Cercopithccus monas alsTaschendieb 
61. 233. 

Cerebrasthen iker als Teilnehmer von 
Massen verbrechen 62. 31. 

Cervantes über die Zigeuner 62. 378. 

Charakter, Beeinflussung durch die 
Sexualität 65. 357. 

— Definition 63. 273. 

Charakterzüge, typische der Rasse 

des Verbrechers 61. 252. 

Chemische Analyse, Notwendigkeit 
der Prüfung der verwendeten Mate¬ 
rialien 61. 136. 

Chiffernschrift der Verbrecher 68. 
13. 

.Christliche Wissenschaft“, An¬ 
hänger 69. 24; s. auch Gesundbeter 

deClerainbault, Fälle von Hephephilie 
61. 2, 5, 6, 8. 

Cobragift als Mordmittel amerika¬ 
nischer Mörder 63. 68. 

— — Reaktionserscheinungen 63. 71. 

Coitus interruptus, Verbreitung 6!).291. 

Crem an i als Strafrechtslehrer 61. 200. 

Cynäden, Physiognomie 61. 248. 


D, jenische Stammwörter 63. 67. 

— deutsch- jenisches Wörterbuch 64 
134. 

Dämmerzustand, epileptischer, Mord 
in — 65. 264. 

— geistiger, Simulation 63. 154. 
Dämmerzustände, hysterische als 

Ursache sexueller Falschbeschul¬ 
digung 64. 21. 

— forensische Wertung 65 225. 
Dämonenglaube der Verbrecher 68. 

63. 

Daktyloskopie, direkte Aufnahmen 
- in der Praxis 65. 293. 


Digitized by Google 


Original ffom 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



6 


Generalregister Bd. 61— 70. 


Digitized by 


Daktyloskopie, Beiträge: 

-neue Methode zur vergleichenden 

Untersuchung von Fingerabdrücken 
<55. 294. 

— — Verwendung der Wärme zum 
Sichtbarmachen latenter Fingerab¬ 
drücke auf Papier 65. 284. 

— und Evidenz 70. 237. 

— Herstellung von Fingerabdrücken 
mit deutlichen Schweißkanalöffnun¬ 
gen 64. 268. 

— Verdienste Sir William Herschels 
um dies. 70. 139. 

Def ekte,Vererbung nachMendelOl.183. 

Degeneration, Bedeutung für die 
Desertion 69. 172. 

— individuelle undsoziale 66. 289. 291. 
298. 

-— Forderungen der Kriminal¬ 
politik bei — 66. 307. 

— als Ursache der Kriminalität nach 
Sergi 62. 2. 

Degenerationsmerkmale, ange¬ 
borene und erworbene von Ver¬ 
brechern nach Lombroso 61. 251. 

— bei zu Hephephilie Neigenden 61. 

— psychische 66. 292. 

— somatische 66. 291. 

Degenerative Veranlagung Hyste¬ 
rischer 64. 11. 

Delikte, Begehung in erlangten Dienst¬ 
stellungen mittels gefälschter Arbeits¬ 
bücher 61. 87. 

— gegen das Leben des Kindes, stati¬ 
stische Angaben 65. 228. 231. 

Deliranter Zustand, Simulation 63. 
146. 

Delirien Hysterischer, Veranlassung zu 
Falschbeschuldigung 64. 22. 

Denkobjekte, konträre 64. 59. 

Denkschrift über die Errichtung kri¬ 
minalistischer Institute 66. 313. 314. 

Depigmentiertes Haar. Nachwach¬ 
sen nach Krankheiten 66. 9. 

Depressionszustände, forensische 
Bedeutung 68. 307. 

Desertion und Landesverweisung 64. 
291. 

— siehe auch Fahnenflucht. 

Deszendenz der Paralytiker 61. 302. 

Detentionsanstalten für kriminelle 

Trinker, Errichtung 69. 126. 

Determinismus in der Strafrechts¬ 
pflege 61. 208. 

— Theorie von Lucas 62. 56. 

Detumeszenztrieb als Komponente 
des Geschlechtstriebs 68. 235. 

Dextrin, chemische Reaktionen beim 
gerichtlichen Nachweis in Klebstoffen 
61. 298. 


! Diagnostik, Lehrbuch der psychi¬ 
atrischen (Bespr.) 61. 190. 

Dialektik der jenischen Sprache63. 12. 

Diebe, kommunistische Bestrebungen 
68. 65. 

— Eigenschaften 62. 26. 

— geisteskranke, richterliche Beurteilung 
65. 105. 

— Handschrift 69. 1. 

— mystische Prozeduren zur Entdeckung 
und Bestrafung 61. 120. 

— Physiognomie 61. 248. 

— Schädelraum 61. 243. 

Diebsaberglauben in Nordamerika 
61. 129. 

Diebskerze aus Leichenteilen 61. 123. 

Diebssegen zum Schutz gegen Ent¬ 
deckung 6S. 60. 

Diebstahl aus Aberglaube 61. 119. 

— zur Ausführung von Sympathiekuren 
in Amerika 61. 129. 

— wegen Fetischismus 61. 3. 5. 

— aus Gegenstandsfetischismus 62. 371. 

— im Handel und Verkehr, statistische 
Angaben 63. 328. 

— als Hauptdelikt der Dienstboten tt?>. 
192. 

—-Veranlassung 65. 193 

— Kasuistik 69. 64. 65. 

— Neigung der Zigeuner zu — 62. 378. 

— psychologischer Prozeß nach Bjcrre 
62 277. 

aus Talismann-Aberglaube 61. 128. 

Diebstalismane aus Teilen von Hin¬ 
gerichteten 61. 122. 

Diebswerkzeuge: eine Art Blechdüte 
zum Stehlen von Lebensmitteln aus 
gefüllten plombierten Säcken 69. 69. 

— eine Eisenröhre mit auswechselbaren 
Stahleinsätzen zum Erweitern der 
Bohrlöcher in Geldschränken 69. 70. 

Dienstboten, häusliche, Kriminalität 
(Statistik) in Deutschland 63. 221. 

-in Frankreich 63. 362. 

-in Österreich 63 336. 

— -in der Schweiz 63. 344. 

Dienstbotenvereine zur Verbesse¬ 
rung der sozialen Stellung der Dienst¬ 
boten 65. 237. 

Dienstbuch, Ausstattung mit Photo¬ 
graphie 70. 232. 

— Wirkung auf die verbrecherische 
Neigung der Dienstboten 65. 240. 

Dienstzeugnis auf einem Briefbogen, 
Nachweis der Fälschung durch das 
Wasserzeichen 67. 93. 

Dietriche der Diebe, primitive Be¬ 
schaffenheit 6S. 39. 

Diktographals Ersatz des gerichtlichen 
Schriftführers 67. 207. 
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„Ding an sich“ nach Kant öS. 254. 

Dipsomanie als eine Art des Irreseins 
62. 51. 

— Verstimmungen in — 62. 90. 

Disposition, asoziale, Vererbung 66. 

Disziplinarische Erledigung von 
Strafsachen 67. 309. 

Dokumentenfälscher, geisteskranker 
6t. 271. 

Dol metscher der Gaunersprache 6S. 6. 

Dolus, Bestimmung des Wesens 62. 
41. 

— commissionis und Dolus ommissionis 
61. 200. 

— personalis, Unterschied von realis 
61. 200. 

Doppelehenmit nachfolgender Kriegs¬ 
trauung 67. 4. ’ 

Doppel-Kindsmord, Verurteilung 
65. 148. s 

Doppelte Moral, Notwendigkeit 66. 
178. 

Drohung und straflose Ankündigung, 
Abgrenzung 69. 304. 

Drucksachen, photographische Ver¬ 
vielfältigung 69. 145. 

Druckschriften, Verbot der Verbrei¬ 
tung unsittlicher zur Verminderung 
der Sexualverbrechen 62. 140. 

Dundrum criminal lunaticasylum 
70. 95. 


E, deutsch-jenisches Wörterbuch 6t. 
142. 

Egozentrizität Hysterischer 6t. 2. 

Ehe und Kriminalität 67. 303. 

Eheangelegenheiten, forensisch¬ 
psychiatrische Beurteilung 67. 231. 

Ehebruch, strafrechtliche Bedeutung 
68. 303. 

— Bestimmungen im Code Penal über 
— 62. 235. 236 

— bei Tieren 61. 233. 

Ehescheidungsgesetz in Uruguay 

und entsprechende Verhältnisse in 
England 66. 171. 

Eheschließungen, Gesetze zur Be¬ 
schränkung in Amerika 61. 285. 

Eheverhältnisse in Indien 66. 182. 

Ehrenbeleidigung, Beurteilung von 
der ungarischen Kurie 62. 190. 

— Erwiderung auf der Stelle, Recht¬ 
sprechung 62. 190. 191. 

— Unzuverlässigkeit der Geschworenen¬ 
urteile in — 67. 229. 

Ehrengengerichte, Einführung an 
Stelle des Zweikampfes zur Hebung 
des Ehrgefühls 62. 139. 

Ehren not wehr 63. 51. 53. 


J Ehr- und Rechtsbegriffe der Ver¬ 
brecher 68. 18. 

Eid und Schwangerschaft 61. 111. 
Eifersucht bei Kindern 61. 240. 

— als Motiv der Fahnenflucht im Kriege 

68. 265. 

— Verleumdnng des untreuen Geliebten 
aus — 67. 300, der Nebenbuhlerin 
299. 

Eigenhändiges Schreiben eines 
Testaments 61. 262. 

Einbildungen, wahnhafte Hyste¬ 
rischer 64. 14. 

Einbrecher, Charakteristika nach 
Marro 62. 13. 

I — u. Raubmörder Joh. Battistig 66 
147. 

Einbrüche in Juwelierläden 69. 64. 65. 
Einbruchsdiebstähle aus Rauber¬ 
spielen 66. 37. 

— ein Spezialist für — 66. 148. 
Einbruch Werkzeuge 68. 40. 
Eingeweide, abnorme Beschaffenheit 

bei Verbrechern nach Lombroso 
61. 247. 

Einheitsstrafrecht, deutsches, Ent¬ 
wurf 66. 343. 

Einpflöcken von Krankheiten 61. 118. 
Einwanderungsgesetze der Ver¬ 
einigten Staaten Nordamerikas im 
Interesse der Rassenhygiene 61. 303. 
Einweisung freigesprochener krimi¬ 
neller Geisteskranker in eine Anstalt 
direkt durch das Gericht in der 
Schweiz 70. 82. 

-durch Administrativbehör¬ 
den 70. 83. 

— —-durch das Gericht oder 

die Verwaltungsbehörde 70. 84 

Eitelkeit der Prostituierten 62. 40. 

— der Verbrecher 62. 20. 
Eiweißzerfallsprodukte, giftige im 

Blute als Ursache von Geistesstörung 

69. 288. 289. 

Ekstasen der Massen im Kriege 65. 

351. * 

Elektrisches Auge, ein neuer Sicher¬ 
heitsschutz gegen Einbruch und 
Feuersgefahr 68. 255. 
EmotionaleDegeneratonszeichen 
66. 292. 

Empfängnisverhütende Mittel, 
Anpreisung <16. 172. 
Empfindlichkeit, geringe bei Ver¬ 
brechern 61. 250. 

Energie eines Gefühls oder einer Vor¬ 
stellung <12. 44. 

Energielose, Handschrift 69. 6. 
Entartung, Definition 62. 47. 

— erworbene bei Verbrechern nach 
Mandalari 62. 7. 
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Entartung s. auch Degeneration. 
Entbindung der Dienstmädchen in 
öffentlichen Anstalten, Einfluß auf 
die Anerkennung der Vaterschaft 
«5. 217. 

Entfärbung menschlicher Haare «ft. 7. 
Entla rvung simulationsverdächtiger 
Deliquenten 63 176. 

— tauber und schwerhöriger Simu¬ 
lanten mittels „Absehen vom Munde“ 
«7. 71. 

Entmündigung, Begründung 69. 94. 
95. 100. 

E n t m ii n d i g u n g r i c h t e r, Funktion, 

69. 111. 

Entscheidung, oberlandgerichtliche 
in einem Prozeß gegen einen ge¬ 
meingefährlichen (jeisteskranken 
69. 104. 

Entwicklungsstörungen, geistige 
66. 292. 

geschlechtliche 68. 159. 
Epikritisches zum Elberfelder Sen¬ 
sationsprozeß Wilden-Nettelbeck 66. 
179. 

Epilepsie, Erinnerungsverluste bei — 

63. 156 

und Kriminalität 61. 253. 62. 111. 

— pulverisierte Maikäfer als Volksmittel 
gegen — 62. 384. 

— Simulation und ihre Beurteilung 63. | 

225. 

— psychische bei Simulanten (Kl. 155. 
Epileptiker, Sexualverbrechen 82. 38. 
Epileptische Antezedentien bei 

Gewohnheitsverbrechern, Erschwe¬ 
rung der Feststellung der Simulation 
63. 227. 

Epileptische Krämpfe, Simulation 
bei Kindern 63. 238. 

— Todesursachen 65. 356. 

Erblichkeit morphologischer Abnor 

mitäten und der Papillarlinien der 
Finger, forensische Beurteilung 67. 

— bei Trinkern, Verschlechterung 68. 

308. 

E r f a h r u n g s p s y c h o 1 o g i e und wissen- 
schaftliche Psychologie 61. 163. 68. 
'290. 

Erfindungsdrang Hysterischer64.5. 
Erfolg, Begriffsanalyse 65. 90. 

— im Strafrecht 65. 98. 101. 

E rf o 1 gs ha f t u n gnach österreichischem 
Recht 65. 95. 

Ergrauen des menschlichen Haares 
66 3. 8. 

-intermittierendes 66. 9. 

Erhängen, besondere Ausführung 69. 

67. 


Erhaltung gefährdeter flacher Gegen¬ 
stände 63. 87. 

Erhebungen, kriminalistische in 
Bayern 64. 196: 

-durch Justizorgane 64. 196. 

— — — — durch Verwaltungsorgane 

61. 215 

Erinnerung für Erlebtes bei Simu¬ 
lanten 63. 155. 

— fehlende des Verletzten für einen 
Schädelschuß 69. 299. 

— Psychologie 65. 137. 

— eines Zeugen an das Geschehene 
6!. 171. 

Erinnerungstäuschungen und 
-fälschungen bei Hysterie 64. 4. 

Erlebnisse eines Mädchens in der 
Gewalt eines Armeniers 69. 138. 

Ernährung, geschlechtsbildender ßln- 
fluß 68. 154. 

— mangelhafte als Ursache von Sexual- 
störuugen bei Frauen 67. 232. 

Erotisches, Wirkung auf das Gefühls¬ 
leben Hysterischer 64. 4. 6. 8. 19. 

Erotik in den Motiven der Mode 65.359. 

Erpressung, Bestrafung in Ungarn 
62 192. 

durch Drohung, Grenzlinien unter 
besonderer Berücksichtigung der 
modernen Arbeiterkämpfe 69. 303. 

Erregungszustände, Simulation von 
Verbrechern 63. 141. 

Ersatzmittel und -ein rieh tun gen 
der Verbrecher, Primitives 68 70. 

-für den Verlust gesellschaft¬ 
licher Hilfsmittel 68. 5. 6. 

Ersch ießung der Frau oder Geliebten 
von eifersüchtigen Soldaten im Krieg 
67. 4. 

Erstdelinquenz in den verschiedenen 
sozialen Gruppen 63. 214. 

Ertrinkungstod, Aberglaube bei — 
61. 111. 

Erwürgung der Tochter nach voraus¬ 
gegangenem Mißbrauch durch den 
Vater 6(5. 33. 

Erziehung, Einfluß auf die Krimi¬ 
nalität 62 203. 207. 

— Einführung von Reformen nach Ferri 

62. 139. 

— als Faktor der gegen das Verbrechen 
gerichteten Prävention 61. 199. 

— verlassener Kinder durch den Staat 
62. 140. 

Erziehungspflicht, Verfehlungen69. 
272. 

Etablishment for state and criminat 
lunatics 70. 94. 

Ethnographie, Wert einer Sammlung 
von Tätowierungen und von krimi- 
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nalistischen Gegenständen für die 
- 67. 125. 

Etymologie der jenischen Sprache 

63. 21. 

Eugenik (Rassenhygiene), Erfolge in 
Amerika 61. 285. 

— heutiger Stand 66. 191. 

Evolutionstheorie nach Lester Ward 
6t;. 297. 

Exhibitionisten, neurastherischer 
Dämmerzustand und dessen Fest¬ 
stellung als Simulation 63. 231. 

Exp^osio-n in einer Zelluloidfabrik, 
neurologische und psychologische 
Erfahrungen 65). 302. 

Explosionsgefahr bei Verwendung 
von Azetylengas 66. 158. 160. 


F, jenische Stammwörter 65. 68, 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64 153. 
Fälscher, Gesichtsausdruck 61. 248. 
Fälschungen, Beispiele 68 24. 25. 

— der Dienstbücher 65. 243. 

— bei Maschinenschriften 61. 259. 
von Stempeln 61. 81. 

Fahnenflucht, Bekämpfung 61). 184. 

— im Kriege 68. 260. 

— — — Gruppen 6S. 263 

— -Motive 6S. 262 263. 69 161. 

— Symptom verbrecherischer Anlage 
69. 176. 

— s. auch Desertion. 

Fahrlässigkeit, Auslegung vom un¬ 
garischen obersten Gerichtshof 62. 
183. 

— durch Gesundbeten 69. 3Ö. 

— und Motiv 63. 270. 
Fakultätsgutachten von 1766 in 

strittigem Falle von männlichem Un¬ 
vermögen 66. 191. 

Fall Johann Battistig 66. 147. 

— Bellenot (1861) 65. 252. 

— E., ein Kapitel aus dem Irrenrecht 
69. 81. 

— von Homosexualität 66. 94. 

— wissentlich unwahrer Selbstver¬ 
dächtigung 65. 301. 

— Trinkaus, Verurteilung wegen Mords 
einer Taubstummen 67. 1/5. 

— Zehentner, eine 17 jährige Raub¬ 
mörderin 70. 133. 

Falschbeschuldigungen, sexuelle 
der Hysterischen 64 1. 66. 193. 

— — — soziale Bedeutung 64. 28. 

— — — Entwicklung 64. 26. 

--disponierende Faktoren zu — 

64. 26. 27. 

— sexuell gefärbter Inhalt 64. 7. 
-— Material 64. 13. 

— — — objektiver Tatbestand 61. 32. 


Falschspieler, Eigentümlichkeiten 
nach Marro 62. 13. 
Familienähnlichkeit 70 . 262. 
Familienmord (erweiterter Selbst¬ 
mord) in forensischer Beurteilung 

67. 269. 

Familienrechte, Reformen nach Ferri 
62. 139. 

Fantesprog der skandinavischen 
Gauner 6S. 29. 

Farbe der Augen und der Körperbe¬ 
haarung und Farbe der Körper- und 
Kopfhaare 65. 165. 

— des menschlichen Haares in fo¬ 
rensischer Beziehung 66. 1. 

Farben, Einfluß auf die sexuelle Er¬ 
regung 61. 14. 

Fatalismus, Unterscheidung von De¬ 
terminismus 62. 56. 

Fehlgeburt, künstliche u. künstliche 
Unfruchtbarkeit vom Standpunkt des 
Rechtes 70 . 271. 

Feigheit. Motiv der Fahnenflucht im 
Krieg 68. 271. 

Fels- und Steinzeichnungen, primi¬ 
tive Art der Bilderschrift 68. 31. 
Feminismus und Strafrecht 62. 232. 
Feststellung, strafprozeßuale der Un¬ 
zurechnungsfähigkeit und Gemein¬ 
gefährlichkeit 70 . 70 
Fetischismus als eine Art symbol- 
sierter Religion 61 36. 

— Beiträge zur Psychopathologie 64 71 

— Definition <44. 73. 74. 

— Diagnose 61. 7. 15. 

— Frage des Angeborenseins 64. 76. 
78. 79. 81. 86. 

— Kasuistik 69. 159. 

— als Motiv zu Warenhausdiebstählen 

65. 117. 118. 

— Nerven- und Geistesleben bei — 

64. 28. 

— Symptome 64. 85 

— der Verbrecher, Primitives 68. 66. 

— — Verbreitung 68. 63. 64. 

— weiblicher, Hephephilie als an¬ 
gebliche Form dess. 61. 1. 

Feuerbestattung und Virginität 61. 
132. 

Feuersteinmesser der Steinzeit, Pri¬ 
mitives 68. 62. 63. 

Fiaker und Wachmann. Beziehungen 

65. 150. 

Fieberzettel, Tragen von Verbrechern 

68. 61. 

Filangieri als italienischer Strafrecht¬ 
lehrer 61. 198. 

Filmzensur, Zentralisierung 62. 101. 
Fingerabdrücke, latente auf Papier. 
Sichtbarmachen durch Wärme 65. 
284. 
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Fingerabdrücke, Abziehfolien für 
70. 177. 

— Methode zur Vergleichung von — 
63. 294. 

— mit deutlichen Schweißkanalöff¬ 
nungen, Herstellung 64. 268. 

— Übereinstimmung bei nicht bluts¬ 
verwandten Personen <47. 167. 169. 

— Überschätzung 70. 240. 

Fischdiebstahl, Geräte zum — 6$. 

36. 37. 38. 

Fixe Ideen, Anlaß zu Selbstmord 
und Verbrechen 02. 33. 

Flatterhaftigkeit der Dirnen 02 40. 

Fleppen der Gauner OS. 21. 

— — Primitives 6H. 34 

Fleppen mach er 01. 85. OS. 23. 

Flüchtlinge, Vermögensdelikte 07. 

136. 

Forensisch-psychische Beobach¬ 
tungen im Felde 09. 300. 

Forensisch - psychologische Ge¬ 
sellschaft zu Hamburg, Bericht 
über das Wintersemester 1913/14 
01. 185. 

Forst- und Jagdschutz, Ausübung 
03. 60. 

Fortkommen Bestrafter im Dienst¬ 
botenberuf 83. 191. 

Fortpflanzung, Verhinderung bei 
Degenerierten 00. 307. 

Frauen, Anteil an Berufstätigkeit. 
Statistik 03. 321. 336. 

— Ausnützung der Kriegslage zu un¬ 
lauteren Handlungen 07. 9. 

— beruflose verheiratete in Frankreich, 
Straffälligkeit 03. 361. 

-- Beteiligung an Warenhausdiebstahl 
63. 106. 107. 113 

— während des Kriegs der Kriminalität 
anheimgefallen 07. 137. 

— als Richter OS. 290. 

— Schädigung durch leichtfertige Men¬ 
schen im Krieg 07. 9. 

— sexuelle Untreue 70. 270. 
wirtschaftlich selbständige und ab¬ 
hängige in Italien, Unterschied in 
der Straffälligkeit 03. 355. 

Frauenberufe in Italien, Kriminalität 
63. 345. 

Frauendelinquenz in der Landwirt¬ 
schaft und Industrie Frankreichs 03. 

362. 

Frauenkleidung, Anpassung an die 
Berufskleidung des Mannes und deren 
forensische Bedeutung OS. 292. 

-— kasuistische Frgänzung 09. 

144. 

Frauenrechtler, Angriffe gegen Be¬ 
stimmungen des Code Penal 02. 
225. 


Freibrief der Diebe als Schutz vor 
Entdeckung 68. 58. 

Freies Ermessen der Verwaltungs¬ 
behörde im Jugendstrafrecht 6-'». 315. 

Freiheitsdrang, Motiv zur Fahnen¬ 
flucht 68. 268. 

Freiheitsstrafe und Gefängniswesen 
in Österreich von der Theresiana 
bis zur Gegenwart 09 304. 

Freiheitsstrafen, kurze, Nachteile 
66. 85. 

— Sexualproblem 00 181. 

Freimaurer im Volksglauben 01. 113. 

Freisprechung infolge Sachverstän¬ 
digengutachtens 04. 285. 

— im Verbot des Kinematographen- 
besuchs von Kindern 01. HU 103 

Fremdenlegionäre, Fahnenflucht 69. 
176. 

Freundschaft und Sexualität 67. 234. 
<411. 153. 

Fruchtabtreibung der Dienstmäd¬ 
chen 6». 195. 

— Statistik 65. 22 ], 

— in Italien, Statistik 61 354. 355 

— Präventivverkehr und Geburtenriick- 
ang 6 >. 360. 

cheinindikationen bei ärztlicher 69. 
298. 

Frühreife der Kinder 07. 232. 

- — der weiblichen Jugend, Anlaß zu 
Delikten 00. 37. 

Fürsorge der Alkoholiker 62. 108. 

— für Geisteskranke und geistig Ab¬ 
norme nach den gesetzlichen Vor¬ 
schriften 05. 182. 

— — — für geisteskranke Verbrecher 
und verbrecherische Geisteskranke 
02. 267. 

Fürsorgeausschüsse für geistig 
Minderwertige in England 60. 337. 

Fürsorgeerziehung, Berücksich¬ 
tigung der Zurechnungsfähigkeit bei 
OS. 308. 

— Durchführung der Bestimmungen 
00 44. 

— kindliche Kriminalität in der — 67. 

305. 

— Strafe in der — OS. 307 

Fürsorgezöglinge, statistische An¬ 
gaben über das Verhalten derselben 
während des Krieges 07. 12. 13. 

— uneheliche Geburt 09. 4. 

— simularische Neigungen 64. 239. 

— Untersuchungen an weiblichen 65. 
355. 

Fugues und fugueähnliche Zustände 
bei Kriegern 68. 263. 276. 

Furcht vor drohender Strafe als An¬ 
laß zur Desertation 09. 181. 

Fußfetischismus, Kasuistik 64. 93. 
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Fußspuren, Abgießen 64. 263. 

-im Schnee 64. 267. 

— Beurteilung und Feststellung 63. 83. 

— Untersuchung 61. 61. 62. 

— Vergleichung 66. 129. 

— vorgetäuschte bei Brandstiftung 61. 
281. 


G, jenische Stammwörter 6.Y 68. 

— deutsch-jenischesWörterbuch 64.169. 

Galvanometrie, Bedeutung für die 

gerichtliche Psychiatrie 65. 133. 

„Ganfer Medine“ 63 6 

Ganserscher Symptomenkom- 
plex, Feststellung der Simulation 
durch- 63 213. 

Gaukelei und Betrug 64. 121. 

Gaunersprache, Hauptmerkmal der 
geborenen Verbrecher nach Sund- 
gren 82. 277. 

— der verschiedenen Nationen 68. 29. 

-italienische 62. 24. 

— Parallele in anderen Geheimsprachen 

68 . 68 . 

— Verbreitung und Wissenswertes für 
den Juristen 68. 7. 

Gaunertum, Geschichte des deutschen 
7«. 267. 

Gaunerzinken 68 10. 11. 12. 

— mit Wappen 68. 16. 

Gebärdensprache, Primitives 68. 29. 

Gebiß, forensische Bedeutung der Be¬ 
sichtigung 66. 324. 330. 

Geburten, uneheliche, Beteiligung der 
Dienstboten 65. 213. 

Geburtenregelung und Geschlechts¬ 
moral 66. 176. 

Geburtenrückgang, Bedeutung der 
Fruchtabtreibung und des Präventiv¬ 
verkehrs 65. 366. 

— Einfluß des Berufs 66. 175. 

— Stellung der Ärzte zum — 67. 159 

— Ursachen und Abhilfe 66. 340. 

Geburtenstatistik, neue Fragestel¬ 
lungen 66. 177. 

Gedächtnisinseln in einem voll¬ 
kommenen Erinnerungsverlust 63 
156. 

Gedanken zur Kriminalpolitik gegen¬ 
über jetzigen und früheren Zucht¬ 
hausgefangenen im Kriege 67. 253. 

Gefährlichkeit der Verbrecher, Not¬ 
wendigkeit des Kampfes gegen — 
62. 60. 63 

Gefängnis, Kriegserfahrungen 67. 1. 

Gefängnispsychosef), Erschei¬ 
nungen 63, 163. 

Gefängnisschule, staatsbürgerliche 
Erziehung der durch den Krieg straf¬ 
fällig Gewordenen in — 67. 22. 


Gefängniswesen in Österreich von 
derTheresiana bis zur Gegenwart 69. 
304. 

Gefahren und Schäden durch Stempel¬ 
fälschungen 61. 86. 

Gefangene, Verwendung im Krieg 
67. 252. 

Gefühl, Bedeutung der Energie des¬ 
selben für das Strafrecht 62. 43. 

Gefühlseinflüsse, überstark wirk¬ 
same Hysterischer 64. 3 

Gefühlsleben, Degenerationszeichen 
66. 292. 

— männlicher Kastrnte <44. 67. 

— der Verbrecher 62. 19. 

Gegenspionage, Wesen 65. 176. 

Gegenwehr bei einem Angriff, Be¬ 
rechtigung 63. 52. 

„Geheimratstochter“, ein Weib 
typus 66 171. 

Geheimschriften, Entwicklung und 
Klarstellung unsichtbarer 64. 295. 

Geheimsprache, jenische 63 1. 

Geheimwissenschaften in kritischer 
Beleuchtung 70. 143. 

Gehirn, abnorme Beschaffenheit bei 
Verbrechern nach Lombroso 61. 247. 

Geisterglauben derVerbrecheröS. 63. 

Geisteskranke, anstaltsgefährliche 
70. 69. 

— morphologische Eigenschaften 68. 

— Fürsorge nach den gesetzlichen Vor¬ 
schritten 63. 182. 

— in Gefängnissen 62. 267. 

— gemeingefährliche verbrecherische, 
straftrechtliche Sicherung der Ge¬ 
sellschaft vor — 70. 1. 

— Untersuchung 62. 102. 

— Verantwortlichkeit 62. 59. 

Geisteskrankheit, Begriff 70 52. 

-medizinischer 70, 54. 

— Beurteilungeines Selbstmordversuchs 
bei — 67. 285. 

— Feststellung 62. 51. 

— Geschlechtsleben bei — 66 59. 

— auf organischer Grundlage. Vor¬ 
täuschung von Kriminellen 63. 233 

— im Kindesalter 66. 342. 

— infolge von Verbrechen 68. 309. 

— vorgetäuschte von Psychopathen 63. 
139. 

Geistesleben, menschliches, Wesen 
und Problem der Strafe 62. 107. 

Geistesstörungen, Klassifikation in 
der Medizin <?2. 48. 

— im Mittelalter 62. 47. 

— Simulation 66. 71. 

— bei Warenhausdiebinnen 65. 115. 

— Zusammenhang mit der Menstruation 
65. 354. 
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Geistestätigkeit, Grenzzustände 
zwischen normaler und krankhafter 
«9. 8«. 

Geistesverwirrung, partikuläre, Ver¬ 
antwortlichkeit bei — <»'2. 59. 

Geisteszustand, Beurteilung durch 
Blutuntersuchung 69. 288. 

Geistige Gesundheit und Krank¬ 
heit, Grenzzustände (Beziehungen 
zu Verbrechen und Strafweseni öl. 
304. 

Geistige Schwäche, Simulation 63 
141. 148. 

-, angeborene als Simulation 63. 

175. 

Geistig M in de r werti ge^, Inter¬ 
nierung (Mi 333. 

Gelatineplatten zum Leserlicher¬ 
machen verblauter Schriften (»1.274. 

Geldmangel als Ursache primitiver 
Zustände und von Verbrechen öS. 65. 

Geldstecken,Glauben an die heilende 
Kraft Öl. 117. 

Geldtaschen raub zw'ecks Bestrafung 
und Selbstzuchts (>7. 108. 

Gelegenheits Verbrecher, Bestra¬ 
fung nach Conti 02 297. 

—. nach Lombroso öl. 253. 

Gel egenheits- und Gewohnheits¬ 
verbrecher, Entstehung 02. 61. 

— Unterscheidung nach Olrik Ö2. 260, 
nach de Roos ö2. 271 

Gelehrte, verbrecherische Ö9. 49. 

Ge meingefährd ung, vorsätzliche 
öö. 33. 

Gemeingefährlichkeit, Begriffsbe¬ 
stimmung 70. 65. 66. 

— in psychiatrischer, juristischer und 
soziologischer Beziehung 03 91. 

— strafprozeßuale Feststellung 70. 70. 

Gendarmenmord bei Herzogenburg 

ÖS. 81. 

Generalprävention, Eintritt ÖS. 4. 

— Gefährdung öö. 85. 

Genitalzentren, höhere bei Gehirn¬ 
erschütterung (»6 188. 

Genossenschaftsstcmpel, gefäl¬ 
schte und deren Schäden öl. 87. 

Genußsucht der Verbrecher Ö2 22. 

Gerechtigkeit der Strafrechtspflege, 
Gewähr für öl. 207. 

Gergo der italienischen Gauner öS. 29. 

Gericht, eigenes der Camorra in 
Italien 02. 129. 

Gerichtspersonen, sexuelle Be¬ 
zichtigungen durch psychopathische 
Häftlinge 04. 25. 

Gerichtspraxis, Mitteilungen öl. 
263. 

— kriminalpsychologische Studien öS. 
224. 


Gerichtsaalberichte der Tages¬ 
presse 07. 202. 203. 

Gericiitsverfassung, Entwicklung 
in Bayern 04. 187. 

Germanasals spanische Gaunersprache 
ÖS. 29. 

Geschäftsmoral während des Kriegs, 
Beispiele 07. 15 

Gesche Gottfried, wegen Mordtaten 
1831 hingerichtet 02. 102. 

Geschehen und Erfolg, Beziehungen 
ö:>. 90. 96. , 

Geschichte der bayerischen Kriminal- 
statistik 04. 185: 

-— Erhebungen der Justizorgane 

und ihre Veröffentlichung 04. 196. 

-— Erhebungen der Verwaltungs¬ 
organe und ihre Veröffentlichung 
04. 214. 

üeschlechtsaffekte bei Tieren öl. 
233. 

Geschlechtsartung, weibliche, Ein¬ 
fluß auf sexuelle Falschbezichtigung 
04. 27. 

Geschlechtberichtigung bei einem 
3 Monate alten Kinde öö. 187. 

Geschlechtsbildung, Abhängigkeit 
vom Zeitpunkt der Kohabitation nach 
Siegel -öS. 155. 

Geschlechtskrankheiten und Aber¬ 
glaube 07. 152. 

— Staatsschutz und persönlicher Schutz 
gegen — öö. 172. 

— Suffragetten über die Bekämpfung 
öö. 174 

G esc hlechts leben Geisteskranker 
öö. 59. 

— der Verbrecher, primitive Zustände 
08. 35. 66. 

— unserer Zeit öö 177. 

-Tatsachen-Richtigstellung 07. 

151. 

Geschlechtslust (Geschlechtstriebi. 
erregende Arzneimittel für — 62 

383. 

Definition öS 234. 

üeschlechtsumgang, vorehelicher 
bei Dienstmädchen, Ursachen 65, 219. 

Geschlech tsumwandlungstrieb, 
Kasuistik 05. 353. 

Geschlechts verkehr venerisch Kran¬ 
ker, Bestrafung ÖS. 158 

— mit Schulmädchen, Verleumdung 
wegen — 09. 70. 71. 

Geschworene, ein Wegweiser für 
deutsche 07 153. 

Gesellschaft, forensisch - psycho¬ 
logische zu Hamburg 1913/14 61 185. 

— strafrechtliche Sicherung vor gemein¬ 
gefährlichen verbrecherischen Gei¬ 
steskranken 70. 1. 
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Gesellschaftliche Einrichtungen, 
Mißbrauch von Verbrechern ÖS. 20. 

— Verlust des regelmäßigen und ordent¬ 
lichen Gebrauchs ÖS. 1. 5. 

Gesellschaftliches Leben der Ver¬ 
brecher ÖS. 18. 

— Primitives öS. 34. 

Gesellschaftsschutz, Mängel des 

heutigen gegenüber gemeingefähr¬ 
lichen verbrecherischen Geistes-' 
kranken in kasuistischer Darstellung 
70 6. 

Gesetz betr. Änderung des Strafge- 
gesetzbuches 62. 101. 

— der Camorra in Neapel 62. 227. 

— englisches über die Internierung 
geistig Minderwertiger öö. 333. 

— über Jugendstrafrecht und über Für¬ 
sorgeerziehung, neue Entwürfe in 
Österreich 69. 275. 

— Mißbrauch von Gaunern öS. 28. 

— u. Richterspruch zur Orientierung 
über Rechtsquellen- und Rechtsan¬ 
wendungslehre der Gegenwart 65. 
181. 

— über Schutz gegen gemeingefähr¬ 
liche verbrecherische Unzurechnungs¬ 
fähige in Deutschland 70. 76, in 
England 80, in Frankreich 79, in 
Italien 80, in Norwegen 81. in Öster¬ 
reich-Ungarn 78, in der Schweiz 82. 

— über Unfruchtbarmachung von Ver¬ 
brechern, Geisteskranken usw. in den 
Vereinigten Staaten Amerikas öl. 285. 

— des kürzesten Wegs öS. 218. 

Gesetzgebung, pfälzische (bis 1861) 

ö*. 191. 193. 

Gesetzgebungsvorsch läge betr. 
künstlicher Befruchtung öö. 170. 

Gesetzreformen, dringliche öö. 80. 

Gesetzübertretungen, Anlage zu — 
69. 14. 

— durch die Kriegslage gefördert ö7. 

Gesichtslänge, mittlere beim Ver¬ 
brecher öl 244. 

Gesindediebstahl, Regelung 65. 246. 

Gesinnungsäußerungen im Volke 
zur Kriegszeit 67. 6. 18. 

Gespensterglaube in Nordamerika 
öl. 126. 

Geständnis eines Delikts, Protokol¬ 
lierung 67. 209. 

Gestirne, Glaube an den Einfluß auf 
das Schicksal des Menschen öl. 127. 

Gesundbeter, zum Kampfe gegen — 
ö!>. 24. 

— in Nordamerika öl. 128. 

— zum Treiben der — öl. 156. 

Gesundheit, körperliche und geistige 

eines Zeugen 61 169. 


Gewaltdelikte, Beteiligung der weib¬ 
lichen Dienstboten an — 65. 192. 

Gewa Ittätigk eit in Italien, statistische 
Angaben 63. 345. 

Gewehre der Verbrecher öS. 45. 47. 

Gewinnsucht, schrankenlose während 
des Krieges 67. 142. 

Gewißheit des Richterspruchs 63. 91. 

Gewißheitsurteil in strafbaren Hand¬ 
lungen 61. 69. 

Gewohnheitsverbrecher, Neigung 
zur Fahnenflucht 69. 175. 

— im künftigen Strafrecht 62 101. 

Giftmädchen, indisches. Sage 66 

243. 

Giftmischer, Eigenschaften 02. 25. 

Giftmörder Hopf, Bibliothek öl. 137. 

Giftmord, Psychologie 69. 79. 

— oder Tod durch fortgesetzte frei¬ 
willige Arsenikzufuhr? 70. 163. 

Giftmordprozeß Hopf, Arsennach¬ 
weis in der Asche der Mutter Hopfs 
61. 92. 

-— Kieper 70. 163. 

Giftschlangen, zoologische Grup¬ 
pierung 63. 71. 

Giftwi rkung von Azetylengas im Luft¬ 
gemisch öö. ■ 159. 

Gipsabgüsse von Fußspuren, Härten 
öl. 26S. 

Girlandenschrift 69. 9. 10. 

Glasbläser, Zahnmerkmale 66. 329. 
67. 121. 

Glaubwürdigkeit Unfallverletzter in 
der Simulationsfrage 03. 220. 

Gliederschmerzen. Lust- und Un¬ 
lustgefühle bei — 62. 72. 

Glossatoren des römischen Strafrechts 
öl. 193. 

Glücksritter, Treiben öS. 26. 

Glückstalismane in Amerika öl. 128 

Goldwarenschieber 70. 209. 

Graphische Zinken, Primitives68.29. 

Graphometrie, Ausbau und Abschluß 
nebst einem Nachweis ihrer wissen¬ 
schaftlichen Grundlagen 68. 178. 

-Exaktheit der Messung öS. 208. 

— — — Grundeinstellung bei — ÖS. 
189. 

-graphometrische LinienöS. 194. 

— — LiniendesRaumgefühlsöS. 190. 

— und ihre Gegner 65. 331. 335. 

— zur Kritik 64. 40. 

— im Strafverfahren 67. 42 

Grausamkeit bei Kindern öl. 242. 

Grenzfragen, juristisch-psychiatrische 

vom lncest 63. 95. 

Grenzzustünde zwischen geistiger 
Gesundheit und Krankheit in ihren 
Beziehungen zu Verbrechen und 
Strafwesen öl. 301. 
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Größen- und Verfolgungswahn 
erotischer Hysterischer 64. 14. 

Groß, Hans,” Gedenkrede gehalten 
an der Universität Graz März 1916 
von A. Lenz 66. 339. 

Nachruf 63. I. 

— und sein Werk ß7. 234. 

Güteverfahren in StrafsachenH7. 309. 

Gummi arabicum als Klebstoff, ge¬ 
richtlicher Nachweis ßl. 297. 

Gußformen aus alter Zeit zur Er¬ 
zeugung von Gebrauchsgegenstän¬ 
den 68. 50. 

Gutachten, ärztliches über den Geistes¬ 
zustand eines Verbrechers durch Blut¬ 
untersuchung ßß. 288. 

— — über den Gendarmenmord bei 
Herzogenburg 68. 93. 

— — über pathologischen Rauschzu¬ 
stand ßß. 120 123. 

— — Trugschluß aus der Form des 
Mordwerkzeugs ßl. 165. 

— über die forensische Bedeutung der 
Haarfarbe ßß. 15. 17. 

— auf sachlichem Befund ß4. 286. 

— über Familienmord ß7. 273. 276. 
279. 

— falsche von Sachverständigen ßl. 
137. 

— über den Geisteszustand des Händ¬ 
lers E. aus Hamburg ßß. 81. 

— gerichtsärztliches, interessantes ßl. 
276. 

- — über Simulation eines Psycho¬ 
pathen ßS. 309. 

— über Homosexualität bei Tabikern 
ßß. 74. 78. 

— in einem Meineidsprozeß über Vater¬ 
schaft ß7. 161. 

— motiviertes über den Lustmörder 
Max Dietze ßL 228. 

— psychiatrisches über einen Doku- 
mentenfälscher ß4. 282. 

— bei Ehescheidungsprozessen ß7. 
231. 

— über den Einbrecher und Raub¬ 
mörder Battistig ßß. 154. 

— — über den Selbstmordversuch eines 
Psychopathen ßß. 145. 

— — über die Zurechnungsfähigkeit 
eines jugendlichen Vatermörders 68. 
166. 

— graphologischer Sachverständiger 67. 
42. 

— Obergutachten bei Schriftproben 
ßL 288. 

Gutgläubigkeit Hysterischer bei ge¬ 
schlechtlichen Falschbezichtigungen 
61. 15. 

Gy ri ni d e n (Taumelkäferi. Verwendung 
in der Volksmedizin 6'2. 387. 388. 


| H, jenische Stammwörter 63. 68. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 6L 297. 

Haar, menschliches als gerichtliches 

Untersuchungsobjekt ßß. 1: 

-Entfärbung ßß. 7. 

— — postmortale Farbenveränderung 
ßß. 11. 

-Nachweis künstlich gefärbten — 

66 . 6 . 

Haare, Farben Verhältnis der mensch¬ 
lichen an den verschiedenen Körper¬ 
teilen 63. 165. 

Haarausfall, Nachwuchs anders pig¬ 
mentierten Haares ßß. 10. 

Haarfärbemittel ßß. 5. 6. 

Haarfarbe, Bedeutung in forensischer 
Beziehung ßß. 1. 

— grüne bei Munitionsarbeitern ßß. 142. 

— pathologische Veränderungen durch 
äußere Einflüsse ßß 4, durch innere 
Einflüsse 8. 

Habsucht bei Tieren ßl. 229. 

Häckels biogenetisches Grund¬ 
gesetz, Anwendung auf das Primi¬ 
tive der Verbrecher 68. 72. 

] Händlerjargon, süddeutscher 63. 5. 

Haftpsychosen 66. 154. 

Halluzinationen Hysterischer als 
Grund sexuell gefärbter Inhalte 64. 
22 . 

Handbuch für Untersuchungsrichter 
von Hans Groß, Besprechung 67. 234. 

Handeln nach Motiven 63. 247. 250. 

Handfertigkeiten von Verbrechern 
aus Strafanstalten 68. 66. 67. 

Handlung, Determination der mensch¬ 
lichen 62. 58. 

— in starker seelischer Erregung als 
Strafmilderungsgrund, Beurteilung 
von der ungarischen Kurie 62. 186. 

— freiwillige des Menschen, Grund¬ 
formen 62. 204. 

— sexuelle, Nachweis vor GerichtßS. 237. 

— strafbare als selbständiger Zustand 
der Persönlichkeit 62. 2/5. 

— zurechenbare und unzurechenbare 
(Ardigö) 62. 205. 

Handlungen, frevelhafte im Laufe des 
Kriegs 67. 11. 

— gewollte 63. 170. 

— Ursachen der menschlichen 62. 129. 

— strafbare Unmündiger, Ahndung in 
Österreich 63. 316. 321. 

Handlungsfreiheit ß). 211. 

Handschrift und Charakter ßß. 305. 

— Nachahmung einer fremden <57. 266. 

— Verstellung und ihre Feststellung 
67 264. 265. 

Handschriften, Ausdruck des Raum¬ 
gefühles in — 68. 179. 
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Handschriften, Beurteilung 70. 263. 

— Konstanz der Schriftproportionen in 
— 68. 182. 185. 

— Messungen, exakte 68. 208. 

— Rhythmus 65. 332. 336. 6S. 178. 

— Technik und Dynamik 68. 180. 

— von Verbrechern 69 1. 

— — druckschwache 69. 7. 

-von männlichen mit weiblichem 

Charakter 69. 7. 

Handschriftenansammlung, Ver¬ 
einfachung 68. 142. 

Hantyrka der böhmischen Gauner 68. 
29. ' 

Haremskultus der Fatischisten 61. 86. 
87. 

— — nach Stekel 65. 120. 

Hasenpfote als Glückstalisman in 

Amerika 61. /128. 

Haschisch als Berauschungsmittel 
66. 239. 

Haß der fremden Völker gegen Deutsche 
65. 182. 

Hausdiebe, Eigenschaften nach Marro 
62, 13. 

Hausdurchsuchung, neuerliche 68. 
154. 

Haus- oder Gesindediebstahl, 
Regelung 65. 246. 

Hausnaltung und persönliche Dienste, 
Kriminalität in der Schweiz 83. 344. 

Hebammen, Kriminalität in Italien 63. 
351. 353. 

Heeresfähigkeit bei Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte 6S. 300. 

Heereslieferungen während des 
Krieges, begangene Mißbräuche 

, 67. 142. 

Hehlerei. Bestrafung nach ungarischem 
Gesetz 62, 194. 

— Beziehungen zum Verbrechen 68.17. 

— gewerbs- und gewohnheitsmäßige im 
Handel 63. 320. 

— bei Juwelendiebstahl 70. 200. 

Heil- u. Pflegeanstalten, Bereit¬ 
stellung für kriminelle vermindert 
Zurechnungsfähige in der Schweiz 
70. 124. 

— Unterbringung gefährlicher Geistes¬ 
kranker in 70. 96. 99. 

Heimatlosigkeit entlassener Dienst¬ 
mädchen in der Großstadt, Anlaß zur I 
Prostitution 65. 211. 

Heimatschein, gefälschter 68. 21. 22. 

Heimweh als Motiv der Fahnenflucht 
68. 264. 69. 180. 

-— zum Verbrechen weiblicher 

Jugendlicher 65. 200. 326. 

, Heimwehdelikte, Kasuistik und Be¬ 
wertung 63. 285. 

Heiratsgelegenheit, Mangel der 
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Dienstmädchen an — als Ursache der 
Vergnügungssucht 65. 220. 
Heiratsschwindler, unberechtigtes 
Anlegen von Kriegsdekorationen 67. 
105. 

Heiratsverbot Degenerierter und Ver¬ 
brecher 62. 141. 

Hellseher, Technik (Experimentelles) 
61. 284. 

— ihre Tricks und Opfer 61. 192. 
Hemmungen, psychische. Beurteilung 

durch Schul-" und Gerichtsärzte 
68 308. 

— — VerfügungeinesSachverständigep 
über die nötigen 64. 290. 

Hephephilie, Auftreten 61. 22. 

—■ Entwicklung 61. 33. 

— eine angebliche Form des weiblichen 
Fetischismus 61. 1. 36 64. 72. 

— forensische Seite 61. 18. 

— Therapie 61. 37. 

— Wesen 61. 14. 23. 

Herdentier, Verhalten gegen das 

degenerative Vorschreiten 66. 297. 
Herrsucht bei Tieren 61. 228. 
Herschel, William James, Nachruf 
70. 139. 

Heuchelei, Ausdruck in der Hand¬ 
schrift 69. 10. 

Hexenglauben, moderner in der 
Mark Brandenburg 67. 235. 

— in Nordamerika 61. 124. 

— Prozeß wegen — 61. 121. 

— in Sachsen 61 113. 

Hilfsmittel des Verbrechers 68. 1. 5. 
Himmelsbriefe mnd ..sieben heilige 

Himmelssiegel“ i, Glauben an Schutz 
vor Krankheit 61. 122. 
Hingerichtete, Diebstalismane aus 
Teilen von — 61. 122. 

Hinken von Frauenspersonen als feti¬ 
schistische Abnormität 64. 74. 91. 
Hinrichtungen, Ausschluß der Öffent¬ 
lichkeit zur Verhütung von Ver¬ 
brechern 62. 140. 

— Ausspruch eines Verurteilten über 
— 62. 202. 

Hitze, Wirkung auf die Haarfarbe 

66 . 11 . 

Hochstapler, unberechtigtes Anlegen 
von Orden 67. 106. 

— Tätigkeit im Kriege 67. 9. 
Höchstpreise für Lebensmittel im 

im Kriege, Umgehung 67. 17. 
Höflichkeit der Simulanten dem Arzt 
gegenüber 63. 153. 

Holzlarve eines Mörders zur Unkennt¬ 
lichmachung 68. 14. 
Homosexualität, Analyse eines Falles 
66. 94. 

— angeborene 64. 75. 
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Homosexualität, Erfahrungen über 
männliche Inversion bei — 68. 310. 

— Kombination mit Puppenfetischismus 
«5. 118. 

— Kriminalpsychologie 6S. 244. 246. 

— Neigung einer Fetischistin zu — «1.3. 
-männlicher Kastrierterzu — 64.67. 

— tardive bei Tabikern (KJ. 187. 
Homosexuelle, gefälschte Angaben 

68. 59 

Fahnenflucht im Krieg 68 271. 
Homosexuelle Vergehen bei Ta¬ 
bikern, Vorkommen und forensische 
Bedeutung <59. 73. 

Hostie, Tragen von Verbrechern als 
Schutz vor Entdeckung 68. 59. 
Humoralpathologie, Theorie <52. 46. 
Hundeasche, Arsennachweis (Bewer¬ 
tung der Befunde) (51. 94. 
Hydrageschäfte, ein sonderbares In¬ 
serat betr. <54 294. 

Hydriatisch - psychiatrische An¬ 
ordnungen bei simulationsverdäch¬ 
tigen Delinquenten 63. 176. 

Hymen, metaphysische Bedeutung 
<59. 160 

Hy pästhesie. sexuelle gegenüber dem 
Koitus <51. 19. 

— taktile bei Fetischistinnen 61. 37. 
Hypermoralität weibl. Fetischistcn 

61. 37. 

Hypnose, Veranlassung zu weiblichen 
Falschdeutungen <54. 23. 
Hypnotisierte, strafrechtliche Verant¬ 
wortlichkeit <52. 37. 

Hypnotismus, Probleme <52. 36. 
Hypochondrie, sexuelle und Skrupel¬ 
sucht <56. 191. 

— als Ursache von Fahnenflucht im 
Kriege < 5 S 274. 

Hysterie, Fhestörung durch — <57 231. 

— bei weiblichem Fetischismus <51. 29. 

— Gansers Symptom <555. 213. 

— Selbstmord versuche bei — <57.283.284 

— als simuliert von Kranken hinge¬ 
stellt <555. 175. 

— bei Warenhausdiebinnen <55. 114. 
Zurechnungsfähigkeit bei — 63. 216. 

Hysterische, sexuelle Falschbeschul¬ 
digungen 64. 1. <56. 193. 

— Neigung zum Schmücken mit Orden 
67. 1<>6. 

— eingebildete Schwangerschaft <56. 54. 

— Vita sexualis <56. 192. 

— Wesensart 64. 2. 

Hysterische Anfälle, Feststellung 

der Simulation 63. 229. 

Hysterische Ausnahmezustände 
<4. 18 

Hysteroneu rasthesie. Symptome 
61 6. 


I u J, jenische Stammwörter 65. 68. 
deutsch - jenisches Wörterbuch 64. 
313 314 

Jadzinken <58. 13. 

Jagd- und Fis chereigerate der Es¬ 
kimo, Primitives 68 37. 

Jauner-Wörterbuch, Pfallendorfer 
<53. 6. 

Idee, überwertige bei einem Mord¬ 
delikt 69. 197. 

Identifizierung von zerstückelt an 
verschiedenen Orten und zu ver¬ 
schiedenen Zeiten aufgefundenen 
Feichenteilen des als verschwunden 
gemeldeten Kontorboten Müller in 
Hamburg 63. 289. 

— bei Zigeunern 69. 179. 

Identität, individuelle und soziale, 

Bedeutung beim Nachweis eines 
Verbrechens 62. 159. 

Idiopathie, Formen <52. 48. 

Idioten, Defekte 62. 50. 

— Internierung nach englischem Ge¬ 
setz 66. 333. 

Jenische Leute, Aberglaube 63. 272. 

Jenische Sprache <53. 1. 

-Begriff und Eigenart 63. 4. 12. 

-- allgemeine Bemerkungen über — 

<53. 22. 

-Beziehungen zum Rotwelsch 63. 

11 . 

— — dialektische Ausgestaltung der 
Wörter <53. 12. 

— — Einfluß des Jüdisch-Deutsch 63 7, 
der französischen und italienischen 
Sprache 10, der lateinischen 10, der 
Zigeunersprache 9. 16. 

— — Etymologie <53. 21. 

-Schnadahüpfel <55. 87. 

-Sprachproben <54. 71. 

-Stammwörter (alphabetischesVer¬ 
zeichnis) 65. 67. 

-Verzeichnis veralteter, jetzt meist 

umgeänderter Wörter <53. 25. 

— -jenischer Wörter aus der Zi¬ 

geunersprache 63. 29. 

-Wörterbuch 63. 31. 97. 372. <54. 

127. 297. 65. 33. 

— — Wortverbindungen 63. 14. 

Illegitimität, Anhaltspunkt 61. 183. 

imbezille, Internierung in England 

<5(5. 333. 

— körperlicher und geistiger Zustand 
62. 50. 

immunitätsrecht, Wesen und In¬ 
halt <52. 187. 

Impotenz, geschlechtliche in Ägypten 
62. 110. 

— — forensische Bedeutung <56. 191. 

-bei Fatischisten <54. 83. 
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Incest, Frage der Bestrafung ($5. 350. 

— juristisch-psychiatrische Grenzfragen 

— Kasuistik 66 29. 67. 76. 232. 
Indeterministen, inkonsequentesVor- 

gehen (12. 57. 

Individualfieiheit, Beschränkung 
durch das soziale Leben (Fouillee) 
62. 207. 

Industrielle Arbeiter, Kriminal¬ 
statistik 63. 320. 328. 

Inhalt des Protokolls der Vorunter¬ 
suchung 67. 209 

Inquisitionsform im Strafprozeß 

61. 58. 

Insekten als geschlechtserregende 
Mittel 62. 383. 

— kantharidinhaltige, Verwendung in 
der Volksmedizin 62. 385. 386. 

Inspektion der Zähne als krimina¬ 
listisches Hilfsmittel 66. 324. 
Intellektuelle Degenerations¬ 
zeichen 66. 292. 

Intelligenz der Verbrecher 62. 24. 
Intelligenzpriifungen, Wert 68. 
171. 177. 

Internierung gemeingefährlicher Gei¬ 
steskranker 69. 100. 110. 112 

— Hephephiler 61. 38. 

— geistig Minderwertiger nach eng¬ 
lischem Gesetz 66. 333. 

Intrigieren der Hysterischen 61. 2. 
Joddämpfe zum Sichtbarmachen von 
Fingerspuren auf Papier 6.V 288. 289. 
.loh a nnisbänd chen, Verwendung von 
Wilddieben beim Gießen von Frei¬ 
kugeln zur Neumondszeit 68. 58. 59. 
Irrenanstalten, Einrichtungsfehlerzur 
Verwahrung gefährlicher Geistes¬ 
kranker 70. 6. 

— Errichtung von Adnexen für un¬ 
soziale Geisteskranke 70. 96. 

— — — für kriminelle vermindert Zu¬ 
rechnungsfähige in der Schweiz 70. 
124. 

— Unterbringung krimineller vermin¬ 
dert Zurechnungsfähiger in 70. 121. 

Irrenheilanstalt Burghölzli in der 
Schweiz, Reglement 70. 85. 
Irrenrecht, Entscheidungen 60. 102. 

— Stellung des Geisteskranken im — 
69 81. 

Irrenwesen Kurlands 69. 302. 

— Mitwirkung von Laien 69. 110. 
Irrsinn, strafrechtliche Bedeutung 

62. 56. 

— moralischer, Definition 62. 48. 

-und Verbrechen 62. 55. 

— und Verbrechen 61. 235. 

Irrsinnige, Analogien im Charakter 

der Verbrecher mit — 62. 22. 

Archiv für Kriminologie, 70 Band 


Irrsinnige, Sexualverbrechen 62. 38. 
Irrtum, umgekehrter 69. 292. 
Jüdischdeutsch, Verwandtschaft mit 
der jenischen Sprache 63. 7. 
Jugend, strafrechtliche Behandlung in 
England unter Berücksichtigung der 
erziehlichen Maßnahmen 62. Iu3. 
Jugendfürsorge, öffentliche 70. 268. 
Jugendgefängnis zu Wittlich, pro¬ 
gressiver Strafvollzug 70. 215. 
Jugendgerichte, Aufgaben 65. 312. 

— Gesetz in Ungarn 62. 196. 

— u. Jugendfürsorge, Institute für — 

66. 323. 

Jugendgesetz, deutsches 70. 222. 
Jugendirresein, Gansers Symptom 
613. 213. 

— Simulierung 63. 175. 194. 

-beim Militär 63. 205. 

Jugendliche, Absehen von Strafe bei 

— 66. 83. 

— Bestrafung während des Krieges 

67. 12. 

— Beteiligung an Sittlichkeitsdelikten 
66. 184. 

— steigende Kriminalität während des 
Krieges 67. 136. 

— rückfällig kriminelle 69. 5. 

— Verbot des Besuchs kinematogra- 
phischer Vorstellungen bis zum 
16. Lebensjahr in Bayern 61. 100. 

— Zurechnungsfähigkeit 68. 161. 
Jugendrecht, Vorschläge für eine 

Neugestaltung des deutschen (Preis¬ 
aufgabe) 69. 146. 

Jugendschutz in Bayern, Anord¬ 
nungen 67. 72. 

— Notwendigkeit 66. 36. 

— durch Sicherheitsbeamte 65. 313. 
Jugendstrafrecht, freies Ermessen 

des Richters 66. 41. 
Jugendstrafrichter, Auswahl mit 
Vorsicht 66. 41. 

Jungfräulichkeit und Sexualität 64. 
175. 

Jurist als Psychologe 69. 151. 

Jurist und Irrenarzt, Fehler im Zu¬ 
sammenarbeiten 70. 6. 

Juristische Abhandlungen italie¬ 
nischer Strafrechtlehrer 61. 193. 
Justizgewalten, Trennung 69. 147. 
286. 

Justizirrtum und Wiederaufnahme 
63. 93. 

Justizirrtiimer in Bagatellsachen 
61. 98. 

Juwelendiebstahl u. Hehlerei 70. 
200 . 

— Vorgänge 69. 64. 65. 
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K, jenische Stammwörter 65. 69. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64. 316. 

Kampf gegen das Wahrsagerunwesen 

• während der Kriegszeit 68. 126. 

Kampflust bei Tieren 61. 229. 

Kannibalismus bei Tieren 61. 229. 

Kanthariden als Mittel gegen Im¬ 
potenz 62. 386. 

Kartenschlagen, Gaukelei und Be¬ 
trug 64. 121. 

Kaschemmen der Verbrecher 68. 17. 

— — Primitives ders. 68. 34. 

Kasein als Klebstoff, gerichtlicher 

Nachweis 61. 297. 

Kasseneinbrüche bei jüdischen Kor¬ 
porationen, Tatbestand 69. 66. 67. 

Käst rate, Charakterveränderung 65. 
357. 

Kastration Degenerierter 66. 308. 

— Einfluß auf das militärische Ver¬ 
halten 64. 64. 

— somatische und psychische Folge 
zustande 64. 66. 

— gewaltsam ausgeführte im Kriege 
64. 65. 

— als Strafmittel bei Verbrechern 

68. 19. 

— — — bei Sexualverbrechern 70. 129. 

Kasuistik über gemeingefährliche 

I i Geisteskranke 70. 7 u. fl. 

Kautschukstempel, gefälschte61.84. 

Keimdrüsen, Einfluß der inneren 

Sekretion auf die Geschlechtscharak¬ 
tere 65. 357. 

Keimdrüsenextrakt als Aphrodisia- 
cum 66 262. 

Kennzinken der Gauner 68. 13. 

— — Ähnlichkeit mit der Zeichen¬ 
sprache der Eingeborenen Nord¬ 
queenlands 68. 29. 

-mit Wappen 68. 17. 

Keulen der Wilden und Urvölker, 
Ähnlichkeit den Werkzeugen der 
V'erbrecher 68. 44. 

K e usch h e i t. Verhalten der Fetischisten 
64. 92. 

Kinder, Fürsorge vernachläßigter 62.5. 

Kinderabtreibung, Aufhebung der 
Strafbarkeit 68. 75: 

— — — bei durch Notzucht im Krieg 
empfangenen Früchten 68. 155. 

— unwahreSelbstbeschuldigung65.302. 
305. 308. 

Kinderaussetzung von Dienst¬ 
mädchen 65. 195. 

-Statistik 65. 227. 

Kindermißhandlung 60 223. 

— Anklage und Verurteilung wegen 
Todschlag 62. 175. 

— strafrechtliche Vorschriften 60. 275. 

278. 


.Kinderverbot“ in Bayern, ein in¬ 
teressanter Prozeß über — 61. 100. 

Kinderzensur, Zulässigkeit 61. 103. 

Kindesalter, Bedeutung bei der 
Hysterie für Falschangaben 64. 28. 

Kindesmord, Bestrafung nach dem 
Code Penal 62. 237. “ 

— von Dienstmädchen 65. 195: 

-Statisttk 65. 227. 

— historische Entwicklung der betr. 
Gesetzgebung 66. 180. 

— in Italien, statistische Angaben «3. 
354. 355. 

— durch die Kriegslage 67. II. 

— Ursachen nach Hutchinson 62. 262. 

Kindheit der Prostituierten 60. 303. 

Kinematograph, Darstellung einer 
Feuersbrunst als Anreiz zg Brand¬ 
stiftung 64. 184. 

— Verwendung in der forensischen 
Praxis 69. 141. 

-in der Wissenschaft 67. 67. 

Kinematographen, Filmzensur 62 
101 . 

— Verbot des Besuchs von Jugend¬ 
lichen 67. 73. 

Kinema tographentheate r, polizei¬ 
liche Beschränkung des Besuchs 
64. 100. 

— Konzessionspflicht in Elsaß-Loth¬ 
ringen 61. 105. 

— Zulässigkeit der Kinderzensur 61. 
103. 

Klassenjustiz, Vorwurf 60. 215.216. 
Klassifikation der Verbrecher nach 
Lombroso 61. 253. 
i Klebstoffe, Untersuchungen der ver¬ 
schiedenen 61. 295: Verfahren 300. 

Kleiderfetischismus 64. 80. 

— Straffälle 68. 228. 230. 231. 

Kleidung der Frau, Anpassung an die 
Berufskleidung des Mannes und deren 
forensische Bedeutung 68. 292. 

Kleptomanie, Diagnose 65. 105. 

— der Hephephilen 61. 16. 

— Vorkommen 62. 51: 

-in den Wechseljahren beim Weibe 

61. 7. 

Klimakterium, frühzeitiges aus Er¬ 
nährungsstörungen 67. 233. 

— eingebildete Schwangerschaft im 
Beginn 66 55. 

Knaben gebürten, erhöhte Tendenz 
im Krieg 68 154. 

Knochenasche, menschliche, Arsen¬ 
nachweis 61. 92. 

Koalitionsfreiheit, Gewährung den 
weiblichen Dienstboten 65. 203. 

Körperbemalung bei Naturvölkern 
68. 51. 56. 
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Körperbeschädigung durch land¬ 
wirtschaftliche Arbeiter in Österreich, 
Statistik 63. 333. 

Körperbeschaffenheit der Ver¬ 
brecher, Beziehungen zu derjenigen 
der Urmenschen 68. 67. 

Körperverletzungen durch indu¬ 
strielle Arbeiter, Statistik 63. 320. 

— Entscheidungen der ungarischen 
Kurie 62. 191. 

— in der Geschichte der Kriminalität 
während des Kriegs 67. 142. 

— ungewollte bei Ausübung des Heb¬ 
ammenberufs 63. 350. 

Kollektiverbrechen, Wesen 62. 
28. 29. 

Kolonial truppen, Desertion 69. 176. 

Komplotte von Tieren zur Begehung 
von Übeltaten 61. 233. 

Komposition der Seele, Beziehung 
zur Zurechnungsfähigkeit 62. 292. 

Konkurrenz, starke im Handelsge¬ 
werbe als Ursache von Delikten 
63. 320. 

Konträre Strebungen 62. 70. 

Ko*it rektationstrieb als Kompo¬ 
nente des Geschlechtstriebs 6S. 236. 

'Konzessionspflicht kinematographi- 
scher Vorführungen in Elsaß-Lo¬ 
thringen 61. 105. 

Kopfbildung bei Verbrechern nach 
Lombroso 61. 251. 

Kosten tragung bei Verwahrungkrimi¬ 
neller veimindertZurechnungsfähiger 
in der Schweiz 70. 122. 

Krähenaugen, strychninhaltige, Ver¬ 
wendung zu Zauber-Mixturen 66 
272. 27/. 

Kraft, lebendige und tote 63 253. 

Krampfanfälle, epileptische, Simu¬ 
lation 63. 225. 

Krankhafte Ideen 63. 94. 

Kribbeln in den Nagelspitzen bei 
Rauschen der Seide 61. 5. 

Krieg, Abnahme der Kriminalität im 
gegenwärtigen 62. 393. 

— kriminalistische Bedeutung 61. 291. 

— rassenbiologische Bedeutung 65 359. 

— und Ehe, ungünstiges ;Zahlenver- 
hältnis zwischen Mann und Weib 
vor und nach — 66. 342. 

— und die Reservekräfte des Nerven¬ 
systems 66. 342. 

— Strafreeht und Heeresfähigkeit im 
- 68. 300. 

Verbrecher, Verbrauchen und Strafen 
während des — 67 133. 

— sexualbiologische Wirkungen 62. 

110. 

Kriegsauszeichnungen, unberech¬ 
tigtes Anlegen 67. 103. 


Kriegserfahrungen im Gefängnis 

Kriegsgefangene, unwürdiges Be¬ 
nehmen junger Mädchen gegen — 
67. 9. 

— Verwendung in der Landwirtschaft 
und deren nachteiliger Einfluß auf 
die Jugend 66. 37. 

Kriegsgeschädigle 67. 11. 

Kriegsgeschwätzer 67. 11. 

Kriegsgesetze in Deutschland, zu 
viele Strafe durch — 68. 302. 

Kriegskinder-Problem vom recht¬ 
lichen und sozialökonomischen Stand¬ 
punkt 68. 155. 

Kriegspsychologisches 65. 351. 

Kriegsschriften, Verbot des Ver¬ 
kaufs an Jugendliche in Bayern 67.74. 

Kriegsspekulanten, Vermögenser¬ 
werb 67. 141. 

Kriegsteilnehmer, strafbare Hand¬ 
lungen psychisch kranker 69. 300. 

Kriegstrauungen, wilde <16. 37. 

Kriegs unter Stützung, Beurteilung 
und Verwendung von den Em¬ 
pfängern 67. 20. 21. 

Kriegswissenschaft, ärztliche (Vor¬ 
träge) 63. 281. 

Kriminalirrenasyle, Errichtung 70. 
93. 97. 

Kriminalität, Änderung mit dem 
Wechsel der wirtschaltlichen und 
sozialen Position eines Standes63 360. 

— verschiedener Berufsgruppen bei ein¬ 
zelnen Deliktarten 63. 317.342.344. 

— der weiblichen Dienstboten 65. 186. 
187. 202. 

— -sexuelle 65. 224. 

— Entstehung nach Drago 62. 1. 

— der Jugendlichen 67. 304. 

— der Kastraten 64. 68. 

— kindliche in der Fürsorgeerziehung 
67 . 305. 

— nach dem Krieg 70. 180. 

— Mittel zur Bekämpfung nach Car- 
valho 62. 3. 

— u. Prostitution der weiblichen Dienst¬ 
boten 65. 185. 

— tierische als Vorbild der mensch¬ 
lichen 62. 3. 

— fördernde Umstände nach Lombroso 
61. 254. 

— Vergleich der deutschen mit der 
österreichen 63. 339. 

Kriminalanthropologie, Entstehung 
61. 205. 

— Leistungen und Fortschritte im 
Jahr 1913 62. 106. 

Kriminalanthropologische 
Schule, Definitionen 61. 215. 

-geschichtlicher Rückblick 61. 220. 
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Krimi na lasyle für geisteskranke Ver¬ 
brecher mit integrer Intelligenz 62.59. 
Kriminalistik, Bedeutung der Men- 
delschen Vererbungsgesetze für — 
61. 180. 

— volkskundliche 67. 123 

— „Zwanzig Jahre —‘61. 39. 
Kriminalistische Giftstudien <52. 

383. 

— — Schlangengift als Mordmittel 
651 68. 

Kriminalistische Institute, Errich- 
richtung (Denkschrift) 66. 313. 

-der Universität Graz: Hinrichtung 

qnd Tätigkeit 6S. 73. 

— -Ergänzung derSammlungen 

61. 186. 

Kriminalistische Mitteilungen 61. 
276. 62. 343. 66. 29. 

— — aus dem krim. Universitätsinstitut 
Graz 67. 108 

Kriminalistische Studien: 

— — Arsennachweis in der Asche der 
Mutter Hopfs 61. 92. 

-Justizirrtümer in Bagatellsachen 

61 98. 

— — ein Lourdeswunder vor Gericht 
61. 99. 

-ein interessanter Prozeß über das 

.Kinderverbot“ in Bayern 61. 100. 
Kriminalistische Übergangswirt¬ 
schaft 70 180. 

Kriminal-logische Frage betr. 

Rebenabschnittes 61. 61. 
Kriminalm'esologie.Übertreibungen 
nach Mandalari 62. 6. 

Krimin almuseum, Gründung 67. 
123. 125. 

Kriminalpädagog ie, Grundgesetze 

65. 349. 

— Institut in Budapest für — 70. 269. 
Kriminalpolitik, Definition von 

Gauckler 62 209. 

Forderungen bei Degeneration 66 307. 

— gegenüber jetzigen und früheren 
Zuchthausgefangenen im Kriege 67. 
253. 

Kriminalpolizei in Baden 70. 180. 

— Berliner, monodaktyloskopische Re¬ 
gistratur 6(5. 121. 

— — Neuordnung der 70 188. 
Kriminalpraktiker, Anforderungen 

66. 318 

Kriminalpsychologie, allgemeine 

67. 302. 

— Aufgaben bei sexuellen Falschbe- 
schuldigungen 6t. 30. 

— auf philosophischer Grundlage 62.41. 

— Kasuistik 6S. 147. 
spezielle 67. 303. 

Verhältnis zur Psychiatrie 6V 251. 


Kriminalpsychologische Studien 
aus der gerichtlichen Praxis (iS. 
225. 

Krimi na lpsy cho-Pathologie, Theo¬ 
rien von Lucas, Andrade und de 
Mattes 62. 56. 

Kriminalsoziologie 62. 113. 

— Begriffsbestimmung von Gauckler 
62. 208- 

— allgemeine Charakterisierung und 
Kritik 62. 60. 

— Entstehung 61. 205. 

— Hauptaufgabe 62. 115. 

-Objekt ihrer Forschung 61. 2< 6. 

— Hauptlehren 62. 127, 
eschichtlicher Rückblick 62. 119. 
heorie von A^bry 62.173, von Cola- 

janni 170, von Dürkheim 174, von 
Turati 169, von Vaccaro 172. 

— Theorien amerikanischer Schrift¬ 
steller 62. 222, französischer 207, 
belgischer 210, italienischer 203. 
portugiesischer 220, rumänischer 221. 

Kriminalstatistik, bayerische, Ge¬ 
schichte 6t. 185. 

-— Entwicklung der krimtnal- 

statistischen Erhebungen und deren 
Veröffentlichungen 64. 196. 

— Bedeutung 62. 116. 

— deutsche 63. 314. 

— von Dienstboten in Frankreich 65.197. 

-in Italien 65. 196. 

-in Österreich <5.5. 195 

-in der Schweiz 65. 196. 

— Erscheinungen 69. 4. 

— französische 63. 356. 

-von Ryckere 65. 18*. 

— der Großstädte während des Welt¬ 
kriegs 67. 131. 

— italienische <53. 344. 

— österreichische <53. 331. 

— österreichische, Unterscheidung von 
der deutschen 63. <332. 

— Regel fiir die Zusammenstellung von 
Daten <52. 118 

— der Schweiz <53. 341. 

— von Spanien 65. 362. 

— Systeme 62. 117. 

— vergleichende <52. 116. 

Kriminaluntersuchung u Krimi¬ 
naltechnik, Methodik 70. 147. 

Kriminal Wissenschaft, W ichtigkeit 
<59. 287. 

Kriminelle, jugendliche, Simulation 
65. 238. 

— neue Untersuchungen <52. 111. 

.Kriminelle Sättigung“, Gesetz der 

sogenannten 62. 127. 133. 

Kriminologie, Übersichtstafel 66. I. 

Kunst der Verbrecher, primitive Äuße¬ 
rung 6S. 35. 
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Kunstgegenstände von Verbrechern 
aus Strafanstalten 68. 66. 67. 

Kurpfuscherei, Untersuchung wegen 
innerer Anwendung kantharidinhal¬ 
tiger Insekten 62. ^84. 385. 

Kurzlebigkeit der Verbrecher 62.21. 

L, jenische Stammwörter 65. 69. 

deutsch-jenisches Wörterbuch 64 327. 

Lacksiegel, Pseudopapillaren in einem 
— und deren Erklärung 65. 179. 

Laienrichter in Strafsachen (Leit¬ 
faden für Schöffen und Geschworene) 
67. 313. 

Landarbeiter. Körperverletzungen 
(österreichische Statistik) 63 333. 

— Straffälligkeit 63. 327. 

Landarbeiterinnen in Italien, Straf¬ 
fälligkeit 63. 355. 

Landesgesetzgebung in Bayern (bis 
zum Jahre 1861) 64. 187 (von 1861 
bis zur Reichsgesetzgebung) 194. 

Landesverweisu ng, Beurteilung bei 
der Grenzüberschreitung duch einen 
bestraften Krieger 64. 291. 

Landfriedensbruch, Entscheidungen 
vom ungarischen höchsten Gerichts¬ 
hof 62. 189. 

Landstreicher. Charakterziige 62 2. 

— Fahnenflucht 65), 176 

— Sprache 63. 5. 

— als Verfertiger gefälschter Stempel 

61. 85. 86. 

Langlois, Fall von Hephephilie 61. 10. 

Lebensmittel Wucher in der Kriegs¬ 
zeit 67. 13. 

Legflinten der Verbrecher (eine Art 
Selbstschüsse) 68. 45. 48. 

Legitimation, gefälschte 64. 272. 

Lehrer und Zeichner, Zahnmerkmale 
66. 329. 67. 122. 

1. e i c h e, forensische Bedeutung der post¬ 
mortalen Veränderungen der Haar¬ 
farbe 446 11. 

— des als verschwunden gemeldeten 
Kontorboten Müller in Hamburg, 
Identifizierung der aufgefundenen 
Teile 63. 289. 

Leichenabwasch wasser zu Heil¬ 
zwecken 61. 123. 

Leichenschändungen aus Talisman¬ 
aberglaube 61. 123. 128. 

Leich tfertigkeitderVerbrecher62 24. 

Leidenschattsverbrecher nach 
Lombroso, Kennzeichen 61. 253. 

Leim, Bestandteile, chemische Reak¬ 
tionen und gerichtlicher Nachweis 
61. 295. 

l.euchtgasvergiftung bei Familien¬ 
mord 67. 282. 283. 


Lichterscheinung u. Lichtempfin¬ 
dung, Kausalzusammenhang 62. 81. 
Liebe und Geschlechtstrieb 66. 185. 
zu Tieren der Epileptiker 62. 58. 

— — der Prostituierten 62. 39. 

— verschmähte, Anlaß zu Racheakten 

61. 283. 

Liebesgabenräuber im Krieg 67. 8. 
Liebesmord, .Eros, der tötet* 62, 110. 
Liebestränke als Aphrodisiaca 66. 
244. 245. 248 

Liebesverfolge rinnen, hysterische 

64. 15. 

Literatur, Neuerscheinungen s. diese. 
Lockerung der Sitten infolge des 
Kriegs 66. 37. 

Lohnarbeiter wechselnder Art, Krimi¬ 
nalität 63 322. 

Lombroso, Verbrechen u Verbrecher: 

— — — Beobachtungen 61. 226. 

- Theorien über 61. 250. 

-kritische Erörterung 61. 

255. 

Lourdeswunder vor Gericht 61. 99. 
Lügen, Hang der Prostituierten zu — 

62. 40. 

— der Hysterischen 64. 2. 11. 

-Material 64. 13. 

— — und Selbsttäuschung: Ver¬ 

mischung <44. 16. 

— der Zuchthäusler 63, 137. 
Lügenhaftigkeit im Kindesalter 61 

240. 

— Handschrift bei — 6$). 10. 

Lunge, Atmungssymptome 62. 100. 
Lustmörder Max Dietze, motiviertes 

Gutachten 64. 228. 

M, jenische Stammwörter 65. 69. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64. 333. 
Männerberufe in Italien, Kriminalität 

63. 344. 

Mä nnerkindbett, Vorkommen 66.192. 
Maffia, eine sizilianische Verbrecher¬ 
gesellschaft 62. 229. 

— Einfluß auf das staatliche, soziale 
und familiäre Leben 6S. 19. 

— kriminelle Vergehen 62. 153. 
Maiwurmkäfer(Maiwurm), ein Volks¬ 
heilmittel in Bayern 62 384. 

Malaria, Volksmittel gegen — 66. 229. 

— s. auch Wechselfieber. 
Mandragorawurzel, Zauberkraft 6S. 
59. 6a 61. 

Manie, Formen 62. 48 
Marktgroschen im Gesindediebstahl 

65. 248. 

-bei Wiederholung, Bestrafung 

65. 250. 

Maschinenschriften, Fälschungen 
61. 259. 
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Maschinenschriften, Untersuchung 

61. 269. 

Masken der Verbrecher, tiroler 6S, 33. 

Masochismus nach v. Krafft Ebing 
6vS. 225. 

Massenmörder Wagner von Deger¬ 
loch 62. 99. 

Massensuggestionen, aktuelle 63. 
285. 

Massenverbrechen, Beteiligung Rieh 
Wagners an einem Exzeß in Leipzig 

62. 281. 

— s. auch Kollektivverbrechen. 

Maßnahmen, sichernde gegen ver¬ 
brecherische Geisteskranke nach dem 
Strafrecht 70. 49. 

- nach den schweizerischen 
Strafgesetzvorentwiirfen (Vollzug) 

70. 122. 

— gegen verbrecherische Unzurech¬ 
nungsfähige nach gellendem Recht 
in Deutschland 70. 76, in England 
80, in Frankreich 79, in Italien 80, 
in Norwegen 81, in Österreich-Un¬ 
garn 78, in der Schweiz 82. 93. 

--nach den Strafgesetzvor¬ 
entwiirfen in Deutschland 70. 86, in 
Frankreich 89, in Österreich-Ungarn | 
89, in der Schweiz 90, 97. 

— — gegen verbrecherische vermindert 
Zurechnungsfähige nach geltendem 
Rechte 70. 102. 

Masturbation einer Fetischistin 61.3. 

— mittels Stoffen 61. 20. 

Materialisation eines Fetisch 61. 30. 

Mayer, Julius Robert, seine Krankheits¬ 
geschichte und Geschichte seiner 
Entdeckung 63. 95. 

Medizin, gerichtliche mit Einschluß 
der gerichtlichen Psychiatrie und 
der gerichtlichen Beurteilung von 
Versuchs- und Unfallsachen 61. 304. 

— soziale im Heere 60. 154 

Meer-Stint als Aphrodisiacum 66. 
255. 

Meineid in einer Anklage wegen 
Vaterschaft, Beweis 67. 161. 

Melancholie, Differentialdiagnose von 
pathologischer Affektreaktion 67.286. 

Menscheigenschaft, Erlangung, 
rechtliche Bedeutung und Behand¬ 
lung 64. 356. 

Menschenraub nach dem öster¬ 
reichischen Strafgesetzbuch 66. 35. 

Menstruation, Kausalzusammenhang 
mit Warenhausdiebstahl 65. 113. 

— u. Psychose 65. 354. 

.— vikariierende als Ursache vermut¬ 
licher Schwangerschaft 66. 55. 

Menstrualblut, Verwendung zu Lie¬ 
beszauber 66. 256. 260. 


Merkmale, dominante und rezessive 
der Vererbung nach Mendel 61. 182. 

Messer von Häftlingen gefertigt 68. 62. 

— Primitivität 68. 66. 

Messerspuren, Untersuchung nach 

Kockelschem Verfahren 61. 62. 

Messungen, exakte der Handschriften 
6S. 208. 

— an Geisteskranken 6S. 311. 

Metallarbeiter, Zahnmerkmale 66. 

327. 67. 119. 

Metallstempel, gefälschte (Herstel¬ 
lung! 61 84. 

Meteorologische Flinflüsse bei den 
Tieren 61. 235. 

Mikroskop zur Untersuchung von 
Schriftfälschungen 67. 149. 

Mikroskopie zur Aufdeckung von 
Fälschungen 64. 284. 

— im Dienste der Kriminaluntersuchung 
70. 149. 

— Verwendung eines Glaszylinders bei 
mikroskopischen Untersuchungen 
68. 74. 

Mildernde Umstände bei Dienst- 
boten-Diebstahl 65. 245. 

Militärdienst, Unlust zum — als 
Ursache der Desertion 60. 173. 

— Verhalten der Kastrate 64. 68. 

Militärmedizin und ärztliche Kriegs¬ 
wissenschaft (Vorträge) 63. 281. 

Militärpersonen, Delikte der Roheit 
nach ihrer Entlassung 67. 136. 

Militäspsychiatrie und Militärkri¬ 
minologie 60. 154. 

Militärwesen, Stellung der Simu¬ 
lation im — 6)1. 205. 

Militär- und Zivilstrafverfahren 
nach österr. Recht 62. 107. 

Minderjährige, Fürsorgeerziehu ng 70 
268. 

— Verführung durch Dienstmädchen 65. 
225. 226. 

Minderwertige (intellektuell oder 
moralisch), Neigung im Kriege zur 
Fahnenflucht 6s. 270. 60. 174. 

Minderwertigkeit, biopsycho¬ 
logische der Dienstboten nach Corre 
und de Ryckere 65. 207. 
moralische und soziale in Schweden, 
statistische Erhebungen 62. 83. 

Mischschrift in Verbrecher-Hand¬ 
schriften 60. 12. 15. 

— — psychologische Erklärung 60 19. 

Mißbrauch der gesellschaftlichen Ein¬ 
richtungen vonVerbrechern68.20.34. 

Mißhandlung, erlaubte Notwehr bei 
— 63. 50. 

Missetat, Verfehlungen nach Servin 
bei - 62 124. 
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Miszellen, historische über Schund¬ 
literatur als Verbrechenanreiz 61. 140. 
Mitteilungen aus der Praxis: 

— — Abgießen von Fußspuren 64-. 263. 
-Schweißkanalöffnungen und Fin¬ 
gerabdrücke 61. 268. 

Mode, Erotik in den Motiven 63. 339. 
Mörder, Eigenschaften 6*2. 27, nach 
Marro 62. 12. 

— Ermittelung mittels Tischrückens 
69. 40. 

— Gesichtszüge 61. 248. 

— Handschrift 69 1. 

Moli sc he Reaktion auf Kohlehydrate 
zum Nachweis von Dextrin 61. 299. 
Monomania homicida, Geisteszu¬ 
stand bei — 62. 50 

— Unterscheidung von einer zum Mord 
führenden Leidenschaft 62. 55. 

Monomanien, affektive, 62. 49. 

— erotische 62. 49. 

— Formen 62. 48. 

Monopolisierung der Siegelstempel- | 
erzeugung 61. 89 

Moraldefekt Hysterischer 61 10. 

— und moralische Unreife 68. 177. 
Moral insanity, Bedingung durch 

fehlerhafte Erziehung 61. 243. 

— Begriff nach Pritchard 62. 262. 

Mora HschDefekteBehandlung70.122. 
Moralische Empfindungen. Defi¬ 
nition von üarofalo 62 144. 

Moralische Freiheit, Beschränkung 
nach Ferri 62. 127. 

Moralische Minderwertigkei t.Ein- 
. fluß äuf strafbare Handlungen 66.155. 
Moralischer Sinn, Definition von 
Imbert 62. 28. 

-Entstehung bei Kindern 61. 241. 

— Schwachsinn s. Moral insanity. 
Moralisches Irresein, Keime" dess. 

beim Kind im ersten Lebensjahr 
61. 239. 

— Kennzeichen 69. 5. 

Moralisch Imbezille, Internierung 

nach englischem Gesetz 66. 333. 
Moralität und Sexualität 67. 308. 

Mord aus Aberglaube eines Epilep¬ 
tischen 65. 252. 269. 

— durch Dienstmädchen 65. 199. 

— zur Frage der Überlegung beim — 

69. 186. 

— eines Gendarms bei Herzogenburg 
durch Wilderer 68 81. 

— u. Sittlichkeitsverbrechen, Tatbestand •. 
7«. 151. 

— Untersuchung ohne Leiche 66. 161. 
Verurteilung ohne Auffindnng der 
Leiche 67. 175. 191. 196. 

-wegen Doppel - Kindermords <15. 

148. 


Mord, Wiederaufnahmebegehren als 
Motiv 67. 229. 

Mordbeten und Mordmessen der Ver¬ 
brecher 68. 60. 

Mordbrennerzinken aus dem Ende 
des 17. Jahrhunderts 68. 9. 

Morde und Mörder, kriminalpsycho¬ 
logische Bilder 68. 79. 

Mordmittel, Schlangengift als — <13. 

68. " i 

Mordsucht, Bestehen und Bedeutung 
für das Strafrecht <52. 98. 

Morduntersuchung ohne Leiche 62. 
343. 65. 144. 

Mordversuch als entgleister Affekt 
65. 140. 

— verkannter 69. 299. 

Mord Werkzeuge, Beweiswert 61. 165. 

— des Komplotts gegen Erzherzog 
Franz Ferdinand 64 99. 

Morgensterne der Verbrecher, Ähn¬ 
lichkeit mit den Keulen der Wilden 
68. 43. 44. 

Motiv <53. 246. 

— psychisches 63. 273. 

— einer Siebzehnjährigen zum Raub¬ 
mord 70. 134 

— der Tat auf dem Gebiet des Straf¬ 
rechts 67. 131. 

— Ursprung 63. 258. 

— Verhältnis zum Zweck 63 268. 
Wichtigkeit <53 266. 

Motive, bewußte bei Brandstiftung 
65. 352. 

— zur Desertion 69. 161. 166. 171. 

-im Kriege 68. 262. 263. 

— — bei Landesverweisung 64. 292. 

— im Fall Trinkaus 67. 195. 

— zu einem Geldtaschcnraub 67. 112 

— militärische 655. 282. 

-der Kriegsteilnahmc ehemaliger 

Gefangener 67. 6 

— des Selbstmords 67. 291. 293. 

— sexuelle bei Warenhausdiebinnen 67». 

103. 111. 

— sittliche, Hauptformen nach Wundt 
<53. 260. 

— strafwürdiger oder verbrecherischer 
Handlungen 63. 277 

— Unklarheit Bestrafter über ihrer 
Tat 655. 277. 

Motivähnliche Erscheinungen 65$. 271. 

Motivtafeln 63. 265. 

Münzfälschungen 68. 24. 27. 
Werkzeuge zu — 68. 49. 50. 

Müßiggangais Ursache von Verbrechen 
62 120. 

Munitionsfabriken. Verwendung 
früherer Zuchthausgefangener 67. 
261. 

Mutacismns, Simulation <53. 147. 
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Mystische Prozeduren zur Ent¬ 
deckung und Bestrafung von Dieben 
öl. 120 

N, jenische Stammwörter 63. 69. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch ö4. 341. 
Nachahmung geistiger und nervöser 

Krankheitssymptome von Kindern 
63. 237. 

— von Tätowierungen öl. 249. 

— von Verbrechen nach Tarde 65. 
154. 157. 

Nachahmungskunst der Stempel¬ 
fälscher öl. 89. 

Nachahmungstrieb bei Kindern 
Öl. 243. 

Nachbarn, indolente bei fortgesetzter 
Kindermißhandlung durch die Mutter 

62. 175. 176. 

Nachrichtensammel stelle über Ver¬ 
mißte u. unbekannte Tote für Preußen 
70. 234. 

Nachruf für Hans Groß 65. I. 

— für William James Herschel 70. 139. 
Nachwuchs von Verbrechern, Stellung 

zur Simulationsfrage 63. 237. 
Nachtwandeln und Mondsucht0*2 98. 
Näherinnen, Zahnmerkmale 67. 121. 
Nahru ngsverweigerung von Simu¬ 
lanten 63. 190. 

Namenfälschung der Verbrecher 

68. 15. 

Narbenzeichnung bei Verbrechern 
und bei Naturvölkern 68. 52. 
Narkose Hysterischer als Quelle illu¬ 
sionärer Falschdeutungen 64. 23. 
Nasenindex bei Verbrechern 61. 244. 
Nationalcharakter und Strafprozeß 
67. 311. 

Nationalitätsfaktor der Kriminaliät 

63. 336. 

Naturrecht gegenüber positivem Recht 

69. 219. 

Naturwissenscha ft als strafrechtliche 
Hilfswissenschaft 61.205. 219. 70 148. 
Natur wissenschaftlicheAn schau - 
ung und Strafe 69. 297. 
Nebengesetze, strafrechtliche des 
Deutschen Reichs, Stengleins Kom¬ 
mentar 62. 107. 

Nebenverdienst-Schwindler im 
gegenwärtigen Krieg 67. 9. 
Negative Zuchtwahl 66. 294. 
Nerven- und Seelenleben, Einfluß 
von Klima, Wetter und Jahreszeit 
61. 191. 

Nervensystem, Reservekräfte im 
Krieg 66, 342. 

Nervöse und psychotische Zu¬ 
stände, Wandlungen und Gegen¬ 
sätze in der I.ehre von — 61. 190. 


Neurasthenie, moralische 62. 31. 

— u. Simulation 63. 218. 

— Vorspiegelung von Deliquenten und 
ihre Feststellung 63. 230. 231. 

Neurastheniker, Neigung zum Weg¬ 
laufen aus der Front im Kriege 
68. 273. 

— psychologische Merkmale 62. 33. 

— strafrechtliche Verantwortlichkeit 02. 
32. 34. 

Neuerscheinungen auf dem Gebiete 
der Kriminologie Ende 1915 und 
Anfang 1916 66. 344. 

-in der ersten Hälfte 1916 67.78. 

-67. 314. 

—-Dezbr 1916 — März 1917 

68. 314. 69. 155. 

-März bis Juni 1917. 09. 306. 

- 70. 262. 

Neurosen und Psychosen des Puber¬ 
tätsalters 61. 189. 

Nichthinderung eines Verbrechers 
62. 175 

Nichtstun der Prostituierten 62. 40. 

Nisus formativus, Entwicklungshem¬ 
mung 62. 14. 

Nordamerika, Aberglaube, krimineller 
öl. 123. 

Notwehr. Begriffsdefinition 63. 53 

— Recht zu — 63. 49. 

—■ bei Tieren 61. 229. 

Notwendigkeit, TheorieFerrisö2.129. 

Notzucht, Strafbarkeit 66. 59. 

I — mit folgendem Totschlag an der 
Tochter begangen 66. 29. 

Notzuchtversuch, Tatbestand 66.196. 

Nuscha-Butze, Fall wegen Gesund- 
betens 6$). 27. 29. 33. 

O, jenische Stammwörter 65. 70. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64.344. 

Obduktionsbefund eines durch Lust¬ 
mord getöteten Mädchens 64. 229 

Oberaufsicht über den Strafvollzug 
bei verbrecherischen Geisteskranken 
in der Schweiz 70. 125. 126. 

Öffentliche Sicherheit und Ord¬ 
nung, Begriffsbestimmung 70. 68. 

Öffentlichkeit, zur Frage der — bei 
einem der Zensur unterliegenden 
Brief 64 105. 

— des Strafverfahrens 67. 201. 202. 

Ölkäfer (Maiwürmer) als Volksmittel 

gegen Rheumatismus 62. 385. 

• ' Onanie und Homosexualität 68. 295 

— weibliche, Mittel und Zweck 61. 6. 

Opferstock-Diebstahl, Geräte für 

— ÖS 38. 39. 

Opferwilligkeit im Kriege 67. 7. 

Optik im Dienste der Verbrechens¬ 
erforschung 70. 264. 
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O r d e n s s c h w i n d 1 e r, Straf taten 67.105. 
Ordnung, autoritative unter Ver¬ 
brechern GS. 18 

Organotherapie, Rolle bei der Be¬ 
reitung von Liebesmitteln66.260.261. 
Orgasmus, eugenische Bedeutung 66. 
192. 


P, jenische Stammwörter 63. 70. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 444. 3-47. 

Päderastie. ^Neigung der neapoli¬ 
tanischen Camorristen zu — 412. 229. 

— als Teilerscheinnng einer schweren 
degenerativen Veranlagung 65). 87. 

Päderasten,Herkunft und Wesen #2.25. 

Palais de Danse und Schauspiele¬ 
rinnen 63 347. 

Papillarlinien an den Fingern, F.rb- 
lichkeit und ihre forensische Be¬ 
urteilung 67. 161. 165 167. 

— der Fingerspuren auf Papier, Sicht¬ 
barmachung 63. 289. 

Paralyse, Diagnose bei psychopathisch 
veranlagten Verbrechern 65). 299. 
bei Prostituierten, Statistik 63 286. 
Simulierung von Kriminellen GS. 233. 

— bei Warenhausdiebinnen 63. 114. 

Paralytiker, Deszendenz 01 302. 

— Neigung zum Schmücken mit Orden 
67. 106. 

Paranoia, chronische bei einem Doku- 
mentenfalscher 64. 282. 

— eingebildete Schwangerschaft bei 
66. 54. 

— Vortäuschung 63. 186. 

Periodenmittel zur Herstellung der 

Menstruation GS 27. 

Perseveration bei Schriftverstellung 
64. 288. 

Persönlichkeit, eigene. sexuelle 
Falschbezichtigungeil von Hyste¬ 
rischen 64. 6 

Personen- und Vermögensdelikte 
verschiedener Gruppen in Frank¬ 
reich, Statistik 63 261 

Perversionen, sexuelle 66. 189. 

-Angeborensein 64. 75. 

— — männlicher Kastrate 64 . 67. 

— — auf dem westlichen Kriegsschau¬ 
platz 64. 69. 

Pflanzen als Mittel gegen Impotenz 
62. 390. 

— Tötung von Insekten nach Darwin 
61. 227. 

— stark wirkende, Verwendung zu 
Zaubertränken 66 276 277. 

Pflegschafts- und Strafgericht, 
Zusammenarbeit 66. 29. 

Pfiichtverletzun gen in der Kinder¬ 
erziehung 61*. 272. 274 


Phalluskult im Felde 64. 69 
Phalluspilze, erotische Benennung 
und Ruf als geschlechtserregende 
Wirkung 62. 390. 

Phantasie, abwechslungsreiche bei 
Schriftfälschungen 64. 288. 

— Hysterischer 64. 2. 5 
Phantasten, kriminell gewordene 

degenerative 444. 271. 

Phobien der Neurastheniker 62. 33. 
Photogrammetrische Aufnahmen 
ohhe Spezialkamera 63. 1. 3. 

— — des Tatbestandes mit Eichbergs 
Kamera 644 87. 

— — eines unebenen Terrains 63. 29. 
Photographie zur Aufdeckung von 

Fälschungen 64. 284. 

— von Fußspuren 63. 86. 

— gerichtlicher Urkunden 67. 241. 
Physiognomie, moralisch Irrer, Merk¬ 
male des typischen Verbrechers 62. 
55 

— verbrecherischer Tiere 61. 235 

— des Verbrechers nach Lombroso 

61. 247. 249. 

Physiognomik, Begründung 61. 221. 
Physische Freiheit, Beschränkung 

62. 127 

Pigmentanomalien des menschlichen 
Haares 66. 8. 

Pillen, orientalische als Schönheits¬ 
mittel 66. 239. 

Pistolen, von Verbrechern erzeugte 
68. 45. 47. 

Pitaval der Gegenwart 63 183. 
Plakatbilder, Verbot des Anschlagens 
und Ausstellens in Bayern 67. 74. 
Politik als Beweggrund zur Fahnen¬ 
flucht im Krieg 68. 270. 

— Reformen zur Verminderung der 
politischen Verbrechen 62. 136 

Polizei, moderne, Aufgaben 63 60 

— Präventivwirkung 62. 351. 
Polizeibericht über Schwindeleien 

im gegenwärtigen Krieg 67. 9. 
Polizeidienst, Erfahrungen aus — 
65). 64. 

Polizeihunde, angebliche Erfolge 
65. 344. 

Polizeiliche Überwachung der 
heranwachsenden Jugend 66. 39. 
Polizeiliches Erkennungswesen, 
Theorie 62 351. 

Polizeistunde für Kinder, Einführung 
im Krieg 67. 13. 

— Wirt als Organ der Polizei beim 
Überschreiten 63. 60 

Positivismus in der Strafrechtslehre 
64. 213. 

— Schule des kritischen 442. 279. 

Post vergehen im Krieg 67. 8. 
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Prädisposition für pathologische 
Affekthandlungen durch äußere Mo¬ 
mente 67. 288. 

Prämeditation, Psychologie 62. 43 

Prävention von Verbrechen durch die 
Polizei 62. 351. 

Präventionsgedanke der Strafe bei 
Dienstboten 65. 191. 

Präventiv kehr.ehelicher, Verbreitung, 
Verursachung und Methodik 69. 291. 

Presse, Einfluß auf die Kriminalität 

€ 2 . 222 . 

Preßgcsetz, neues in Ungarn 62. 198. 

Preßvergehen nach der Reform des 
schweizerischen Stralrechts 69. 134. 

Primitives am Verbrecher 6S. 1. 5. 

— seiner Mittel und Einrichtungen 
68. 28. 

Privatklage, Zulässigkeit im Straf¬ 
prozeß 62. 205. 

Privatpersonen, berechtigte Eingriffe 
zur Aufrechterhallung der Rechts¬ 
ordnung 63. 60. 65. 

Problem, psychologisches desMotives 
63 249 

-Wichtigkeit der Erforschung 

63 266. 

.Problematische Existenzen“, 
Tätigkeit während des Krieges 67.142. 

Progressive Paralyse bei Prosti¬ 
tuierten, Statistik 63. 286. 

-- Simulierung von Kriminellen 

63. 233. 

Prophezeiung des Weltuntergangs 
am 12. April 1915 von Olschowy 

61. 174. 

Prostituierte. Degeneration 62. 2. 

— Kindheit 69. 303 

— Kriminalität in Italien 63. 351. 

— parasitäre Lebensführung 67. 304. 

— psychische Merkmale 62. 38. 

— Psychopathologie 63. 286. 

— Schutz durch die neapolitanische 
Camorra 62 228. 

Prostitution, Bekämpfungam Nieder¬ 
rhein (Geschichte) 66 179. 

— der Dienstmädchen. Anteil 6'». 203. 

— — Verhältnis zur Kriminalität 65.185 

— in Südspanien besonders bei den 
Zigeunern 66. 188. 

— staatliche Überwachung 62. 100. 

Protokollierung im Vorverfahren 

67. 198. 

— — Abfassung des Protokolls 67. 207. 

-Bedeutung des Schriftführers 

67. 204. 

-Inhalt des Protokolls 67- 209. 

— — im Vorverfahren, Klarheit des 
Protokolls 67. 219. 

-erschöpfende Kürze des Proto¬ 
kolls 67. 216. 


Prozeß des Leutnants de la Ronciere 
66 193. 

Prozeßmaterial, Verfahren beim 
Sammeln 61 58. 

Prozeßordnung, Vernehmungstech¬ 
nik 61 162. 

Prozeßtalismane, Anwendung 61. 
121 122 . 

Prüderie, amerikanische 66. 175. 
Prüfungsschwindel, Identitätsaus¬ 
weis des Kanditaten 62 66. 
Pruritus vulvae infolge Masturbation 
61. 12. 

Pseudofetischismus 61. 4. 

— Definition 64 83. 

— Unterscheidung von echtem Fetischis¬ 
mus 64. 90. 

Pseudologia phantastica: angeblicher 
Unfall auf einem Dampfer 62 376. 
Pseudopapillaren auf einem Siegel 
64. 105. 65. 179. 

Pseudoverbrecher, Charakterzii ge 

62. 271. 

Psyche Inhaftierter. Charakteristisches 

63. 277. 

Psychiatrie, allgemeine und spezielle 
62. 100. 

— gerichtliche 61. 304. 

Aufgabe bei gemeingefährlichen 
Geisteskranken 70. 54. 

-Bedeutung der galvanometrischer» 

Untersuchung 65. 133. 

wichtige Entscheidungen 62. 105. 

— und Fürsorgeerziehung 6S. 308. 

— — Unterricht an den Universitäten 
in 67. 95. 

Psychiatrische Diagnostik. Lehr¬ 
buch von Gregor 61. 190 
PsychiatrischeUntersuchungen in 
der niederösterreichischen Zwangs¬ 
arbeitsanstalt Korneuburg 63 286. 
Psychische Voraussetzungen des 
verbrecherischen Entschlusses 64 54. 
Psychisch er Habit ual - und Durch¬ 
schnittszustand der Hysterischen 

64. 10. 

Psy ch oa na ly tischeBewegun g, Ge¬ 
schichte <53 283. 

Psy chologe als Sachverständiger (eine 
Entgegnung! 69. 136. 

Psychologie der Beobachtung69. 127 
i — der Brandstifter 65. 351. 

— durch Erfahrung und wissenschaft- 
schaftliche 61. 163. 

der Erinnerung 65. 137. 

— forensische und Prozeßordnung 61. 
161. 

— der Geschlechter 67. 303. 

— des Giftmords 69. 79. 

— des Massenmörders Wagner von 
Degerloch <52. 99. 
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Psychologie der Prämeditation 62.43. 

— der Religion, des Überbewußtseins 
und der Sprache, Expferimentalunter- 
suchungen 63. 94. 

— Richtungen in 62. 18. 

— der Strafanzeige weiblicher Jugend¬ 
licher 65. 326. 

— der Strafverhängung 62. 394. 

— der Urteilsfindung 61. 160. 

— des Verbrechens 67. 301. 
der Verbrecher 69. 2. 

eborenen nach Lombroso 61.249. 
er Zeugenaussage, Schema 61. 
167. 

Psychologie und Psychopatho¬ 
logie der Brandstifter 69. 149. 

— der Fahnenflüchtigen im Kriege 
68. 260. 

Psychopath und Ästhetin 66. 132. 
Psychopathen, vagabundierende, 
Neigung im Kriege zur Fahnen¬ 
flucht 68. 268. 

Psychopathische Konstitution Ka¬ 
strierter 64. 67. 

— im Kindesalter 66 342. 

— Krimineller, Rolle der Simulation 

63. 232. 

Psychopathische Zustände beim 
Militär, forensische Beurteilung 63. 

Psychopathologie der Fetischisten 

64. 71. 

— der Prostituierten «3. 286. 

— u. Strafrecht 62. 51. 

— der Warenhausdiebe 65. 103. i 

Psychosen, Einteilung 62. 106. 

— Einwirkung auf die Menstruation 

65. 355. 

— des Pupertätsalters 61. 189. 

— bei Soldaten als Motiv der Fahnen¬ 
flucht 68. 263. 275. 

— airgemeine Symptomatologie 62. 106. 
Psychotische Zustände als Ursache 

geschlechtlicher Falschbezichtigung 
Hysterischer 64. 18. 

— Wandlungen und Gegensätze in der 
Lehre von — 61. 190. 

Pubertätsalter, Einfluß auf sexuelle 
Falschbeschuldigung Hysterischer 

64. 27. 

— Neurosen und Psychosen im — 

61. 189. 

— und Psychopathie 61. 191. 

Pul verfahr i ken, Einfluß des Nitrierens 
auf die Zähne 67. 113. 

P u p p e n f c t i s c h i s m u s, forensische Be¬ 
deutung 68. 282. 

— Beziehung zu Warenhausdiebstählen 

65. 116. 

— Kombination mit Homosexualität 
65. 118. 


| Putativdelikt,Behandlungß9.292.293. 
Pyromanie als eine Variation des 
Irrsinns 62. 50. 

Q» deutsch-jenisches Wörterbuch 61. 351 

R, jenische Stammwörter 65. 70. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 64 351. 
Rache, Veranlassung zu Delikten bei 

Dienstmädchen 65. 200. 
Rachegefühl im Kindesalter 61. 240. 
Rachsüchtige,Gemütszustände62. 72. 
Räuber, charakteristische Eigenschaften 
nach Marro 62. 12. 

— Handschrift 69. 1. 

Räuberhöhlen, Primitives 68. 34. 
Räuchern von Kranken zu Heilzwecken 
61. 117. 

Rangordnung, kriminelle der sozialen 
Gruppen in Deutschland und Öster¬ 
reich 63. 339. 

RassenbiologischeBedeutung der 
Kriege 65. 359. 

Rassenhygiene in den vereinigten 
Staaten Nordamerikas 61. 303. 
Rassenkriminalität 61. 319. 
Ratskammer im Strafprozeß 61. 49. 
Raubmörder, Johann Battistig 66. 147. 
Raubmord von einem Geisteskranken 
65». 302. 

— von einer Siebzehnjährigen 70. 133 
— Tatbestand 70. 153. 

Raubversuch mit Verwendung von 

Azetylengas 66. 157. 

Rauchverbot für Jugendliche in Bayern 
67. 72. 

Raumgefühl beim Schreiben 68. 179. 

— — Linien des — bei der Grapho- 
metrie 68. 190 

Rauschzustand, pathologischer, Be- 
, urteilung bei Kriminellen 61. 232. 

-Nachweis 69. 115. 

-Veranlassung zu sexuell gefärbten 

Wahrnehmungstälschungen 64. 22. 
Realisierung eines kriminellen Tat 
be?tandes 65. 173. 175. 

Recht, Ablehnung der metaphysischen 
Begründung von Letourneau 62. 14 
— Delinition von Carnevale 62. 284. 
285, von Longo 62. 204. 
eltendes über Behandlung ver- 
recherischer vermindert Zurech¬ 
nungsfähiger in Italien und Nor¬ 
wegen 70. 103, in der Schweiz 104. 
-zum Schutze gegen gemeinge¬ 
fährliche verbrecherische Unzurech¬ 
nungsfähige in Deutschland 70. 76, 
in England 80, in Frankreich 79, in 
Italien 80, in Norwegen 85, in Öster¬ 
reich-Ungarn 78, in der Schweiz 82. 


Digitized by Gck >gle 


Original ffom 

UNIVERSITY OF ILLINOIS AT 
URBANA-CHAMPAIGN 



28 


Generalregister Bd. 61—70. 


Digitizer) by 


Recht, natürliches nach Servin 62.124. 

— ein gerfgelter und nützlicher Zwang 
nach Romagnosi 61. 199. 

Rechtsanwendungslehre der Ge¬ 
genwart 65. 181 

Rechtsbrecher, abnorm veranlagte, 
Handschriften 65t. 5. 

Rechtsempfinden des Volkes, Wider¬ 
sprüche 67. 231. 

Rechtsirrtum, Auffassung der un¬ 
garischen Kurie 62 185. 

Rechtsordnung, Aufrechterhaltung 
63. 61. 

Rechtspflege in Frankreich, Ge¬ 
schichte 66. 193 

Rechtsprechung in Strafsachen, 
Grundprinzipien der kgl. ungarischen 
Kurie 62. 180. 

— Verhalten der einzelnen Gerichte 
in — 65). 216. 

R e c h t s s i c h e r h e i t, Gefall rdung 70.67. 

Rechtswissenschaft, Idee einer ver¬ 
gleichenden universalen 62. 105. 

Rcflexkriminalität nach Ferri62.133. 

Reformen der Rechtslage der Haus¬ 
dienerschaft 65. 235. 236. 

— soziale als Strafersatzmittel 62. 135. 

— des schweizerischen Strafrechts 65). 
132. 

— des strafrechtlichen Unterrichts durch 
Hinzuziehung von Hilfswissen¬ 
schaften 66. 316. 

R egistratur, monodaktyloskopische 
der Berliner Kriminalpolizei 66. 121. 

Reichsgericht, Rechtsprechung 65). 
293. 

Reich sgerichsverfassungsgesetz, 
Wirksamkeit und Einrichtung in 
Bayern 61. 195 

Reichsgesetzgebung, Einführung in 
Bayern 61 195. 

Reichsstrafgesetzbuch, gewichtige 
Stimmen über das Unrecht des § 1/5 
62. 104. 

Reife, intellektuelle und sittliche 67. 
304. 

Reizbarkeit, pathologische bei Im¬ 
bazillen 65). 86. 99. 

Rekognitionsirrtum, einwandfrei 
festgestellter als Beitrag zum krimi¬ 
nellen Aberglauben 61. 144. 

Rekurs gegen Niederlassung eines frei- 
gelassenen gefährlichen Geistes¬ 
kranken in der Schweiz 70. 127. 

Religiöses der Krieger als Motiv zur 
Fahnenflucht 68 2/0. 

— der Urvölker, Ähnlichkeit mit dem 
der Verbrecher 68 61. 

— der Verbrecher 68 58. 

Religiöses Leben. Reformen zur Ein¬ 
schränkung von Verbrechen 62. 137. 


Religion, Einfluß bei Tätowierungen 
61. 249. 

— und Geschlechtlichkeit in Frankreich 
im 17. und 18. Jahrhundert 66. 287. 

— Psychologie 63. 94. 

— und Sittlichkeit 66. 172. 

Religiosität bei Dirnen 62. 39. 

— bei Verbrechern 62. 23. 

Renazzi als Kriminalpolitikerin Italien 

61. 197. 

Rentenkampf, Bedeutung der Simu¬ 
lation 63 218. 

Reue, Fehlen bei Verbrechern 62. 22- 

Rhythmus in einer Handschrift «S. 
178. 

Richter, Aufgabe und Stellung bei 
Feststellung des Geisteszustandes 
eines Angeklagten 70. 74 

— Berufsbefangenheit 65). 215. 216. 219. 

— erkennender, psychiatrische Bildung 
70. 75. 

— schlafende und geisteskranke 68. 312. 

— Stellung zum Gesetz in der Gegen¬ 
wart 63 181. 

— der Untersuchung 61. 48. 

-und untersuchende Richter 61.39. 

— Verantwortlichkeit für die einem 
Urteil zugrunde gelegten Tatsachen 
70 74. 

— allgemeine psychiatrische Vorbildung 
69. 114. 

Richterspruch, Gewißheit 63 91. 

Richtigkeit der Aussage eines Zeugen 
61. 168 171. 

Röntgendiagnostik der Schwanger¬ 
schaft zu forensischen Zwecken 6S. 
151. 

Rohheit der Verbrecher, Ähnlichkeit 
mit dem Gefühlsleben der Wilden 
68 . 66 . 

Romagnosi als Rechtslehrer 61. 199. 

Rosen fetischist aus der Kasuistik 
Molls, psychologisches Interesse 64 91. 

Rossi als italienischer Kriminalist 61.201. 

Rotering, F., Landgerichtsdirektor, 
Würdigung seiner Verdienste beim 
Eintritt in den Ruhestand 61. 291. 

Rotes Kreuz, Mißbrauch und Unter¬ 
schlagung zum Schaden des — — 
im Krieg 67. 8. 

Rotwelsch als deutsche Gaunersprache 
68. 29. 

— Kennzeichen dess.im Jenischen63.11. 

Rückbildungen, geistige Ott. 292. 

Rückfällige unter häuslichen Dienst¬ 
boten 65. 191. 

Rückfälligkeit der Verbrecher, Be¬ 
urteilung von Innamorati 62 295. 

— Ursachen nach Michaux 62. 213. 

Rücktritt vom Versuch eines Ver¬ 
brechens 62. 260. 
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Ruhestörung, rechtliche Betrachtung 
«5. 62 

S, jenische Stammwörter 65. 70. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 65 33. 
Sachbeschädigung durch industrielle 

Arbeiter, Statistik 63 320. 

— historisch und dogmatisch dargestellt 
62. 109. 

— erlaubte Notwehr bei — 63. 50. 
Sachverhalt strafbarer Handlungen, 

Erforschung 70. 265. 
Sachverständige, ärztliche, Gut¬ 
achten 61. 165. 

— Akteneinsicht 61. 287. 

— Aufgabe und Stellung bei Begut¬ 
achtung des Geisteszustandes 70. 
71. 74. 

— Fachpsychologen als — 60. 136. 

— graphologische. Auswahl 67. 42. 

— Justizirrtiimer durch unrichtige Gut¬ 
achten 61. 136 

— Suggestivfragen an — 61. 108. 
Sachverständigen-Urteil über die 

Wirkung von Azetylengas 66. 158. 
Sadismus, Beziehungen zur Homo¬ 
sexualität 66 95. 

— nach v. Krafft-Ebing 68. 227. 
Säufer als Brandstifter 62. 99. 
Säureaufschlußverfahren beim Ar¬ 
sennachweis in Knochenasche 6193. 

Säurenekrose der Zähne bei chemi¬ 
schen Arbeitern 67. 116. 

-subjektives Empfinden 67. 117. 

-Schutzvorrichtung 67. 118. 

Sammelbiichsendiebeim Kricgß7 8. 
Sammeltrieb des Fetischisten 64. 88. 
Sammlung für kriminalistische Volks¬ 
kunde in der Schweiz 67. 124. 125. 
Sa m t als Mittel zur Masturbation 61.11. 
Schaden infolge gefälschter Stempel 
61. 86. 

Schädelanomalien bei Tieren, an¬ 
geborene Bosheit 61. 230. 

— bei Verbrechern 61. 244. 

— — Bedeutung nach Macedo 62. 10. 
-Vorwiegen bei männlichen 61.245. 

— — Vorkommen bei den verschie¬ 
denen Arten 61. 246. 

Schädelformation der Verbrecher, 
Primitives 6S. 67. 

Schädel raum bei Verbrechern, be¬ 
sonders bei Dieben 61. 243. 
Schädelschuß, fehlende Erinnerung 
des Verletzten; veikannter Mord¬ 
versuch 60. 299. 

Schändung nach dem Entwurf zu 
einem österr. Strafgesetzbuch <16. 63. 
Schamanismus der Zauberpriester, 
Ähnlichkeit mit dem Religiösen der 
Verbrecher 68. 64. 


Schamgefühl, geringes bei Prosti¬ 
tuierten 62 39. 

| — — bei Verbrechern 68 66. 

Schamhaftigkeit und geschlechtliche 
Unbefangenheit 66. 181. 

Schattenmessen. Glaube der Ver¬ 
brecher an — 6S. 60. 

Schatz graben, Glaube in Amerika 
an - 61. 128. 

Scheinerlebnisse, sexuelle Hyste¬ 
rischer 61. 23. 

Seheinindikationen bei ärztlicher 
Fruchtabtreibung 60. 298. 

Scheinselbstmord, Motiv 67. 285. 

.Schieber“ im Kriegshandel, Motive 
67. 14. 

Schiefer, Stempclnachbildungen in — 
61. 82. 

Schiffsknacker 68. 25. 

Schlaf, Wille zum — 65. 351. 

Schlafsucht nach Schlangenbiß 6$ 72. 

Schlaftrunkenheit, ein interessanter 
Fall 61. 186. 

Schlagringe derVerbrecher 68 44. 45. 

Schlangengift als Mord mittel 61.68. 

-Wirkung der verschiedenen Alten 

61. 77. 79. 

Schlingen zum Wilddiebstahl 68. 35 

Schlummerlichter aus dem Fett un¬ 
schuldiger Kinder als Diebesmittel 
68 60. 

Schmerzempfindung, Wert der Prü¬ 
fung bei Simulanten 6t. 214 

Schmuckfetischismus 61. 2. , 

Schmugglerwegc. Verkehrsstätte der 
Schmuggler 68. 17. 

Schmutz- u. Erdspuren, mikroskop. 

. Untersuchung bei Feststellung des 
Tatbestandes 70. 149. 

Schnadahüpfel in jenischcr Sprache 
65. 87. 

Schneider, Zahnmcrkmale 66. 329. 

67. 121. 

Schöffengericht, Ausgang des Straf¬ 
verfahrens 61. 98. 

Schreibakt, Technik und Dynamik 

68. 180. 

—-Grundeinstellung 68. 189 

— — Stufenverschiebung 68. 193. 

Schreibmaschinenschrift, Unter¬ 
suchung 68. 211. 

Schrifteigentümlichkeit des 
Schwachsinns 65. 354. 

Schriften, verblaßte, Leserlicher 
machen 61. 273. 

— photographische Vervielfältigung 60. 

Schriftfälschungen, mikroskopische 
Untersuchung 67. 149. 

Schriftführer des Protokolls im Vor¬ 
verfahren, Bedeutung 67. 204. 
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Schriftmerkmale, grundlegende bei 
Verbrecherhandschriften (SS. 144 
145. 

Schriftproportionen, Konstanz 68. 
182. 185.. 

Schriftsachverständige, Beeinflus¬ 
sung 64. 284. 

Begutachtung anonymer Briefe 66. 

211 . 212 . 

Schriftuntersuchung, mikroskopi¬ 
sche 70. 157. 

Schri ftvergleichung, mechanisierte 
67. 43. 

— Schriftproben für — 64 . 287. 

— Schwierigkeiten 67. 263. 

— — durch Beschaffung von Vergleichs¬ 
material 67. 266. 

— — durch Verstellung der Handschrift 
67. 263. 

— durch Typenbildung nach dem Kom¬ 
positionsverfahren von Gallon 70. 
157. 

Schriftzeichen, Nachweis auf ver¬ 
kohltem Papier 62. 68. 
Schuhmacher, Zahnmeikmale 66 
328. 67. 119. 

Schuld- und strafausschließende 
Tatumstände, Beurteilung von der 
ungarischen Kurie 62. 184. 
Schulwesen, Jugendfürsorge 66. 39. 
Schundfilms, Verbrechensanreiz 64 
184. i 

Schundliteratur während der Kriegs¬ 
zeit 67. 21. 

— Verbot in Bayern 67. 74. 

als Verbrechensanreiz 66. 127.60. 72. 

— — historische Miszellen 61. 140. 
Schußverletzung durch feindliche 

Kugel und Selbstverstümmelung, Un¬ 
terscheidung 60. 127. 

— des Vaters am Hinterkopf durch den 
15jährigen Sohn, Motive 68. 162. 

Schußwaffen, Verbot der Verabfol¬ 
gung an Jugendliche in Bayern 67.74. 
Schutz von verbrecherischen Dienst¬ 
boten 70. 232. 

— der persönlichen Freiheit 60. 110. 

— der Jugend in Bayern, Anordnungen 
67. 72. 

— staatlicher und persönlicher gegen 
Geschlechtskrankheiten 66. 172. 

— strafrechtlicher der geschlechtlichen 
Freiheit in Abhängigkeitsverhältnis¬ 
sen 65. 237. 

Schutzaufsicht der Jugend, Durch¬ 
führung 66. 41. 

Schwachsinn, angeborener in einem 
Fall E. aus Hamburg 60. 85. 

— — Gansers Symptom 63. 213. 

— graphologische Kennzeichen 65. 354. 

— im Kindesalter 66. 342. 


Schwachsinnige, InternierunginEng- 
land 66. 333. 

— Neigungzum Weglaufen ausderFront 
68. 273. 

Schwangerschaft, Aberglaube betr. 
des Eides 61. 111. 

— der Dienstmädchen als Ursache des 
Übergangs zur Prostitution 65. 222. 

— eingebildete Geisteskranker 66. 54. 

— Röntgendiagnostik zu forensischen 
Zwecken 68 151. 

— Unterbrechung 68. 75. 60. 150. 

— vermeintliche, forensische Beurtei¬ 
lung 66. 42. 

-Kasuistik 66. 43. 

Schwarze Messen in Frankreich im 
17. Jahrhundert, Kindesopfer bei — 

66. 287. 

Sch werhörigkeit, Simulation 67. 71. 
Schwimmhautbildung, Vererbung 

67. 161. 164. 

Schwindelfirmen im Krieg 67. 10. 
Schwindler, Gesichtsausdruck61.248. 

— pathologische 64. 271. 283. 
Schwurgerichtsfall, moderner 66. 
132. 

Schwurgerichtsurteile in Ungarn, 
Unterstellung der Revision des ober¬ 
sten Gerichtshofs 62. 197. 
Schwurgerichtsverhandlung we¬ 
gen Tod durch Zaubertrank 66. 263. 
274. 

Seele, vom Jenseits der — 70. 143. 
Segen, Glauben der Verbrecher an 

68. 59, 60. 

Seherin von Genf, Experimentalunter¬ 
suchungen 63. 94. 

Sehnsucht nach den Angehörigen als 
Motiv der Desertion 60. 182. 
Seidenfetischismus 61. 2. 
Selbständige im Handel, derlndustrie 
und Gewerbe, Straffälligkeit 63. 317. 
328. 

— italienische Kriminalstatistik 63. 359. 
Selbstbeherrschung,Mangel bei mo¬ 
ralisch Irren und epileptischen Ver¬ 
brechern 62. 58. 

Selbstbeschuldigung, falsche ge¬ 
schlechtliche Hysterischer 64. 39. 

— s. auch Falschbeschuldigungen. 
Selbstbezichtigung, falsche61.143. 
Selbstmörder, kindliche 61. 189. 
Selbstmord durch Erhängen mittels 

einer Art Flaschenzugs 60. 67. 

— erweiterter in forensischer Beurteilung 
67. 269. 

— festgestellt durch gerichtsärztliches 
Gutachten 61. 277. 

— verheirateter und eheverlassener 
Frauen 66. 175. 
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Selbstmord von Kindern und Jugend¬ 
lichen 62. 107. 65. 182. 

— eine ganz ungewöhnliche Methode 

67. 152. 

— und Selbstmordversuch beim Militär 

68. 311. 

Selbstmordversuch durch Leuchtgas 

67. 282. 283. 

— bei Simulanten 63. 183. 
Selbsttäuschung Hysterischer, Ver¬ 
mischung mit bewußter Lüge 64. 14. 

Selbstverbrennung in religiösem 
Wahnsinn 61. 187. 

Selbstverdächtigung, wissentlich 
unwahre 65. 30 t. 

Selbstverteidigungsrecht des Ein¬ 
zelnen und der Gesellschaft 62. 121. 
Selbstzucht als Motiv zu einem Ver¬ 
brechen 67» 110 
Selektionstheorie 66. 296. 
Sensationsprozeß Wilden-Nettelbeck 
in Elberfeld, Epikritisches 66. 179 
Sensibilität, geringe der Verbrecher 

68. 67. 68. 

Seßhaftigkeit im Gewerbe, Einfluß 
auf die Kriminalität 63. 347. 
Sexualethische Streifzüge im Ge¬ 
biet der neueren Philosophie und 
Ethik 67. 308 69. 15!'. 

Sexualität und Charakter 65. 357. 

— im Märchen „Aschenbrödel“ 6S. 240. 

— Mißbrauch suggestiver Hörigkeit zu 
sexuellen Zwecken 69. 138. 

— Verfeinerung und Sublimierung 66. 
180. 

Sexualleben und Zivilrecht 66. 187. 
Scxualpathologie: geschlechtliche 
Entwicklungsstörungen 68. 159. 
Sexualpathologisches aus dem eu¬ 
ropäischen Weltkriege 1914/15. (4.64. 
Sexualproblem der Freiheitsstrafen 
66. 181. 

Sexualphysiologie und Sexual-, 
Psychologie des Weibes (56. 182. 
Sexualpsychologie, Strafrechtsfälle 
68. 224. 

SexaJreform und Sexualethik 66. 173. 
Sexualstörungen bei Frauen durch 
mangelhafte Ernährung 67. 332. 

— psychologische Wertung und foren¬ 
sische Konsequenzen 62. 101. 

Sexualsymbolik .des Ackerbaues in 
Bibel und Talmud 69. 160. 
Scxualverbrecher, psychologische 
Merkmale 62. 37. 

Sexualwissenschaftliche Studien 
aus Brasilien 66. 176. 

Sexuelle Kriegsfragen 66. 189. 192. 
Sexuelle Mechanismen, Zuhilfe¬ 
nahme beim Fetischismus 64. 90 
Sexuelle Tricks 66. 187. 


Sexuelle Zielvorstellungen Fah¬ 
nenflüchtiger 68. 265. 

Sexueller Trieb, Anlaß zu Rache¬ 
akten 61. 283. 

Sexueller Verkehr zwischen Ge¬ 
schwistern in den Kinderjahren 67. 
232. 

Sexuelles der Verbrecher, Anklänge 
an primitive Völker 68. 66. 

Sicherheitsbehörde und Jugend¬ 
strafrecht (55. 312. 

Sicherheitsschutz gegen Einbruch 
und Feuersgefahr durch das „elek¬ 
trische Auge“ 68. 255. 

Sicherheits Wachmann, Körperver- 
letzungen durch einen Fiaker 6'». 
150. 

Sicherung gegen kriminelle Geistes¬ 
kranke nach schweizerischem Gesetz¬ 
buch, Mittel 70. 128. 

— gegen kriminelle vermindert Zurech¬ 
nungsfähige: praktische Durchfüh¬ 
rung 70. 119. 

-Prinzip 70. 113. 

Sicherungsmittel, Theorie 62. 105. 

Sichtbarmachen latenter Fingerab¬ 
drücke auf Papier 65. 284. 

Siegelfälschungen 61. 84. 

— auf Ausweispapieren von Gaunern 68. 
22. 23. 

rasches Erkennen 61. 88. 

— Veröffentlichung in Polizeiblättern 
61. 88. 

— Werkzeuge zur Erzeugung 68. 50. 

Simulation in zivilrechtlicher Beur¬ 
teilung 651. 208. 218. 

— des Einbrecher und Raubmörders 
Battistig 66. 150. 

— prophylaktische Formen 63. 145. 

— von Geistesstörung (5(5. 71. 

-Eingeständnis 63. 175. 

-Entlarvung 61 175. 176. 

— — Erkennen 62. 267. 

-Ganserscher Symptomenkomplex 

63. 213. 

-bei Intelligenzprüfungen (58. 171. 

-Versuch 63. 140. 

-forensische Wertung 6». 134. 

— — mehrerer Zustände 63. 161. 168. 

— eines Psychopathen, Gutachten 68. 
309. 

— von Taubheit und Schwerhörigkeit 
67. 71. 

— Wirkung fortgesetzter auf den Gei¬ 
steszustand des Simulanten 61. 239. 

Simulationsversuch, Bestrafung 
beim Militär (53. 207. 

Sinnestäuschungen, Simulierung61. 
190. 

Sittenpolizei, strenge Handhabung 
im Krieg 66. 39. 
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Sitten roh heit auf dem Lande in Öster¬ 
reich (KL 335. 

Sittliche Macht im Kriege 67. 6. 
Sittlichkeit, geschlechtliche der 
Dienstmädchen 65. 224. 

— Lockerung durch den Krieg 66. 37. 
Sittlichkeitsdelikte aus volksmedi¬ 
zinischem Aberglauben in Nord¬ 
amerika 61. 129. 

— Beteiligung der Jugendlichen 66. 
148. 

— Frage der Vermehrung der straf¬ 
rechtlichen Bestimmungen über—67. 
127. 

— Gesetzgebung 66. 190. 

— Nachweis durch körperliche Unter¬ 
suchung 67. 236. 

— Unterschied zwischen männlichem 
und weiblichem Geschlechtsbegehren 
«7. 305. 

— — von Lustmorden 64 77. 
Skrupelsucht, sexuelle 66. 191. 
Sodafabrikation, Schädigung der 

Zähne 67. 118. 

Sodomie, Neigung der Tiere zu — 

61. 233. 

Solanaceen, Gebrauch als Genußmit¬ 
tel 66. 276. 

-als Zusatz zu Liebestränken 66. 

279. 

Sonderausgaben von Zeitungen, Aus¬ 
rufen und Feilbieten durch Jugend- 

— liehe 66. 39. 

Sonderbestimmungen, gesetzliche, 
Ursache von Delikten 67. 10. 
Sonntagsruhe, Verstöße gegen — 
(Statistik) 63. 330. 

Sozial - Degenerierte 66. 289. 291. 
298. 

— kriminal-politische Maßnahmen 66. 
308. 

Soziale Stellung der Verbrecher, Pri¬ 
mitives 68. 35. 65. 

Sozialismus, Verhältnis zur Soziologie 

62. 113. 

Sozialkriminalität, Statistik 63. 312. 

65. 191. 

— — deutsche 63.314, französische 356, 
italienische 344, österreichische 331, 
schweizerische 341, spanische 362. 

-Gesetzmäßigkeiten (Kl. 327. 

— — heutiger Stand und Vorschläge 
zur Verbesserung 63. 370. 

Sozial Primitiver: Hilfsmittel des 
Verbrechers und das Primitive an 
ihm 6S. 1. 5. 

Soziologie, Definition 62. 114. 
Sapltungsregel der Keimzelle von 
Mendel 61. 181. 

Sperma, Verwendung als Liebeszauber 

66. 256. 260 


Spezialanstalten für Verwahrung ge¬ 
meingefährlicher vermindert Zurech¬ 
nungsfähiger 70. 119. 120. 
Spezialkamera, metrische Bertillons- 
und ihre Nachteile 65 1. 32 
Spezialstrafrichter, zur Frage von — 
61. 135. 

Spiel der Jugend, Ausartung im Laufe 
des Krieges 66. 36. 

Spiel der Jugend als Ursache vieler 
Verbrechen 62. 120. 

Spielkarten mit Blut gezeichnet von 
Gefangenen 62. 202. 

Spielmarken, Verwendung von Be¬ 
trügern 68. 25. 27. 

Spielwut bei Prostituierten 62. 40. 
bei Verbrechern 62. 21. 

— — den Camorristen 62. 228. 
Spionage durch Tätowierungen mit 

sympathetischen Mitteln 67. 69. 
Spionagebetrug, Strafprozeß über — 
65. 1/6. 

Spione als Ritter des Eisernen Kreuzes 

67. 106. 

Spiritisten, Betrügereien 68. 25. 
Sport im Sexualleben unserer Zeit 66 
185. 

Sprache, Psychologie 63. 94 
Sprachproben, jenisch-deutsche 65 
71. 

Springwurzel, Zauberkraft 6S. 59. 
Sprüche bei Verbrechern, Schutzkraft 

68. 60. 

Spurensicherung, kriminalistische 

68. 304. 

Staat, Übernahme der Stempelanferti¬ 
gung für Behörden 61. 90. 
Staatsanwälte, Berufsbefangenheit 

69. 215. 

Staatsanwaltschaft, Errichtung 61. 
56. 

Stärke, gerichtlicher Nachweis in Kleb- 
' stoffen 61. 298. 

Stammwörter der jenischen Sprache, 
alphabetisches Verzeichnis 65. 67. 
Stampiglie, Herstellung 61. 86. 

S tan d rechtdroh ung, Wirkunggegen¬ 
über der Desertion 65). 184. 
Statistik über Alkohol-Kriminalität 62. 
83. 

— über Anonymität und Sexualität 6S. 
293. 

— Bedeutung im Bereich moralischer 
und sozialer Wissenschaften 62. 204. 

— über Delikte weiblicher Dienstboten 
65. 186. 188. 195. 

— — — — in Frankreich 65. 197, in 
Italien 196, in Österreich 195, in der 
Schweiz 196. 

— von Fürsorgezöglingen 65). 5. 
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Statistik über Geburten, neue Frage¬ 
stellungen 66. 177. 

— und Gesellschaftslehre 65. 183. 

— über die Haarfarbe der Menschen (5«. 

19. 21. 

— über im Kriege gefallene deutsche 
Juristen 81. 188. 

— über uneheliche Kinder 85. 215. 

— über sexuelle Kriminalität der Dienst¬ 
mädchen 85. 227. 

— kriminalistische aus Bayern, Ge¬ 
schichte (4. 185. 

— über progressive Paralyse bei Prosti¬ 
tuierten 83. 286. 

— über Prostitution der Dienstmädchen 
63. 203. 

— über Schriftsachverständigentätigkeit 
81. 285. 

— und Sexualwissenschaft ($8. 171. 

— der Sozialkriminalität 63. 312. 

-heutiger Stand und Vorschläge 

zur Verbesserung 83. 370. 

— über weibliche Verbrechen 62. 232. 

— von Verbrecherhandschriften 61). 7. 

11. 13. 21. 

— über Vermögensdelikte der Dienst¬ 
boten 65. 194. 

— über das Wechselverhältnis der Au¬ 
gen- und Haarfärbung 85. 165. 

— über den Zustand der Berufsmoral 
63.. 312. 

Steatit (Speckstein), Stempelnachbil¬ 
dungen in — 81. 83. 

Steinwerkzeuge, nordamerikanischc 
von der Mesa Verde-Fundstätte 68. | 

42. 

Stellenvermittelung, Organisation 
aus sozial-sittlichem Zweck 65. 237. 

— unlautere, Einfluß auf die Prostitu- | 
tion 85. 212. 

Stempelfälschungen 61. 81. 

— Aufbewahren 61. 85. 

— Gefahren und Schäden durch — 61 
86. 

— Verhütung 61. 88. 

Sterilisation individuell Degenerier¬ 
ter 66. 308. 

— von Verbrechern in den Vereinigten 
Staaten von Amerika 61. 285. 

Stichener Zinken als Strafe unter 
den Verbrechern 6S. 19. 

Stigmata bei Verbrechern 66. 306. 

— an den Zähnen einzelner Berufsklas¬ 
sen 66. 325. 329. 67. 115. 

Stockdegen und Stockgewehre der 
Verbrecher 68. 44. 45. 46. 

Stocksegen, Glaube der Verbrecher 
an die Kraft 68. 60 

Stofffetischismus beim Manne 61. I 
23. 

— weiblicher 61. 1. 2. 

Archiv für Kriminologie, 70. Band. 
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Stofffetischismus, weiblicher, Ähn¬ 
lichkeit mit dem männlichen 61. 
31. 

Stottern, psychologischer Ursprung 62. 
108. 

Sträflinge, entlassene, Neigung zum 
Anlegen von Kriegsauszeichnungen 
67. 107. 

Strafandrohung, präventive Wirkung 
82. 360. 368 370. 

Strafantrag, Recht zum — 61. 56. 
Strafanzeige weiblicher Jugendlicher, 
Psychologie 65. 326. 
Strafaussetzung, bedingte 66. 82. 
Strafbare Handlungen psychisch 
kranker Angehöriger des Feldheeres 

69. 300. 

Strafbarkeit einer Handlung 61. 210. 
Strafe, Abschaffung nach Krapotkin 

62. 239. 

— psychotechnische Aufgabe 61. 158. 

— Berechtigung nach der positivisti¬ 
schen Schule 61. 213. 

— Definition des Begriffs von Carne- 
vale 62. 286, von Gauckler 62. 210. 
211 . 

— ein Gegengewicht gegen den ver¬ 
brecherischen Trieb 61. 199. 

— Intensität nach der Gefährlichkeit 
des Verbrechers (Garofalo) 62. 149. 

— Problem 62. 107. 

— scheinbare bei Tieren nach Lombroso 
61. 236. 

— als staatliche Schranke gegen das 
Verbrechen 61. 201. 

— als Sicherungsmittel 61. 212. 

— im kriminellen Sinn 66. 303. 

— ein notwendiges Übel nach Pasquale 
Festa 62. 252. 254. 

— zu viele während des Krieges 68. 
302. 

— Wirkungen 62. 134. 135. 

— Zweck nach Carnevale 62. 288, nach 
Conti 62 297, nach Lombroso 61. 
254. 

Strafe und Sicherung bei kriminellen 
vermindert Zurechnungsfähigen 70. 
114. 

-— — das Nacheinander von- 

70. 115. 

-dasNebcneinander von- 

70. 114. 

Strafersatzmittel 62. 135. 
Straffälligkeit der Jugendlichen bei 
Unzuchtdelikten 66. 36. 
Strafgesetz, Aufgaben 62. 367. 

— für das Deutsche Reich neb^t 
Einführungsgesetz (Besprechung) 6:5. 
91. 

Strafgesetzbuch, Anwendung des 
§ 175 67. 157. 
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Strafgesetzbuch, Erweiterung in- 
bezug auf Sittlichkeitsdelikte (?) «7. 
127. 

Strafgesetzgeber als Erzieher des 
Volkes «2. 275. 

Strafgesetzgebung in Bayern «4.187. 
Straf gesetz-Voren twürfe, Be¬ 
stimmungen über Unzurechnungs¬ 
fähigkeit 70. 55. 

-über verminderte Zurechnungs¬ 
fähigkeit 70. 59. 

über Schutz gegen verbrecherische 
Unzurechnungsfähige in Deutschland 
70. 86, in Frankreich 89, in Öster¬ 
reich 89, in der Schweiz 90. 

-gegen verbrecherische vermindert 

Zurechnungsfähige in Deutschland 
70. 105, in Frankreich 108, in Öster¬ 
reich 107, in der Schweiz 108. 

-— — — Behandlung nach — 

70. 111. 

Strafmilderung bei vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen in der Schweiz 
70. 104. 105. 

— — — — obligatorische 70. 112. 
Strafnachlaß, bedingter 6«. 82. 
Strafprinzip nach den Strafgesetz- 

Vorentwürfen der Schweiz bei ver¬ 
mindert Zurechnungsfähigen 70. 111. 
Strafprozeß über Spionagebetrug 05. 
176. 

— Teilung der Funktionen des Unter¬ 
suchers 01. 46. 

— Voruntersuchung 01. 47. 
Strafrecht, Bedeutung des Wortes 

.Erfolg“ im — *15. 98. 101. 

— bei künstlicher Befruchtung 0*1. 169. 

— Begriffsbestimmung von Gauckler 
02. 209. 

— Behandlung weiblicher Verbrecher 
02. 232. 

— Berufsbefangenheit der Organe 415*. 
213. 

— deutsches (Lehrbuch) 02. 103; allge¬ 
meiner Teil 70. 265. 

-internationales, Lücke im — 07. 

75 

— Erforschung der Objekte 01. 206. 

— französisches (Abhandlung) 02. 98. 

— natürliches einer Gesellschaft, Aus¬ 
übung 02. 125. 

— Objekt 410. 289. 

— Probleme des Philosophen Spencer 
02. 264. 

— schweizerisches, Reform 09. 132. 

— der Sühnegedanken im — 01. 158. 

— Vorschriften in Österreich zum 
Schutze der Jugend 419. 275. 

— Zweck nach Sammito 02. 206. 
der Zukunft nach Puglia 02. 304. 


St ra frech tlicheHilfs Wissenschaf¬ 
ten, Zusammenhang mit dem Inhalt 
u. Zweck dieser Zeitschrift 70. 145. 

Strafrechtspflege, Berücksichtigung 
der Psychologie in der Praxis Ol. 

Strafrechtsreform, dargestellt an 
einem konkreten Fall von Alkoholis¬ 
mus Ös. 312. 

— Ergebnis der Arbeiten der Strafrechts¬ 
kommission <12. 103. 

— nach Garofalo 412. 147. 

— Richtlinien aus den Lehren Feuer¬ 
bachs für die moderne 02. 103. 

Strafrechtsschule, dritte (Schule des 
kritischen Positivismus; kritische; 
kritisch-naturalistische), Anhänger 
und Hauptlehren 02. 279 

— dritte, Schriftsteller 412. 281. 

-- Unterschied von der positivisti¬ 
schen Schule 02. 285. 

— klassische (reformierte) 412. 280. 

-- Autoren 02. 281. 

-neuere in Italien, Rückblick 01. 

193. 

— kriminal-anthropologische 01. 215. 

— neapolitanische im 18. Jahrhundert 
01. 197. 

— positivistische 01. 193. 02. 113. 203. 

-Anhänger 02. 1. 

-in Dänemark 02. 259. 

-in England 02. 261. 

-Gegner 02. 316. 

-in Griechenland 02. 278. 

— — Grundlehren 02. 314. 

— — Hauptrichtungen 01. 203. 

-Hauptunterschiede von der klas¬ 
sischen 01. 207. 

— — in Holland 412. 266. 

— — originelle Merkmale 01. 214. 

— — Richtungen: kriminalpsychologi¬ 
sche 02. 17. 

— -kriminalpsychopathologische 

02 45. 

— in Rußland 02. 273. 

— — in Schweden 02. 276. 

— — Standpunkt des Verf.s 02. 335. 

-neuere Strömungen 02. 340. 

— soziologische 02. 60. 

— — Behandlung weiblicher Verbre¬ 
cher 02. 232. 234. , 

— Methode 02. 116. 

-System von Dorado 02. 160. 

— — — von Ferri 02. 127. 

— — — von Garofalo 02. 143 

-von Tarde 02. 150. 

Strafrechtswissenschaft, eine an¬ 
thropologisch-soziologische Disziplin 
nach Cortes 02. 17. 

— Einführung der induktiven Methode 
in — 61. 205. 
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Strafrechtswissenschaft auf an¬ 
thropologischer Grundlage nach Sa- 
lillas 62. 5. 

— Zusammenhang mit der Soziologie 
62. 1!5. 

Strafrichter, Ausbildung: künftige 
berufliche 62. 107. 

— — kriminalistische und psycholo¬ 
gische 61. 179. 

-psychologische durch Einrichtung 

von Verbrecherkliniken 68. 313. 

— zur Frage der ständigen Beschäf¬ 
tigung mit Strafsachen 61. 135. 

— wissenschaftliche Tätigkeit 69. 286. 

Strafsachen, disziplinarische Erle¬ 
digung 67. 309. 

Strafverfahren, Graphometrie im — 

67. 42. 

— politisches bei jugendlichen Übel¬ 
tätern 65. 316. 

Strafvollstreckung, Aussetzen nach 
ungarischer Rechtsprechung 62. 196 

— praktische Durchführung bei krimi¬ 
nellen Geisteskranken 70. 93, in der 
Schweiz 97. 122. 

-bei kriminellen vermindert 

Zurechnungsfähigen 70. 118. 

— progressive im Jugendgefängnis zu 
Wittlich 70. 215. 

Strafzumessung nach der Größe der 
durch das Verbrechen tierbeige¬ 
führten Gefahr (Fouillee) 62. 208. 

Straßenräuber, charakteristische Ei¬ 
genschaften 62. 13. 

Strick Erhängter als Talisman 61. 122. 

Strychnin, Verwendung gegen Im¬ 
potenz 66. 279. 

Stufen verschiebungbeimSchreibakt 

68. 193. 


Stupidität, emotive, Beziehungen zur 
Simulation 63. 215. 

Stuporzustände militärischer Simu¬ 
lanten 63. 207. 

Stupratoren, Eigentümlichkeiten 62. 
26. 


— Physiognomie 61. 248. 
Sublimierung der Sexualität 66. 180. 
Substanzverluste an den Vorder¬ 
zähnen gewisser Berufe 67. 119. 
Sühnegedanke im Strafrecht 61. 158 
Sühnezwang, Ausdehnung auf alle 
Antragsstrafsachen 67. 309. 
Suffragetten über die Bekämpfung 
der Geschlechtskrankheiten 66. 174. 
Suggestibilität Hysterischer 61. 2. 


Suggestive Hörigkeit, Kasuistik 
und Bedeutung und deren Mißbrauch 
zu sexuellen Zwecken 69. 138. 
Suggestivfragen an Sachverständige 
61. 108. 


Sympathetische Mittel, Benutzung 
der Gauner zum Schreiben 68. 13. 
Sympathiekuren, Anlaß zu Dieb¬ 
stählen in Nordamerika 61. 129. 

— Glauben an — 61. 116. 
bei Wechselfieber 66. 234 

Szientismus, Anhänger 69. 24. 25. 
s. auch Christliche Wissenschaft und 
Gesundbeter. 

T, jenische Stammwörter 65. 71. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 65. 48. 
Tabes dorsalis, Simulierung 63. 186. 

-homosexuelle Vergehen 69. 73. 

Tätowierungen als Erkennungszei¬ 
chen der Gauner 68. 17. 

— mit sympathetischen Mitteln zwecks 
Spionage 67. 69. 

— bei Normalen, Geisteskranken und 
Kriminellen, vergleichende Untersu¬ 
chungen 69. 80. 

— systematisches Sammeln 67. 125. 

— der Verbrecher 61. 249. 

-der Camorristen in Neapel 62.229. 

— — Primitives 68. 35. 

-und primitiver Völker 68.51—58. 

— s. auch Tatuierung. 

Täuschung bei Vornahme unzüchtiger 

Handlungen 67. 25. 38. 
Taglöhner, Straffälligkeit in der 
Schweiz 63 343. 

Talismane, Glauben an die Wirkung 
61. 121. 122. 

— — — in Nordamerika 61. 128. 
Tanzen, Denkungsweise vor 150 Jahren 

über — 66. 174. 

Tapezierer, Zahnmerkmale 66. 328. 

67. 120. 

Taschendiebe, Eigentümlichkeiten 
nach Marro 62. 12. 

Tatbestand, Anleitung zur kriminali¬ 
stischen Aufnahme 70. 264. 

— objektiver bei sexuellen Falschbe¬ 
zichtigungen 64. 32. 

Tatsachen, Richtigstellung 67. 151. 
Tatsachenausfall aus dem Bewußt¬ 
sein Hysterischer 64. 14. 
Tatsachenforschung, kriminelle 66. 
339. 

Tatuierung als Stammesabzeichen 

68. 58. 

Tatuierungsfeste bei den Samoanern 
68. 57. 

Taubheit und Schwerhörigkeit, Simu¬ 
lation 67. 71. 

Taubstumme, Rechtsstellung 62. 289 

— — im französischen und deutschen 
Recht 62. 101. 

Teilnahme an strafbarer Handlung, 
Entscheidung der ungarischen Kurie 
62. 187. 
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Testament, mit Maschinenschrift her¬ 
gestelltes 61. 259: Verfälschung 268. 

Teufel, Glaube an den — in Nord¬ 
amerika 61. 126. 

Teufelaustreibung in Deutsch-Ost¬ 
afrika 61. 130. 

Teufelsbtindnisse, Glaube in Sach¬ 
sen an — 61. 114. 

Tiere, Ausübung verbrecherischer Taten 
nach Lombroso 61. 228. 

— denkende (?) 62. 104. 

Tierfallen der Wilddiebe 63. 35. 

Tintenflecke, Urkundenfälschungen 

durch — 65. 278. 

Tintenstift, Verwendung bei Proto¬ 
kollierung im Vorverfahren: Nachteil 

67. 207. 

Tischrücken zur Ermittelung eines 
Mörders 61). 40. 

Tobsucht, Anfälle bei Tieren 61. 231. 

Tod infolge epileptischen Anfalls 65. 
356. 

Todesstrafe, Ausspruch eines Verur¬ 
teilten über — 62. 202. 

— neuer Beweisgrund gegen — 61.177. 

— Qualifizierungen für — nach Garo- 
falo 62. 147. 

Tötung bei Tieren aus Abneigung 
61. 231. 

-aus Lust zum Kampfe 61. 229. 

-zum Zweck der Nahrungsbe¬ 
schaffung 61. 227. 

Tollkirsche, Verwendung bei Zauber¬ 
mixturen 66. 277. 279. 

Totemismus im Zusammenhang mit 
Tätowierungen bei den Naturvölkern 

68. 58. 

Totschlag im pathologischen Rausch 
61). 115 124. 

Totschläger der Verbrecher 68.40. 41. 

Transformation der Persönlichkeit, 
pathologische 62. 34. 

Transvestie, echte 61. 36. 

-männlicher Kastrate 61. 67. 

T ransvestismus, charakteristischer 
Fall 65. 353. 

— s. auch Geschlechtsumwandlungs¬ 
trieb. 

Transvestiten und das Recht 66. 176. 

Traum, psychologisch und kulturge¬ 
schichtlich betrachtet 63. 281. 

Traumerlebnis, determinierende Be¬ 
deutung 65. 348. 

Traumerlebnisse, natürliche und 
krankhafte als Grundlage sexueller 
Falschbezichtigung 64. 19. 

Trick, chinesischer bei Briefmarken¬ 
fälschung 68. 27. 

Triebhandlungen 61. 279. 

Trinker, Verschlechterung der Erblich¬ 
keit bei — 6s. 308. 


Trunkenheit, psychische, strafrecht¬ 
liche Bedeutung ({2. 35. 

— sinnlose, Vortäuschung von Krimi¬ 
nellen 63. 232 

— Verhaftungen wegen — an den ein¬ 
zelnen Tagen in Glasgow 62. 84. 

Trunksucht, Beziehungen zur Degene¬ 
ration 62 259. 

— der Prostituierten 62. 39. 

— der Verbrecher 62. 21. 


U, jenische Stammwörter 65. 71. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 65. 51. 
Überlegung bei Ausführung eines 

Verbrechens 62 261. 

— beim Morddelikt 69. 186. 

— vernünftige inormalei 69. 201. 
Überleg ungsfähigkeit, Verhältnis 

zu einem die freie Willensbestimmung 
ausschließenden Zustand 69. 203. 
Überlistung bei Vornahme unzüch¬ 
tiger Handlungen 67. 39. 
Überspezialisation 66. 297. 
Übertreibung nervöser und psychi¬ 
scher Unfallfolgen 63. 222. 

-Grenze der bewußten und 

unbewußten 63. 224. 
Überwertigkeit, pathologische und 
Wahubildimg 65. 182. 

Umsatz der verbrecherischen Beute 
68. 17. 

Unberechtigtes Tragen von Kriegs¬ 
dekorationen 67. 95. 

U nbeständigkeit der Verbrecher 62. 

20 . 

Unfug, grober, Bestrafung 63 64. 
Unfugabwehr, Charakterisierung tili. 
61. 

Un fa II folgen, nervöse und psychische, 
Beurteilung 61 304. 63 219. 
Unfruchtbarmachung vom Stand¬ 
punkt des Rechtes 70. 271. 

— s. auch Sterilisation. 
Ungezogenheiten, Abwehr durch 

Züchtigung 6'». 48. 

Unlauterer Wettbewerb, Tricks 
65. 179. 

Unlust an der Arbeit, ein Charakter¬ 
zug des Kindes 61. 242. 

— bei Kriegern als Motiv zur Fahnen¬ 
flucht 68. 270. 

Unterbewußtsein, Psycho!ogie63.94 
Unterernährung, Einfluß auf die Ju¬ 
gend 66. 40. 

Unterkieferwinkel, sexuelle Unter¬ 
schiede 63. 283. 66. 188. 
Unterricht, forensisch psychiatrischer 
an Universitäten 67. 95. 
in den strafrechtlichen Hilfswissen¬ 
schaften <!6. 316. 
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Unterschlagung im Handel und Ver¬ 
kehr, Statistik 63. 328. 

— ungarische Rechtssprechung 62. 193. 

Untersuchen, verschiedene Bedeu¬ 
tung 61. 44. 

— Funktionen 61. 46. 

— einer strafbaren Handlung 61. 43 
54 . 

Untersuchung, körperlichezumNach- 
weis von Sittlichkeitsverbrechen 67. 
236. 

Untersuchungsbeamter, Aufgabe 
und Stellung bei verbrecherischen 
Geisteskranken 70. 74. 

Untersuchungshandlungen im 
Strafprozeß 61. 53. 

Untersuchungsrichter als Richter 
der Untersuchung, nicht als unter¬ 
suchender Richter 61. 39. 

Untersuchungs- u. Strafgefäng- 
nisse, Entleerung zum Beginn des 
Krieges, Gründe 67. 7. 

Untreue, sexuelle der Frau 68. 303. 

Unvermögen des Mannes, Fakultäts- 
gutachten von 1766 in einem stritti¬ 
gen Falle 66. 191. 

Unvorsichtigkeit der Verbrecher 62. 
20. 24. 

UnWahrhaftigkeit, Ausdruck in der 
Handschrift 60. 10. 

Unzüchtige Handlung, Begriff 68. 
232. 

— durch Täuschung ermöglicht 67. 25. 

Unzucht wider Willen 67. 37. 

Unzuchtsdelikte der Jugendlichen, 

Straffälligkeit 66. 36 

Unzuchts verb reeller, Charakteristi¬ 
ka 62. 12. 

Unzurechnungsfähige, strafrecht¬ 
liche Sicherung der Gesellschaft vor 
— 70. 1. 

— -Maßnahmen 70. 76. 

— -— Durchführung nach gelten¬ 

dem Recht 70. 93, nach den Straf- 
gesetzvorentwürfen in d. Schweiz 97. 

— Verwahrung 60. 111. 

Unzurechnungsfähigkeit, strafpro- 

zessuale Feststellung 70. 70. 

— Regelung des Begriffs in den Straf- 
gesetz-Vorentwürfen der Schweiz 
70. 55. 

— — — Stellungnahme dazu 70. 55. 

Urkundenfälschung, Feststellung 

67. 267. 

— — durch das Wasserzeichen im Papier 
67. 86. 

— durch Tintenflecke 65. 278. 

Urkundenphotographie, gericht¬ 
liche 67. 241. 

Urmenschen, Verbrecheranlage im 
heutigen Sinne des Wortes 61. 252. 


Ursache, wirkende und Endursache 
öS. 255. 

Urteilsfindung, richterliche, Psycho¬ 
logie 62. 394. 


V, jenische Stammwörter 65. 71 

— - deutsch-jenisches Wörterbuch 65. 55. 
Vagabun den,Unterbringung in Asylen 

62. 121. 

Vaganten (Arbeitswanderer, Wander¬ 
arbeiter, Arbeitsmeiden einer Her¬ 
berge zur Heimat in der Schweiz 

69. 153. 

Vampyrglauben, Verbreitung u. Ent¬ 
stehung 61. 115. 

Vaterschaft bei künstlicher Befruch¬ 
tung 66 168. 

— bei unehelichen Kindern, Beweis 67. 
162. 

— -strenge Untersuchung zur Ver¬ 

hütung von Verbrechen 62. 138 

Veranlagung zu Krankheiten. Ver¬ 
erbung 66. 310. 

— zu Verbrechen nach Lopes 62. 4. 
Verantwortlichkeit, Definition von 

Tarde 62. 158. 

— der Geisteskranken 6*2. 59. 

— moralische bei strafbarer Handlung 
61. 212. 

— Reform der Lehre von — 61. 207. 

— soziale u. individuelle, Beurteilung 
von Innamorati 62. 296. 

— strafrechtliche, psychologische Grund¬ 
lagen nach Kisselew (52. 275. 

— — Hypnotisierter 62. 37. 

— Tat im Zustande der — 62. 54. 
Verbannung als Strafe verübter Ver¬ 
gehen nach Garofalo 62. 148. 

Verbrechen als Beruf u. Sport (50. 
152. 

— Beurteilungauf soziologischer Grund¬ 
lage 62. 60. 

— ethische Bewertung 62. 41. 

— Definition von Gauckler <52. 209, 
von Hamon 245, von Macedo 11. 

— Einfluß der Erziehung 61. 199, des 
Kriegs 67. 138. 

— Erforschen 61. 44. 

— wider Frauen: strafrechtliche Be¬ 
handlung 62. 234. 

— als Folge von Anormalitäten des 
Organismus u. des Charakters nach 
Gail 61. 226. 

— u. Geisteskrankheit, Zusammenhang 

70. 54. 

— soziologische Gesichtspunkte (Ma¬ 
cedo) 62. 9. 

— Grundlagen u. Entwicklung 64 356. 

— Gruppierung von Garofalo 62. 145. 
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Verbrechen Jugendlicher, Entschei¬ 
dungen des ungarischen obersten 
Gerichtshofs 62. 197. 

— Kampf gegen — nach Lombroso 61. 
254. 

— komplementäre 62 133. 

— merkwürdige in aktenmäßiger Dar¬ 
stellung 70. 267. 

— natürliche u.bürgerliche nach Cremani 
«1. 200. 

— natürliches, Theorie von Garofalo 
62. 143. 

— Nichthinderung (52. 175. 

— normales, Entstehung 62. 18. 
Prävention u.Repression durch Strafe 
nach Lombroso 61. 254. 

— professionelle, Vermehrung nach An¬ 
derson 62. 265. 

— Psychologie 67. 301. 

— u. Strafe von Goll 62. 259. 

— Subjekt u. Objekt nach Carrara 61. 
202. 

— fördernde Umstände 61. 254. 

— Uranfang 61. 227. 

— Ursachen 66. 290. 

— — anthropologische 62. 1. 

-Hauptursachen nachMacedo(52. 9. 

-kosmische, soziologische u. indi- i 

viduelle nach Morrison ($2. 264. 

— — in der wirtschaftlichen Lage nach 
Bongers 62. 268. 

-- nach Tancrcdi Canonico 61. 204. 

-Unterschied zwischen der Wirkung 

anthropologischer u. sozialer 62. 142. 

— — s. auch Verbrechensmotive. 

— am Verbrecher 6t). 296. 

— Verfall in Geisteskrankheit infolge — 
68. 309. 

— Verhütung 66. 290. 

— Vorkommen von Schädelanomalien 
bei den verschiedenen Arten 61. 246. 

— strafrechtliche Wertung 62. 63. 64. 

Verbrechensanreiz durch Schund¬ 
films 64. 184. 

— durch Schundliteratur 61. 140. 

Verbrechensmotiv, Definition von 

Aschaffenburg 63. 265, von Binding 
264, von v. Liszt 263, von A.Thomsen 
262. 

Verbrechensverhütung, Aufgabe 
des Strafgesetzes 62. 367. 

Verbrecher, Aberglaube 68. 58. 59. 

— Altersverhältnissc dcreinzelnen Kate¬ 
gorien 6t). 8. 

— asoziales Moment 66. 299. 

— Ausweis 68. 14. 

— Bedeutung der Persönlichkeit nach 
Alimena 62. 291. 

— Degeneratives 66. 289. 

— eigene Ehr- u. Rechtsbegriffe 68. 
18. 


Verbrecher, eigentliche u. uneigent¬ 
liche nach Zafita 62. 366 
_ Eigentümlichkeitendervcrschiedenen 
Kategorien nach Marro 62. 11. 

_ epileptische: Einseitigkeit ihres Em¬ 
pfindungslebens 62. 58. 

_ geborene 62. 4. 66. SOI. 

_ — nach Lombroso: Biologie und 
Psychologie 61. 249. 

__ —"— Merkmale 61. 253. 

_ Gefährlichkeit 61. 214. 

_ — Notwendigkeit des Kampfes ge¬ 
gen — 62. 60. 

_ geisteskranke 62. 55. 65. 173. 

_ — gerichtliche Erhebungen 62. 52. 

_ unter Gelehrten u. Künstlern 62. 27. 

_ geniale 62. 27. 

_ gewerbsmäßige:psychopathologische 

Charakteristik 62 48. 

_ Hilfsmittel 68. 1. 

_ instinktive nach Freire (52. 13. 

_ irrsinnige 62. 4 

_ jugendliche: Bestrafung 62. 5. 

_ — Entartungsursachen 62. 4. 

_ kindliche u. jugendliche (55. 182. 

_ Klassifikation (51. 214. (il). 2. 3. 

_ — nach van Dijck 62. 268, nach 

Ferri (72. 142. 143, nach Garofalo 62. 
145, nach Le Bon 62. 212, nach Lom¬ 
broso (51. 253, nach Maudsley (52. 
263, nach Michaux (52. 213, nach 
Tarde (72. 151. 

— Lombrosos Theorien 61. 250. 

— Merkmale, anthropologische 61. 243. 

— — psychologische 62. 18. 19. 

— moralisch irre 65. 174. 

— politische (7.). 167. 

— Primitives an — 68. 1. 5. 28. 

_ Psychologie (55). 1. 

— psychopathische 61. 254. 304. 

_ — Paralyse-Diagnose bei — 61). 299. 
_ Religiöses 68. 58. 

_ nach der klassischen und nach der 
positivistischen Strafrechtsschule (51. 
207. 

— soziale Stellung (58. 65. 

— Sterilisation in den Vereinigten 
Staaten von Amerika 61. 285. 

— uneigentliche nach Conti (72. 297. 

— Unterscheidung nachMandalari 62.5. 

— psychologisch - moralische Untersu¬ 
chung nach Lopes (72. 3. 

— unverbesserliche, Bestrafung nach 
Conti 62. 297. 

— Verkehr 68. 17. 

— Verlust des regelmäßigen und ordent¬ 
lichen Gebrauchs der gesellschaft¬ 
lichen Hilfsmittel (58. 1. 

— Verständigung unter sich 68. 6. 
Verbrecheralb um, aktenmäßiges über 

Warenhausdiebstähle (55. 104. 
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Ve’rbrecheraktiengesellschaften 
in Amerika 68. 19. 

Verbrecherhandschriften .Sammeln 
u. Gruppeneinteilung 68. 142. 143. 

— psychologischeUntersuchungen69. 1. 

— -Arkadenform 69. 9. 

— — — Girlandenform 69. 9. 10. 

--männliche mit ausgesprochen 

weiblichem Charakter 69. 7. 

-— Mischschrift 69. 12. 

Verbrecherische Neigungen beim 
Kind im ersten Lebensjahr 61. 239. 

-Vererbung 61. 184. 

Verbrecherische Veranlagung 66. 

304. 

Verbrecherischer Entschluß, psy¬ 
chische Voraussetzungen 64. 54. 
Verbrecherkategorien, spezielle 62. 
28. 

Verbrecherkliniken zur Ausbildung 
der "Strafrichter 68. 313. 
Verbrechertum, Einfluß des Krieges 
auf das — 67. 134. 

Verbrechertypen, geistige u. Minder¬ 
jährige 62. 112. 

— Psychologie des Massenmörders 
Wagner von Degerloch 62. 99. 

— Säufer als Brandstifter 62. 99. 

— System 65 169. 175 
Verbrechertypus nach Carvalho62.1. 

— neuer durch die Unfallversicherung 
63. 223. 

Verbrecherwerkzeuge 68. 35. 

— Primitives 68. 70 71. 
Verbrennung in religiösem Wahnsinn 

61. 187. 

Verdienst, übermäßiger im Krieg 
durch Jugendliche als Ursache von 
Delikten 67. 112. 

V e r e i n h e i 11 i ch u n g aller behördlichen 
Stempel zur Verhütung von Fäl 
schungen 61. 90. 

Vereins- u. Tanzabzeichen, Unfug 
mit dem Anlegen solcher 67. 104. 
Vererbung, Bedeutung beim Ver¬ 
brechen 61. 252. 62 1. 

— des sozial degenerativen Elements 
66. 310. 

— der Neigung zu anormalem Wesen 
66. 296. 

— selbständige der einzelnen Merkmale 
bei der Zeugung nach Mendel 61. 
182. 

Vererbungsgesetze Mendels u. ihre 
Bedeutung für die Kriminalistik 61. 
180. 

Verfolgung strafbarer Handlungen, 
Einrichtung u. Durchführung 61. 56. 
Verführung von Dienstmädchen, kau¬ 
sale Bedeutung für die Prostitution 
65 213. 


Vergiftung mit Arsenik 66. 243. 

— durch Zaubertrank 66 263. 274. 

Vergiftungen durch Verbrecher, Arten 

68. 45. 49. 

Vergleichung von Fingerabdrücken, 
neue Methode 65. 294. 

— von gefärbten Flächen 63. 87. 

Vergnügungssucht weiblicher Dienst¬ 
boten 65. 220. 

Verhandlungsfähigkeit mit beson¬ 
derer Berücksichtigung der retro¬ 
graden Amnesie 65». 303. 

Verkehr des Fetischisten mit dem 
Fetisch 64. 89. 

Verleitung zum Auswandern, Be¬ 
strafung in Ungarn 62. 195. 

Verleumderin, eine junge 61. 279. 

Verleumdung aus Eifersucht 67. 299. 

— ungarische Gesetzbestimmung 62. 
190. 

— durch Hysterische (44. 2. 

— des Vaters wegen Blutschande 69. 
67. 

— u. sittliche Verkommenheit der weib¬ 
lichen Jugend 69. 70. 71. 

Verlockungen, kriminelle im Handel 
63. 320 

Verlustliste im Kriege gefallener 
deutscher Juristen 61. 188. 

Vermindert- Zurechnungsfähige, 
strafrechtliche Sicherung der Gesell¬ 
schaft vor — 70. 1. 

-Maßnahmen nach dem gel¬ 
tenden Recht 70. 102, nach den 
Strafgesetzvorcntwürfen der Schweiz 
105. 111. 

-— Durchführung 70. 119. 

Vermißte, Nachrichtensammelstelle in 
Preußen 70. 234. 

V ermöge ns delikte weiblicher Dienst¬ 
boten 65. 192. 

-Statistik 65. 194. 

— während des Kriegs 67.136 139. 141 

Vermögensverhältnisse, Berück¬ 
sichtigung bei einer Kriminalstatistik 
63. 338. 

Vermögensvorteil, rechtswidriger, 
Begriffsbestimmung 69. 304. 
Veröffentlichung des Verhandlungs¬ 
ganges beim Strafverfahren 67. 202. 
Verrücktheit, halluzinatorische,Simu¬ 
lation 63. 145. 

Versicherungsschwindel 68. 25. 
Verständigung, unerlaubte, geheime 

67. 69. 

— der Verbrecher unter sich 68 6 
Verständnismangel für Kinder¬ 
erziehung 69 273 

Verstellungskünste der Verbrecher 

68. 15. 
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Verstimmungszustände als Ursache 
der Fugue-Zustände bei Soldaten im 
Felde 68. 280. 

Versuchung zu Diebstahl bei Dienst¬ 
boten 65. 245. 

Verteidigung, Berufsbefangenheit 66. 
214. 

— soziale gegen Verbrecher 62. 62. 

Vertragsrecht, Definition von Servin 

62. 124. 

Vertrauensbruch des Gesindes bei 
Diebstahl 65. 245. 

Vertrauens Würdigkeit, persönliche 
eines Zeugen 61. 168. 

Verurteilung, bedingte in Bagatell¬ 
sachen : obligatorische Gestaltung 66. 
370. 

— Vorschlag zur Frage der sogen, .be¬ 
dingten“ 66. 82. 

Vervielfältigung, photographische 
von Geschriebenem, Gedrucktem, 
Gezeichnetem u. dgl. ohne Kamera 
u. Linse 66. 145. 

Verwahrloste Jugendliche, Hand¬ 
schrift 65). 10. 

Verwahrlosun g. klinisch-psycholo¬ 
gische Bewertung u. Bekämpfung 70. 

268. 

Ver wah rungsansta lt en für Gewohn¬ 
heitsverbrecher, Unterbringung kri¬ 
mineller vermindert Zurechnungs¬ 
fähiger in — 70. 120. 

V erwaltungsbehörden.mangelhafte 
Durchführung der Maßnahmen bei 
gefährlichen Geisteskranken 70. 6. 

Verzeichnis, alphabetisches jenischer 
Stammwörter 65. 67. 

Vestigia terrent 66. 171. 

Viehdiebstähle durch Zigeuner 62. 
380 

Virginität, Feststellung des Befundes 
bei der Feuerbestattung 61. 132. 

Virilismus,ausgehend von denNeben- 
nieren 68. 312 

Vita sexualis, Angaben weiblicher 
Kranken 61. 13. 

der Hysterischen 06. 192. 6!). 160. 

— Invertierung durch die Kastration 
61. 67. 

Vitiligo, Haarfarbe 66. 8. 

Volkskunde u. Kriminalistik, Be¬ 
ziehungen 67. 123. 

Volksleben während der Kriegszeit 
67. 21. 

Volksmittel zur Heilung des,Wechsel- 
fiebers 66 230. 234. 

Vo r k eh r u n g bei strafbaren Handlungen 
Jugendlicher ft"). 315. 321. 325. 

Vorleben, Bedeutung für die Fest¬ 
stellung von Simulation 66. 155. 


Vorleben des Beschuldigten u. der 
Zeugen, Fcstlegen im Protokoll des 
Vorverfahrens 67. 219. 

Vormundschaft geistig Minderwer¬ 
tiger auf Antrag 66. 334. 

Vorsatz der Kindermißhandlung, Be¬ 
strafung in Österreich 65). 276. 

Vorstellungslälschungen von Hy¬ 
sterischen 64. 3. 

Vorstellungsleben, Labilität bei 
Hysterie 64. 4. 

Vortäuschung einer Gravidität, Fak¬ 
toren 66 57. 

Voruntersuchung im Strafprozeß 
61. 47. 

Vorverfahren. Protokollierung im — 
67. 198. 


W, jenische Stammwörter ft">. 71. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch 65. 58. 
Wachträumerei, pathologische bei 

Hysterie 64. 18 

>Värme, Verwenden zum Sichtbar¬ 
machen latenter Fingerabdrücke auf 
Papier (55. 284. 

Wahlhandlung Krimineller 66. 279. 
Wahnbildung und pathologischeÜber- 
wertigkeit 65. 182. 

Wahnpsychosen, akute, Anlaß zu 
Falschbeschuldigung 64. 24. 
Wahnsinn, religiöser, Selbstverbren¬ 
nung in — <51. 187. 

Wahrheit, objektive eines Zeugens 

61. 168. 172. 

Wahrnehmungstäuschungen 65. 
181 

Wahrsagen, Kampf gegen das — 
während der Kriegszeit 63. 126. 

— in Nordamerika 61. 127. 
Wahrsager, Gemcingefährlichkeit 69. 

41. 

W a h rs c h e i n 1 i ch k e i t s u r t e i 1 bei stra f- 
baren Handlungen 61. 69. 
Waisenpflege, Überwiegen bei den 
Dienstbotenkindern 65. 218. 
Wandergewerbe, kriminelle Viel¬ 
seitigkeit in Italien 63. 347. 
Wandertrieb pathologischen Charak¬ 
ters als Motiv der Fahnenflucht 69.177. 
Wankelmütigkeit bei Verbrechern 

62. 44. 

Wappen der Verbrecher, Primitives 
68. 33. 

Wappenzinken derGauner,Bedeutung 

63. 15. 16. 

Warenbestellungen, unlautere von 
Soldaten im Krieg 67. 4. 
Warenhausdiebe, Überweisen erst¬ 
mals gefaßter an einen Gerichtspsychi¬ 
ater 63. 106. 
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Warenhausdiebinnenmit besonderer 
Berücksichtigung sexueller Motive 
6T». 103. 

— —-Kasuistik 65. 121. 

— Psychologie «I. 17. 65. 113. 

— Warenhausangestellte als — 65. 112. 
Warenhausdiebstahl als typisches 

feminines Delikt «5. 106 107. 113. 

‘ — aus Sucht zur Masturbation mit Seide 
61. 9. 

Wartepersonal. Wert der Bekundun¬ 
gen bei Feststellung von Simulation 

63. 217. 

Wasserzeichen im Papier, Fälschun¬ 
gen und deren Nachweis 67. 93. 

— — und Urkundenfälschungen 67. 86. 
Wechselbälge, erlauben in Sachsen 

an — <51. 114. 

Wehrlosigkeit einer blödsinnigen 
Frauensperson 66. 60. 
Weltuntergang am 12. April 1915, 
eine Prophezeiung von Olschowy 

61. 174. 

Werkzeug zum Schreiben eines Testa¬ 
ments 61. 262. 

der Verbrecher. Primitives 68. 35. 
Wertbriefe, betrügerische Beschwe- j 
rung 67. 81. 

Werwolf, Glaube in Kanada an — 
61. 126. 

Wichtigmacher. Aufklärung eines 
Überfalles durch selbstgefälligen 

64. 110. 

Widerstand gegen die Staatsgewalt 
von Arbeitern im Handel und Ver¬ 
kehr, Statistik 63. 320. 328- 
egen die Staatsgewalt, Entschei- 
ungen vom ungarischen obersten 
Gerichtshof 62. 188. 
Wiederaufnahmsbegehren als Ver- 
brechenjmotiv 67. 223. 
Wiedervergeltung, Ausgangspunkt 
der Rechtspflege nach l.etourneau 

62. 15. 

Wiederverheiratung der Witwen, 
Verbot in Indien 06. 182 
Wilddiebstahl durch Aufstellen von 
Tierfallen oder durch Legen von 
Schlingen 68. 35. 

Wilden-Nettelbeck. Sensationspro- 
zefl in Elberfeld (Epikritisches) 66. 
179. 

Wille und Begehrung. Unterschied 
62. 76. 

— böser der Filtern bei der Kinder¬ 
erziehung Oft. 274 ; 

— zum Schlaf 6'». 351. 
Willensbestimmung, freie,Ausschluß 

nach dem R.-Str.-ü. 68. 176. 

Wil lensfreiheit,Theorie von Alimena 
62. 290, von Ferri (52. 127. 128, von 


Lucas (52. 56, von Morote 62. 16, von 
Tarde 62. 157. 

— Wesen und Bedeutung in der Straf¬ 
rechtslehre 61. 209. 

Willensleben, Defekte (56. 293. 
Willenslehre Schopenhauers 63. 254. 

256. 

Willkür ha ndlung 63. 280. 
Wirksamkeit des sozialen Ver¬ 
brechensfaktors 63. 365. 
Wirtshausverbot für verbrecherische 
Geisteskranke 70. 129. 

— für Jugendliche in Bayern (57. 73 
Wirtschaftliche Verhältnisse, Be¬ 
ziehungen zur Kriminalität (57. 303. 

Wissenschaft, Verwertung des Kine- 
matographen in — 67. b/. 
Wissenschaften, Einteilung (51. 218 
Witzblatt-Prinzipien 65. 345. 
Wörterbuch, deutsch-jenisches (53. 31 
97 372. (44. 297 65. 33. 

— des Konstanzer Hans 65. 6. 
Wohltätigkeit. Ausnützung durch 

Lügen 68. 28. 

Wohltätigkeitsschwindler im Krieg 
(57. 9. 

Wol len, psychischer Vorgang(52. 73.74. 
Wollustgefühl beim Diebstahl von 
Seidenstoffen (51. 7. 

— beim Rauschen der Seide 61. 5. 
Wortschatz eines Zeugen, Berück¬ 
sichtigung bei der Aussage 61. 171. 

Wortverzeichnis jenischer aus der 
Zigeunersprache stammender Wörter 

65. 29. 

— veralteter, umgeänderter jenischer 
Wörter (53. 25. 

Wortzusammensetzungen in der 
jenischen Sprache 65. 14. 
Wucherpreise als Folge des Krieges 
67. 13. 

Wudu-Doktoren in Amerika (51. 127. 
Wunderdoktor von Pausa, Anklage 
wegen Heilverfahren (51. 119 
Wunderdoktoren in Nordamerika (51. 
129. 

Wunderheilungen in Lourdes, ein 
Fall vor Gericht (51. 99. 

Z, jenische Stamm Wörter 65. 71. 

— deutsch-jenisches Wörterbuch (55. 63. 
Zaghaftigkeit, Anlaß zur Desertion 

(50. 182. 

Zahnmerkmale einzelner Berufs- 
klasscn (5(5. 325. (57. 114. 
Zahnsachverständiger, Aufgaben 
6(5. 331. 

Zauberei in Deutsch-Ostafrika 61. 130 
im 17. Jahrhundert 66. 284. 

Lernen aus Zauberbüchern (51. 114. 
der Zigeuner 61. 113. 
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Zauber-Glaube der Verbrecher, Pri¬ 
mitives (58. 60. 61. 64. 

Zauber-Mixturen, gifthaltige als 
Aphrodisiaca (Mt. 226. 

Zauberpriestcr, Tätigkeit bei den 
verschiedenen Völkern niedriger Kul¬ 
tur 08. 64. 

Zaubersp ruch, Aberglaube der Diebe 
an solchen ($8. 58. 

Za über trank aus strychninhaltigen 
Krähenaugen 60. 272. 277. 

Zeichensprache der Verbrecher 68. 6 

— Ähnlichkeit mit der Taubstummen¬ 
sprache und der Blindenschrift 68. 69. 

Zeichnungen, photographische Ver¬ 
vielfältigung 69. 145. 

Zeitmangel als Ursache vernachlässig¬ 
ter Frziehungspflichten im Kriege 
69. 272. 

Zeitungsnachfragen, betrügerische, 
Bedeutung für dieProstitution 65.212. 

Zeitungsnotizen über angebliche Er¬ 
folge der Polizeihunde 05. 344. 

Zellit, Anwendung bei gefährdeten 
flachen Gegenständen 63. 87. 88. 

Zelluloidkatastrophe,neu rologische 
und psychologische Erfahrungen 69. 

Zentralanstalten für verbrecherische 
Geisteskranke, Errichtung in England 
79. 93, in Italien und den V. St. 
Nordamerikas 95, in der Schweiz 97. 

Zentrale fiir kriminalistische Volks¬ 
kunde, Gründung 67. 126. 

Zeugenaussagen 02. 178. 

— divergierende 65. 179. 

— bei Körperverletzungen eines Wach¬ 
manns durch einen Fiaker 05. 156. 

— Psychologie: Schema 61. 167. 

— unwahre, Vermutung aus Handschrif- 
ten-Eigentiimlichkeiten 69. 5. 

Zeugen befra gu n g, suggestive, durch 
den Angeklagten <4. 125. 

Zielvorstellungen, sexuelle Fahnen¬ 
flüchtiger 68. 265. 

Zigeuner, Neigung zur Fahnenflucht 
69. 178. 

— Prostitution bei spanischen 66. 188. 

— Schilderung von Cervantes 62. 378. 

— Zauberei in Sachsen 61. 113. 

Zigeunererkennungsstellen. Ein¬ 
richtung 69. 179. 

Zigeunersprache, Einfluß auf das 
Jenische 65. 9. 16. 

Zinken zur geheimen Verständigung 
der Gauner und Verbrecher 68. 8. 

— akustische 68. 13. 

— graphische 6S. 8. 

-Ähnlichkeit der Schrift der An¬ 
alphabeten 6S. 69. 

— Primitives 6S. 29. 33 


Zinken, Stichener 68. 19. 

Zivilbevölkerung, Kriminalität wäh¬ 
rend des Krieges 67. 139. 

Zivilgericht, Vorkommen von Simu¬ 
lationsfällen 65. 208. 218. 

Zivilrechtliche Bedeutung der 
künstlichen Befruchtung 66. 169. 

Zivil rech tl iche Stellung der Kastra- • 
ten 64. 68. 

„Zone des Schweigens", Anleitung 
zu Beobachtungen 65. 241. 

Zorn, Auftreten bei den Kindern 61. 
239. 

Zuchthauspolitik, Neuorientierung 
67. 253. 

Zuckerbäcker, Zahnkaries 6(5. 325. 
67. 115. 

Züchtigung, erlaubte nach v.Schwarze 
65. 48. 

Z ü c h t i g u n g s r e c h t, a bgeleitetes 65.47 

— Begründung 65. 62. 

— strafrechtliche Seite 65. 65. 66. 

Zufälle und Indizienbeweise (55). 127. 

i Zufriedenheit, Unabhängigkeit vom 
Willen nach Lucas 02. 58. 

Zuhälter, Anhänglichkeit der Dirnen 
(52. 39. 

Zunftwesen. Gewerbepolizei durch — 
65. 59. 

Zurechnung, Unterscheidung von Zu¬ 
rechenbarkeit nach lnnamorati 62. 
294. 

Zurechnungsfähigkeit, Beurteilung 
von Ferri (52. 131, von FouilK? 62. 
207. 

-vom ungarischen höchsten Ge¬ 
richtshof (52. 186. 

— geminderte 65 140. 

-Begriff 70. 59. 61. 63. 

— strafprozessuale Feststellung 70. 
70. 

— — Ursachen (52. 131. 

— Homosexueller 68. 246. 

— Hysterischer 65. 216. 

— Jugendlicher 68. 161. 

— unterscheidende Merkmale von Un¬ 
zurechnungsfähigkeit 62. 54. 

— bei mangelndem moralischen Sinn 
62. 28. 

Zuständigkeit der Gerichte in Bayern 
(bis 1861) (54. 192 (bis zur Reichs¬ 
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Verlag von Julius Springer in Berlin W 9 

Die wissenschaftlichen Grundlagen 

für die 

kommende Strafrechtsreform! 

Strafrecht und Auslese 

Eine Anwendung des Kausalgesetzes 
aut“ den recht brechen den Menschen 

Von 

Dr. Hans von Hentig 

Mit 14 graphischen Darstellungen 
„ Preis M. 6.— *) 

Der Münchener Kriminalist führt seine Auffassung, das Strafrecht sei ein gesell¬ 
schaftlicher Mechanismus, den asozialen Menschentypus zu unterdrücken, durch den 
ganzen allgemeinen Teil des Strafrechts durch. 

Von besonderem Interesse sind Hentigs Untersuchungen über die Fehlleistungen 
des Strafrechts (unentdeckte, nicht angezeigte, freigesprochene schuldige Kriminelle 
und unschuldig Verurteilte) und über die bisher kaum beachteten Fernwirkungen der 
Strafe auf Kinder und Ehegatten der Verurteilten. 

Aus den Besprechungen: 

Der einsl so heiße Streit der Slrafrechtsschulen ist in der letzten Zeit ruhiger 
Kompromißarbeil an den großen Strafrechtsvorlagen gewichen, die in den lelzlen 
Jahren zu erledigen sind. Das Hecht zur Störung dieses nachbarlichen Friedens darf 
nur dein zugebilligt werden, der etwas wirklich Neues, Bedeutungsvolles zu sagen 
weiß. Die Frage, ob die vorliegende Arbeit dieser Anforderung entspricht, muß ich 
rückhaltslos bejahen. Eine heißblütige Persönlichkeit von erstaunlichem Gedanken¬ 
reichtum und umfassender wissenschaftlicher Bildung spricht aus dem Buche, das 
den Versuch macht, das Strafrecht als Mittel der Auslese des „sozialen Menschen“ 
aufzufassen. Juristisches Literalurblatt vom lö. Mai 191-1. 


*) Hierzu öO °/o Teuerungszuschlag, 
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Bekanntmachung. 

Die Zwischenscheine für die 4 1 J 2 °| 0 Schatzanweisungen der 
VIII. Kriegsanleihe und für die 4 , | 2 "|« Schatzanweisungen 
von 1918 Folge VIII können vom 

4. November d. Js. ab 

in die endgültigen Stücke mit Zinsscheinen umgetauscht werden. 

Der Umtausch findet bei der „Umtauschstelle für die Kriegsanleihen“, 
Berlin W 8, Behrenstraße 22, statt. Außerdem übernehmen sämtliche Reichs¬ 
hankanstalten mit Kasseneinrichtung bis zum 15. Juli 1919 die kostenfreie Ver¬ 
mittlung des Umtausches. Nach diesem Zeitpunkt können die Zwischenscheine 
nur noch unmittelbar bei der „Umtauschstelle für die Kriegsanleihen“ in 
Berlin umgetauscht werden. 

Die Zwischenscheine sind mit Verzeichnissen, in die sie nach den Beträgen 
und innerhalb dieser nach der Nummernfolge geordnet einzutragen sind, während 
der Vormittagsdienststunden bei den genannten Stellen einzureichen; Formulare 
zu den Verzeichnissen sind bei allen Reichsbankanstalten erhältlich. 

Firmen und Kassen haben die von ihnen eingereichten Zwischenscheine 
rechts oberhalt) der Stücknummer mit ihrem Firmenstempel zu versehen. 


Mit dem Umtausch der Zwischenscheine für die 5°/o Schuldverschreibungen 
der VHI. Kriegsanleihe in die endgültigen Stücke mit Zinsscheinen kann erst 
später begonnen werden ; eine besondere Bekanntmachung hierüber folgt alsdann. 


Von den Zwischenscheinen der früheren Kriegsanleihen ist eine größere 
Anzahl noch immer nicht in die endgültigen Stücke umgetauscht worden. Die 
Inhaber werden aufgefordert, diese Zwischenscheine in ihrem eigenen Interesse 
möglichst bald bei der „Umtauschstelle für die Kriegsanleihen“ Berlin W 8, 
BehrenstraÜe 22, zum Umtausch einzureichen. 

Berlin, im Oktober 1918. 


Reichsbank-Direktorium. 


Ravenstein. v. Grimm. 
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